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Vorwort
Der vorliegende Sammelband geht auf eine Tagung der Sektion »Soziale In-
dikatoren« in der Deutschen Gesellschaft für Soziologie (DGS) zurück, die 
am 21. und 22. März 2018 an der Universität Duisburg-Essen stattfand. Ziel 
der Tagung war es, die populäre Diagnose einer angstbestimmten Gesell-
schaft einer kritischen, empirisch informierten Prüfung zu unterziehen und 
aktuelle Forschungsergebnisse zur Gefühlslage der Menschen in Deutsch-
land zusammenzutragen. Unser Dank gilt zuallererst allen Autorinnen und 
Autoren der Beiträge in diesem Band für die gute Zusammenarbeit. Die 
einzelnen Beiträge tragen dazu bei, mehr über die Verbreitung von Sorgen 
und Ängsten sowie deren soziale Strukturierung und Folgen zu erfahren. 
In der Gesamtschau relativieren die Beiträge die generalisierte Diagnose 
einer Angstgesellschaft, machen aber zugleich deutlich, dass sich Menschen 
durchaus um ihre zukünftige Lebenssituation und den Zustand der Gesell-
schaft insgesamt sorgen  – mit beachtlichen Folgen für ihr Wohlbefinden 
und ihre politischen Einstellungen.
Unterstützung erhielten wir sowohl bei der Durchführung der Tagung 
in Duisburg als auch bei dem Layout und der Korrektur des Manuskriptes. 
Dafür bedanken wir uns bei Auke Aplowski, Silke Demmler, Marcus Ger-
cke, Sophie Schuller und Leonie C. Steckermeier. Unser Dank gilt auch dem 
Rektorat der Universität Duisburg-Essen, das die Tagung im Rahmen des 
Programms zur Förderung des exzellenten wissenschaftlichen Nachwuch-
ses finanziell unterstützt hat. Besonders freut uns, dass wir dank des BMBF-
Projektes OGeSoMo der Universitätsbibliothek Duisburg-Essen diesen Sam-
melband als Open-Access-Publikation bereitstellen können.
Schließlich bedanken wir uns beim transcript Verlag und insbesondere 
bei Gero Wierichs dafür, dass sie unseren Sammelband in das Programm 
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aufgenommen und uns bei der technischen Umsetzung des Manuskriptes 
tatkräftig unterstützt haben.
Duisburg/Magdeburg, Dezember 2018
Christiane Lübke & Jan Delhey
Sorgen und Ängste 
in soziologischen Gegenwartsdiagnosen 
Eine kritische Bestandsaufnahme
Jan Delhey und Christiane Lübke
Ein »mit Beklemmung, Bedrückung, Erregung einhergehender Gefühls-
zustand [angesichts einer Gefahr]; [ein] undeutliches Gefühl des Bedroht-
seins«  – so definiert der Duden Angst. Ein unangenehmes, aber auch na-
türliches Gefühl, das wir alle kennen und in unterschiedlichsten Situationen 
schon erlebt haben. Glaubt man populären Zeitdiagnosen, treten Sorgen 
und Ängste heute immer häufiger und stärker auf und sind zu einem, ja dem 
bestimmenden Gefühl moderner Gesellschaften geworden. Demnach leben 
wir in einer »Gesellschaft der Angst« (Bude 2014), in der die Menschen sich 
um praktisch alle Bereiche ihres eigenen Lebens wie auch um den Zustand 
der Gesellschaft insgesamt sorgen. Bedrohungen scheinen dabei überall zu 
lauern: Wiederkehrende Wirtschafts- und Finanzkrisen, die Globalisierung 
und die Technisierung der Arbeitswelt, der Umbau des Wohlfahrtsstaates, 
Kriege und Terrorismus, Naturkatastrophen und Klimawandel  – die Liste 
ließe sich sicher weiter fortführen. Die Menschen, so die Diagnosen, reagie-
ren auf diese und andere Entwicklungen mit wachsenden Sorgen und Ängs-
ten, die von persönlichen Abstiegs-, Inferioritäts- und Verlustängsten bis zu 
gesellschaftsbezogenen Sorgen reichen, die sich um den gesellschaftlichen 
Zusammenhalt, über die Zuwanderung oder um die Aufrechterhaltung von 
Ordnung und Sicherheit ranken.
Diese konkreten Sorgen und Ängste sind für Autoren1 wie Heinz Bude 
Symptome für ein grundsätzliches Angstgefühl, das sich im Vergleich zu 
früher – wobei offen bleibt, von welchem »früher« eigentlich genau die Rede 
1  Die in diesem und weiteren Beiträgen des vorliegenden Sammelbandes gewählte männ-
liche Form bezieht sich immer zugleich auf weibliche und männliche Personen.
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ist  – ausbreitet und mittlerweile das gesamte Leben betrif ft. Man kann 
Angst »vor der Zukunft haben, weil bisher alles so gut geklappt hat; man 
kann jetzt im Moment Angst vor dem nächsten Schritt haben, […] [oder] 
Angst vor der Vergangenheit« (Bude 2014: 11). Es sei ein diffuses Gefühl von 
Ungewissheit und Verlustangst entstanden, das man auch als Kontingenz-
angst beschreiben könnte (vgl. Dehne 2017).
Auch in anderen Zeitdiagnosen ist Angst ein wichtiges Thema, wobei oft-
mals ein bestimmter Ausschnitt aus dem Universum möglicher Ängste im Mit-
telpunkt steht. In Ulrich Becks »Risikogesellschaft« (1986), heute ein moderner 
Klassiker, sind es vor allem Ängste, die mit der individualisierten Lebensfüh-
rung und den technologisch-ökologischen Risiken der Industriegesellschaft 
zu tun haben. In Sighard Neckels (2008) Diagnose einer »Erfolgskultur« sind 
es vor allem Statusängste  – Befürchtungen, im Konkurrenzkampf einer 
erfolgsorientierten Marktgesellschaft nicht zu bestehen und zu den Verlie-
rern zu gehören. Und in Oliver Nachtweys »Abstiegsgesellschaft« (2016) ist 
es vor allem die Angst vor dem sozialen Abstieg und der Verschlechterung 
des Lebensstandards, die die Menschen umtreibt. Im Folgenden fassen wir – 
zugegebenermaßen vereinfachend  – alle Zeitdiagnosen, in denen Sorgen 
und Ängste eine tragende Rolle spielen, unter dem Begriff der »Angstgesell-
schaft« zusammen.
Dass sich überhaupt solch ein düsterer gemeinsamer Nenner finden 
lässt, ist an sich schon bemerkenswert. Es hat sich unverkennbar ein pessi-
mistischer Grundton in aktuellen Gegenwartsdiagnosen etabliert, der einen 
großen Kontrast darstellt zu der eher optimistischen Art und Weise, wie in 
den 1970er, 1980er und frühen 1990er Jahren »das Neue« an der Gesellschaft 
beschrieben wurde. So kannte Daniel Bells postindustrielle Gesellschaft in 
der kulturellen Sphäre vor allem einen experimentellen Hedonismus (Bell 
1991, englisches Original von 1978), den er übrigens keineswegs guthieß, 
während Ronald Inglehart (1971) den Wertewandel hin zum Postmaterialis-
mus hervorhob, getragen vom weitverbreiteten Gefühl existenzieller Sicher-
heit. Für die deutsche Soziologie stellt sicherlich die »Erlebnisgesellschaft« 
von Gerhard Schulze (1992) den Höhepunkt der optimistischen Zeitdiagnose 
dar. Beschäftigt mit ihrem Projekt des schönen Lebens, verspüren die in-
nenorientierten Erlebnissuchenden Sorgen und Ängste eher in der Luxus-
variante: Habe ich das richtige gewählt? Verpasse ich etwas? Wenn man den 
neuesten Zeitdiagnosen Glauben schenkt, sind diese unbeschwerten Zeiten 
vorbei. Die Diagnose Angstgesellschaft ist jedenfalls vom Feuilleton und der 
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Belletristik vielfach aufgegriffen und damit an eine breite Öffentlichkeit 
vermittelt worden. So ist die Rede vom »Lebensgefühl Angst« (Schmidbauer 
2015) oder der »Generation Angst« (Pauer 2011).
Sorgen und Ängste sind den Angstdiagnosen zufolge jedoch nicht nur 
auf einem historischen Höchststand, sie sind zudem in allen Bevölkerungs-
schichten angewachsen und würden »keine sozialen Grenzen« mehr kennen 
(Bude 2014: 3). Schon Mitte der 1980er Jahre beschreibt Ulrich Beck Angst als 
den neuen Kitt einer Risikogesellschaft, in der Unwägbarkeiten und ökolo-
gische Gefahren nicht mehr entsprechend der sozioökonomischen Ressour-
cen verteilt sind, sondern die gesellschaftliche Schichtung unterlaufen und 
früher oder später alle Bevölkerungsgruppen »erwischen« (Beck 1986:  30). 
Während Beck dabei vor allem technisch-ökologische Gefahren im Blick hat-
te (Stichwort: »Not ist hierarchisch, Smog ist demokratisch«, Beck 1986: 48), 
sollen aktuell vor allem Abstiegsängste über alle Schichtgrenzen hinweg ver-
breitet sein. So beschreibt Oliver Nachtwey in seinem Buch »Die Abstiegs-
gesellschaft« eine Gesellschaft, in der »Erwerbstätigkeit […] zunehmend 
weniger Menschen Sicherheit, Status und Prestige sowie die Möglichkeit 
einer kontinuierlichen Lebensplanung« (Nachtwey 2016: 121) bietet. In dieser 
Gesellschaft scheint »die kollektive Angst vor dem sozialen Abstieg allgegen-
wärtig zu sein« (Nachtwey 2016: 7). Verstärkt wird diese Angst noch dadurch, 
dass die ökonomische Ungleichheit steigt und vom wachsenden Wohlstand 
nur noch eine kleine Schicht profitiert, nicht mehr aber der normale, ab-
hängig Beschäftigte. Das düstere Szenario, das hier gezeichnet wird, ist das 
einer Gesellschaft, in der es für viele nur noch bergab geht – und in der Angst 
das vorherrschende Gefühl ist.
Unsicherheit entsteht jedoch nicht nur durch den Arbeitsmarkt und we-
niger stabile Erwerbskarrieren, sondern auch durch einen Abbau wohlfahrts-
staatlicher Anrechte und Leistungen. Fungierte der deutsche Sozialstaat mit 
seinem umfangreichen System der sozialen Sicherung und dem Prinzip des 
Statuserhalts lange Zeit als »Angsthemmer«, werde er nun selbst zu einem 
»Angstfaktor« (Betzelt/Bode 2017). Vor allem die zwischen 2003 und 2005 
umgesetzten Hartz-Reformen lösten Sorgen und Ängste aus, weil sie einen 
Systemwechsel von einem Status erhaltenden hin zu einem auf Eigenver-
antwortung setzenden, rein existenzsichernden Wohlfahrtsstaat bedeuten 
(Knuth 2006). Der deutsche Sozialstaat, so eine aktuell vorgebrachte These, 
trage seitdem eher zur Verunsicherung als zur Beruhigung der Menschen 
bei (Betzelt/Bode 2018, vgl. auch Erlinghagen 2010; Lübke/Erlinghagen 2014).
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Andere Autoren betonen die kulturellen Veränderungen der letzten Jahr-
zehnte, die ebenfalls angstfördernd seien. Vor allem angelsächsische Autoren 
verweisen hier auf den um sich greifenden Konsumerismus, durch den Sta-
tussymbole an Bedeutung gewonnen hätten. Die Gesellschaft, die der »egois-
tische Kapitalismus« (James 2008) schaffe, gleiche einem Statusrennen, bei 
dem eben nur wenige gewinnen können – und viele verlieren. Sighard Ne-
ckel (2008) hat auch Deutschland in den Kategorien einer solchen statusbe-
sessenen Erfolgskultur analysiert. Der knallharte Wettbewerb und der Ge-
winnerkult machten natürlich zuvorderst den Verlierern zu schaffen, aber 
auch die Gewinner zahlen ihren seelischen Preis, weil es auf (fast) jeder Stufe 
des Erfolgs immer einen noch Erfolgreicheren gibt.
Besondere Aufmerksamkeit schenken aktuelle soziologische Zeitdiagno-
sen der Mittelschicht, die wie ein Seismograph besonders stark auf die ge-
nannten sozialen, ökonomischen, wohlfahrtsstaatlichen und kulturellen Ver-
änderungen reagiere (Schöneck/Ritter 2017; Schimank/Mau/Groh-Samberg 
2014; Mau 2012). Die Mitte der Gesellschaft gilt als vergleichsweise gut abge-
sichert, verfügt sie doch, objektiv betrachtet, über ausreichend Ressourcen, 
um auch in Krisenzeiten ihren Status sichern zu können. Dennoch attestie-
ren einige Forscher eine Krise der Mittelschicht (Mau 2012; Schimank/Mau/
Groh-Samberg 2014). Ökonomische Sorgen und Abstiegsängste, so die Dia-
gnose, machen auch vor der Mittelschicht nicht mehr halt (Mau 2012). Diese 
Diagnose der f lächendeckenden Verunsicherung bis in die Mitte der Gesell-
schaft hinein hat auch Eingang in die Sozialstruktur-Lehrbücher gefunden 
(siehe z. B. Geißler 2014: 265 f f.). Zwar gibt es auch empirische Arbeiten, die 
die Verunsicherung der Mitte relativiert haben (Lengfeld/Ordemann 2017; 
Burzan/Kohrs/Küsters 2014); dennoch steht die Mittelschicht immer wieder 
im Zentrum von Angstdiagnosen, z. B. in der schon angesprochenen »Ab-
stiegsgesellschaft« Nachtweys. Damit einher geht die (meist implizite) An-
nahme, dass sich Sorgen und Ängste immer mehr von tatsächlichen Bedro-
hungen lösen und eine Eigendynamik entwickeln (Dehne 2017: 87–90).
Die Diagnose Angstgesellschaft ist vielleicht auch deshalb so populär, 
weil sie eine (einfache) Erklärung für den Erfolg v. a. populistischer Bewe-
gungen rund um den Globus liefert, angefangen bei der Etablierung der 
AfD in Deutschland, dem Wahlerfolg Donald Trumps in den USA bis hin 
zum Votum für den Brexit in Großbritannien. So wird häufig auf die tief-
greifenden Sorgen und Ängste der sogenannten Modernisierungsverlierer 
verwiesen, die im Zuge des sozioökonomischen Wandels ihre Status einge-
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büßt haben oder zumindest darum fürchten müssen. Diese of fenbar akuten 
Abstiegssorgen breiter Kreise der Bevölkerung sollen das Vertrauen in die 
etablierten Parteien und Institutionen geschwächt und den Nährboden für 
die meist rechtspopulistischen Parteien und Bewegungen bereitet haben 
(Betzelt/Bode 2017; Nachtwey 2015, 2016). Zuwanderer und andere Minder-
heiten werden dabei »nur« zur Projektionsf läche der Verlust- und Abstiegs-
ängste.
Alle Angstdiagnosen  – so unterschiedlich sie im Detail auch sein mö-
gen  – lassen sich unseres Erachtens auf die folgende Formel bringen: Sie 
nehmen an, dass Sorgen und Ängste erstens so stark angestiegen sind, dass 
sie heute zu einem bestimmenden Merkmal moderner Gesellschaften ge-
worden sind. Nie waren demnach die Sorgen der Menschen größer und viel-
fältiger als in den letzten Jahren und schließen sowohl persönliche als auch 
gesellschaftsbezogene Sorgen ein. Sorgen und Ängste sind zweitens in allen 
Bevölkerungsschichten angestiegen und kennen daher keine sozialen Gren-
zen mehr. Auch die objektiv eigentlich nach wie vor gut abgesicherte Mittel-
schicht wird aktuellen Angstdiagnosen zufolge zunehmend und in großem 
Maße von Sorgen und Ängsten geplagt. Und drittens sind Sorgen und Ängste 
heute folgenreicher für Individuen und Gesellschaft, da sie zunehmend das 
Denken und Handeln der Menschen beeinf lussen. Insbesondere werden ge-
stiegene Sorgen und Ängste mit einer gewissen politischen Unzufriedenheit 
und dem Erstarken rechtspopulistischer Bewegungen und Parteien verant-
wortlich gemacht. Dies sind drei Kriterien, anhand derer man die Diagnose 
Angstgesellschaft überprüfen kann.
So geläufig und auch eingängig die Rede von der Angstgesellschaft ist, 
so wenig kann sie derzeit als empirisch gesichert gelten. Derzeit wissen wir 
nicht umfassend, welche Sorgen und Ängste für welche Bevölkerungsgrup-
pen mit welchen Konsequenzen angestiegen sind. Dies mag den Leser über-
raschen; haben Autoren wie Bude, Neckel oder Nachtwey – um in Deutsch-
land zu bleiben – mit ihren Büchern denn nicht bereits den Nachweis geführt, 
dass Sorgen und Ängste die Menschen heute fest im Griff haben? Wir glau-
ben nein, denn so plausibel diese Zeitdiagnosen geschrieben sein mögen, sie 
setzen sich keineswegs systematisch und schon gar nicht originär-empirisch 
damit auseinander, was in den Köpfen (und Herzen) der Menschen vorgeht. 
Primär werden in ihnen eine Reihe sozialer Wandlungsprozesse beschrieben, 
die durchaus dazu führen können, dass sich die Menschen mehr Sorgen ma-
chen und mehr ängstigen als früher. Nur, ob dem tatsächlich so ist, wird weit 
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weniger stichhaltig belegt, als es die forschen Buchtitel und zweifelsfreien 
Deutungen glauben machen.
Empirische Befunde werden in Zeitdiagnosen, zumal wenn sie auf eine 
breite Leserschaft abzielen, gerne von anderen Forschern übernommen und 
zur Illustration eingestreut, um das eigene Argument zu stützen. Daran ist 
gar nichts Falsches. Klar ist aber auch, dass dies selten eine ergebnisoffene 
Vorgehensweise ist. Gerade bei Budes »Gesellschaft der Angst«, aber auch 
bei den anderen Autoren, ist eine gewisse empirische Unterzuckerung nicht 
zu übersehen. Dies ist auch deshalb überraschend, weil die deutsche Wohl-
fahrtsforschung eine lange Tradition hat, sich auf der Basis von repräsenta-
tiven Bevölkerungsumfragen mit positiven wie auch negativen Komponen-
ten des subjektiven Wohlbefindens auseinanderzusetzen (vgl. Glatzer/Zapf 
1984). Bezeichnenderweise ist der erste empirische Verweis, der sich in der 
»Gesellschaft der Angst« in einer Fußnote findet, eine Studie im Auftrag der 
Frauenzeitschrift »Brigitte«. Vieles spricht dafür, dass in den Zeitdiagnosen 
weder Material noch Methoden der empirischen Sozialforschung (und das 
heißt hier vor allem: der akademischen Umfrageforschung) hinreichend ge-
nutzt wurden, um der Frage nachzugehen, wie sich die Befindlichkeiten der 
Menschen in Deutschland über die letzten zwanzig, dreißig Jahre entwickelt 
haben.
Zielsetzung und Struktur des Sammelbandes
Ziel des vorliegenden Sammelbandes ist es deshalb, empirische Arbeiten zur 
Gefühlslage der Menschen zu bündeln und einer breiten Leserschaft zu-
gänglich zu machen. Damit soll die Diagnose einer angstbestimmten Gesell-
schaft einer kritischen, empirisch informierten Prüfung unterzogen werden.
Der Sammelband beginnt mit zwei Beiträgen, die einen deskriptiven 
Überblick über die Verbreitung und Entwicklung von Sorgen und Ängsten in 
Deutschland liefern. Christiane Lübke zeigt in ihrem Beitrag auf, welche Be-
völkerungsgruppen sich aktuell welche Sorgen machen und welche Sorgen 
und Ängste in den vergangenen Jahrzehnten angestiegen sind. Sie nutzt da-
für die repräsentativen Daten des Sozio-oekonomischen Panels, die in West-
deutschland bis 1984 und Ostdeutschland bis 1990 zurückreichen und jährli-
che Informationen sowohl zu persönlichen als auch gesellschaftsbezogenen 
Sorgen enthalten. Persönliche Sorgen und Ängste beziehen sich auf konkrete 
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Lebensbereiche der Befragten und umfassen beispielsweise die Sorge um die 
eigene Altersvorsorge, die eigene Gesundheit oder den eigenen Arbeitsplatz. 
Gesellschaftsbezogene Sorgen beziehen sich hingegen auf Bereiche, die 
außerhalb des unmittelbaren Einf lussbereiches des Einzelnen liegen. Dazu 
zählen Sorgen über die Kriminalitätsentwicklung, die Zuwanderung, den 
Schutz der Umwelt und die allgemeine wirtschaftliche Entwicklung. Über 
die letzten Jahrzehnte hinweg lassen sich immer wieder Phasen beobachten, 
in denen bestimmte Sorgen und Ängste besonders stark verbreitet waren, 
dann aber meist auch schnell wieder zurückgegangen sind. Mitte der 2000er 
Jahre beispielsweise dominierten wirtschaftliche Sorgen die Gefühlslage in 
Deutschland, während diese aktuell auf einem historischen Tiefstand sind. 
Dafür sorgen sich die Menschen vornehmlich um Themen rund um Zuwan-
derung und Sicherheit, was wiederum in Zusammenhang steht mit kon-
kreten Ereignissen wie der aktuell starken Flüchtlingszuwanderung, dem 
Erstarken rechtspopulistischer Bewegungen und Parteien sowie in Europa 
verübten Terroranschlägen. Persönliche Sorgen sind meist deutlich geringer 
als gesellschaftsbezogene Sorgen. Sie hängen vor allem mit individuellen 
Merkmalen zusammen und sind daher in der Aggregatebene, mit Ausnahme 
wirtschaftlicher Sorgen, über die Zeit vergleichsweise stabil.
Anschließend widmet sich Holger Lengfeld in seinem Beitrag noch ein-
mal gesondert den Abstiegssorgen der Deutschen und zeichnet deren Ver-
breitung und Entwicklung im Zeitverlauf nach. Auch seine Analysen mit 
den Daten des Sozio-oekonomischen Panels zeigen, dass die Abstiegsangst, 
operationalisiert als Angst vor dem Verlust des Arbeitsplatzes, nach einem 
längeren Anstieg seit Mitte der 2000er Jahre stark rückläufig und aktuell auf 
einem historischen Tiefstand ist. Vor allem in Ostdeutschland sind die Ab-
stiegssorgen in den letzten Jahren stark zurückgegangen, auch wenn sich die 
Ostdeutschen noch immer mehr Sorgen machen als die Westdeutschen. Ein 
Grund ist sicherlich die gute wirtschaftliche Entwicklung. Darüber hinaus 
scheint es, so schlussfolgert der Autor, als hätten die Menschen in Deutsch-
land gelernt, mit den Risiken globalisierter Arbeitsmärkte und zunehmend 
unsicherer Erwerbskarrieren umzugehen. Schichtspezifische Unterschiede 
bleiben allerdings weiterhin bestehen: Je höher das Ausbildungsniveau und 
damit die Schichtposition, desto besser sind die Arbeitsmarktchancen und 
desto weniger Sorgen berichten die Erwerbstätigen.
Der Beitrag von Andreas Schmitz macht in grundlagentheoretischer Ab-
sicht darauf aufmerksam, dass Angst immer schon als Bestandteil gesell-
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schaftlicher Verhältnisse zu begreifen ist. In Anlehnung an Pierre Bourdieus 
Konzept der symbolischen Herrschaft arbeitet Schmitz acht idealtypische 
Funktionen heraus – z. B. Ungleichheit zu verschleiern und zu legitimieren. 
Sodann wendet er diese Perspektive auf Ängste an und illustriert damit de-
ren manifeste wie latente Funktionen. Dies führt zu einer Reihe von wichti-
gen Einsichten. So sind Ängste als gekoppelt an die Kapitalausstattung der 
Akteure und deren Positionierung im sozialen Raum (bzw. Feld) zu sehen, 
die tief im Habitus der Menschen verankert sind; weiterhin sind die Ängste 
bestimmter Bevölkerungsgruppen nicht isoliert voneinander zu betrachten, 
sondern über Angstrelationen. Wie es für die Bourdieu’sche Theorietradi-
tion charakteristisch ist, wird dabei auf das Spiel der Distinktion bzw. den 
Kampf um Deutungshoheit verwiesen, wobei es die privilegierten Akteure 
in der Regel schaffen, ihren Ängsten und Sorgen im öffentlichen Diskurs 
den Anschein der Legitimität zu geben, während die der unterprivilegierten 
Akteure als unberechtigt, ja zum Teil pathologisch und therapiebedürftig er-
scheinen. Auf die gesellschaftliche Konstruiertheit und Funktionalität von 
Angstrelationen unter ungleichen Machtverhältnissen hinzuweisen, ist ein 
wesentlicher Beitrag von Schmitz.
Mit Statusängsten im Sinne von statusbedingten Inferioritätsängsten 
und -erfahrungen, beschäftigen sich Jan Delhey und Leonie C. Steckermeier. 
Mit Daten aus drei Wellen des European Quality of Life Survey von 2007–
2016 nehmen sie zu zwei theoretischen Debatten Stellung. Zum einen zur so-
genannten Spirit-Level-Theorie von Wilkinson und Pickett, die Statusängste 
ländervergleichend und mit Blick auf ihre negativen Folgen für Individuen 
und Gesellschaft untersucht; zum anderen zu populären Zeitdiagnosen 
einer Angstgesellschaft, denen zufolge Statusängste in Deutschland weit 
verbreitet seien und zunehmen sollten. In Bezug auf die Spirit-Level-Theo-
rie bestätigen Delhey und Steckermeier, dass Statusängste einem sozialen 
Gradienten folgen, d. h. in den unteren Schichten häufiger vorkommen als in 
der Mitte oder den oberen Schichten; ferner, dass das Ausmaß der Einkom-
mensungleichverteilung für das gesellschaftliche Niveau an Statusängsten 
eine Rolle spielt. Darüber hinaus zeigt das Autorenduo, dass Statusängste 
auch durch kulturelle Ungleichheiten sowie ein inegalitäres Werteklima 
hervorgerufen werden, und erweitert damit das enge, auf ökonomische 
Faktoren fokussierte Spirit-Level-Paradigma. Für die oftmals dramatisie-
renden Angstdiagnosen finden Delhey und Steckermeier wenig empirische 
Bestätigung. So werden die Deutschen in West wie Ost vergleichsweise we-
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nig von Statusängsten geplagt, wie ein europäischer Vergleich zeigt. Die 
Statusängste steigen auch nicht an, im Gegenteil: In den neuen Bundeslän-
dern sind sie seit 2007 sogar merklich auf das ohnehin schon niedrige west-
deutsche Niveau gesunken. Der negative Zusammenhang von Statusängs-
ten und Lebenszufriedenheit ist über die Jahre schwächer geworden, was 
ebenfalls gegen eine Diagnose Angstgesellschaft spricht. Einzig die heute 
etwas stärkere Übersetzung von Statusängsten in Misstrauen gegenüber 
staatlichen Institutionen kann als Anzeichen einer Angstgesellschaft ge-
lesen werden. Alles in allem, so Delhey und Steckermeier, sind Statusängste 
in Deutschland kein wachsendes Problem, sondern eher ein zeitdiagnosti-
scher Mythos.
Im weiteren Verlauf des Sammelbandes werden die Sorgen und Ängs-
te verschiedener Bevölkerungsgruppen näher beleuchtet. Im Beitrag von 
Stefanie Herok, Ralf Himmelreicher und Dorina Spahn geht es um Beschäftigte 
im Hotel- und Gastgewerbe und die Frage, ob sich deren Sorgen und Ängste 
durch die Einführung des Mindestlohns im Jahr 2014 verändert haben. Sie 
nehmen damit eine Erwerbsgruppe in den Blick, die besonders häufig von 
atypischer und bisweilen auch prekärer Beschäftigung betroffen ist und 
deswegen auch von der Einführung des Mindestlohnes besonders profitiert 
haben sollte. Ihre qualitativen Interviews mit Beschäftigten im Hotel- und 
Gastgewerbe in Brandenburg zeigen, dass in dieser Branche die Sorge vor 
dem Verlust des Arbeitsplatzes und dem damit verbundenen sozialen Ab-
stieg weit verbreitet ist und auch vor Beschäftigten mit langjähriger Be-
triebszugehörigkeit und leitenden Positionen nicht Halt macht. Daran än-
dert verständlicherweise auch der Mindestlohn nichts. Aus Angst vor einem 
Arbeitsplatzverlust wird Mehrarbeit auch ohne finanziellen Ausgleich und 
teilweise über die gesetzlich festgelegte maximale Arbeitszeit hinaus von 
den meisten Befragten geleistet und sogar als »normal« bzw. notwendig ak-
zeptiert. Die Beschäftigten versuchen damit, ihren Arbeitsplatz zu sichern, 
so dass Arbeitsplatzunsicherheit als Disziplinierungs- und Druckmittel von 
Seiten der Arbeitgeber missbraucht werden kann. Die Ergebnisse von Herok, 
Himmelreicher und Spahn belegen aber auch, dass die großen Sorgen über 
die Sicherheit des Arbeitsplatzes nicht, wie man vermuten könnte, mit einer 
hohen Unzufriedenheit unter den Beschäftigten im Hotel- und Gastgewer-
be einhergehen. Vielmehr arrangieren sich die Beschäftigten mit ihrer un-
sicheren Situation. Dennoch hegen die Befragten Hoffnung auf eine sichere 
Beschäftigung ohne große Sorgen vor dem Arbeitsplatzverlust.
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Frederike Esche und Petra Böhnke weisen in ihrem Beitrag nach, dass Sor-
gen um die beruf liche Zukunft durchaus schon unter Jugendlichen vorkom-
men. Konkret untersuchen sie die Erwartung 17-jähriger Jugendlicher, später 
im gewünschten Beruf einen Arbeitsplatz zu finden, beruf lich erfolgreich zu 
sein und für längere Zeit arbeitslos zu sein. Es zeigt sich, dass Jugendliche 
aktuell sehr zuversichtlich in die Zukunft schauen und sich deren beruf li-
che Zukunftsaussichten in den letzten Jahren sogar noch verbessert haben. 
Je nach sozioökonomischem Familienkontext, in dem die Jugendlichen auf-
wachsen, gibt es jedoch auch signifikante Unterschiede. Pessimistisch schau-
en vor allem Jugendliche in die Zukunft, deren Eltern arbeitslos sind oder sich 
selbst große Sorgen um ihren wirtschaftliche Situation machen. Die Auto-
rinnen schreiben dies innerfamiliären Lernprozessen zu, über die sich die 
Sorgen der Eltern auf die Kinder übertragen. Sie können außerdem zeigen, 
dass dem Erziehungsstil dabei eine große Rolle zukommt. Je unterstützender 
der Erziehungsstil ist, umso optimistischer bewerten die Jugendlichen ihre 
Zukunftserwartungen. Der Hauptgrund dafür ist, dass sich der Erziehungs-
stil auf die Schulleistungen der Kinder auswirkt und diese wiederum auf die 
Zukunftsaussichten. Dieser Befund ergibt sich für Mädchen und Jungen glei-
chermaßen. Insgesamt belegt der Beitrag, wie wichtig der Familienkontext 
für die Jugendlichen und die Herausbildung ihre Sorgen und Ängste ist.
Das soziale Wohlbefinden von türkischen Migranten in Deutschland 
untersucht der Beitrag von Anne-Kristin Kuhnt und Annelene Wengler. Sozia-
les Wohlbefinden, hier definiert als wahrgenommene Unterstützung durch 
das soziale Umfeld, das Gefühl der Zugehörigkeit und das Vertrauen in Mit-
menschen, kann bis zu einem gewissen Grad als Kehrseite von Sorgen und 
Ängsten betrachtet werden. Die Vermutung der Autorinnen ist, dass ein Mi-
grationshintergrund aufgrund des Auseinanderreißens sozialer Netzwer-
ke (bei der ersten Generation) sowie aufgrund diverser Benachteiligungen 
(erste und zweite Generation) zu einem geringeren sozialen Wohlbefinden 
im Vergleich zur deutschen Bevölkerung ohne Migrationshintergrund führt. 
Dabei gehen sie weiterhin davon aus, dass sich diese Lücke über die Zeit zu-
mindest tendenziell schließt. Deshalb werden sowohl die zwei Migranten-
generationen miteinander verglichen (mit bzw. ohne eigene Migrationser-
fahrung) als auch für die erste Generation der Einf luss der Aufenthaltsdauer 
untersucht. Die Ergebnisse, auch die multivariaten, deuten einerseits darauf 
hin, dass türkische Migranten in der Tat ein geringeres Wohlbefinden ha-
ben als die Deutschen ohne Migrationshintergrund. Andererseits ist der Ab-
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stand recht gering, nimmt mit der Aufenthaltsdauer ab, und das Niveau des 
sozialen Wohlbefindens ist recht hoch – angesichts der soziologischen und 
öffentlichen Debatten um die Benachteiligung von Einwanderern und deren 
Nachkommen zum Beispiel auf dem Arbeitsmarkt durchaus überraschend. 
Kuhnt und Wengler deuten ihre Ergebnisse jedenfalls als Indikator für einen 
intakten und durchaus inklusiven sozialen Zusammenhalt der bundesdeut-
schen Gesellschaft.
Was sind nun die Auswirkungen von Sorgen und Ängsten auf politische 
Einstellungen und politisches Verhalten? Dieser brisanten Frage, die sich ge-
rade vor dem Hintergrund der andauernden Wahlerfolge der Alternative für 
Deutschland (AfD) stellt, widmen sich die beiden abschließenden Beiträge 
dieses Sammelbandes. Dabei vermisst Luigi Drostes Beitrag die Deutschen 
hinsichtlich ihrer populistischen Grundorientierung und fragt danach, wel-
che sozialstrukturellen und subjektiven Merkmale eine populistische Hal-
tung beeinf lussen. Populismus wird dabei gemessen als Konglomerat aus 
dem Glauben an Volkssouveränität, Anti-Pluralismus und Anti-Elitismus. 
Nach Droste sind rund ein Viertel der Befragten als »stark populistisch« ein-
zustufen. Die Anhängerschaften der diversen Parteien unterscheiden sich 
deutlich: Während vor allem die AfD-Anhänger, aber auch viele Linke-Wäh-
ler eine gefestigte populistische Grundeinstellung haben, ist der Anteil der 
Populisten unter den Unions- und vor allem den Grünen-Anhängern gering. 
Sozialstrukturell findet Droste einen klaren Populismus-Gradienten nach 
Bildung sowie einen schwächeren Gradienten nach beruf licher Schicht. 
Gräbt man tiefer nach den Ängsten, Sorgen und Einstellungen, die eine 
populistische Orientierung befördern, gibt es nicht den einen Faktor. Sowohl 
finanzielle Statusängste als auch ein persönliches Ungerechtigkeitsemp-
finden und ein gefühlter Kontrollverlust (weil Leben und Politik als immer 
unübersichtlicher empfunden werden) tragen ihren Teil zu einer populisti-
schen Einstellung bei. Dies zeigt einerseits, dass Populismus nicht allein von 
Sorgen und Ängsten der Menschen getrieben wird, sondern z. B. auch durch 
Deprivationsgefühle; andererseits legt der Beitrag eine anomietheoretische 
Deutung nahe: Eine populistische Geisteshaltung findet sich vor allem bei 
den Bürgern, die die Welt für (über-)kompliziert halten. Aus Ost-West-Per-
spektive ist schließlich der Befund interessant, dass sich die stärker popu-
listische Orientierung der Menschen in Ostdeutschland zwar abschwächt, 
wenn man sozialstrukturelle und subjektive Merkmale berücksichtigt, aber 
ein genereller Unterschied dennoch bestehen bleibt.
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Im abschließenden Beitrag untersuchen Florian R. Hertel und Frederike 
Esche, welche Faktoren die Wahl rechter Parteien wie der AfD in Deutsch-
land begünstigen. Anknüpfend an die mittlerweile hitzig diskutierte Moder-
nisierungsverlierer-These, unterscheiden sie dabei zwischen der objektiven 
Position einer Person und ihrer subjektiven Verunsicherung als möglichen 
Bestimmungsgründen. Sie sind insbesondere daran interessiert, heraus-
zufinden, ob sich Sympathisanten rechter Parteien wirklich, wie häufig 
behauptet, aus der zwar möglicherweise verunsicherten, aber doch immer 
noch objektiv gut abgesicherten Mittelschicht rekrutieren oder ob nicht 
doch vor allem die »klassischen« Modernisierungsverlierer aus den unteren 
Schichten rechte Parteien wählen. Hertel und Esche ergänzen ihre Quer-
schnittsanalysen dabei um eine längsschnittliche Perspektive, die es erlaubt, 
nicht nur die Personengruppen zu identifizieren, die zu rechten Parteien 
tendieren, sondern auch die Veränderungen in deren objektiver und sub-
jektiver Lebenssituation, die zum Übergang ins rechte Lager beigetragen 
haben. Ihre Analysen mit den Daten des Sozio-oekonomischen Panels für 
die Jahre 2007–2016 ergeben zunächst, dass eine Identifikation mit rechten 
Parteien umso wahrscheinlicher wird, je niedriger die sozioökonomische 
Position einer Person ist und je ausgeprägter die subjektive Verunsicherung 
(gemessen bspw. anhand der Sorgen um die wirtschaftliche Entwicklung 
oder den Sorgen über die Zuwanderung nach Deutschland). Der Einf luss 
der objektiven Position wird dabei vor allem durch die subjektive Verunsi-
cherung vermittelt und teilweise sogar vollständig erklärt. Dieses Ergebnis 
bestätigt sich auch in den Längsschnittsanalysen. Vor allem ein vorangegan-
gener (relativer) Einkommensverlust erhöht die Neigung zu rechten Parteien 
wie der AfD – wiederum vor allem deshalb, weil er mit stärkeren Sorgen und 
Ängsten einhergeht.
Angstgesellschaft – adäquate Beschreibung oder Panikmache?
Was lernen wir nun aus den Beiträgen? Wie angemessen ist es, die gegenwär-
tige deutsche Gesellschaft als Angstgesellschaf t zu beschreiben? Sind Sorgen 
und Ängste heute, im Gegensatz zu früher, ein so fundamentaler Wesens-
zug der Gesellschaft, dass sich dieses Etikett geradezu aufdrängt? Bei dem 
Versuch einer Antwort möchten wir auf die einleitend genannten Kriterien 
zurückkommen, anhand derer sich die Diagnose Angstgesellschaft über-
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prüfen lässt, und die wichtigsten Einsichten aus den Beiträgen dieses Sam-
melbands entsprechend sortieren; zugleich werden so die noch bestehenden 
Forschungslücken sichtbar.
Beginnen wir mit dem ersten Kriterium, nach dem Sorgen und Ängste 
aktuell auf einem historisch hohen Niveau sind. Die deutsche Bevölkerung 
müsste von starken Sorgen und Ängsten geplagt werden, die in den letzten 
zwanzig bis dreißig Jahren spürbar zugenommen haben. Für diese Behaup-
tung, die sicherlich den Kern der Rede von der Angstgesellschaft ausmacht, 
finden wir in den Beiträgen relativ wenig Belege. Dies gilt zuvorderst für 
jene persönlichen Sorgen, die im weitesten Sinne mit der sozialen Stellung 
und den materiellen Lebensbedingungen zu tun haben. Die Sorge über die 
eigene wirtschaftliche Lage ist aktuell vergleichsweise gering (Lübke), eben-
so Abstiegsängste (Lengfeld), Statusängste (Delhey/Steckermeier) und die 
beruf lichen Platzierungssorgen der Jugendlichen (Esche/Böhnke). Auch das 
soziale Wohlbefinden von Personen mit Migrationshintergrund ist relativ 
hoch und nimmt mit zunehmender Aufenthaltsdauer und vor allem im Ge-
nerationenverlauf zu (Kuhnt/Wengler). Am wichtigsten: Keine dieser Sorgen 
und Ängste ist in einem längerfristigen Vergleich im Bevölkerungsdurch-
schnitt systematisch gestiegen; manche, wie die finanziellen Sorgen und 
die Sorgen vor Arbeitsplatzverlust, sind in den letzten Jahren sogar deutlich 
gefallen und liegen aktuell nicht höher als Mitte bzw. Ende der 1980er Jah-
re – der Zeit, in der die Gesellschaft als »Erlebnisgesellschaft« (Schulze 1992) 
beschrieben worden ist.
Da die Behauptung grassierender sozioökonomischer Sorgen und Ängs-
te den Kern der alarmistischen Zeitdiagnosen ausmacht, werden diese durch 
die Befunde dieses Sammelbandes durchaus in Frage gestellt. Es scheint, als 
hätten die Angstdiagnosen eine Phase der Eintrübung des subjektiven Wohl-
befindens, die etwa von 1990/95 bis 2005 andauerte, vorschnell extrapoliert – 
ein klassisches Problem der Gesellschaftsdiagnosen (vgl. Bogner 2015). Auch 
der Verweis auf die gute Wirtschaftslage, derer sich Deutschland nun seit 
Jahren erfreut, springt den Angstdiagnosen nur bedingt zur Seite. Natürlich 
haben die gute konjunkturelle Entwicklung und insbesondere das hohe Be-
schäftigungsniveau einiges dazu beigetragen, dass die Menschen heute wie-
der positiver gestimmt sind als noch zur Zeit der Hartz-Reformen (vgl. dazu 
auch Lengfeld in diesem Band). Allerdings behaupten die Angstdiagnosen 
ja, dass es tiefgreifende strukturelle, institutionelle und kulturelle Verände-
rungen sind, die relativ konjunkturunabhängig ein Klima der Sorgen und 
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Ängste hervorrufen. Nun, ganz so zwangsläufig scheint diese Entwicklung 
nicht zu sein, wenn allein eine gute konjunkturelle Entwicklung einen posi-
tiven Stimmungstrend hervorrufen kann.
Damit ist keineswegs gesagt, dass die Menschen in Deutschland alles ro-
sarot sehen würden. Die Beiträge belegen ganz eindeutig, dass einige gesell-
schaftliche Entwicklungen den Menschen Kopfschmerzen bereiten. Das gilt 
für den Erhalt des Friedens und die innere Sicherheit, den sozialen Zusam-
menhalt und vor allem die Migration (vgl. Lübke in diesem Band). Letzteres 
Thema birgt besonderes Konf liktpotenzial, weil sowohl die Einwanderung 
Befürchtungen hervorruft als auch die wachsende Ausländerfeindlichkeit. 
Dieser Zwiespalt übersetzt sich zunehmend in eine politische Konf liktlinie 
(vgl. Droste sowie Hertel/Esche in diesem Band). Gleichwohl taugen selbst 
die derzeit großen migrationsbezogenen Sorgen und Ängste weniger dazu, 
die Diagnose Angstgesellschaft zu bestätigen, als es zunächst den Anschein 
hat. Unser erster Einwand ist, dass starke Ängste vor Zuwanderung so neu 
nicht sind, denn schon um die Jahrtausendwende und 2005 schossen sie 
kurzzeitig in die Höhe, um anschließend auch jeweils schnell wieder abzu-
f lauen. Unser zweiter Einwand ist, dass es ein einfach zu identifizierendes 
Ereignis gibt, das diese Ängste jüngst hat anschwellen lassen, nämlich die 
starke Zuwanderung der Jahre 2015 und 2016. Mit anderen Worten: Ohne 
diese historische Ausnahmesituation hätte es den Zuwachs der Sorgen über 
die Zuwanderung in dieser Größenordnung nicht gegeben. Auch einige an-
dere gesellschaftsbezogene Ängste und Sorgen sind stark eventgetrieben 
(durch Terrorismus, Anschläge, Kriege usw.) und damit kontingent  – und 
keineswegs notwendiger Bestandteil moderner Gesellschaften in ihrem Nor-
malbetrieb, wie es die Angstdiagnosen unterstellen. Darauf verweist auch, 
dass andere gesellschaftsbezogene Sorgen und Ängste stark f luktuieren 
(z. B. die Sorge um die allgemeine wirtschaftliche Situation) oder langfristig 
abnehmen (z. B. die Sorge um die Umwelt). Die Pauschaldiagnose, die Men-
schen hätten heute vor allem und jedem Angst, wird durch das empirische 
Material nach unserem Dafürhalten jedenfalls nicht gestützt.
Das zweite Überprüfungskriterium lautete, dass Sorgen und Ängste in 
allen Bevölkerungsschichten angewachsen sind und daher die Zone der Ver-
unsicherung bis weit in die Mittelschichten hineinragt (Bude 2014; Mau 2012). 
Hier ist es schon schwieriger, ein eindeutiges Fazit zu ziehen. Zunächst ein-
mal belegt die Mehrzahl der Beiträge einen klaren sozialen Gradienten, so 
wie man ihn erwartet und auch von negativen Emotionen (Rackow/Schupp/
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von Scheve 2012) kennt: Sorgen und Ängste sind in der unteren Schicht wei-
ter verbreitet als in den Mittelschichten, und die Arbeitslosen und Einkom-
mensarmen leiden besonders unter einem geringen Wohlbefinden. Natur-
gemäß gilt dies vor allem für die persönlichen Lebensbereiche, wie Lengfeld 
für die Abstiegsängste, Delhey und Steckermeier für die Statusängste und 
Lübke gleich für ein ganzes Paket persönlicher Sorgen zeigen. Auch die 
durchaus nach Herkunftsfamilie »geschichteten« beruf lichen Zukunfts-
erwartungen der Jugendlichen (Esche/Böhnke in diesem Band) belegen 
diesen gesellschaftlichen Grundtatbestand. Der Beitrag von Herok, Spahn 
und Himmelreicher, der eine prekäre Berufsgruppe in den Blick nimmt, för-
dert eindrücklich beruf liche Sorgen und Nöte zu Tage, die man so massiv in 
mittleren und höheren Klassenlagen sicherlich nicht vorfindet. Selbst einige 
gesellschaftsbezogene Sorgen (wie die um den Schutz der Umwelt oder über 
die Zuwanderung) haben einen sozioökonomischen Gradienten – und zwar 
genau in der Richtung, wie man es erwartet, wenn man Angstrelationen als 
Ausdruck symbolischer Herrschaft versteht (vgl. Schmitz in diesem Band).
Die Beiträge, die den sozioökonomischen Gradienten persönlicher Sor-
gen über die Zeit verfolgen, belegen zudem überwiegend Stabilität – auch 
wenn Delhey und Steckermeier mit der Hochschulbildung einen sozialen 
Marker benennen, der heute nicht mehr im selben Maße wie noch vor eini-
gen Jahren vor (glücklicherweise wenig verbreiteten) Statusängsten schützt. 
Ansonsten greifen dieselben Abstufungen wie eh und je, darunter Einkom-
men, Arbeitsmarkterfolg bzw. -misserfolg (siehe Delhey/Steckermeier) und 
Schicht (siehe Lengfeld). Alles in allem sollte man deshalb nicht davon ausge-
hen, dass sich die Unterschiede zwischen Unterschicht und Mittelschichten 
bei den negativen Komponenten des subjektiven Wohlbefindens nennens-
wert verwischt hätten, wie manche Gegenwartsdiagnosen nahelegen. Eher 
scheint es so, dass sich die Sorgenniveaus verschiedener Schichten weit-
gehend parallel bewegen. Und seit ca. 2005 heißt das für alle Schichten: in 
eine positive Richtung. Damit erweist sich sowohl Budes (2014) Diagnose als 
fragwürdig, nach der auch die Mittelschichten in hohem Maße verunsichert 
seien (vgl. dazu relativierend auch Burzan/Kohrs/Küsters 2014), als auch 
Nachtweys (2016) Prognose, dass es für die Modernisierungsverlierer, ja ge-
nerell eine breite Schicht der abhängig Beschäftigten nur noch eine Rich-
tung gäbe, ökonomisch wie subjektiv: bergab.
Das dritte Kriterium, das wir aus den Angstdiagnosen abgeleitet haben, 
lautete, dass Sorgen und Ängste heute folgenreicher für Individuum und Gesell-
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schaf t sind. Sorgen und Ängste müssten demnach in zunehmendem Maße 
beeinf lussen, was die Menschen denken und tun, und über die Logik der 
Aggregation damit auch den Kurs der Gesellschaft bestimmen. Dies ist si-
cherlich das Kriterium, über das wir noch relativ wenig wissen – trotz dieses 
Sammelbandes. Für die – insgesamt keinesfalls gestiegenen – Statusängste 
(Delhey/Steckermeier in diesem Band) wissen wir immerhin, dass sich diese 
in einem Zehn-Jahres-Vergleich heute weniger stark in Unzufriedenheit mit 
dem eigenen Leben übersetzen, aber stärker in Unzufriedenheit mit Politik 
und Gesellschaft, gemessen am Misstrauen in staatlich-gesellschaftliche 
Institutionen. Sowohl Droste als auch Hertel und Esche finden Hinweise da-
für, das Sorgen und Ängste mit populistischen Einstellungen bzw. der Wahl 
rechtspopulistischer Parteien zusammenhängen. Allerdings gibt es nicht die 
eine Angst, die alles erklären kann. Vielmehr scheint es ein komplexes Zusam-
menspiel ökonomischer, sozialer und kultureller Sorgen und Ängste einerseits 
und tatsächlicher sozioökonomischer Risiken andererseits zu sein, das den 
Nährboden für populistische Bewegungen bereitet. Mit einiger Spekulation 
deutet sich an, dass die politisch-öffentliche Wirkung negativer Stimmungs-
lagen tatsächlich gewachsen ist – sei es, weil der »Wutbürger« (Vorländer 2011; 
Kersting 2013) seinen Unmut stärker nach außen trägt, sei es, weil Aktions-
gruppen und politische Parteien negative Befindlichkeiten der Bevölkerung 
direkter adressieren. Hier sehen wir noch erheblichen Forschungsbedarf.
Alles in allem gesehen legen die Befunde im vorliegenden Sammelband 
nahe, dass die populäre Diagnose einer Angstgesellschaft überzogen ist. 
Wir finden weder eine systematische Zunahme von Sorgen und Ängsten im 
Zeitverlauf noch eine Fusionierung von Unterschicht und Mittelschicht in 
eine nivellierte Klasse der Besorgten. Sorgen und Ängste sind mitnichten 
zur dominierenden Gefühlslage geworden, und gerade in der Mittelschicht 
können wir nicht jene angeblich allgegenwärtigen Abstiegs- und Statussor-
gen ausfindig machen, die die Mitte der Gesellschaft zu einer »Kampfzone« 
(Schöneck/Ritter 2018) machen. Im Lichte der empirischen Befunde betrach-
tet sind die populären Angstdiagnosen in zentralen Aspekten offenbar mehr 
Panikmache denn angemessene Beschreibung der heutigen Gesellschaft. 
Am ehesten treffen sie wohl hinsichtlich der gestiegenen Politisierung von 
Sorgen und Ängsten zu, aber auch hier brauchen wir noch mehr Forschung, 
um dies mit größerer Sicherheit sagen zu können.
Bei unserem Fazit müssen wir einschränkend auf mindestens zwei 
Punkte hinweisen. Zum einen hängen die Ergebnisse empirischer Sozial-
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forschung immer von den Indikatoren ab, mit denen wir die soziale Realität 
abzubilden versuchen. Gerade im sozioökonomischen Bereich gibt es einen 
Mangel an Indikatoren, die die Furcht vor einer langfristigen (auch über Gene-
rationen wirkenden) Verschlechterung der Lebensbedingungen bzw. der re-
lativen Stellung in der Gesellschaft thematisieren. So erweist sich langfristi-
ger Pessimismus offenbar als weiter verbreitet als kurzfristiger Pessimismus 
und ragt weiter in die Mittelschicht hinein (vgl. Schöneck/Mau/Schupp 2011). 
Allerdings können die Autoren keine Auskunft über die Entwicklung lang-
fristiger Sorgen und Ängste geben, da sie nur über Querschnittsdaten verfü-
gen, und die Angst vor Altersarmut befindet sich nicht auf einem besorgnis-
erregenden Niveau (vgl. Lübke in diesem Band). Gleichwohl gilt: Bessere und 
vielfältige Indikatoren würden uns helfen, die negativen Komponenten des 
subjektiven Wohlbefindens mit noch mehr Tiefgang zu erforschen.
Zum anderen befassen sich die meisten Beiträge dieses Sammelbandes 
mit mehr oder weniger konkreten Sorgen und Ängsten. Wie bereits erwähnt 
gibt es aber noch einen zweiten Typus von Angst, die Kontingenzangst. Diese 
eher dif fuse Angst vor der generellen Unübersichtlichkeit des modernen Le-
bens führt uns, viel mehr als die konkreten Befürchtungen, auf das Terrain 
der Anomie, die ja ein klassischer Untersuchungsgegenstand der Soziologie 
seit Durkheim ist und integraler Bestandteil der Wohlfahrtsforschung der 
70er und 80er Jahre war (Glatzer/Zapf 1984). Es ist möglich, aber keineswegs 
zwingend, dass uns die Entwicklung dieser diffusen Ängste mehr Indizi-
en für eine Angstgesellschaft geliefert hätte. Ein Hinweis auf ihre Bedeu-
tung ist, dass der Eindruck, die Welt sei überkomplex geworden, eine starke 
Determinante einer populistischen Orientierung ist (vgl. Droste in diesem 
Band). Bei den diffusen Ängsten sehen wir deshalb auch aktuell den größ-
ten Bedarf für weitere Forschung, idealerweise anknüpfend an die Tradition 
der deutschen Wohlfahrtsforschung sowie an deren Datenbestände, um die 
zentrale Frage beantworten zu können, ob die Anomie nun tatsächlich zu-
genommen hat oder nicht.
Damit sind wir auch schon bei weiteren Empfehlungen für zukünftige 
Forschung. Eine wichtige Leerstelle scheint uns die international-vergleichen-
de Perspektive zu sein. Auch dieser Sammelband konzentriert sich, im be-
wussten Anschluss an die wissenschaftliche und öffentliche Debatte hierzu-
lande, auf die deutsche Gesellschaft. Nur ein Beitrag geht auf Deutschlands 
Position in Europa ein  – mit dem Ergebnis, dass zumindest Statusängste 
in Deutschland eher wenig verbreitet sind (Delhey/Steckermeier in diesem 
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Band). Auch Dehne (2017: 438 f f.) findet in seinem europäischen Vergleich 
keinen Beleg dafür, dass die Menschen in Deutschland besonders ängstlich 
seien  – trotz der verbreiteten Rede von der German Angst. Breite interkon-
tinentale Vergleiche können den Blick dafür schärfen, welche Sorgen und 
Ängste für die westlichen Gegenwartsgesellschaften typisch sind, während 
Vergleiche der westlichen Gesellschaften untereinander Aufschluss darüber 
geben, inwieweit länderspezifische Bedingungen zur Entstehung von Sorgen 
und Ängsten beitragen – vielleicht mehr als »die Spätmoderne« schlechthin. 
Gerade letzteres ist ein Punkt, der in manchen Gegenwartsdiagnosen nur 
unzureichend ref lektiert wird.
Lohnend wäre weiterhin zu erkunden, warum die diversen sozialstruk-
turellen, institutionellen und kulturellen Trends, die ja das argumentative 
Fundament der Angstdiagnosen darstellen, sich nicht in kontinuierlich wach-
sende Sorgen und Ängste übersetzt haben. Mit der seit Jahren guten wirt-
schaftlichen Konjunktur haben wir eine mögliche Erklärung bereits erwähnt, 
die uns aber nicht ausreichend erscheint. Welche anderen gesellschaftlichen 
Entwicklungen mildern die negativen Effekte der individualisierten Kon-
kurrenzgesellschaft auf das Wohlbefinden ab oder neutralisieren diese so-
gar? Welche individuellen Ressourcen helfen den Menschen dabei, in der 
beschleunigten und sicherlich objektiv »anstrengender« gewordenen Gegen-
wartsgesellschaft doch ein hohes Maß an Wohlbefinden zu erreichen? Hier 
ist an Autonomiegewinne und Lebensführungsfreiheiten ebenso zu denken 
wie an Bildung oder Sozialkapital. Vielleicht unterschätzt ja die soziologi-
sche Zunft die Fähigkeit der Menschen, mit Unsicherheit umzugehen – und 
damit die Resilienz von Individuen und Gesellschaften. Bleibt abschließend 
die Frage, mit welchem Schlagwort wir die Stimmungslage der Bevölkerung 
auf einen Punkt bringen können, und zwar realistischer als mit dem zu ne-
gativen Schlagwort der Angstgesellschaft. Vielleicht trif ft es die »unruhige 
Gesellschaft« besser.
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Leben wir in einer Angstgesellschaft? 
Die Verbreitung von persönlichen und 
gesellschaftsbezogenen Sorgen in Deutschland
Christiane Lübke
1. Einleitung
Sorgen und Ängste sind seit Längerem ein bestimmendes Motiv soziologi-
scher Gegenwartsdiagnosen und feuilletonistischer Debatten, die sich mit 
dem Zustand der heutigen Gesellschaft auseinandersetzen. Sorgen und 
Ängste finden sich dort in unterschiedlichen Formen immer wieder, ge-
legentlich ganz vordergründig wie in dem Buch von Heinz Bude (2014) mit 
dem Titel »Gesellschaft der Angst«, aber auch weniger explizit, mehr oder 
weniger unterschwellig. Schon in der »Risikogesellschaft« von Ulrich Beck 
aus dem Jahr 1986 werden die Ängste thematisiert, die  – so Beck  – durch 
die technisch-wissenschaftlichen Entwicklungen im Übergang zur Zweiten 
Moderne ausgelöst werden. Spätestens seit Beginn der 2010er Jahre wer-
den die Ängste der Bevölkerung erneut breit diskutiert, diesmal jedoch zu-
nächst mit Fokus auf Abstiegsängste, also die Sorgen über den Verlust der 
eigenen sozialen Position, beispielsweise durch Arbeitsplatzverlust oder 
unzureichende Absicherung im Alter. Soziale Abstiege, so der allgemeine 
Tenor, scheinen zuzunehmen und auch vor der traditionell gut abgesicher-
ten Mittelschicht nicht mehr haltzumachen (Burkhardt et al. 2013; Leng-
feld/Hirschle 2009; Schimank et al. 2014). In einem aktuell breit rezipier-
ten Buch von Oliver Nachtwey mit dem Titel »Abstiegsgesellschaft« heißt 
es, dass die »kollektive Angst vor dem sozialen Abstieg allgegenwärtig« 
sei (Nachtwey 2017: 7). Doch damit nicht genug: In jüngster Zeit scheinen 
Naturkatastrophen wie lange Hitzeperioden, Hochwasser und Stürme ver-
stärkt Sorgen über die Folgen des Klimawandels zu schüren, und mutmaß-
lich unkontrollierbare Flüchtlingsströme, Terroranschläge und kriegerische 
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Auseinandersetzungen erzeugen zudem Angst um Sicherheit und Friedens-
erhalt (Bauman 2006).
Die Diagnose einer zunehmend angstbestimmten Gesellschaft mag der 
öffentlichen Wahrnehmung entsprechen, empirisch gesichert ist sie nicht. 
Es fehlen sowohl fundierte Arbeiten zur sozialstrukturellen Verbreitung als 
auch zur Entwicklung der Sorgen und Ängste im Zeitverlauf. Belastbare Be-
funde liegen im Moment nur für einzelne Bereiche vor. Eine lange Tradition 
hat beispielsweise die Forschung zur Kriminalitätsfurcht (Boers 1991; Hir-
tenlehner 2006; Hummelsheim-Doß 2016). Die Angst vor dem Verbrechen 
ist demnach ein uraltes menschliches Gefühl, das jedoch nicht allein auf die 
objektive Kriminalitätsentwicklung und persönliche Viktimisierungserfah-
rungen zurückgeführt werden kann. Es zeigt sich vielmehr, dass Kriminali-
tätsfurcht auch Ausdruck einer generellen Verunsicherung angesichts tief-
greifender gesellschaftlicher Veränderungen ist (Hirtenlehner 2006). Eine 
starke Zunahme der Kriminalitätsfurcht könnte folglich tatsächlich ein An-
zeichen für eine zunehmend von Angst bestimmte Gesellschaft sein. Stu-
dien legen jedoch im Gegenteil eher nahe, dass sich eine deutliche Mehrheit 
der Bevölkerung in Deutschland sicher fühlt (Dittmann 2005; Hummels-
heim-Doß 2016).
Ebenfalls gut erforscht sind die Sorgen um den Arbeitsplatz, die eine Di-
mension der sogenannten subjektiven Arbeitsplatzunsicherheit darstellen 
und auch als Indikator für Abstiegsängste herangezogen werden (Erlingha-
gen 2010; Erlinghagen/Lübke 2015; Lengfeld/Hirschle 2009; Lengfeld/Orde-
mann 2017; Sverke et al. 2006). Arbeitsplatzsorgen entstehen dann, wenn 
Beschäftigte ihren Arbeitsplatz als bedroht wahrnehmen und befürchten, 
für längere Zeit arbeitslos zu werden. Mittlerweile zeigen zahlreiche Stu-
dien, dass auch hierbei nicht allein die eigene Beschäftigungssituation aus-
schlaggebend ist (ob man beispielsweise einen befristeten Arbeitsvertrag hat 
oder nicht), Arbeitsplatzsorgen sind auch eine emotionale Reaktion auf ge-
samtgesellschaftliche, wirtschaftliche und sozialpolitische Veränderungen 
(Erlinghagen 2008; Lübke/Erlinghagen 2014). Die Entwicklung der Arbeits-
platzsorgen folgt deshalb größtenteils dem allgemeinen Konjunkturverlauf: 
Geht es der Wirtschaft schlecht und ist die Arbeitslosigkeit hoch, schauen 
die Beschäftigten pessimistisch in die Zukunft; verbessern sich hingegen die 
wirtschaftlichen Bedingungen, nehmen auch die Sorgen um die Sicherheit 
des Arbeitsplatzes in der Bevölkerung wieder ab (Erlinghagen 2008; Green 
2009; vgl. dazu auch den Beitrag von Lengfeld in diesem Band). Ähnlich ver-
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hält es sich mit den Statusängsten, also der Sorge davor, von den Mitmen-
schen keine ausreichende soziale Wertschätzung zu erfahren (Delhey et al. 
2017; Wilkinson/Pickett 2012). Diese Angst ist vor allem in sozial schlechter 
gestellten Schichten verbreitet (vgl. hierzu den Beitrag von Delhey/Stecker-
meier in diesem Band).
Darüber hinaus finden sich lediglich vereinzelte, meist anlassbezogene 
Studien zu den Sorgen und Ängsten der Menschen, beispielsweise zu den 
Sorgen der Bevölkerung über die Folgen der EU-Osterweiterung von Kroh 
(2005). Systematische Untersuchungen, die mehrere Sorgenbereiche ver-
gleichend betrachten und dabei auch sozialstrukturelle Unterschiede be-
rücksichtigen sowie eine Längsschnittperspektive einnehmen, sind bisher 
selten (eine wichtige Ausnahme ist hierbei Dehne 2017). Daher wissen wir 
derzeit nicht, welche Bevölkerungsgruppen sich welche Sorgen machen und 
welche Sorgen und Ängste tatsächlich angestiegen sind. Ein solches Wissen ist 
jedoch nicht nur zur Überprüfung von soziologischen Gesellschaftsdiagno-
sen unabdingbar. Empirisch gesicherte Befunde über die Gefühlslage der 
Menschen sind auch wichtig, weil Sorgen und Ängste Wahrnehmung und 
Verhalten der Menschen stark beeinf lussen und damit sowohl politische als 
auch ökonomische Folgen nach sich ziehen können. Arbeitsplatzsorgen und 
die damit verbundene Angst vor dem sozialen Abstieg gehen beispielsweise 
nachweislich mit verringertem Wohlbefinden und eingeschränkter Gesund-
heit einher (Burgard et al. 2009; De Witte et al. 2016) und können auch die 
Einstellungen zum Sozialstaat verändern (Marx 2014; Nguyen 2017). Solche 
Modernisierungsängste werden zudem häufig herangezogen, um den Erfolg 
rechtspopulistischer Bewegungen und Parteien in vielen westlichen Län-
dern erklärbar zu machen. Die Entstehung von Pegida beispielsweise wird 
von vielen als Ausdruck einer von Abstiegsängsten geplagten Mitte (Nacht-
wey 2017) verstanden, die ihre eigenen Abstiegssorgen auf Zuwanderer pro-
jiziert und gegen die aus ihrer Sicht drohende »Islamisierung des Abendlan-
des« demonstriert. In der soziologischen Forschung ist die Bedeutung von 
ökonomischen Sorgen und Ängsten beispielsweise für den Erfolg von Pegida 
oder der AfD jedoch umstritten (Lengfeld 2017; Lux 2018; Rippl/Seipel 2018; 
Schröder 2018, vgl. dazu auch Hertel/Esche sowie Droste in diesem Band), 
und bisher erlauben die empirischen Befunde dazu keine abschließende Be-
wertung.
Der vorliegende Beitrag möchte einen systematischen Überblick über 
die Verbreitung von persönlichen und gesellschaftsbezogenen Sorgen in 
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Deutschland liefern und damit die Diagnosen einer zunehmend angstbe-
stimmten Gesellschaft einer empirischen Prüfung unterziehen. Persönliche 
Sorgen umfassen beispielsweise die Sorge um die eigene Altersvorsorge, die 
eigene Gesundheit oder den eigenen Arbeitsplatz. Gesellschaftsbezogene 
Sorgen beziehen sich hingegen auf Bereiche wie die Kriminalitätsentwick-
lung, die Zuwanderung, den Schutz der Umwelt und die allgemeine wirt-
schaftliche Entwicklung. Zunächst werden die aktuellen Sorgen und Ängste 
in Deutschland näher beleuchtet und eventuell bestehende Unterschiede 
zwischen verschiedenen Bildungsgruppen aufgedeckt, anschließend sollen 
die Sorgenverläufe der letzten Jahrzehnte nachgezeichnet werden. Der Bei-
trag endet mit einer abschließenden Bewertung der Diagnose Angstgesell-
schaft.
2. Datengrundlage und standardisierte Messung 
von Sorgen und Ängsten
Die folgenden Auswertungen zur Verbreitung von Sorgen und Ängsten in 
Deutschland greifen auf die repräsentativen Daten des Sozio-oekonomi-
schen Panels (SOEP) zurück. Das SOEP ist die größte und am längsten lau-
fende Wiederholungsbefragung von privaten Haushalten und allen darin 
lebenden Personen in Deutschland; sie wird seit 1985 in Westdeutschland 
und seit 1990 in Ostdeutschland jährlich unter dem Dach des Deutschen 
Instituts für Wirtschaftsforschung (DIW, Berlin) durchgeführt (Goebel 
et al. 2018; Wagner et al. 2007). Neben zahlreichen objektiven und subjek-
tiven Indikatoren zur Lebenslage enthält das SOEP von Beginn an Fragen 
zu den Sorgen und Ängsten der Menschen, die sukzessive auf aktuell 12 
Sorgenfragen erweitert wurden.1 Gefragt wird im genauen Wortlaut (und 
in folgender Reihenfolge) nach Sorgen »um die allgemeine wirtschaftliche 
Entwicklung« (ab 1985), »um Ihre eigene wirtschaftliche Situation« (ab 1985), 
»um Ihre eigene Altersversorgung« (ab 2015), »um Ihre Gesundheit« (ab 1999), 
1  In den vergangenen Jahren gab es im SOEP zwischendurch auch Fragen nach Sorgen, die 
heute so nicht mehr erfasst werden. Dazu zählen beispielsweise die Sorgen über die Ein-
führung des EUROs (erfragt in den Jahren 1999 bis 2003 und nochmals 2011) oder die Sor-
gen über die Folgen der EU-Osterweiterung (erfragt in den Jahren 2004 bis 2008). Diese 
werden hier nicht berücksichtigt.
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»um den Schutz der Umwelt« (ab 1985), »um die Folgen des Klimawandels« 
(ab 2009), »um die Erhaltung des Friedens« (ab 1985), »über die Entwicklung 
der Kriminalität in Deutschland« (ab 1994), »um den sozialen Zusammenhalt 
der Gesellschaft« (ab 2015), »über die Zuwanderung nach Deutschland« (ab 
1999), »über Ausländerfeindlichkeit und Fremdenhass in Deutschland« (ab 
1992) und, nur von Erwerbstätigen zu beantworten, »um die Sicherheit Ihres 
Arbeitsplatzes« (ab 1985). Die Befragten können dabei auf einer dreistufigen 
Skala angeben, ob sie sich »keine«, »einige« oder »große Sorgen« bezüglich 
der abgefragten Bereiche machen. Im vorliegenden Beitrag werden jeweils 
die Anteile der Personen ausgewiesen, die von »großen Sorgen« berichten. 
Die Analyse beschränkt sich dabei auf Personen im Alter von 18 bis 80 Jahren, 
die die Fragen nach den Sorgen in den jeweiligen Jahren beantwortet haben.
Die »Sorgenbatterie« des SOEP liefert mit den oben genannten Fragen 
Informationen zu Sorgen aus unterschiedlichsten Bereichen. Es werden 
dabei sowohl persönliche als auch gesellschaftsbezogene Sorgen erfasst 
(Dittmann 2009). Persönliche Sorgen beziehen sich unmittelbar auf die Le-
benssituation des Einzelnen. Dazu zählen beispielsweise die Sorge um die 
eigene Altersvorsorge, die eigene Gesundheit oder den eigenen Arbeitsplatz. 
Gesellschaftsbezogene Sorgen beziehen sich hingegen auf Bereiche wie die 
Kriminalitätsentwicklung2, die Zuwanderung, den Schutz der Umwelt und 
die allgemeine wirtschaftliche Entwicklung, auf die der Einzelne keinen un-
mittelbaren Einf luss hat. Die Liste persönlicher und gesellschaftsbezogener 
Sorgen ließe sich sicher beliebig fortführen. Empirische Analysen zur Ver-
breitung von Sorgen und Ängsten sind jedoch darauf angewiesen, dass in 
repräsentativen Umfragen wie dem SOEP die immer gleichen Fragen über 
einen möglichst langen Zeitraum enthalten sind. Nur so können Verän-
derungen über die Zeit verlässlich nachgezeichnet und die Diagnose einer 
wachsenden Angst in der Gesellschaft überprüft werden. Das SOEP bietet 
nicht nur die wahrscheinlich umfangreichste Sorgenbatterie in Deutsch-
land, es gibt auch Hinweise darauf, dass die wichtigsten Sorgenbereiche 
damit ausreichend abgedeckt sind. Im Anschluss an die standardisierte Er-
fassung der Sorgen werden die Befragten nämlich mit einer offenen Frage 
2  Kriminalitätsfurcht kann sowohl auf sozialer als auch personaler Ebene erfasst werden 
(Boers 1991; Hirtenlehner 2006). Während die personale Kriminalitätsfurcht die Sorge 
widerspiegelt, selber Opfer einer Straf tat zu werden, richtet sich die soziale Kriminalitäts-
furcht auf die subjektiv wahrgenommene Bedrohung der Gesellschaf t durch Kriminalität.
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nach weiteren Ängsten gefragt, die sie zusätzlich zu den zuvor abgefragten 
Sorgen umtreiben. Nur bis zu 18  Prozent der Befragten nutzen in den Be-
fragungen diese Möglichkeit und nennen weitere Sorgen (Rohrer et al. 2017). 
Darunter sind zumeist persönliche Sorgen, insbesondere Sorgen um die Zu-
kunft der Kinder3 oder Sorgen um die Gesundheit von Familienangehörigen. 
Weitere gesellschaftsbezogene Sorgen werden  – wenn überhaupt  – nur in 
Bezug zu tagesaktuellen Ereignissen wie beispielsweise der BSE-Krise im 
Jahr 2001 genannt, die jedoch oft zu spezifisch und kurzlebig sind, um sie in 
standardisierte Befragungen aufzunehmen (Rohrer et al. 2017). Insgesamt 
kann davon ausgegangen werden, dass mit der Sorgenbatterie des SOEP die 
wichtigsten gesellschaftsbezogenen Sorgen erfasst werden.
Um eine Aussage zur Veränderung der größten Sorgen der Menschen 
über die Zeit machen zu können, sind Daten notwendig, die möglichst weit 
zurückgehen. Die Daten des SOEP reichen für Westdeutschland bis 1985 und 
für Ostdeutschland bis 1990 zurück, die jüngsten SOEP-Daten stehen für 
das Jahr 2016 zur Verfügung. In diesem Beitrag kann also ein Zeitraum von 
bis zu 31 bzw. 26 Jahren untersucht werden. Ob das ein ausreichend großer 
Zeitraum ist, um Gesellschaftsdiagnosen wie die von Heinz Bude zu be-
trachten, lässt sich schwerlich sagen, da diese sich auf eine meist nicht nä-
her bestimmte Vergangenheit (meist unspezifisch »früher«) als Kontrastfolie 
zur Gegenwart beziehen. Das SOEP und damit auch die Analysen in diesem 
Beitrag decken aber auf jeden Fall einen aussagekräftigen Betrachtungszeit-
raum ab, in dem, wie sich noch zeigen wird, die Sorgen der Bevölkerung teil-
weise großen Schwankungen unterlagen.
3. Ergebnisse zur Verbreitung von persönlichen und 
gesellschaftsbezogenen Sorgen in Deutschland
Aktuelle Sorgen und Ängste in Deutschland
Abbildung 1 vermittelt zunächst einen Eindruck von den aktuellen Sorgen und 
Ängsten der Menschen in Deutschland. Getrennt für West- und Ostdeutsch-
land sind die Anteile der Personen zwischen 18 bis 80 Jahren abgetragen, die 
3  Mittlerweile sind mögliche Sorgen um die wirtschaf tliche Zukunf t der Kinder auch als Fra-
ge im SOEP aufgenommen, diese werden in diesem Beitrag aber noch nicht berücksichtigt.
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sich im Jahr 2016 große Sorgen in den abgefragten Bereichen machten. Ganz 
oben auf der Liste stehen Sorgen, die allesamt mit den Themen Zuwanderung 
und Sicherheit in Verbindung gebracht werden können. In Westdeutsch-
land sorgen sich 55 Prozent um den Erhalt des Friedens, 49 Prozent machen 
sich Sorgen über die Ausländerfeindlichkeit, 46 Prozent über die Kriminali-
tätsentwicklung in Deutschland und 44  Prozent über die Zuwanderung. In 
Ostdeutschland stehen ebenfalls die Sorgen über Zuwanderung (59 Prozent), 
Friedenserhalt (58 Prozent) und Kriminalitätsentwicklung (56 Prozent) ganz 
oben auf der Liste der häufigsten Sorgen. Die Sorgen über die Ausländerfeind-
lichkeit sind in Ostdeutschland (45 Prozent) auch noch unter den Top 4, aber 
etwas schwächer ausgeprägt als in Westdeutschland. Die Menschen in Ost-
deutschland machen sich also etwas stärker Sorgen über die Zuwanderung an 
sich, während sich die Menschen in Westdeutschland stärker über die Auslän-
derfeindlichkeit, also gewissermaßen die Kehrseite der aktuellen Flüchtlings-
zuwanderung, Sorgen machen. Es kann aber auch festgehalten werden, dass 
die Sorgen über Zuwanderung und Ausländerfeindlichkeit in beiden Landes-
teilen aktuell stark verbreitet sind. West- wie Ostdeutsche machen sich nicht 
nur über mögliche negative Auswirkungen von Zuwanderung Sorgen, son-
dern im vergleichbaren Ausmaß auch über mögliche Anfeindungen und Dis-
kriminierung der zugewanderten Ausländer durch die deutsche Bevölkerung 
(vgl. Kuhnt & Wengler in diesem Band zur Gefühlslage von Migranten).
Die aktuell stark verbreiteten Sorgen um den Erhalt des Friedens, über die 
Zuwanderung und die Ausländerfeindlichkeit lassen sich leicht auf aktuelle 
Entwicklungen wie die kriegerischen Auseinandersetzungen in vielen Tei-
len der Welt, die verstärkte Flüchtlingszuwanderung nach Europa seit 2015 
und das Erstarken rechtspopulistischer Parteien zurückführen. Die aktuell 
ebenfalls verbreitete Angst vor Kriminalität in West- wie Ostdeutschland er-
scheint jedoch erklärungsbedürftig. Die Kriminalitätsraten in Deutschland 
sind jedenfalls nicht stark gestiegen und auf einem international vergleichs-
weise geringen Niveau (Hummelsheim et al. 2011; Polizeiliche Kriminalsta-
tistik PKS 2018). Eine mögliche Erklärung liefert die in der Forschung zur 
Kriminalitätsfurcht entwickelte Generalisierungsthese (Hirtenlehner 2006). 
Diese These besagt, dass Kriminalitätsangst nicht allein als eine Reaktion 
auf tatsächliche Kriminalitätsgefahren entsteht, sondern auch Ausdruck 
einer allgemeinen Verunsicherung sein kann. Eine solche Verunsicherung 
könnte zum Beispiel durch eine starke und medial stark auf bereitete Zu-
wanderung ausgelöst werden. Tatsächlich zeigen Studien, dass die Sorgen 
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Abbildung 1: Persönliche und gesellschaf tsbezogene Sorgen und Ängste in Ost- und 
Westdeutschland 2016
Quelle: SOEPv33.1, eigene Berechnungen (querschnittsgewichtet) 
*nur für Erwerbstätige
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über die Folgen der Zuwanderung stark mit den Sorgen über Kriminalität 
korrelieren (Fitzgerald et al. 2012; Rammstedt 2007). Wir können also davon 
ausgehen, dass sich die verstärkte Zuwanderung nach Deutschland in den 
letzten Jahren auch auf das Sicherheitsgefühl der Menschen auswirkt – ohne 
dass die Kriminalität tatsächlich angestiegen sein muss.
Doch zurück zu den häufigsten Sorgen und Ängsten der Menschen im 
Überblick: Mit deutlichem Abstand folgen auf den mittleren Rängen Sorgen 
um den sozialen Zusammenhalt der Gesellschaft (36 Prozent in West- und 
43  Prozent in Ostdeutschland), über die Folgen des Klimawandels (32  Pro-
zent in West- und 25 Prozent in Ostdeutschland) und um den Umweltschutz 
(29 Prozent in West- und 25 Prozent in Ostdeutschland). Entgegen den sonst 
meist höheren Sorgenniveaus in Ostdeutschland sind die Sorgen um Klima-
wandel und Umweltschutz in Ostdeutschland etwas schwächer ausgeprägt 
als in Westdeutschland. Dieser auffällige, wenn auch kleine Unterschied er-
klärt sich möglicherweise dadurch, dass die Umweltdebatte und die damit 
verbundenen Auf klärungsbemühungen in Ostdeutschland später einsetz-
ten als in Westdeutschland (Preisendörfer 1999: 108).
Persönliche Sorgen stehen in der Rangliste erst auf den unteren Plätzen, 
allerdings machen sich immerhin noch 25 Prozent der Ost- und 21 Prozent 
der Westdeutschen große Sorgen um die eigene Altersvorsorge und 17 Pro-
zent der West- und 22 Prozent der Ostdeutschen machen sich große Sorgen 
um die eigene Gesundheit. Dass sich mehr Menschen um gesellschaftliche 
Entwicklungen sorgen als um ihre eigene Situation, zeigt sich auch in ande-
ren Untersuchungen (Dittmann 2009). Dieses zunächst paradox wirkende 
Phänomen ist aus der Zufriedenheitsforschung bekannt und geht wahr-
scheinlich auf den sogenannten optimism bias zurück (Weinstein 1980). Er 
beschreibt die Tendenz der Menschen, zu glauben, dass sich ihre eigene 
Zukunft positiver entwickeln wird als die der anderen. Ein weiterer Grund 
dafür, dass sich Menschen häufig mehr um gesellschaftliche als um persön-
liche Belange sorgen, könnte in dem verbreiteten Gefühl begründet liegen, 
dass man die eigene Zukunft auch stärker beeinf lussen kann als die ge-
samtgesellschaftliche Entwicklung. Die subjektiv geringere Kontrolle über 
gesellschaftliche Problembereiche verstärkt entsprechend auch die gesell-
schaftsbezogenen Sorgen (Bandura 1977).
Wirtschaftliche Sorgen, egal ob auf persönlicher oder gesellschaftli-
cher Ebene, spielen aktuell nur eine untergeordnete Rolle. Lediglich 14 bzw. 
17  Prozent der West- und Ostdeutschen machen sich Sorgen um die allge-
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meine wirtschaftliche Entwicklung, und 12 bzw. 16  Prozent machen sich 
Sorgen um die eigene wirtschaftliche Situation. Die Sorgen um die Sicher-
heit des Arbeitsplatzes sind mit sechs bzw. acht Prozent der Beschäftigten 
sogar noch geringer. Wie die späteren Analysen zur Entwicklung der Sor-
gen im Zeitverlauf noch zeigen werden, ist das ein Rekordtief, das sicher 
vor allem auf die aktuell gute Konjunktur und niedrige Arbeitslosenquote in 
Deutschland zurückgeht (vgl. den Beitrag von Lengfeld in diesem Band). Die 
aktuell geringen ökonomischen Sorgen in Deutschland stehen im starken 
Widerspruch zu der Diagnose einer Angstgesellschaft, laut der »Erwerbs-
tätigkeit […] zunehmend weniger Menschen Sicherheit, Status und Prestige 
sowie die Möglichkeit einer kontinuierlichen Lebensplanung« biete und öko-
nomische Unsicherheiten weit verbreitet seien (Nachtwey 2017: 121).
Sozialstrukturelle Verteilung der aktuellen Sorgen und Ängste
Viele Zeitdiagnosen unterstellen nicht nur, dass Sorgen und Ängste ein be-
stimmendes Motiv moderner Gesellschaften sind, sondern behaupten zu-
dem, dass Sorgen »keine sozialen Grenzen« mehr kennen würden (Bude 
2014:  3) und damit alle Bevölkerungsgruppen gleichermaßen verunsichert 
seien. Um diese Annahme zu überprüfen, sollen im Folgenden die Sorgen-
profile verschiedener Bildungsgruppen miteinander verglichen werden. Bil-
dung wird dabei als ein wichtiger Indikator für die soziale Schicht einer 
Person und die damit verbundenen Handlungsmöglichkeiten verwendet. 
Anhand des höchsten erreichten Ausbildungsabschlusses wird zwischen 
Personen mit einem niedrigen (ohne jeglichen Ausbildungsabschluss), mitt-
leren (mit beruf lichem Ausbildungsabschluss) und hohen (mit Hochschulab-
schluss) Bildungsabschluss unterschieden. Personen, die noch im Bildungs-
system sind, werden nicht betrachtet.
Abbildung 2 zeigt, wie sich die Sorgen verschiedener Bildungsgruppen 
unterscheiden. Die Linien in den Netzdiagrammen geben jeweils für die 
Gruppe der Personen mit niedrigem, mittlerem und hohem Bildungsstand 
den Anteil der Personen wieder, die sich 2016 große Sorgen in den abgefrag-
ten Bereichen machten. In Hinblick auf die persönlichen Sorgen zeigt sich 
ein klares und wenig verwunderliches Muster. Je höher der höchste Aus-
bildungsabschluss, desto seltener sind die Sorgen um die eigene Zukunft. 
Dieser Zusammenhang zeigt sich in West- wie in Ostdeutschland sowohl für 
die Sorgen um die eigene wirtschaftliche Situation und um den Arbeitsplatz 
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als auch für die Sorgen um die eigene Gesundheit und für Westdeutschland 
auch um die Altersvorsorge. Lediglich in Ostdeutschland unterscheiden sich 
Personen niedriger und mittlerer Bildung nicht hinsichtlich ihrer Sorgen 
um die eigene Altersvorsorge, Personen mit einem hohen Bildungsabschluss 
machen sich aber auch hier aufgrund ihrer besseren (ökonomischen) Lage 
Abbildung 2: Sorgenprofile verschiedener Bildungsgruppen in Ost- und 
Westdeutschland 2016
Quelle: SOEPv33.1, eigene Berechnungen (querschnittsgewichtet) 
*nur für Erwerbstätige
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weniger Sorgen. Insgesamt wird deutlich, dass – anders als von den Gesell-
schaftsdiagnosen behauptet  – das Ausmaß der persönlichen Sorgen sehr 
wohl von der sozialen Position einer Person abhängt.
Kein so eindeutiges Bild zeigt sich bei der Betrachtung der gesellschafts-
bezogenen Sorgen verschiedener Bildungsgruppen. Hier gibt es sowohl Sor-
gen, die in allen Bildungsgruppen gleichermaßen stark auftreten, als auch 
Sorgen, die zwischen den Bildungsgruppen – in unterschiedlichen Richtun-
gen  – teilweise stark auseinandergehen. Die größten Unterschiede zeigen 
sich hinsichtlich der Sorgen über Zuwanderung und Kriminalitätsentwick-
lung, wobei die auffälligste Trennlinie zwischen Personen mit niedrigem 
und mittlerem Bildungsabschluss einerseits und Personen mit hohem Bil-
dungsabschluss andererseits verläuft. Der Anteil derjenigen, die sich große 
Sorgen über die Zuwanderung machen, ist in der Gruppe der Personen mit 
niedrigerer Bildung in Westdeutschland um bis zu 26 Prozentpunkte höher 
als in der Gruppe der Personen mit einem hohen Bildungsabschluss. Bei 
den Kriminalitätssorgen beträgt diese Differenz zwischen den Bildungs-
gruppen 24 Prozentpunkte. Weitere (hier nicht dargestellte) Ergebnisse be-
legen zudem, dass sich diese markanten bildungsabhängigen Unterschiede 
in der Gefühlslage nicht nur aktuell, sondern in ähnlicher Weise über den 
gesamten Beobachtungszeitraum zeigen. In der Literatur wird der Zusam-
menhang zwischen Bildung und der Angst vor Zuwanderung vor allem mit 
der Konkurrenz- oder Verdrängungshypothese erklärt: Es machen sich dem-
nach vor allem Personen aus unteren sozialen Schichten starke Sorgen über 
die Zuwanderung, weil sie sich materiell oder ideell von den neu Zugewan-
derten bedroht fühlen und beispielsweise glauben, mit ihnen um Arbeits-
plätze konkurrieren zu müssen (Lancee/Sarrasin 2015). Die größten Sorgen 
machen sich hier allerdings nicht, wie bei den persönlichen Sorgen, die Per-
sonen ohne Ausbildungsabschluss, sondern die Personen mit Ausbildungs-
abschluss. In Ostdeutschland ist der Abstand zwischen dem Sorgenausmaß 
der verschiedenen Bildungsgruppen vor allem deshalb geringer, weil sich 
hier ein deutlich höherer Anteil an Personen mit Hochschulausbildung Sor-
gen über Zuwanderung und Kriminalitätsentwicklung macht als in West-
deutschland.
Bildungsunterschiede zeigen sich zudem bei den Sorgen über Auslän-
derfeindlichkeit und um den sozialen Zusammenhalt in der Gesellschaft. 
Während sich, wie gesehen, Personen mit niedrigem und mittlerem Bil-
dungsabschluss stärker über die möglichen negativen Auswirkungen von 
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Zuwanderung Sorgen machen, gilt die Sorge von Personen mit einem hohen 
Bildungsabschluss stärker der Ausländerfeindlichkeit, die die aktuelle Zu-
wanderung auslösen könnte bzw. schon ausgelöst hat. Die Bildungsunter-
schiede bei den Sorgen über die Ausländerfeindlichkeit sind allerdings deut-
lich geringer als bei Zuwanderungssorgen und Kriminalitätsfurcht, was 
deutlich macht, dass Ausländerfeindlichkeit in allen Schichten Angst auslöst.
Es sieht so aus, als wäre Deutschland gespalten hinsichtlich der Gefüh-
le, die die aktuelle Flüchtlingszuwanderung bei den Menschen auslöst. Vor 
allem Personen mit niedriger und mittlerer Bildung machen sich Sorgen 
über die Zuwanderung und die damit in Verbindung gebrachte Kriminali-
tät; bei Personen mit Hochschulabschluss sind diese Sorgen deutlich selte-
ner. Diese sozialstrukturellen Unterschiede zeigen sich zudem in beiden 
Teilen Deutschlands, sind aber im Westen deutlich stärker ausgeprägt. Bei 
den übrigen gesellschaftsbezogenen Sorgen zeigen sich hingegen keine nen-
nenswerten Unterschiede zwischen den Bildungsgruppen. Der Erhalt des 
Friedens, der Schutz der Umwelt und die Folgen des Klimawandels werden 
über alle Schichten hinweg in ähnlicher Weise als besorgniserregend einge-
schätzt.
Entwicklung der Sorgen und Ängste im Zeitverlauf
Im Folgenden soll es nun um die Frage gehen, ob – und wenn ja, welche – 
Sorgen und Ängste in den letzten Jahrzehnten tatsächlich, wie von verschie-
densten Zeitdiagnosen behauptet, zugenommen haben. Abbildung  3 zeigt 
dafür zunächst die für Ost- und Westdeutschland getrennte Entwicklung 
der persönlichen Sorgen zwischen 1985 bzw. 1990 und 2016 (vgl. dazu auch 
Tabellen im Anhang). Eine kontinuierliche Zunahme lässt sich für keine 
der betrachteten persönlichen Sorgen feststellen. Die Sorgen um die eigene 
wirtschaftliche Situation wie auch die Sorgen um die Sicherheit des eige-
nen Arbeitsplatzes (nur erfasst für Erwerbstätige) unterliegen stattdessen 
anhaltenden Schwankungen, die vor allem die konjunkturelle Entwicklung 
und die damit im Zusammenhang stehende Situation auf dem Arbeitsmarkt 
widerspiegeln (vgl. hierzu auch die Ausführungen von Erlinghagen 2010). 
In Zeiten, in denen die Arbeitslosigkeit hoch ist, wie beispielsweise in den 
1990er Jahren, machen sich auch mehr Menschen große Sorgen um ihren 
Arbeitsplatz und ihre wirtschaftliche Situation. In Zeiten wirtschaftlicher 
Erholung werden entsprechend die wirtschaftlichen Sorgen der Menschen 
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auch wieder weniger. Trotz weltweit immer wieder auftretender Wirt-
schafts- und Finanzkrisen ist die Konjunktur in Deutschland momentan 
gut und die Arbeitslosigkeit niedrig. Der Anteil derjenigen, die sich große 
Sorgen um ihre wirtschaftliche Situation und ihren Arbeitsplatz machen, ist 
dementsprechend seit einigen Jahren rückläufig und liegt aktuell in West-
deutschland bei zwölf bzw. sechs Prozent. Mit Ausnahme der Jahre unmit-
telbar nach der Wende verläuft die Entwicklung der Sorgen um die eigene 
wirtschaftliche Situation und um die Sicherheit des Arbeitsplatzes in Ost-
deutschland recht ähnlich zu der in Westdeutschland. Direkt nach der Wie-
dervereinigung berichteten allerdings 47 Prozent von großen Sorgen um den 
Arbeitsplatz und 39 Prozent sorgten sich um ihre persönliche wirtschaftliche 
Situation. Trotz schnell rückläufiger Sorgen in Ostdeutschland in den Folge-
jahren ist der Anteil an Personen, die sich Sorgen um ihre wirtschaftliche 
Situation machen, bis heute in Ostdeutschland durchweg höher als in West-
deutschland.
Abbildung 3: Entwicklung persönlicher Sorgen in West- und Ostdeutschland, 1985 
bis 2016
Quelle: SOEPv33.1, eigene Berechnungen (querschnittsgewichtet) 
*nur für Erwerbstätige
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Die Sorgen um die eigene Gesundheit sind im Zeitverlauf vergleichsweise 
stabil. In den letzten 17 Jahren – dem Zeitraum, in dem diese Sorge erfasst 
wird  – schwankt der Anteil der Personen, die sich große Sorgen um ihre 
Gesundheit machen, lediglich zwischen 16 und 20 Prozent in Westdeutsch-
land und zwischen 20 und 26 Prozent in Ostdeutschland. Das wird daran 
liegen, dass persönliche Gesundheitssorgen vor allem mit dem eigenen Ge-
sundheitszustand einer Person und damit mehr mit dem Alter der Person als 
mit gesellschaftlichen Entwicklungen zusammenhängen. Dennoch sind die 
Gesundheitssorgen in Ostdeutschland durchweg etwas weiter verbreitet als 
in Westdeutschland. Das gilt auch für die Sorgen um die eigene Altersvor-
sorge, die zudem auch insgesamt von etwas mehr Menschen geteilt werden. 
Die Sorge um die Absicherung im Alter ist, wie bereits gesehen, sowohl in 
Ost- als auch in Westdeutschland aktuell die größte persönliche Sorge der 
Menschen. 21 Prozent der Westdeutschen und 25 Prozent der Ostdeutschen 
berichten, dass sie sich große Sorgen um ihre Absicherung im Alter machen. 
Wie sich die Sorgen um die Altersvorsorge möglicherweise im Zeitverlauf 
entwickelt haben, lässt sich aufgrund der kurzen Zeitreihe für diese Sorge 
im SOEP nicht sagen.
Die Entwicklung der einzelnen gesellschaftsbezogenen Sorgen, darge-
stellt in Abbildung  4, verläuft sehr unterschiedlich (vgl. dazu auch die Ta-
bellen im Anhang). Die größten Schwankungen im Zeitverlauf mit vielen 
sprunghaften Anstiegen und Rückgängen weisen die Sorgen um die all-
gemeine wirtschaftliche Entwicklung auf. Ähnlich wie die zuvor betrach-
teten Sorgen um die eigene wirtschaftliche Situation und die persönlichen 
Arbeitsplatzsorgen – nur auf deutlich höherem Niveau – folgen sie im We-
sentlichen dem allgemeinen Konjunkturverlauf. Am größten waren die 
wirtschaftlichen Sorgen Mitte der 2000er Jahre: Im Jahr 2005 berichteten 
beispielsweise 54 Prozent der Westdeutschen und sogar 61 Prozent der Ost-
deutschen von großen Sorgen um die allgemeine wirtschaftliche Entwick-
lung. In den Folgejahren sind diese Sorgen allerdings auch wieder stark zu-
rückgegangen. Im Jahr 2016 machten sich, wie bereits gesehen, »nur« noch 
14 Prozent der Westdeutschen große Sorgen um die allgemeine wirtschaft-
liche Situation, in Ostdeutschland noch 17 Prozent. Wirtschaftliche Sorgen 
sind damit aktuell und schon seit einigen Jahren – sicherlich auch aufgrund 
der derzeit guten Konjunktur und niedrigen Arbeitslosenquote in Deutsch-
land – auf einem im Untersuchungszeitraum bisher einmaligen Tiefstand.
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Abbildung 4: Entwicklung gesellschaf tsbezogener Sorgen in West- und 
Ostdeutschland, 1985 bis 2016
Quelle: SOEPv33.1, eigene Berechnungen (querschnittsgewichtet)
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Starken Schwankungen im Zeitverlauf unterliegen auch die Sorgen um den 
Erhalt des Friedens. Zwischen 1985 und 1990 konnte – sicher auch aufgrund 
der sukzessiven Annäherung zwischen dem Westen und der Sowjetunion – 
zunächst ein deutlicher Rückgang beobachtet werden, der 1990 ein abruptes 
Ende fand. Machten sich 1990 lediglich 26 Prozent der Westdeutschen gro-
ße Sorgen um den Frieden, steigt dieser Anteil im Folgejahr auf 42 Prozent 
an. Das könnte vor allem mit dem Zweiten Golf krieg zusammenhängen, der 
1990 mit dem Einmarsch irakischer Truppen in Kuwait begann. Die Men-
schen in Ostdeutschland machen sich insbesondere in den 1990er Jahren 
deutlich mehr Sorgen um den Frieden, was auch mit der unsicheren Situ-
ation kurz nach der Wiedervereinigung zu tun haben mag. Die Ost-West-
Unterschiede sind jedoch mittlerweile zurückgegangen. In der Folge der 
Terroranschläge vom 11.  September 2001 und der darauffolgenden Kriege 
in Afghanistan und im Irak nehmen die Sorgen um den Frieden ein zweites 
Mal stark zu. Im Jahr 2003 erreichen sie einen absoluten Höhepunkt, 62 Pro-
zent der Westdeutschen und sogar 70 Prozent der Ostdeutschen berichten in 
diesem Jahr davon, dass sie sich große Sorgen um den Frieden machen. In 
den Folgejahren geht die Furcht um den Erhalt des Friedens aber auch lang-
sam wieder zurück. Aktuell lässt sich jedoch wieder ein deutlicher Anstieg 
in beiden Teilen Deutschlands beobachten. Auch dieser Anstieg fällt mit tat-
sächlichen kriegerischen Auseinandersetzungen wie den Kriegen in Syrien 
und der Ukraine zusammen.
Schwankungen im Zeitverlauf unterliegen auch die Sorgen, die sich 
Menschen über die Zuwanderung machen. Ein erster Höhepunkt der Zu-
wanderungssorgen kann in den Jahren 2004 und 2005 beobachtet werden. 
Dieser Anstieg lässt sich mit der zeitgleichen EU-Osterweiterung und der 
damit einhergehenden Diskussion um die Zuwanderung von Arbeitskräften 
aus den neuen Mitgliedsstaaten wie Polen in Zusammenhang bringen. Er 
fällt aber auch zusammen mit der Einführung der Hartz-Reformen, die ins-
gesamt große wirtschaftliche Sorgen auslösten. Im Sinne der Konkurrenz- 
oder Verdrängungshypothese könnten daher auch die Hartz-Reformen Sor-
gen über die Zuwanderung verstärkt haben. Ebenso wie die wirtschaftlichen 
Sorgen sind auch die Sorgen über die Zuwanderung seit Mitte der 2000er 
Jahren stark rückläufig. Im Jahr 2012 machten sich mit 18 Prozent in West- 
und 24 Prozent in Ostdeutschland so wenig Menschen Sorgen über die Zu-
wanderung wie nie zuvor im Untersuchungszeitraum. Ein weiterer, diesmal 
aber deutlich stärkerer Anstieg der Sorgen über die Zuwanderung lässt sich 
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in den letzten Jahren des Untersuchungszeitraums beobachten. Von 2012 bis 
2016 steigen die Anteile der Menschen mit Sorgen über die Zuwanderung auf 
44 Prozent in West- und 59 Prozent in Ostdeutschland. Die drastisch gestie-
gene Zuwanderung von Flüchtlingen, insbesondere aus Syrien, dem Irak und 
Afghanistan – im Jahr 2015 stellten rund 480.000 Menschen einen Antrag auf 
Asyl in Deutschland, 2016 waren es sogar rund 750.000 (BAMF 2018) –, und 
die damit verbundene Debatte sollten dafür den Ausschlag gegeben haben. 
Ebenfalls in den letzten zwei Jahren angestiegen sind die Sorgen um den so-
zialen Zusammenhalt in der Gesellschaft, allerdings ist die bisher verfügbare 
Zeitreihe hier viel zu kurz, um langfristige Trends ablesen zu können.
Die Sorgen über die Kriminalitätsentwicklung in Deutschland und über 
die Ausländerfeindlichkeit sind im Großen und Ganzen seit Ende der 1990er 
Jahre sukzessiv rückläufig, allerdings endeten diese Abwärtstrends eben-
falls im Jahr 2015, zeitgleich mit der verstärkten Flüchtlingszuwanderung, 
abrupt. Während sich 2013 mit 28 Prozent so wenig Menschen wie noch nie in 
Westdeutschland Sorgen über die Kriminalität gemacht haben, stieg dieser 
Wert in den Folgejahren auf aktuell 46 Prozent an. Damit liegt er aber noch 
unter dem Niveau der Kriminalitätssorgen Anfang der 2000er Jahre. In Ost-
deutschland ist die Kriminalitätsfurcht durchweg höher als in Westdeutsch-
land und nahm in den letzten Jahren auf einen Anteil von bis zu 56 Prozent 
zu. Ähnlich stark ist der Anstieg bei den Sorgen über die Ausländerfeind-
lichkeit in den letzten Jahren. War auch hier der Anteil der Personen, die sich 
über Ausländerfeindlichkeit große Sorgen machen, in beiden Landesteilen 
lange Jahre rückläufig, ist dieser auf aktuell 49 Prozent in West- und 45 Pro-
zent in Ostdeutschland angestiegen und damit so hoch wie zuletzt in den 
1990er Jahren. Diese beiden Entwicklungen stehen höchstwahrscheinlich 
ebenfalls im Zusammenhang mit der Flüchtlingszuwanderung, jedenfalls 
ist die Kriminalitätsrate im selben Zeitraum nicht so stark angestiegen. Es 
ist anzunehmen, dass die vermehrten Sorgen auch hier eine Reaktion auf die 
Zuwanderung und die damit verbundenen Entwicklungen ist.
Der Zustand der Umwelt ist bis Mitte der 1990er Jahre eine der größten 
Sorgen der Deutschen – ausgelöst sicher auch durch das damals befürchte-
te Waldsterben und die Reaktorkatastrophe von Tschernobyl. Seitdem sind 
die Umweltsorgen jedoch stark zurückgegangen. Der Anteil derjenigen, die 
sich große Sorgen um den Schutz der Umwelt machen, ist in Westdeutsch-
land von 63 Prozent im Jahr 1990 innerhalb eines Jahrzehnts auf 27 Prozent 
im Jahr 2000 gesunken und verharrt seitdem recht stabil auf diesem nied-
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rigen Niveau. Für diese Entwicklung lassen sich verschiedene Erklärungen 
vermuten. Es könnte in der Bevölkerung der Eindruck entstanden sein, dass 
bereits ausreichend viel für den Schutz der Umwelt getan wird und man sich 
daher keine großen Sorgen mehr machen muss. Es könnte auch daran liegen, 
dass sich die Umweltverhältnisse tatsächlich im Vergleich zu den 1980er und 
1990er Jahren deutlich verbessert haben (man denke nur an die Wasserquali-
tät in vielen Flüssen und Seen) und Umweltschutz folglich kein gesellschaft-
licher Bereich mehr ist, um den man sich große Sorgen machen muss (Prei-
sendörfer 1999: 30). Außerdem könnten andere gesellschaftliche Probleme wie 
beispielsweise die hohe Arbeitslosigkeit in den 1990er Jahren oder die starken 
Befürchtungen um die Sicherung des Friedens Mitte der 2000er Jahre die Um-
weltsorgen aus dem Bewusstsein der Menschen verdrängt haben. An dem im 
Vergleich zu den 1980er Jahren geringen Ausmaß der Umweltsorgen scheinen 
selbst die anhaltenden Diskussionen und Auf klärungskampagnen um Um-
welt- und Klimaschutz nur wenig zu ändern. Lediglich in der Folge des Sturms 
Kyrill im Jahr 2007 steigen die Umweltsorgen kurzfristig wieder an, erreichen 
aber bei Weitem nicht das Niveau der 1980er Jahre. In Ostdeutschland ver-
läuft die Entwicklung sehr ähnlich. Das Ausmaß der Umweltsorgen ist dort 
zwar meist etwas geringer, die Unterschiede zu den alten Bundesländern 
sind jedoch (vor allem im Vergleich zu den anderen Sorgenbereichen) mini-
mal. Seit dem Jahr 2009 werden zusätzlich zu den Umweltsorgen auch die 
Sorgen über die Folgen des Klimawandels im SOEP erhoben. Diese weisen ein 
ähnlich niedriges und stabiles Niveau wie die allgemeinen Umweltsorgen auf 
und sind ebenfalls in Westdeutschland etwas höher als in Ostdeutschland.
4. Schlussbetrachtung
Ziel des vorliegenden Beitrages war es, die Diagnose einer zunehmend 
angstbestimmten Gesellschaft einer empirisch fundierten Überprüfung zu 
unterziehen und einen systematischen Überblick über die Verbreitung von 
persönlichen und gesellschaftsbezogenen Sorgen in Deutschland zu geben. 
Die Auswertung der repräsentativen Daten des Sozio-oekonomischen Pa-
nels zeigt, dass sich die Menschen in Deutschland seit einigen Jahren zu-
allererst um die Themen Zuwanderung und Sicherheit sorgen. Zu den größ-
ten Sorgen und Ängsten zählen sowohl in West- als auch in Ostdeutschland 
der Friedenserhalt, Ausländerfeindlichkeit, Kriminalitätsentwicklung und 
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Zuwanderung. Das sind keine völlig neuen Sorgen, auffällig ist im Zeitver-
gleich jedoch, dass diese vier Sorgen lange rückläufig waren, dann 2012/2013 
sprunghaft anstiegen und seit nunmehr vier Jahren zu den stärksten Sorgen 
der Deutschen zählen.
All diese Sorgen können mit aktuellen Entwicklungen wie der zahlenmä-
ßig starken und medial breit auf bereiteten Flüchtlingszuwanderung, dem 
Erstarken rechtspopulistischer Bewegungen und Parteien sowie mit in Euro-
pa verübten Terroranschlägen und mit kriegerischen Auseinandersetzungen 
in der Welt in Zusammenhang gebracht werden. Diese Entwicklungen ver-
unsichern die Menschen in Deutschland. Sie fürchten um ihre Sicherheit und 
den Frieden und machen sich Sorgen über mögliche Folgen, die mit den ak-
tuellen Entwicklungen verbunden sein könnten. Genauso stark machen sich 
die Menschen zurzeit aber auch Sorgen über die im Zuge der Flüchtlingszu-
wanderung wieder auf kommende Ausländerfeindlichkeit in Deutschland.
Leben wir also in einer Angstgesellschaft? Die Antwort lautet Nein. Trotz 
des aktuell auffälligen Anstiegs der Sorgen um Friedenserhalt, über Auslän-
derfeindlichkeit, Kriminalitätsentwicklung und Zuwanderung widersprechen 
die in diesem Beitrag präsentierten Ergebnisse der gängigen Diagnose einer 
zunehmend angstbestimmten Gesellschaft. Es lässt sich, anders als von vielen 
Gegenwartsdiagnosen behauptet, kein genereller Aufwärtstrend bei den Sorgen 
und Ängsten der Menschen innerhalb der letzten Jahrzehnte feststellen. Die 
verschiedenen Sorgen und Ängste unterliegen vielmehr jeweils unterschied-
lichen Schwankungen, die sich meistens mit bestimmten gesellschaftlichen 
Entwicklungen und Ereignissen erklären lassen. Starke Sorgenanstiege hat 
es bereits in früheren Jahren gegeben und meist sind die Sorgen nach einem 
solchen anlassbezogenen Anstieg in den Folgejahren auch wieder zurückge-
gangen. Ein Beispiel für solche anlassbezogenen und vorübergehenden Sor-
genphasen sehen wir bereits in den 1980ern und bis Mitte der 1990er Jahre, in 
denen die Sorgen um den Umweltschutz besonders stark waren. Auslöser da-
für waren sicher die Nuklearkatastrophe von Tschernobyl sowie die in dieser 
Zeit anhaltenden Diskussionen um sauren Regen, das Waldsterben oder das 
Ozonloch. Abgelöst wurden die Umweltsorgen als dominierende Gefühlslage 
in den 1990er Jahren durch starke wirtschaftliche Sorgen (begleitet von einem 
Anstieg der Kriminalitätsfurcht). Deutschland war zu dieser Zeit der »kran-
ke Mann Europas«, das Wirtschaftswachstum war gering und die Arbeits-
losigkeit hoch. Auch etwa Mitte der 2000er Jahren waren die Sorgen um die 
allgemeine wirtschaftliche Entwicklung, die Sicherheit des eigenen Arbeits-
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platzes und die eigene wirtschaftliche Situation für einige Jahre stark erhöht 
(zu möglichen Ursachen vgl. Erlinghagen 2010). Beide Male gingen die Sorgen 
auch wieder deutlich zurück. Auch die Sorgen um den Frieden waren schon 
einmal stark erhöht, nämlich in der Folge der Terroranschläge vom 11. Sep-
tember 2001; auch diese Sorgen haben sich schnell wieder auf das Ausgangs-
niveau eingependelt. Aktuell machen sich die Menschen nun Sorgen über die 
Folgen der Zuwanderung, es liegt jedoch nahe anzunehmen, dass auch diese 
Sorgen im Laufe der Zeit wieder zurückgehen werden.
Gegen die These einer Angstgesellschaft spricht zudem, dass in den letz-
ten Jahren nicht alle erfassten Sorgen zugenommen haben. Während die Sor-
gen um Friedenserhalt, Ausländerfeindlichkeit, Kriminalitätsentwicklung 
und Zuwanderung in der Tat in den letzten Jahren beachtlich angestiegen 
sind, gab es im gleichen Zeitraum auch Bereiche, in denen die Sorgen rück-
läufig waren. Nachdem wirtschaftliche Sorgen die Gefühlslage der Men-
schen beispielsweise Mitte der 2000er Jahre prägten, spielen diese aktuell, 
egal ob auf persönlicher oder gesellschaftlicher Ebene, nur eine untergeord-
nete Rolle. Das mag sicher vor allem mit der aktuell guten Konjunktur und 
der niedrigen Arbeitslosenquote in Deutschland zusammenhängen, steht 
aber im klaren Widerspruch zur Diagnose Angstgesellschaft, laut der der 
Arbeitsmarkt auch in wirtschaftlich guten Zeiten keine Sicherheit mehr bie-
te (Bude 2014; Nachtwey 2017).
Ebenfalls vergleichsweise gering und damit im Widerspruch zu den heran-
gezogenen Gegenwartsdiagnosen stehend sind die persönlichen Sorgen, wie 
beispielsweise die Sorgen um die eigene Gesundheit oder Altersvorsorge. Das 
Ausmaß der persönlichen Sorgen ist durchweg im gesamten Untersuchungs-
zeitraum geringer als das der jeweils dominierenden gesellschaftsbezogenen 
Sorgen. Während die Sorgen um die eigene wirtschaftliche Situation und 
die Sicherheit des Arbeitsplatzes auch dem allgemeinen Konjunkturverlauf 
zu folgen scheinen, sind die anderen Sorgen im Zeitverlauf recht stabil. Das 
mag daran liegen, dass persönliche Sorgen weniger von gesellschaftlichen 
Trends als von persönlichen Nöten bestimmt werden. Die Menschen sind im 
Großen und Ganzen mit ihrer persönlichen Lebenssituation zufrieden und 
sorgen sich hier nur wenig. Ein Übergreifen großer Sorgen und Ängste auf 
das Privatleben der Menschen, wie von den Gegenwartsdiagnosen postu-
liert, lässt sich nicht feststellen.
Zweifel lassen die Ergebnisse in diesem Beitrag jedoch nicht nur an der 
Diagnose Angstgesellschaft auf kommen, sondern auch an der häufig vor-
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gebrachten Bedeutung von Sorgen und Ängsten für den Erfolg rechtspopu-
listischer Bewegungen und Parteien in den letzten Jahren (Nachtwey 2017). 
Anders als von der Konkurrenz- oder Verdrängungshypothese vorhergesagt, 
machen sich die Menschen nicht in erster Linie Sorgen über die Zuwanderung, 
weil sie befürchten würden, dass die Migranten ihnen die Arbeitsplätze weg-
nehmen könnten. Wenn das der Fall wäre, müssten auch die wirtschaftli-
chen Sorgen deutlich erhöht sein. Diese sind jedoch, wie gesehen, auf einem 
bisher im Untersuchungszeitraum einmaligen Tiefstand. Stattdessen stehen 
Sorgen über die Zuwanderung im starken Zusammenhang mit Kriminali-
tätssorgen, was den Schluss zulässt, dass Migranten von einigen Menschen 
in Deutschland als eine Bedrohung für das Zusammenleben wahrgenom-
men werden. Der Treiber hinter dem Erfolg rechtspopulistischer Parteien 
sind also nicht alleine die sogenannten Modernisierungsängste, sondern 
vielleicht auch fremdenfeindliche Einstellungen, die im Zuge der aktuellen 
Flüchtlingszuwanderung neuen Auftrieb bekommen (vgl. hierzu die detail-
lierteren Ausführungen von Schröder 2018). Weitergehende Analysen mit 
Individualdaten sind hier notwendig. Sicher ist aber, dass einfache Erklä-
rungen, wie sie manche Gegenwartsdiagnosen anbieten, nicht ausreichen.
Wir leben also nicht in einer Angstgesellschaft, in der Sorgen und Ängs-
te allgegenwärtig sind. Dennoch sind Sorgen und Ängste ein wichtiger In-
dikator für den Zustand der Gesellschaft bzw. dafür, wie Menschen diesen 
wahrnehmen und interpretieren. Sie zeigen an, was die Menschen aktuell 
beschäftigt und verunsichert. Menschen blicken nicht nur auf ihre eigene 
Situation, sondern nehmen auch sehr genau gesellschaftliche Entwicklun-
gen wahr und reagieren, sofern sie diese als problematisch bewerten, mit der 
Herausbildung von spezifischen Sorgen und Ängsten. Die Sorgen der Men-
schen sind damit ein wichtiger Seismograf für gesellschaftliche Entwicklun-
gen und sollten auch außerhalb von Gegenwartsdiagnosen zukünftig stär-
ker im Fokus der Wissenschaft stehen und hinsichtlich ihrer Ursachen und 
Konsequenzen untersucht werden.
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Sorgen um/über … in %
Ostdeutschland































1990 12,8 7,9 28,5 38,1
1991 11,1 5,7 38,7 47,3
1992 13,6 8,6 31,4 36,4
1993 14,5 7,9 28,5 23,6
Tabelle 1: Entwicklung persönlicher Sorgen in West- und Ostdeutschland
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Westdeutschland
Sorgen um/über … in %
Ostdeutschland

























1994 17,8 10,2 26,2 22,1
1995 16,2 10,7 24,5 24,6
1996 15,6 9,8 23,5 20,7
1997 18,8 12,4 26,1 23,9
1998 22,0 13,4 31,2 23,3
1999 16,4 11,7 19,00 21,8 23,2 23,10
2000 15,4 11,1 17,40 24,2 25,3 21,00
2001 14,6 8,8 16,60 24,9 22,8 21,50
2002 17,5 12,8 16,90 28,9 25,8 20,70
2003 22,5 14,9 16,20 33,8 26,1 20,30
2004 25,1 18,8 19,20 36,9 32,3 24,60
2005 25,9 19,1 18,50 36,8 31,5 22,90
2006 26,7 17,4 18,80 33,1 24,9 22,50
2007 24,2 16,0 17,70 33,2 24,3 21,50
2008 20,9 13,9 17,60 28,7 24,2 21,30
2009 23,5 15,7 17,30 30,7 21,0 21,90
2010 22,4 13,8 20,20 27,6 23,8 25,70
2011 17,5 8,8 19,50 26,4 14,4 25,60
2012 18,1 11,3 19,00 24,7 15,6 25,30
2013 14,1 8,1 17,40 22,2 13,5 23,40
2014 13,1 8,3 18,10 19,4 13,3 23,50
2015 12,9 6,6 17,60 22,9 17,2 9,9 22,10 28,9
2016 12,4 5,9 17,20 21,1 15,8 8,0 21,80 24,9
Quelle: SOEPv33.1, eigene Berechnungen (querschnittsgewichtet) Anteil an Personen, die 
sich jeweils große Sorgen machen. 
*nur für Erwerbstätige
Christiane Lübke56
Tabelle 2: Entwicklung gesellschaf tsbezogener Sorgen in West- und Ostdeutschland
Westdeutschland
Sorgen um/über … in %
Ostdeutschland































1990 19,0 25,9 36,2 40,5
1991 19,1 42,1 47,6 48,2
1992 24,4 39,3 36,7 50,3
1993 40,3 45,1 42,0 53,7
1994 37,5 43,6 40,9 54,3
1995 25,8 44,6 27,5 52,6
1996 45,1 36,3 44,6 49,5
1997 48,2 30,5 53,4 42,7
1998 41,0 37,0 53,0 44,4
1999 26,0 40,1 35,3 29,8 42,8 39,1
2000 19,6 30,8 29,2 31,7 41,6 34,0
2001 17,4 28,2 23,7 33,9 37,0 28,6
2002 31,4 43,2 28,0 46,3 52,5 33,4
2003 54,0 62,3 26,5 64,1 70,3 29,4
2004 49,4 40,3 32,7 57,3 46,2 37,0
2005 54,1 38,4 38,2 61,2 47,8 43,6
2006 44,1 42,1 33,9 48,3 43,9 37,7
2007 24,6 36,6 29,7 29,1 39,4 34,5
2008 25,4 32,2 25,4 28,7 35,0 31,3
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Westdeutschland
Sorgen um/über … in %
Ostdeutschland

























2009 44,7 30,5 21,3 44,5 34,9 25,5
2010 37,5 30,8 21,9 36,8 35,3 26,1
2011 20,8 33,4 22,4 25,6 36,0 31,0
2012 22,0 30,9 17,8 23,9 33,9 23,8
2013 18,2 29,0 20,5 20,6 33,3 26,5
2014 11,9 36,2 24,4 14,5 35,6 31,9
2015 15,0 47,8 30,2 25,4 15,1 47,4 40,9 31,8
2016 13,8 55,3 44,4 36,4 17,1 58,0 58,7 42,7
Quelle: SOEPv33.1, eigene Berechnungen (querschnittsgewichtet) Anteil an Personen, die 
sich jeweils große Sorgen machen.
Tabelle 3: Entwicklung gesellschaf tsbezogener Sorgen in West- und 
Ostdeutschland (Fortsetzung)
Westdeutschland
Sorgen um/über … in %
Ostdeutschland





























1992 42,3 59,0 58,7
1993 49,6 51,8 48,9
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Westdeutschland
Sorgen um/über … in %
Ostdeutschland





















1994 53,2 48,2 40,6 75,4 37,4
1995 51,7 45,1 45,2 72,0 42,9
1996 55,1 30,7 38,1 74,6 26,9 37,7
1997 58,7 31,7 35,2 75,7 28,0 36,9
1998 56,0 31,9 34,8 68,2 29,0 31,9
1999 51,3 30,9 23,7 65,5 29,6 22,7
2000 51,0 32,5 27,0 65,6 31,7 27,8
2001 47,8 34,8 25,5 60,5 38,5 25,8
2002 47,8 27,8 23,7 56,6 29,7 23,6
2003 43,5 23,1 24,5 51,7 24,2 27,0
2004 44,3 24,0 23,9 48,5 23,7 24,4
2005 48,0 31,3 28,4 54,7 31,7 30,0
2006 44,1 29,5 27,4 48,8 28,3 25,2
2007 44,0 28,0 37,9 49,0 28,4 35,4
2008 39,6 24,9 29,5 41,6 23,1 26,3
2009 32,2 20,7 26,7 29,0 36,9 21,1 25,7 25,3
2010 36,2 20,3 31,2 31,2 40,7 21,1 28,1 23,7
2011 31,2 19,1 31,5 31,0 39,9 20,7 29,1 24,6
2012 29,0 21,7 28,5 28,7 37,0 20,3 25,9 24,7
2013 28,0 19,9 26,7 26,7 37,2 18,2 25,4 23,0
2014 29,7 21,1 27,0 28,3 38,9 22,5 25,4 23,9
2015 35,5 34,9 26,9 27,7 46,1 34,4 24,6 23,0
2016 45,7 49,2 28,9 32,1 56,4 45,2 25,2 25,4
Quelle: SOEPv33.1, eigene Berechnungen (querschnittsgewichtet) Anteil an Personen, die 
sich jeweils große Sorgen machen.
Abstiegsangst in Deutschland 
auf historischem Tiefstand 
Ergebnisse der Auswertung 
des Sozio-oekonomischen Panels 1991–2016
Holger Lengfeld
1. Einleitung
Seit Jahren wird in Politik und Wissenschaft über die Angst vor dem sozia-
len Abstieg debattiert. Anlass hierfür waren Berichte seit Mitte der 2000er 
Jahre, wonach insbesondere die Mittelschicht zunehmend von Arbeitslosig-
keit bedroht sei. Ihre Jobs seien durch Befristung oder unfreiwillige Teilzeit 
unsicher geworden, und das Einkommen würde immer weniger zur Finan-
zierung einer Familie ausreichen. Wissenschaftliche Studien untermauern 
diese Diagnose. Sie machen hierfür unter anderem die Zunahme von welt-
weiter Konkurrenz durch die Globalisierung verantwortlich (Blossfeld et al. 
2007; Bude 2008; Kraemer 2008; Mau 2012). Demnach haben die Erwerbs-
tätigen unter anderem aufgrund des Rückgangs von Normalarbeitsverhält-
nissen zunehmend Schwierigkeiten, ihr Leben, d. h. Karriere und Familie, 
langfristig zu planen (Schimank 2015). Hinzu kommt, dass die Hartz-Re-
formen des Sozialstaats Statusabstiege bei Arbeitslosigkeit und Verrentung 
wahrscheinlicher haben werden lassen (Erlinghagen 2010). In der Folge nah-
men Abstiege aus der Mitte in untere Schichten zu und die Mitte der Gesell-
schaft schrumpfte in den 2000er Jahren um einige Prozentpunkte (Grabka 
et al. 2016). Zahlreiche Studien zeigen, dass diejenigen, die nicht abgestie-
gen sind, sich zunehmend vor einem Verlust des sozialen Status fürchteten 
(Burkhardt et al. 2013; Burzan et al. 2014; Lengfeld/Hirschle 2009).
Seit dem Beginn der Debatte um die Abstiegsangst in Deutschland sind 
nun mehr als 13 Jahre vergangen, und die wirtschaftlichen Verhältnisse ha-
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ben sich verändert. Besonders der stetige Anstieg des Wirtschaftswachstums 
seit 2006, nur unterbrochen von der Finanzkrise 2009, und der Rückgang der 
Arbeitslosenquote auf knapp unter fünf Prozent im Jahr 2018 werfen die Fra-
ge auf, ob das Niveau der Abstiegsangst sich immer noch auf Höchstständen 
bewegt. Um diese Frage zu klären, nehme ich eine Langzeitbeobachtung vor, 
von der Wiedervereinigung 1991 bis zum Jahr 2016, dem Jahr der letztverfüg-
baren Daten. Besonders gehe ich auf die letzten Jahre seit 2010, dem Ende 
der letzten Wirtschaftskrise, ein. Hierzu liegen, besonders für 2015 und 
2016, zum Zeitpunkt der Erstellung dieses Aufsatzes keine mir bekannten 
aktuellen Studien vor.
Ich verwende für die Analyse Daten des Sozio-oekonomischen Panels 
(SOEP). Im ersten Abschnitt gebe ich eine kurze Beschreibung der Daten und 
erläutere, wie ich das Konstrukt der Abstiegsangst operationalisiere. Ich 
zeige in den folgenden Abschnitten zunächst den Anteil der Befragten, die 
sich vor erwerbsbezogenem Abstieg sorgen, im Zeitverlauf und nach Ost- 
und Westdeutschland getrennt. Um zu prüfen, inwieweit sich hinter dieser 
aggregierten Datenreihe Unterschiede im Sorgenniveau nach soziodemo-
grafischen und -ökonomischen Merkmalen verbergen, führe ich getrennte 
Analysen nach Geschlecht, Altersgruppen und sozialen Schichten durch. Die 
Analysen zeigen, dass sich das Niveau der Abstiegsangst in Gesamtdeutsch-
land im Jahr 2016 auf dem niedrigsten Stand seit 1991 befand. Seit 2006 ist 
es, nach langjährigem Anstieg, nahezu stetig rückläufig gewesen. Der Grup-
penvergleich zeigt, dass dies für beide Geschlechter, für alle Altersgruppen 
und alle Schichten gilt. Zugleich finden sich einige Gruppenunterschiede, 
die ich unter Rückgriff auf arbeitsmarkttheoretische Argumente zumindest 
im Ansatz zu erläutern versuche. Im letzten Abschnitt fasse ich die Befunde 
zusammen und gebe einen Ausblick auf ein Forschungsprojekt, in dem wir 
uns mit weiterführenden Fragen der Abstiegsangst beschäftigen.
2. Wie wird Abstiegsangst gemessen?
Basis für die Berechnungen sind die Umfragedaten des SOEP, die das Deut-
sche Institut für Wirtschaftsforschung (DIW) für Forschungszwecke bereit-
stellt. Jährlich werden dabei in deutschen Haushalten lebende Personen zu 
wirtschaftlichen und sozialen Themen befragt (Wagner et al. 2007). Das 
Besondere am SOEP ist die wiederholte Befragung von denselben Personen 
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über einen längeren Zeitraum (Panel). Damit ist es möglich, Lebens- und 
Erwerbsverläufe der Deutschen so präzise wie möglich zu analysieren.1 Es 
wurden Angaben von maximal 40.583 Personen analysiert, für die 269.616 
Beobachtungen vorliegen.
Ein Problem stellt die Messung von Abstiegsangst dar. »Abstiegsangst« ist 
kein wissenschaftlicher Begriff und damit nicht eindeutig definiert, sondern 
kommt aus der Alltagssprache. Würde man Personen direkt nach der Sor-
ge vor dem Abstieg fragen, ist es wahrscheinlich, dass die Personen unter-
schiedliche Vorstellungen darüber haben, was Abstieg für sie ist, was wiede-
rum die wissenschaftliche Interpretation der Daten erschwert.
Ich definiere »Abstieg« als eine Bewegung im sozialen Raum, nämlich die 
der Abwärtsbewegung von einer sozialen Position, die ein Mensch in der So-
zialstruktur einnimmt und die ihm den Zugriff auf bestimmte knappe Güter 
ermöglicht, hin zu einer weniger wertgeschätzten und mit weniger materiel-
len und anderen Gütern ausgestatteten Position (für Näheres siehe Lengfeld/
Ordemann 2017). Diese Abwärtsmobilität geht also mit teilweise erheblichen 
Einbußen einher. Hiervor, das sagt der Begriff »Angst«, fürchtet man sich. 
Weil allgemein wertgeschätzte Positionen in einer Erwerbsgesellschaft eng 
an die Erwerbstätigkeit geknüpft sind, sollten Personen sich unter anderem 
dann vor sozialem Abstieg ängstigen, wenn sie in näherer Zukunft fürchten 
müssen, ihren Arbeitsplatz zu verlieren. Als wissenschaftlicher Allgemein-
platz gilt, dass ohne Arbeit der gewohnte Lebensstandard nicht zu halten 
ist, soziale Kontakte verloren gehen, und viele Betroffene sich schämen, im 
Beruf versagt zu haben. Abstiegsangst geht daher, so meine Annahme, zu 
weiten Teilen auf die Unsicherheit des eigenen Arbeitsplatzes zurück. Aus 
diesem Grund verwende ich als Indikator für Abstiegsangst folgende Frage, 
die in den Umfragen des SOEP jedes Jahr gestellt wird:
»Wie ist es mit den folgenden Gebieten – machen Sie sich da Sorgen? Nur 
wenn Sie erwerbstätig sind: […] Um die Sicherheit Ihres Arbeitsplatzes« (Ant-
wortmöglichkeiten: »keine/einige/große Sorgen«). Für die folgenden Analy-
sen fasse ich die Antworten zu »einige« und »große« Sorgen zu einer Kate-
gorie zusammen (siehe für diese Vorgehensweise bereits Lengfeld/Hirschle 
2009). Damit nehme ich eine relativ weite Bestimmung von Abstiegsangst vor. 
Dabei gehe ich von der Annahme aus, dass der Abstand zwischen den Skalen-
punkten »keine Sorgen« und »einige Sorgen« von den Befragten als größer 
1  Alle deskriptiven Analysen sind mit sozioökonomischen Korrekturvariablen gewichtet.
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wahrgenommen wird als zwischen »einige Sorgen« und »große Sorgen«. Es 
ist klar, dass dies in den Analysen zu einem höheren Niveau an Abstiegs-
angst führt als die Wiedergabe der Personen, die ausschließlich über »große 
Sorgen« berichten.
3. Die Entwicklung der Abstiegsangst bei Erwerbstätigen in Ost- 
und Westdeutschland
Abbildung 1 zeigt den Verlauf der Abstiegsangst in Gesamtdeutschland und 
separat für Ost- und Westdeutschland für alle Erwerbstätigen (abhängig 
und selbstständig Beschäftigte). In Gesamtdeutschland ist der Anteil der 
Menschen, die sich um den Verlust des Arbeitsplatzes sorgen, von Beginn 
des Beobachtungszeitraums 1991 bis Mitte der 2000er Jahre fast stetig ange-
stiegen. Als Gründe hierfür kann man die eingangs beschriebene Zunahme 
an weltweiter Konkurrenz und in der Folge den Anstieg des Kostendrucks 
in deutschen Unternehmen, den Rückgang von manuellen Tätigkeiten mit 
einfachen Anforderungen an die Qualifikation der Beschäftigten, die Zu-
nahme f lexibler Arbeitsverhältnisse (befristete Verträge, Teilzeit, Zeitarbeit 
und Minijobs; Lengfeld/Kleiner 2009) sowie die Reformen in der sozialen 
Sicherung (Hartz-Gesetze; Erlinghagen 2010) annehmen. Seit 2006 jedoch 
hat sich die Zahl der Erwerbstätigen, die sich vor Abstieg sorgen, nahezu 
halbiert. Bis 2016, dem letzten möglichen Beobachtungsjahr (Daten für 2017 
sind zum Zeitpunkt des Manuskriptschlusses noch nicht verfügbar), ist ihr 
Anteil von 64 Prozent auf etwas über 33 Prozent gesunken. Damit hat die 
Abstiegsangst den niedrigsten Wert seit Beginn der Beobachtungen erreicht.
Bemerkenswert ist, dass dieser starke Rückgang seit Mitte der 2000er 
Jahre zu einem Teil auf die Entwicklung in Ostdeutschland zurückgeht (sie-
he auch den Beitrag von Delhey/Steckermeier in diesem Band). Mit der Wäh-
rungsunion zum 1. Juli 1990 begann auf dem Gebiet der damaligen DDR ein 
historischer Prozess der Deindustrialisierung und damit eine massive Frei-
setzung von Arbeitskräften aus den Kombinaten und Produktionsgenossen-
schaften. Die gleichzeitige Einführung eines neuen marktwirtschaftlichen 
Systems sowie die Erfahrung der neuen, diesem System immanenten Risi-
ken haben dazu geführt, dass mehr als 80 Prozent der Ostdeutschen sich 
1991 vor Abstieg sorgten. Bis Mitte der 1990er Jahre nahm der Anteil der Be-
sorgten an allen Erwerbstätigen in Ostdeutschland aber stark ab, und der 
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jährliche Verlauf der Sorgen passte sich, auf höherem Niveau, dem in West-
deutschland an. Auch seit 2010 gingen die Sorgen im Ostteil des Landes je-
doch stärker als im Westteil zurück. Dies hat dazu geführt, dass das Niveau 
der Abstiegsangst in den ostdeutschen Ländern sich dem in den westdeut-
schen Ländern stark angenähert hat. 2016 lag der Anteil der Verunsicherten 
im Osten nur noch um 13 Prozentpunkte über dem westdeutschen Wert. In 
Westdeutschland lag der Wert mit etwas über 30 Prozent nur knapp über 
dem bisher niedrigsten gemessenen Wert von 29,5 Prozent im Jahr 1991 (vgl. 
dazu auch Lübke in diesem Band).
Abbildung 1: Sorge vor Verlust des Arbeitsplatzes aller Erwerbstätigen 1991–2016 
(in Prozent)
Quelle: SOEP v32, 1991–2015 sowie Vorabdaten für 2016, gewichtet, eigene Berechnungen, 
Indikator: Sorge des Verlustes des Arbeitsplatzes. Angegeben sind Personen, die sich 
einige oder große Sorgen machen. Relative Häufigkeiten, 40.583 Personen (269.616 
Beobachtungen), nur Erwerbstätige ohne Personen in Berufsausbildung und ohne kleine 
Selbstständige in Handel und Gewerbe.
Zwei Gründe lassen sich für diese positive Entwicklung in den letzten zehn 
Jahren anführen. Der erste Grund liegt in der objektiven ökonomischen Ent-
wicklung, wonach Erwerbsunsicherheiten aufgrund des stetigen Rückgangs 
der Arbeitslosenquote seit 2007 nicht weiter gestiegen sind:
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• Seit 2006 ist die deutsche Wirtschaft, mit einer kurzen Unterbrechung 
in der Wirtschaftskrise 2009, stetig gewachsen, wenn auch zeitweise 
auf niedrigem Niveau. Dieses Wachstum ist auch auf dem Arbeitsmarkt 
angekommen.2 So hat sich die Arbeitslosigkeit seit 2005 (11 Prozent) bis 
2016 (6,1 Prozent) fast halbiert bei gleichzeitigem Anstieg der Erwerbs-
beteiligung.3
• Von 2010 bis 2016 ist die Zahl der f lexiblen Beschäftigungsverhältnisse 
(befristete Verträge, Teilzeit, Zeitarbeit, Minijobs) in der Summe von 
knapp 8 Mio. auf 7,5 Mio. abgesunken. Parallel wurden mehr Vollzeit-
stellen geschaffen. Dies entspricht einem Rückgang des Anteils f lexibler 
Beschäftigung von 34 auf 30 Prozent.4
• Seit 2011 ist der Prozess des Schrumpfens der sogenannten »Einkom-
mensmittelschicht«, der Personengruppe mit mittleren Einkommen, in 
Deutschland zum Halten gekommen (Burckhardt et al. 2013: 47 ff.; Goebel 
et al. 2010; Niehues 2017). Zuletzt gehörten 61 Prozent der Haushalte zur 
Einkommensmitte (Grabka et al. 2016: 396 f.).
Der zweite Grund ist, dass die Erwerbstätigen möglicherweise neue Er-
fahrungen im Umgang mit den neuen Unsicherheiten des Arbeitsmarktes 
gesammelt haben. Die sozialpsychologische Forschung nennt dies »Co-
ping« (Lazarus/Folkman 1984; Rosenbaum/Jaffe 1983): Demnach können Er-
werbstätige in der Konfrontation mit kritischen Erwerbsereignissen neue 
Routinen entwickeln, also den Umgang mit ihnen »lernen«. Bei erstmaliger 
Betroffenheit von Arbeitslosigkeit sammeln sie Erfahrungen bei der Anmel-
dung bei der Arbeitsagentur, dem Bezug von Arbeitslosengeld oder bei Qua-
lifikationsmaßnahmen; nach einem unsicheren Beschäftigungsverhältnis 
(Befristung, Zeitarbeit) gelingt es ihnen, in ein sicheres Beschäftigungsver-
hältnis zu wechseln; aufgrund der Wahrnehmung, die Zukunft sei unsicher 
geworden, passen sie ihren Lebensplan an die neuen Unsicherheiten an, fah-
2  Statistisches Bundesamt 2017: https://www.destatis.de/DE/ZahlenFakten/Gesamtwirt schaf t 
Umwelt/VGR/Inlandsprodukt/Tabellen/BruttoinlandVierteljahresdaten_xls.html
3  Statistisches Bundesamt 2017: https://www.destatis.de/DE/ZahlenFakten/Gesamtwirt schaf t 
Umwelt/Arbeitsmarkt/Erwerbslosigkeit/Tabellen_/arb210.html
4  Statistisches Bundesamt 2017: https://www.destatis.de/DE/ZahlenFakten/Gesamtwirt schaf t 
Umwelt/Arbeitsmarkt/Erwerbstaetigkeit/TabellenArbeitskraef teerhebung/Atyp Kern 
erwerbErwerbsformZR.html, letzte Angaben für 2015, relative Anteile sind eigene Berech-
nungen
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ren also »auf Sicht« (Schimank 2015). Schließlich kann hinzukommen, dass 
die Erwerbstätigen die Erfahrung gemacht haben, trotz der Wirtschafts-
krise 2009 ihren Arbeitsplatz nicht verloren zu haben; die Arbeitslosenquote 
ist zwischen 2008 und 2010 nicht angestiegen, während das Bruttoinlands-
produkt kurzfristig gesunken ist. Welche dieser Gründe zutrif ft, kann ich 
in diesem Aufsatz mangels geeigneter Messinstrumente empirisch nicht 
klären.
4. Entwicklung der Abstiegsangst von ausgewählten 
sozialen Gruppen
Jenseits des generellen Rückgangs der Abstiegsangst kann es aber Personen 
oder Gruppen mit bestimmten sozialen Merkmalen geben, deren Ausmaß an 
Sorgen wegen spezifischer Arbeits- und Lebensumstände einen anderen Ver-
lauf genommen hat als es in der alle Erwerbstätigen umfassenden Betrach-
tung zum Ausdruck kommt. Dies bedeutet: Obwohl die Deutschen insgesamt 
sich immer weniger vor Abstieg fürchten, können Personen mit bestimmten 
sozialen Merkmalen von diesem positiven Trend abweichen. Um diese Ab-
weichungen zu identifizieren, untersuche ich die Abstiegsangst nach drei für 
moderne Gesellschaften wichtigen sozialen Merkmalen: dem Geschlecht der 
Erwerbstätigen, der Zugehörigkeit zu einer bestimmten Altersgruppe und 
der Zugehörigkeit zu einer sozialen Schicht. Ich verzichte an dieser Stelle da-
rauf, Argumente und entsprechende Hypothesen über Gruppenunterschie-
de auszuarbeiten, sondern gehe rein explorativ vor. Alleiniges Ziel ist es zu 
prüfen, inwieweit sich spezifische Lebenslagen, die durch die drei Merkmale 
hervorgerufen werden, Abweichungen vom Globaltrend des Rückgangs der 
Abstiegsangst verursachen.
Männer und Frauen
Abbildung 2 zeigt im oberen Teil die Entwicklung für Männer und Frauen 
für Gesamtdeutschland. Der Verlauf der Abstiegsangst beider Geschlechter 
war in allen Jahren weitgehend parallel: Bis 2005 nahmen die Sorgen zu, da-
nach gingen sie zurück. Dabei berichteten Männer stets ein höheres Maß an 
Sorgen als Frauen (zu beachten ist, dass alle befragten Personen ausnahms-
los erwerbstätig waren, es also in der Analyse keine verdeckten Effekte von 
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Abbildung 2: Sorge vor Verlust des Arbeitsplatzes von Frauen und 
Männern 1991–2016 (in Prozent)
Quelle: SOEP v32, 1991–2015 sowie Vorabdaten für 2016, gewichtet, eigene 
Berechnungen, Indikator: Sorge des Verlustes des Arbeitsplatzes. Angegeben 
sind Personen, die sich einige oder große Sorgen machen. Relative Häufigkeiten, 
40.583 Personen (269.616 Beobachtungen), nur Erwerbstätige ohne Personen in 
Berufsausbildung und ohne kleine Selbstständige in Handel und Gewerbe.
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Nicht-Erwerbstätigkeit geben kann). Allerdings hat sich der Unterschied zwi-
schen den Geschlechtern über die Zeit etwas verringert; er betrug 2016 nur 
noch gut drei Prozentpunkte. Hinter dieser statistischen Angleichung steht 
jedoch ein Ost-West-Effekt. Im unteren Teil von Abbildung 2 sind die Ängste 
der ost- und westdeutschen Frauen und Männer detailliert aufgeführt.
Of fenbar sind sich Männer und Frauen desselben Landesteils ähnli-
cher als den Personen desselben Geschlechts im jeweils anderen Landesteil. 
Das heißt die Tendenz zur Angleichung zwischen den Geschlechtern, die 
Abbildung 3 nahelegt, fand vorwiegend im jeweils eigenen Landesteil eines 
Befragten statt. Möglicherweise kann man diesen Ost-West-Unterschied 
auf nach wie vor bestehende Probleme auf dem ostdeutschen Arbeitsmarkt 
und möglicherweise auf immer noch wirkende kulturelle Unterschiede in 
den Erwartungen an Erwerbssicherheit der Bürger beider Landesteile zu-
rückführen.
Altersgruppen
Die Forschung zur Arbeitsmarktf lexibilisierung hat gezeigt, dass junge 
Arbeitnehmer, die, zumeist nach Ausbildungsende, neu in den Arbeitsmarkt 
eintreten oder erst seit wenigen Jahren erwerbstätig sind, häufiger f lexible 
Beschäftigungsformen ausüben (siehe statt anderer Giesecke 2006). Hinter-
grund ist oftmals das Interesse der Arbeitgeber an einer Verlängerung der 
Probezeit, um das Leistungspotential dieser zumeist noch unerfahrenen 
Personen einschätzen zu können. Auch ältere Arbeitnehmer über 50 Jahre 
sind häufiger in f lexiblen Beschäftigungsformen tätig; Hier spielt die Er-
wartung des Arbeitgebers an das noch verbleibende Leistungspotential eine 
Rolle.
Da sich diese Unterschiede in der Erwerbssituation auf die Abstiegsangst 
auswirken können, habe ich die Erwerbstätigen in drei Gruppen eingeteilt: 
die jungen Arbeitnehmer (unter 30 Lebensjahre, ohne Auszubildende, Schü-
ler und Studenten), Arbeitnehmer der mittleren Altersgruppe (30 bis unter 
50 Jahre) und die älteren Arbeitnehmer (über 50 Jahre, ohne erwerbstätige 
Rentenbezieher).
Abbildung 3 zeigt, dass die Sorgen der drei Gruppen in der ersten Hälf-
te der 1990er Jahre noch eng beieinanderlagen. Danach stieg der Anteil der 
verunsicherten Personen in der mittleren Altersgruppe stärker an als bei 
den Vergleichsgruppen, gefolgt von den jungen Arbeitnehmern. Die ältesten 
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Arbeitnehmer berichteten über den gesamten Verlauf die geringsten Sorgen. 
Dies kann unter anderem ein Effekt der deutschen Kündigungsschutzrege-
lungen sein, die ältere Beschäftigte wegen ihrer geringeren Wiederbeschäf-
tigungschancen stärker schützen als jüngere. Ab Mitte der 2000er Jahre ging 
der Anteil der Menschen mit Abstiegssorgen in allen Altersgruppen wieder 
zurück. 2016 lagen sie, wie zu Beginn der Beobachtungen, nur noch wenige 
Prozentpunkte auseinander, jedoch auf niedrigerem Niveau als unmittelbar 
nach der Wiedervereinigung. Obschon also die jüngeren Arbeitnehmer in 
der Phase der Berufseinmündung höhere Abstiegsrisiken zu tragen haben, 
sorgen sie sich nicht am meisten (vgl. zu den beruf lichen Sorgen von Jugend-
lichen den Beitrag von Esche/Böhnke in diesem Band). Das vergleichsweise 
höhere Niveau der Ängste der Personen mittleren Alters kann man mögli-
cherweise auf die besondere Familiensituation (Versorgung von Partnern 
und Kindern) zurückführen.
Abbildung 3: Sorge vor Verlust des Arbeitsplatzes nach Altersgruppen 
1991–2016 (in Prozent)
Quelle: SOEP v32, 1991–2015 sowie Vorabdaten für 2016, gewichtet, eigene 
Berechnungen, Indikator: Sorge des Verlustes des Arbeitsplatzes. Angegeben 
sind Personen, die sich einige oder große Sorgen machen. Relative 
Häufigkeiten, 40.583 Personen (269.616 Beobachtungen), nur Erwerbstätige 
ohne Personen in Berufsausbildung und ohne kleine Selbstständige in Handel 
und Gewerbe.
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Soziale Schichten
Seit rund zehn Jahren debattiert die soziologische Forschung über die Angst 
der Mittelschicht vor dem Abstieg (siehe etwa Bude 2008; Burkhardt et al. 
2013 sowie die Beiträge in Burzan/Berger 2010). Anlass hierfür ist die An-
nahme, dass eine ökonomisch und sozio-psychisch stabile Mittelschicht die 
demokratische Entwicklung stabilisiert und für eine hohe Leistungsfähig-
keit des Wohlfahrtsstaats sorgt (Mau 2012). Allerdings zeigen zahlreiche 
Studien, dass nicht die Mitte, sondern die unteren Schichten sich am stärks-
ten vor Abstieg fürchten (Burzan et al. 2014, Lengfeld/Hirschle 2009). Unsere 
jüngste Studie zeigte, dass im Zeitraum von Mitte der 2000er Jahre bis 2014 
die Sorgen aller Schichten stark rückläufig waren, wobei die Abstiegsangst 
insbesondere bei der mittleren Mitte am stärksten sank (Lengfeld/Orde-
mann 2017). In der folgenden Analyse knüpfe ich an diese letzte Studie an. 
Als Indikator zur Messung von Schichtzugehörigkeit verwende ich die aus-
geübte Berufstätigkeit, die ich anhand eines etablierten Erhebungsinstru-
ments bestimme. Diese Berufe habe ich in dieser Analyse zu drei Schichten 
zusammengefasst: untere Schichten, Mittelschichten und Oberschicht.5
Abbildung  4 zeigt, dass das Sorgenniveau während des kritischen Zeit-
raums der 1990er und frühen 2000er Jahre in allen Schichten anstieg. Dabei 
war der prozentuale Anstieg in den Mittelschichten stärker als in den unte-
ren Schichten. Die unteren Schichten waren jedoch stärker von den negati-
ven Folgen der Zunahme an Konkurrenz auf den Märkten und der Arbeits-
marktf lexibilisierung betroffen als die Mittelschichten (vgl. statt anderer 
Bude 2008; Gebel/Giesecke 2011). Dass die Zahl der Personen, die sich sorg-
ten, in der Mitte dennoch in den 2000er Jahren überproportional zunahm, 
5  Ich unterscheide die unteren Schichten der (a) an- und ungelernten Arbeiter sowie (b) der 
Personen, die Dienstleistungen mit geringen Qualifikationsanforderungen ausüben, wel-
che häufig keine Ausbildung erfordern. Die Mittelschichten umfassen (a) die qualifizierten 
Dienstleister mit Hochschulausbildung, (b) die beruflich qualifizierten Dienstleister ohne 
Hochschulausbildung, (c) die Facharbeiter, Techniker und Vorgesetzten in gewerblichen 
Berufen sowie (d) zusätzlich die Selbständigen ohne oder mit wenigen Angestellten. Aus 
Vereinfachungsgründen wurden die Segmente der beiden unteren Schichten sowie der 
vier Mittelschichten zu jeweils einem Wert zusammengefasst. Schließlich besteht die be-
rufliche obere Schicht aus hochqualifizierten Dienstleistern, in der Regel mit Hochschulaus-
bildung und Personalführungsverantwortung (für Details siehe Lengfeld/Ordemann 2017, 
mit Ausnahme der Selbständigen).
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kann man mit dem »Spill Over-Effekt« der Abstiegsangst erklären (Lengfeld/
Hirschle 2009): Die Mitte beobachtet die Ausbreitung von Erwerbsrisiken 
wie Arbeitslosigkeit und unsicherer Beschäftigungsformen in den unteren 
Schichten und befürchtet, dass diese zukünftig zu ihnen überschwappen. 
Ihre Abstiegsangst basiert also weniger auf realen Erfahrungen von Angehö-
rigen der gleichen Schicht, sondern baut auf der Befürchtung auf, Arbeits-
losigkeit könnte sich weit in die Mitte der Gesellschaft ausbreiten.
Ab Mitte der 2000er Jahre geht das Sorgenniveau aller Schichten (wie 
bei dem generellen Trend in Gesamtdeutschland in Abb.  1) wieder zurück. 
Dabei bleiben die Abstände zwischen den zusammengefassten Schichten 
am Ende des Beobachtungszeitraums aber bestehen, d. h. es kommt nicht 
zur schichtübergreifenden Angleichung der Abstiegsängste, wie wir sie für 
Ost und West, für die Altersgruppen und mit Einschränkung für Frauen und 
Männer beobachtet haben. Hier bleibt es bei dem Befund, dass die Ängs-
te der Erwerbstätigen der Hierarchie der Positionen in der Sozialstruktur 
Abbildung 4: Sorge um Verlust des Arbeitsplatzes nach sozialer 
Schichtung 1991–2016 (in Prozent)
Quelle: SOEP v32, 1991–2015 sowie Vorabdaten für 2016, gewichtet, eigene 
Berechnungen, Indikator: Sorge des Verlustes des Arbeitsplatzes. Angegeben 
sind Personen, die sich einige oder große Sorgen machen. Relative Häufigkeiten, 
40.583 Personen (269.616 Beobachtungen), nur Erwerbstätige ohne Personen in 
Berufsausbildung und ohne kleine Selbstständige in Handel und Gewerbe.
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folgen: Je komplexer die beruf liche Tätigkeit und je höher das Ausbildungs-
niveau, desto höher ist die Schichtposition, desto besser sind die Arbeits-
marktchancen und desto weniger Sorgen berichten die Erwerbstätigen. 
Dennoch sorgen sich in allen Schichten zum letzten Beobachtungszeitpunkt 
weniger Menschen als nach der Wiedervereinigung.6
5. Abstiegsangst: niedrig wie seit 1991 nicht mehr
In diesem Bericht habe ich die Abstiegsangst der deutschen Erwerbsbevölke-
rung über 25 Jahre hinweg, von der Wiedervereinigung bis 2016, anhand von 
Daten des Sozio-oekonomischen Panels (SOEP) untersucht. Der von mir ver-
wendete Indikator zur Messung der Abstiegsangst ist die Sorge vor Verlust 
des Arbeitsplatzes, der im Vergleich zu anderen verwendeten Indikatoren 
wie der Sorge vor der eigenen wirtschaftlichen Zukunft den valideren In-
dikator darstellt. Die Analysen haben gezeigt:
1. Die Abstiegsangst der Deutschen war 2016 so gering wie letztmalig seit 
der Wiedervereinigung: Nur knapp ein Drittel der Deutschen sorgte 
sich noch vor dem Abstieg  – für Westdeutschland ist dies der zweit-
niedrigste Wert im Beobachtungszeitraum (vgl. hierzu auch Lübke in 
diesem Band).
2. Nach jahrelangem Anstieg ging die Abstiegsangst seit Mitte der 2000er 
Jahre kontinuierlich zurück. Besonders groß war der Rückgang nach 
der kurzen Rezession 2009–2010 sowie im Jahr 2016. Zu vermuten ist, 
dass die Deutschen sich zunehmend besser mit den neuen Unsicherhei-
ten arrangiert haben. Psychologen nennen das »Coping«: aus Erfahrung 
zu lernen, psychisch unangenehme Ereignisse zu bewältigen. Hinzu 
kommt die gute wirtschaftliche Entwicklung, insbesondere der Rück-
gang der Arbeitslosigkeit.
3. Kennzeichnend für die jüngste Entwicklung ist der stärkere Rückgang 
der Sorgen in Ostdeutschland. Dort ist zwar das Niveau der Sorgen nach 
wie vor höher als im Westen, aber ebenso der prozentuale Rückgang der 
Sorgen.
6  Detaillierte Analysen für die einzelnen Schichtsegmente bestätigen diesen Befund, auch 
in der multivariaten Überprüfung (Lengfeld/Ordemann 2017).
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4. Unterschiede im Sorgenniveau zwischen Ost und West, zwischen Alters-
gruppen und zwischen Männern und Frauen (in ihren jeweiligen Lan-
desteilen) wurden in den letzten Jahren deutlich geringer. Dies zeigt: 
Das mentale Sicherheitsgefühl nimmt, trotz objektiv existierender Un-
gleichheiten, bei allen Erwerbstätigen allgemein zu. Allein die Unter-
schiede zwischen den Schichten bleiben weitgehend bestehen.
Der Optimismus unter Erwerbstätigen in Deutschland ist also zurückge-
kehrt, und wie wir sahen, konnte nicht einmal die Wirtschaftskrise 2009 
der Trendumkehr zum Optimismus etwas anhaben. Die Ursachen dieser 
erstaunlichen Trendwende lassen sich noch nicht zweifelsfrei feststellen. 
Zumindest zwei sind aber sehr wahrscheinlich. Erstens: Seit zehn Jahren 
verzeichnet die Bundesrepublik ein stetiges, durch die letzte Krise nur kurz 
unterbrochenes Wirtschaftswachstum. Seither sank die Arbeitslosenquote 
von über elf Prozent im Jahr 2005 auf rund sechs Prozent im Jahr 2016 ab.
Zweitens scheint das Erschrecken der Arbeitnehmer über die Globali-
sierung vorbei zu sein. Die Erwerbstätigen im Allgemeinen und die Mittel-
schicht im Besonderen, so meine Vermutung, scheinen gelernt zu haben, 
mit den mittlerweile nicht mehr ganz so neuen Risiken des Arbeitsmarkts 
umzugehen. Sie haben sich damit arrangiert, dass sie von den Arbeitgebern 
keine dauerhafte Bindung mehr erwarten können. Wenn es im aktuellen Job 
nicht rund läuft, sucht man sich eben den nächsten. Karriereplanung erfolgt 
daher nicht mehr langfristig, sondern »auf Sicht«. Das hat Vorteile für das 
eigene Sicherheitsempfinden. Wer keine lange Betriebsbindung erwartet, 
wird auch weniger enttäuscht, wenn die erhoffte Beförderung beim aktu-
ellen Arbeitgeber ausbleibt oder auf den befristeten Vertrag keine Verlänge-
rung folgt. Ob dies so ist, lässt sich mit den hier vorgelegten Befunden aber 
nicht nachweisen. Weiteren Studien bleibt also noch viel zu tun.
Allerdings kann man die von mir angestellten Analysen gut begründet 
kritisieren. Der wichtigste Einwand, den man vorbringen kann, ist, dass das 
Einstellungskonstrukt »Abstiegsangst« auf eine einzige Dimension redu-
ziert wird, nämlich auf die Sorge um den Verlust des Arbeitsplatzes. Diese 
Kritik ist berechtigt, denn es gibt fraglos weitere Ursachen, die dazu führen 
können, dass Personen ihren derzeitigen sozialen Status nicht mehr halten 
können und in ihrer Wahrnehmung sozial absteigen. Der Grund dieses Re-
duktionismus ist rein pragmatischer Natur: Will man Langfristbeobachtun-
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gen machen, ist man auf die Indikatoren angewiesen, die in den verfügbaren 
Daten enthalten sind.
In einem 2015 begonnenen und bis 2019 an der Universität Leipzig lau-
fenden DFG-Projekt versuchen wir, eine alternative, theoretisch informierte 
und empirisch robustere Messung von Abstiegsangst vorzunehmen.7 Unser 
Ziel ist es, Abstiegsangst als zeitlich mittelfristige emotionale Haltung von 
Personen zu konzipieren, die am Arbeitsmarkt aktiv sind (Erwerbstätige) 
oder es sein wollen (Erwerbslose). Das zentrale Konstrukt nennen wir, im 
Unterschied zum umgangssprachlichen Begriff Abstiegsangst, »Statusver-
unsicherung«, definiert als affektive Perzeption einer Person, den gegen-
wärtigen sozialen Status zukünftig nicht halten zu können. Perzipiert wird 
eine Abwärtsbewegung im sozialen Raum von einer Position, die den Zu-
griff auf bestimmte knappe Güter ermöglicht und mit einer bestimmten so-
zialen Wertschätzung verbunden ist, hin zu einer weniger wertgeschätzten 
und mit weniger Gütern ausgestatteten Position. Wir gehen davon aus, dass 
Statusverunsicherung eine entstehungsbezogene und eine verwendungsbezoge-
ne Dimension aufweist. Die entstehungsbezogene Dimension bezieht sich in 
Erwerbsgesellschaften auf die Marktsphäre und bedeutet, dass der zukünf-
tige Zuf luss an Einkommen als grundlegend gefährdet wahrgenommen 
wird. Verwendungsbezogene Unsicherheit bedeutet, dass die vorhandenen 
oder zukünftig als vorhanden antizipierten materiellen Mittel für die Sta-
tusreproduktion des Haushalts als nicht mehr ausreichend bewertet werden. 
Die Gründe hierfür können mannigfaltig sein: z. B. starke und plötzliche 
Steigerungen der Lebenshaltungskosten (Konsumausgaben, Mietkosten) 
oder finanzielle Folgen durch Änderung der Haushaltskonstellation (Mit-
versorgung von Familienangehörigen, Scheidung).
Wir haben Statusverunsicherung mittels zweier Itembatterien auf bei-
den Dimensionen gemessen und auf Basis einer faktoranalytischen Kon-
sistenzprüfung der einzelnen Dimensionen zu einem »Index Statusver-
unsicherung« (ISV) zusammengeführt. Dazu haben wir im Jahr 2016 eine 
standardisierte computergestützte Web-Umfrage (CAWI) unter mehr als 
3.200 Erwerbspersonen in Deutschland durchgeführt. Mittels dieser Erhe-
bung prüfen wir, welche arbeitsmarktbezogenen Ursachen zur Verstärkung 
von Statusverunsicherung führen, welche potentiellen Verhaltensfolgen sich 
7  Siehe für Details http://sozweb.sozphil.uni-leipzig.de/de/personen/prof-dr-holger-lengfeld.
html, Rubrik Projekte.
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aus dieser Empfindung ergeben und inwiefern erfolgreiches »Coping« kriti-
scher Erwerbssituationen in der Vergangenheit dazu führt, dass Personen 
in der Gegenwart weniger statusverunsichert sind. Schließlich suchen wir 
nach Hinweisen darauf, wie eine Arbeitswelt aussehen könnte, die aus Sicht 
von Erwerbspersonen ein geringes Empfinden von Statusunsicherheit auf-
weist. Die Ergebnisse werden wir 2019 in einer Monografie publizieren.
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In den öffentlichen Diskursen der Gegenwart scheint die Verwendung des 
Angstbegriffs gleichsam für bestimmte Angstobjekte und spezifische Trä-
ger von Ängsten reserviert und die Konnotation der Angst tendenziell auf 
das Register des Pathologischen beschränkt zu sein. In sozialwissenschaft-
lichen Untersuchungen finden sich auf der einen Seite Perspektiven, die 
Ängste in ihrer Vielgestaltigkeit zwar anerkennen, den Angstkomplex dabei 
jedoch vor allem als problembehaftete Zeiterscheinung verhandeln (Bude 
2014; Bauman 2016). Auf der anderen Seite (und auf die zuvor genannte For-
schung mitunter reagierend) mehren sich Untersuchungen, die ausgewählte 
Ängste zum Gegenstand empirischer Untersuchungen machen (siehe dazu 
alle anderen Beiträge in diesem Band). Bei aller paradigmatischen Unter-
schiedlichkeit eint diese Arbeiten, dass auch hier ein besonderes Augen-
merk auf die problematischen Entstehungszusammenhänge und die mög-
lichen negativen Konsequenzen der Angst gelegt wird. Ein generalisierter 
Zugang, wie er hier vorgeschlagen werden soll, könnte  – unter Einbezug 
der Einsichten und Deutungen, die die Forschung bereitstellt – in diesem 
Zusammenhang einen gewissen Beitrag leisten: nämlich Angst als Grund-
merkmal der menschlichen Existenz und als gesellschaftlichen Tatbestand 
anzuerkennen und sich dieser in relativer Autonomie von politischen Pro-
blemstellungen und medialen Deutungen anzunähern. Im Sinne einer sol-
chen allgemeinen Soziologie der Angst soll in der vorliegenden Abhandlung 
Bourdieus Konzept der symbolischen Herrschaft fruchtbar gemacht und 
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auf dieser Grundlage ein Beitrag zur Ref lexion der aktuellen Debatte er-
bracht werden.
Während verstreute Überlegungen zur Angst Bourdieus Schriften 
durchziehen (Bourdieu 1993: 123; Bourdieu 2005: 93; Bourdieu 1997, passim), 
bleiben Ängste im Hinblick auf ihre konstitutiven und konstruktiven Bei-
träge für die mit symbolischer Herrschaft verbundenen Zusammenhänge 
zwar weitgehend vernachlässigt, gleichwohl ist es durchaus möglich und 
zielführend, Bourdieus genuin relationales1 Forschungsprogramm für 
unsere Zwecke zu mobilisieren (vgl. Schmitz et al. 2018; Schmitz/Geng-
nagel 2018). Während Ängste nicht selten in psychologischen, wenn nicht 
psychopathologischen, zumindest jedoch subjektorientierten Kategorien 
gefasst werden, fokussiert eine relationale Perspektive notwendigerwei-
se (Angst-)Verhältnisse. In diesem Zusammenhang ist nicht mehr die aus-
schlaggebende Frage, ob (eine spezifische) Angst im Singular durchschnitt-
lich zugenommen hat, inwiefern bestimmte Gruppen davon (nicht, im 
zunehmenden Maße etc.) betrof fen sind oder ob es kulturelle oder materia-
le Bestimmungsgründe sein mögen, die Ängste wahrscheinlicher machen. 
Auch werden gesellschaftliche Entwicklungen nicht als Konsequenzen 
ausgesuchter Ängste beanstandet. Vielmehr kann analysiert werden, wie 
unterschiedliche Angstinhalte und -formen sich diachron in gesellschaft-
liche Verhältnisse einschreiben, welche Angstverhältnisse eine jeweilige 
Gesellschaft synchron strukturieren und in welche dysfunktionalen und 
funktionalen Zusammenhänge Ängste dabei involviert sind. Nicht zuletzt 
macht ein solcher Zugrif f auf den Stellenwert unterschiedlicher Ängs-
te und Angstformen für die Herausbildung sozialer Gruppen und sozia-
ler Ordnung aufmerksam. Das Bourdieu’sche Konzept der symbolischen 
Herrschaft scheint in besonderer Weise geeignet, den Zusammenhang von 
subjektiver Gefühlslage, sozio-struktureller Dif ferenz und gesellschaftli-
cher (Dys-)Funktionalität grundlagentheoretisch zu fundieren und gesell-
schaftstheoretisch zu ref lektieren.
1  Ausgangspunkt einer relationalen Perspektive ist die Annahme und (Re-)Konstruktion von 
Verhältnissen, die Substanzen erst ihre spezifische Stellung und Bedeutung verleihen (vgl. 
Witte et al. [2018] für einen Überblick über verschiedene Spielarten der relationalen Denk-
tradition).
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2. Funktionale Momente im Konzept der symbolischen Herrschaft
Bevor wir uns mit den gesellschaftlichen Funktionen der Angst auseinan-
dersetzen, sei zunächst herausgearbeitet, welchen Stellenwert das Konzept 
der symbolischen Herrschaft innerhalb der Bourdieu’schen Theoriearchi-
tektur einnimmt und welche funktionalen Zusammenhänge in diesem 
Kontext angesprochen werden.2 In allgemeiner Weise können unter symbo-
lischer Herrschaft jene Aspekte von Herrschaft verstanden werden, deren 
Funktionsweisen über die Wechselverhältnisse von symbolischen Systemen 
und z. B. menschlichen Praktiken beschrieben werden können. Die Sphäre 
des Inneren und die Sphäre des Sozialen werden dabei über ein Verhältnis 
wechselseitiger Durchdringung und damit der Interpenetration bzw. In-
trusion gefasst (vgl. Münch 2004: 447). Eine gesellschaftliche Position, d. h. 
der sich aus den verschiedenen Räumen wie Feldern herzuleitende Ort (d. h. 
auch die dabei wirksamen translokalen Effekte der Räume und Felder auf 
diesen Ort) manifestiert sich in einer fortlaufenden sozialen Strukturation 
der Akteure: Die objektive soziale Position in Räumen und Feldern und die 
damit verbundene Kapitalausstattung gehen mit der Herausbildung spezi-
fischer Dispositionen einher. Existenzbedingungen transformieren sich so 
zu Praxisbedingungen. Diese empirisch variable Korrespondenz von sozi-
alstrukturellen Positionen und empirischen Bündeln von Wahrnehmungs-, 
Bewertungs- und Handlungsschemata wird mit dem Begriff des Habitus in 
den Blick gerückt.
2  Mit dem Begrif f der »Funktion« sei hier so Unterschiedliches adressiert wie etwa Mecha-
nismen, Erklärungen, Beschreibungen oder Heuristiken. Einerseits beschränken wir uns 
in dieser Untersuchung dezidiert auf die letztgenannte Bedeutung: Die Verwendung des 
Funktionsbegrif fs soll den Hinweis auf mögliche empirische Zusammenhänge liefern, ohne 
dabei einfache Kausalitäten zu unterstellen. Damit ist aber andererseits keineswegs ausge-
schlossen, dass zukünf tige Annäherungen die verschiedenen funktionalen Zusammenhän-
ge (a) praxistheoretisch rekonstruieren oder (b) dabei auch die mitunter in Vergessenheit 
geratenen Einsichten der funktionalistischen Denktradition in Gestalt eines relationalen 
Funktionalismus fruchtbar machen. So mag insgesamt – dem empirischen Funktionalismus 
Mertons (1995: 52 f f.) nicht unähnlich – mit dem Begrif f der symbolischen Herrschaf t ein 
dynamischer Zusammenhang sich wechselseitig stabilisierender Ursachen und Wirkun-
gen verstanden werden. Insofern kann auch von einem Konsequenzfunktionalismus ge-
sprochen werden, der aber auf sich durch soziale Räume und Felder verlaufende Kausal-
ketten verweist und sich dabei of fen zeigt für die Möglichkeit von Rückkopplungsef fekten 
und empirisch festzustellenden Graden der Systemhaf tigkeit (vgl. auch Giddens 1988).
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Insofern ist mit symbolischer Herrschaft eine Sozialisationsfunktion ver-
bunden: Akteure bilden in Sozialisationsprozessen Motivationen, Interes-
sen, Kognitionen, Emotionen etc. aus, die im Zuge der Habitusformation 
und -transformation ihre jeweilige Prägung erfahren. Akteure verinnerli-
chen und somatisieren dabei die symbolische Ordnung und somit die Herr-
schaftsordnung (vgl. Schmitz/Barth 2018). In dem Maße etwa, in dem ein 
Kapital im Zuge der Sozialisation erworben wird, wird es zum internali-
sierten Kapital. Im Unterschied zur Ressource, die der Akteur lediglich be-
sitzt, wird er von seiner Kapitalausstattung gleichsam ebenso besessen (vgl. 
Schmitz 2016: 88). Bourdieu (2017a: 201) spricht insofern auch von »soziali-
sierten Affekten«.
Symbolische Herrschaft schreibt sich demnach dergestalt in die Akteure 
ein, dass eine wesentliche Funktion der Praxisorientierung erbracht wird.3 Der 
Habitus ist dabei der »Vermittler von Struktur und Praxis« (Bourdieu 1974: 
125 f f.). Erst durch die soziale Strukturierung der dispositiven und soma-
tischen Konstitution der Akteure sind diese imstande, in sozialen Zusam-
menhängen »situationsadäquat« zu handeln. Wo aber bei klassischen Rol-
lentheorien noch soziale Ordnung mit dem Ergebnis der Herausbildung klar 
definierter sozialer Rollen internalisiert wurde, bilden sich nach Bourdieu 
Habitūs heraus, die (klassen-)spezifische Wissensbestände aufweisen, die 
sich auch angesichts unbekannter Situationserfordernisse als praxisstiftend 
und somit strukturierend erweisen.
Mit den Konzepten des Lebensstils und des Geschmacks lassen sich die 
dispositiven und somatischen Grundlagen der praxisbasierten Produktions-
weisen von Gesellschafts- und Herrschaftsverhältnissen auf eine Formel 
bringen. Im Unterschied zum Konzept der Rolle, wie auch zu dem der Prä-
ferenz, weist das Geschmackskonzept auf die normen- und situationsüber-
greifende, kreative und antizipative Leistung des Habitus hin. Geschmack 
operiert als eine »Art gesellschaftlicher Orientierungssinn (sense of one’s 
place)«, der »Individuen mit einer jeweiligen sozialen Stellung« die Fähigkeit 
gibt, in Hinblick auf soziale Unterschiede Konsequenzen »zu spüren oder zu 
erahnen« (Bourdieu 1982: 728). Resultierende Praktiken werden dabei nicht 
als an Regeln orientiert verstanden, sondern als strategisch im Sinne einer 
wesentlich vor- und unbewussten Ausrichtung auf die Zukunft.
3  Bourdieu spricht vom »antifunktionalistische[n] Vorurteil«, das die »praktischen Funktio-
nen, die symbolische Systeme zu erfüllen haben«, nicht sehen wolle (Bourdieu 2015: 456).
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Mit dem Habituskonzept wird zudem dem Umstand Rechnung getragen, 
dass Geschmäcker einiger Akteure konstitutiv in die Geschmäcker anderer 
Akteure einf ließen, ein Umstand, der nicht rein sozialisationstheoretisch 
begründet wird. So zeigt sich an Praktiken der Nachahmung wie jenen der 
Abgrenzung, dass Differenzen des Geschmacks eine weitreichende soziale 
Orientierungsfunktion erbringen: Der Arbeiterklasse bzw. den Unterschich-
ten komme beispielsweise die Funktion zu, »negativer Bezugspunkt« zu sein, 
von dem sich die Träger anderer Geschmäcker abgrenzen können (Bourdieu 
1982: 107). In ähnlicher, obschon affirmativer Weise lässt sich der Geschmack 
der aufstiegsorientierten Mittelschicht als an den symbolischen Gütern der 
Herrschenden ausgerichtet beschreiben.
Verallgemeinert betrachtet verweisen Zusammenhänge dieser Art da-
rauf, dass symbolische Herrschaft auch eine entscheidende Funktion der 
Kommunikation erfüllt: Symbole werden von Bourdieu als strukturierte und 
strukturierende Kommunikationsinstrumente aufgefasst, deren »Bedeu-
tungs- und Sinngehalte […] in der gesellschaftlichen Interaktion und Kom-
munikation« zirkulieren (Peter 2011: 17; vgl. Bourdieu 1979: 79, 81; Bourdieu 
1989: 29). Lebensstile und Sprache etwa werden – auf symbolischen Güter-
märkten – extensiv kommuniziert, zensiert, einheitlichen Maßstäben unter-
worfen und so schließlich in ihrer trennenden wie einigenden Strukturation 
weitreichend gesamtgesellschaftlich wirksam. Symbolische Herrschaft be-
deutet eine selektive Kommunikation, wobei nicht zuletzt Herrschaft selbst 
und insbesondere auch deren symbolische Formen – in den von Bourdieu 
untersuchten Gesellschaften – weitgehend diskursiver Zensur unterworfen 
werden.
Zugrundeliegende, wesentlich in der Sphäre des Symbolischen aktu-
alisierte Machtverhältnisse werden in alltäglichen Praxisvollzügen und 
Kommunikationen nur selten thematisiert, sodass symbolischer Herrschaft 
weiterhin eine Verschleierungsfunktion zukommt4: Mechanismen wie die So-
matisierung von Herrschaft und die Illusion der Selbsthaftigkeit erfüllen 
die Funktion, »bestehende Herrschaftsverhältnisse nicht als solche erkenn-
bar werden zu lassen und die der Herrschaft Unterworfenen zum Einver-
ständnis in ihre Lage zu veranlassen« (Peter 2011: 17). Das auf diese Weise 
ermöglichte Verkennen der sozialen Voraussetzungen der Herrschaft und 
4  Durchaus wäre hier auch von »latenten Funktionen« im Sinne Mertons zu sprechen (1995: 
17 f f.).
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der dieser innewohnenden symbolischen Gewalt als Gewalt ist ein wesent-
licher Garant der Funktionalität symbolischer Herrschaft. Sozial vorstruk-
turierte Praxis stellt sich aus Sicht der Handelnden häufig als Eigenantrieb 
und Selbst-Interesse (d. h. der Nicht-Sozialität) dar. Im Modus der Selbst-
verständlichkeit werden (nicht selten leidvoll erfahrene) Praktiken weitge-
hend un- und vorbewusst prozessiert und die damit verbundenen körper-
lichen Empfindungen, Emotionen, Motivationen, Interessen etc. nur höchst 
selten von den Akteuren auf etwaige soziale Prädispositionsmechanismen 
zurückgeführt. Aber auch die herrschenden Klassen sind entscheidend an 
der Verschleierung der Herrschaftsverhältnisse und -mechanismen be-
teiligt. Bourdieu zufolge produziert die dominante Kultur gerade dadurch, 
dass sie deren Funktion der sozialen Trennung kaschiere, einen spezifischen 
ideologischen Effekt (Bourdieu 1979: 80). Dies tritt beispielsweise in Gestalt 
universalistischer Orientierungen und Kommunikation auf, wie die den 
ökonomischen und kulturellen Programmatiken inhärenten Universalisie-
rungsrhetoriken veranschaulichen.5
Entsprechend ist mit symbolischer Herrschaft wesentlich eine Legitima-
tionsfunktion verbunden. Bourdieu machte sich mit dem Analyseinstrument 
der symbolischen Herrschaft Webers Auffassung zu eigen: »Grundlage je-
der Herrschaft, also jeder Fügsamkeit, ist ein Glauben« (Weber 1972 [1922]: 
122 f f.). Akteure tragen zur Produktion symbolischer Hierarchien durch 
Anerkennung und Legitimitätsglauben bei. Sie verkennen dabei häufig die 
Grundlagen und Voraussetzungen dieser Hierarchien und nehmen sie in 
weiten Teilen als selbstverständlich gegeben wahr (vgl. Bourdieu/Wacquant 
1996: 205). Manche Sprechweisen, Weltsichten, kulturelle Praktiken und In-
teressen werden insofern als legitim erfahren, andere demgegenüber als ille-
gitim. Die mit Lebensstilen verknüpften, vorbewussten und spontanen Sym-
pathien und Antipathien gegenüber Praktiken, Gütern, Personen, anderen 
Lebensstilen etc. treten entsprechend in Form mehr oder weniger legitimer 
Geschmäcker in Erscheinung (Bourdieu 1982). In Weberianischer Tradition 
meint Legitimität hierbei nicht etwa ein normatives Urteil über die objekti-
ve Richtigkeitsrationalität oder Statthaftigkeit eines Geschmacks, sondern 
5  So wird ökonomische oder kulturelle Liberalisierung nicht selten als dem Gemeinwohl för-
derlich dargestellt, während trennende Ef fekte etwa von Privatisierung, Deregulierung 
oder Kosmopolitisierung erst vom jeweiligen politischen Gegner zur Sprache gebracht 
werden.
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einzig die gesellschaftliche Geltung eines »Prestiges der Vorbildlichkeit oder 
Verbindlichkeit« (Weber 1972 [1922]: 16). In seiner praxeologischen Lesart We-
bers betrachtet Bourdieu den Zusammenhang von Herrschaft, Legitimität 
und praktischem Einverständnis der »Gewaltunterworfenen« als »psycholo-
gischen Tatbestand« (Schultheis 2005: 95 f.): Zur wesentlichen Voraussetzung 
symbolischer Herrschaft wird die Strukturation des Akteurs, seiner Psy-
che, seiner (prä-)kognitiven Strukturen, (Des)-Interessen, Emotionen und 
Affekte (vgl. Schmitz/Barth 2018; Schmitz/Bayer 2018), die sich in zumeist 
unbewussten, stillschweigenden Praktiken der Anerkennung aktualisieren 
(Bourdieu 2017a: 217). Auch die dominante Kultur ist an der Aktualisierung 
der Herrschaftsverhältnisse beteiligt, sie »legitimates distinctions by defin-
ing all cultures (designated as sub-cultures) in terms of their distance from 
the dominant culture (i. e. in terms of privation), identifying the latter with 
culture (i. e. excellence)« (Bourdieu 1979: 80). Insofern solche Definitionen 
seitens beherrschter Klassen Anerkennung finden, setzen sich spezifische 
Lebensstile und Geschmäcker inklusive ihres psychischen Gehalts als sozial 
anerkannte Referenzgrößen und Maßstäbe für symbolisches Kapitals durch. 
Eine derartige Legitimationsfunktion ist aber nicht auf Klassenverhältnisse 
im engeren Sinne beschränkt, wie die Überlegungen zur »Männlichen Herr-
schaft« es verdeutlichen: Über lange Zeit hinweg, und mitunter bis heute, 
wurde Zweigeschlechtlichkeit von Akteuren internalisiert, somatisiert, als 
selbstverständlich erfahren, über das – wie auch immer zu bestimmende – 
natürliche Maß hinaus naturalisiert, psychologisiert und damit schließlich 
legitimiert.
Überdies bringen nicht nur der soziale Raum, sondern auch die relativ 
autonomen sozialen Felder symbolische Herrschaftsverhältnisse und eine 
ungleiche Verteilung von symbolischem Kapital mit hervor. War es  – in 
Europa – über lange Zeit das religiöse Feld, das wesentlich zur Legitimation 
symbolischer Ordnung beitrug (Bourdieu 1991: 26), erwiesen sich in der Fol-
ge beispielsweise mediale Felder und Felder der kulturellen Produktion als 
im entscheidenden Maße in die gesellschaftlichen Kämpfe um kulturelle Le-
gitimität und materiale Struktur involviert. Seit geraumer Zeit können nicht 
zuletzt das Feld der Bildung (Bourdieu/Passeron 1973) und das akademische 
Feld als Instanzen aufgefasst werden, die entscheidend an der Produktion 
(spät-)moderner Glaubenssätze und der (De-)Legitimation kultureller Prak-
tiken und Güter beteiligt sind (vgl. Gengnagel et al. 2016; Albrecht/Fries 
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2018).6 In dem Maße, in dem soziale Felder an der Strukturation der Habitūs 
und der Hierarchien zwischen den Klassen beteiligt sind (vgl. Schmitz et al. 
2017), sind sie ebenso an der Produktion und (De-)Legitimation von Kogni-
tionen, Motivationen, Emotionen und Affekten beteiligt.
Wie das Beispiel der »Männlichen Herrschaft« bereits andeutet, erfüllt 
symbolische Herrschaft ferner eine Substitutionsfunktion: direkte, manife-
ste materiale Gewalt wird durch subtile und hochgradig vermittelte Formen 
der Gewalt ersetzt.7 Die Sozialpsychologie verweist etwa auf Praktiken des 
»wohlwollenden Sexismus« (vgl. Glick/Fiske 1996), deren Ausübung geeignet 
ist, Geschlechterhierarchien noch dort zu perpetuieren, wo körperliche Ge-
walt nicht existieren mag. Aber auch in diesem Zusammenhang wird der 
produktive Beitrag der Beherrschten erkennbar: So kann die Galanterie des 
In-den-Mantel-Helfens nur dann ihre symbolische Gewalt entfalten, wenn 
die der Gewalt Ausgesetzten für eben solche Galanterien prädisponiert sind. 
Im Begriff der symbolischen Gewalt drückt sich die der Sozialisation inne-
wohnende, egozentrische Form der Herrschaftsausübung aus: Akteure rich-
ten die den objektiven Verhältnissen innewohnende Gewalt unter Rückgriff 
auf ansozialisierte Dispositionen gegen sich selbst und tragen auf diese Wei-
se als ›Komplizen‹ der Machtverhältnisse zur (Re-)Produktion symbolischer 
wie materieller Ordnung bei. Und wiederum sind die ›Nutznießer‹ solcher 
Konstellationen dabei wesentlich beteiligt, so im zuvor genannten Falle der 
die Galanterie pf legenden Männer, deren Handeln als strategisch insofern 
zu begreifen ist, als dass sie eine ihnen selbstverständlich erscheinende Höf-
lichkeit erbringen, dabei aber die Hierarchien zwischen den Geschlechtern 
zum Ausdruck bringen und sie mithin re-aktualisieren. Die unterschied-
lichen gesellschaftspolitischen Deutungen solcher Alltagsphänomene sind 
ein Beispiel dafür, dass gesellschaftliche Auseinandersetzungen Konf likte 
6  Teilautonome gesellschaf tliche Sphären tragen in zumindest zweierlei Weise zur (De-)Le-
gitimation gesellschaf tlicher Verhältnisse bei: (a) durch diachrone Feldef fekte auf die So-
zialisation und anschließende Transformation des Habitus (wie etwa die Herausbildung 
eines ökonomischen Habitus) und (b) die synchrone Strukturation der Praxisbedingungen 
(etwa die dif ferentielle Bereitstellung ökonomischer Ressourcen oder auch die [De-]Legi-
timation spezifischer Formen kulturellen Kapitals).
7  Bourdieus Darlegungen zu symbolischen Herrschaf tsverhältnissen deuten auf eine Reihe 
funktionaler Äquivalente der Gewaltausübung hin, so wie insgesamt auf die analytische 
Fruchtbarkeit des Konzeptes der funktionalen Äquivalenz im Kontext seiner relationalen 
Soziologie.
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um kulturelle Definitionshoheit und die Modifikation symbolischer Verhält-
nisse sind: »The categories of perception, the schemata of classification […] 
are the stake par excellence of political struggle, which is a struggle to im-
pose the legitimate principle of vision and division« (Bourdieu 1989: 20 f.). 
Der manifeste Kampf kann durch einen Kampf um die Köpfe und Herzen in 
der Sphäre des Symbolischen ersetzt werden, der sich nichtsdestoweniger 
als folgenreich für die Sphäre des Materiellen erweist.
Der Begriff der symbolischen Herrschaft adressiert damit nicht zuletzt 
die Funktion der (Klassen-)Strukturation der Gesellschaf t. Eine nicht unwesent-
liche Pointe der Bourdieu’schen Lebensstilanalyse ist, dass sie die scheinbar 
persönlichen Geschmäcker als aktive Momente symbolischer Herrschafts-
beziehungen verstehbar macht und an die gesellschaftliche Legitimierung 
von Ungleichheit rückzubinden vermag. Auf diese Weise konnte Bourdieu 
zwar nicht das »Wesen« etwa des Golfsports oder des Museumsbesuchs 
bestimmen, sehr wohl aber die kognitiv-symbolische Komponente der den 
alltäglichen Praktiken zugrundeliegenden Herrschaftsbeziehungen. Die 
Werthaftigkeit der klassenspezifischen Geschmäcker und Stilisierungen 
wie auch der damit verbundenen kognitiven, emotiven und affektuellen 
Momente wird in sozialen Vereinheitlichungs- und Differenzierungpro-
zessen gemäß geltender Maßstäbe erzeugt. Und so wird auch noch der An-
erkennung gesellschaftlicher Positionen und der diesen zugrunde liegenden 
Kapitalsorten selbst der analytische Status eines Kapitals zugeschrieben: 
Symbolisches Kapital erfasst (a) die Korrespondenz von Wahrnehmungs-
kategorien und symbolisierten gesellschaftlichen Verhältnissen sowie (b) 
die differentielle Verfügung über die mit der Anerkennung verbundenen 
Grundlagen (insbesondere: Kapitalarten). Anders formuliert: Symbolisches 
Kapital meint die Kapitalisierung von Anerkennung und Geltung, d. h. auch 
der damit jeweils assoziierten Emotionen, Affekte usw. Die Verfügung über 
symbolisches Kapital drückt die Chance aus, in den Auseinandersetzungen 
um symbolische Herrschaft (d. h. auch: um die dabei involvierten Kognitio-
nen, Motivationen, Emotionen etc.) einen relativen Vorteil erwarten und gel-
tend machen zu können. Symbolische Gütermärkte (vgl. z. B. Bourdieu 2005: 
78) sind insofern wesentlich auch Märkte für emotionale Güter (im Sinne 
unterschiedlich marktgängiger Emotionen, wie auch unterschiedlich emo-
tional konnotierter Produkte). Die relationalen Merkmale sozialer Gruppen 
(Geschmäcker, Lebensstile, wie auch die damit verbundenen Gefühlslagen 
und Af fizierbarkeitspotentiale) werden auf symbolischen Gütermärkten einer 
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zusätzlichen Hierarchisierung und Klassifikation unterworfen. Schließlich 
wirken die Kämpfe im und um den symbolischen Raum auf die materiell-ob-
jektiven Gesellschafts- und Klassenverhältnisse zurück, indem bestehende 
Ungleichheitsverhältnisse legitimiert und neuen Formen sozialer Ungleich-
heiten der Boden bereitet wird.
Insgesamt kann symbolische Herrschaft schließlich mit der Funktion 
der Herstellung symbolischer Ordnung und der Sozialintegration in Verbindung 
gebracht werden: Bourdieu schreibt in Durkheim’scher Tradition Symbolen 
den Status von »instruments par excellence of social integration« (Bourdieu 
1979: 79) qua logischer und moralischer Integration zu und spricht  – nach 
einer an Marx angelehnten Revision  – sodann von Symbolen im Kontext 
ihrer »political function as instruments of domination« (Bourdieu 1979: 81). 
Kurz: »›Social functions‹« (in the Durkheimian or »structural-functional« 
sense of the term) […] tend to be transformed into political functions« (Bour-
dieu 1991: 3). Er entzieht sich auf diese Weise den »müßigen Debatten zwi-
schen Funktionalisten und Antifunktionalisten« (Bourdieu 2015: 434 f.): Dys-
funktional ist für einige Akteure, was funktional für andere sein mag; aber 
gleichzeitig ist die Produktion der Kapitalstruktur und des Raumes immer 
schon eine funktionale insofern, als dass damit die Funktionsweisen gesell-
schaftlicher Produktion bezeichnet sind. Dieser Gedanke findet sich in den 
Untersuchungen Bourdieus zur Funktionalität des Feldes der Bildung:
»a system which helps to reproduce the structure of class relations indeed 
serves ›Society‹, in the sense of the social order‹, and through it the […] interests 
of the classes which benefit from that order« (Bourdieu/Passeron 1990: 192).
Aber nicht etwa nur das Feld der Bildung zeitigt (dys-)funktionale Effekte, 
die Klassenverhältnisse und Sozialräume (re-)produzieren.8 Symbolische 
Systeme sind schlechthin »predisposed by their very structure simulta-
neously to serve the functions of inclusion and exclusion, of association and 
dissociation, of integration and distinction« (Bourdieu 1991: 3). Insofern sind 
alle sozialen Felder  – von der Sozialisationsfunktion bis zur Funktion der 
Herstellung symbolischer Ordnung  – auf ihre potentiellen Integrations-, 
Desintegrations- und Reintegrationsfunktionen hin zu befragen.
8  Passeron (2013: 214 f.) deutet die gemeinsam mit Bourdieu verfasste Arbeit rückblickend in 
einer durchaus an Mertons empirischen Funktionalismus erinnernden Weise.
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Im Lichte der bisherigen Argumentation kann der Habitus dabei nicht 
nur als der Vermittler von Struktur und Praxis (Bourdieu 1974: 125 f f.) be-
griffen werden. Insofern Effekte von Praxis und/oder anderen Feldern über 
die Strukturation des Habitus Praxis beeinf lussen, gilt vielmehr: Der Habi-
tus ist der Mittler von Funktion und Praxis. Und ebenso gilt: Der Habitus ist der 
Vermittler von Praxis und Funktion, insofern er in systematischer und wieder-
kehrender Weise an der Herstellung sozialer Ordnung beteiligt ist.
Im Unterschied zu den frühen, engeren Varianten des funktionalistischen 
Denkens macht dieser Zugriff gerade auch darauf aufmerksam, dass dys-
funktionale Momente (z. B. im Sinne »misslungener« Sozialisation) geeignet 
sein können, die Funktionalität (im Sinne der Operationsweise) gesellschaft-
licher Verhältnisse zu begünstigen. Persönliches Leid, ein »gebrochener« 
Habitus etc. sind nicht als bloße Resultate symbolischer Herrschaftsverhält-
nisse aufzufassen, sondern ebenso als Herrschaft und Ordnung potentiell 
begünstigende Faktoren; eine Überlegung die sich – nicht nur – für eine re-
lationale Soziologie der Angst als bedeutsam erweisen wird.
Auf der Grundlage dieser knappen Rekonstruktion wird ersichtlich, dass 
es sich bei den Konzepten der symbolischen Herrschaft und der symboli-
schen Ordnung um zentrale Aspekte der gesamten Bourdieu’schen Theorie-
architektur handelt sowie überdies, dass prominent in psychologischen Tra-
ditionen verwendete Kategorien (etwa Interessen, Emotionen, Kognitionen, 
Affekte etc.) adressiert und dabei in den Zusammenhang gesellschaftlicher 
Funktionen der Sozialintegration und Herrschaftsausübung gestellt werden.
3. Funktionen der Angst
Auf der Grundlage der zuvor erarbeiteten Rekonstruktion werden nachfol-
gend Genese, Struktur und funktionaler Zusammenhang der Angst unter 
dem Gesichtspunkt symbolischer Herrschafts- und Ordnungsrelationen 
ref lektiert und anhand ausgewählter Beispiele diskutiert. Dabei orientieren 
wir uns an der im vorherigen Kapitel angelegten Ordnung der verschiedenen 
idealtypischen Funktionen.
Bereits in Hinblick auf die Sozialisationsfunktion ist es möglich, den Stel-
lenwert der Angst deutlich zu machen. Zwar hat Bourdieu weder eine aus-
gearbeitete Sozialisationstheorie vorgelegt, noch systematisch den Bereich 
der Angst diskutiert. Und doch machte er – unter Rückgriff auf Freud – im 
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Zusammenhang von Sozialisationsmechanismen gerade in der Angst ein 
zentrales Moment aus: Das »Über-Ich ist gleichsam eine praktische Inkar-
nation der Ermahnung zum Sollen, erlebt im Modus eines Gefühls; die In-
karnation des Lampenfiebers, erlebt im Modus von Panik, Furchtsamkeit, 
Einschüchterung und einer körperlichen Angst, wie sie oft mit frühesten 
Sozialisationserfahrungen verknüpft ist.« (Bourdieu 2014: 107)
Über die Familie werden externe Erwartungen und Verhältnisse auf die 
Heranwachsenden übertragen und f ließen in die Herausbildung der Habitūs 
ein; sie werden dabei nicht nur in Gestalt von »Geschmäckern«, sondern bspw. 
auch von »Verbote[n], Sorgen« und »moralische[n] Unterweisungen« vermit-
telt und verinnerlicht (Bourdieu 2015: 168). Verallgemeinert formuliert, erfah-
ren neben Geschmäckern und Lebensstilen ebenso Emotionen, Stimmungen 
und Affekte im Allgemeinen und insofern auch Ängste, Sorgen, Phobien im 
Besonderen ihre sozialisatorische Prägung und Konsolidierung (vgl. Emir-
bayer/Goldberg 2005; Schmitz/Bayer 2018; Schmitz/Gengnagel 2018). Auf 
diese Weise können neben Interessen folgerichtig auch Ängste prinzipiell 
als internalisierte und integrative Bestandteile von Habitūs (und Kapitalfor-
men) begriffen werden (vgl. auch Oosterwijk et al. 2010). So werden Kindern 
in der Sozialisationsphase nicht zuletzt auch – kulturspezifische – Ängste 
vermittelt (vgl. Murray et al. 2009 sowie Burmeister 2018), wobei eine frü-
he und fundamentale Angst diejenige vor dem Liebesentzug darstellt (vgl. 
Parsons 1980). Diese Urangst steht auch im Zentrum von Bourdieus (2017a: 
212 f.) wenigen sozialisationstheoretischen Überlegungen und fungiert hier 
als Ausgangspunkt für die Ausdifferenzierung des symbolischen Kapitals in 
unterschiedliche Quellen der Anerkennung und Beschämung.
Durch die internalisierten wie situativ (re-)aktualisierbaren Ängste wird 
eine Funktion der Praxisorientierung mit erbracht. Auf basale körperliche, mo-
tivationale und kognitive Funktionen der Angst verweisen Biologie und Psy-
chologie (vgl. etwa Mathews 1990). Die habitustheoretisch stets mitgedachte 
körperliche Seite der Dispositionen verweist zusätzlich darauf, dass Angst 
(mitunter mehr noch als das Interesse) geeignet zu sein scheint, Gesellschaft 
in die Erfahrung eines leiblichen Selbst zu transformieren und praxisrele-
vant werden zu lassen: das eben nicht nur sprichwörtliche Zuschnüren der 
Kehle vor Angst, der trockene Mund, das rasende Herz, das beklemmende 
Gefühl etc. Somatisierte und zum Gefühl transformierte Herrschaft schlägt 
sich als Dispositiv im Sinne Foucaults aber immer schon vielfach in pro-
duktiven, regelmäßigen Aktivitäten nieder. Der nächstliegende Fall ist im 
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Handeln durch Unterlassen zu sehen. Angst mag darüber hinaus dazu ver-
anlassen, einen befürchteten Zustand aktiv zu vermeiden, Bedrohungen 
auszuweichen oder antizipativ zu verhindern. Diese praxisstiftende Funk-
tion wird von Bourdieu verschiedentlich berührt. Angst drückt sich  – wie 
der Geschmack – im »sense of one’s place« (Bourdieu 1982: 728) aus, wofür 
die von Bourdieu beschriebene Furcht des Kleinbürgers ein Beispiel liefert: 
die Furcht vor einer unbeabsichtigten Offenlegung des eigenen Geschmacks, 
etwa »anhand von Kleidung oder Mobiliar […] dem Geschmack der anderen 
sichere Hinweise auf den eigenen Geschmack zu liefern und sich so deren 
Klassifizierung auszusetzen« (Bourdieu 1982: 107; vgl. Delhey/Steckermeier 
in diesem Band zu Statusängsten als mangelnde soziale Wertschätzung). 
Generalisiert betrachtet manifestiert sich Angst wie der Geschmack (und 
vielfach als Geschmack) im schwanenden Vorgriff auf die Zukunft: Bour-
dieu bezeichnet die Angst als eine mit »der doxischen Modalität der Wahr-
nehmung ausgestattete Antizipation« (Bourdieu 2017a: 333) und damit als 
historisch und sozial strukturierte Emotion, wie auch als Wissensform. Er 
sah entsprechend nicht nur im Interesse, sondern auch in der Furcht »die 
Voraussetzung für das bedingungslose Akzeptieren« der Operationswei-
se sozialer Felder, wie er im Zusammenhang mit einem juristischen Feld 
eher beiläufig bemerkt (Bourdieu 2017a: 306); ein Gedanke, der aber ohne 
weiteres für die Analyse von Praktiken in allen sozialen Felder und Räumen 
fruchtbar gemacht werden kann.
Die Praxisorientierung durch Angst mag sich bei genauerer Betrachtung 
sogar als noch fundamentaler erweisen: Bei den Begriffen des »Interesses« 
und der »Angst« handelt es sich letztlich um analytische Unterscheidungen. 
Spätestens mit Freud (2014 [1926]) kann freilich davon ausgegangen werden, 
dass Libidotransformationen und Ich-Abwehr komplexe Entwicklungspfade 
nehmen.9 Ängste können sich zunächst zu Desinteressen abschwächen. Sie 
können sich überdies in Gestalt von Interessen mit gleicher oder verschie-
dener Sinnorientierung niederschlagen. Man denke im einfachsten Falle an 
den Thrill, den Lustgewinn durch Angst (vgl. Balint 1994) oder an die Funk-
tionslust, die erfahren wird, wenn vormals bedrohliche Ängste beherrschbar 
erscheinen. Und umgekehrt können Interessen angstbesetzt sein, wie das 
Beispiel der Angst vor Erfolg veranschaulicht (Kimball/Leahy 1976). Ängste 
9  Freud (2014 [1926]) legte zwei Angsttheorien vor: Angst als Libidotransformation und 
Angst als Ich-Reaktion, d. h. (unbewusste) Abwehrreaktionen des Ichs.
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können aber darüber hinaus sublimiert werden, wie auch Ersatzbildungen 
anstoßen, so dass sie sich in einem gänzlich anderen Gewand präsentieren 
mögen. Ein klassisches soziologisches Beispiel ist in Webers Erklärung der 
kapitalistischen Wirtschaftsordnung zu sehen, die er auf die Angst vor der 
Versagung der Heilsgüter zurückführte. Andreassen et al. (2016) diskutieren 
Arbeitssucht (workaholicism) als Bewältigungsstrategie von Ängsten, und 
Kim et al. (2013), wie die Sublimierung von Angst kreative Praktiken anzu-
stoßen vermag. Ebenso kann Interesse zur Phobie transformiert werden, 
wie Adams et al. (1996) in psychoanalytischer Tradition anhand empirischer 
Untersuchungen für das Beispiel latenter Homosexualität und manifester 
Homophobie aufzeigen. Solche Beispiele veranschaulichen, dass Angst nicht 
schlicht eine formallogische Inversion des Interesses zum Ausdruck bringt, 
sondern immer schon mit dem Interesse in vielfacher Beziehung steht (Be-
dingung, Bedingtsein, Gefühlsambivalenz, Erscheinen in Gestalt des Ande-
ren, Kompensation etc.). Zu einer ähnlichen Einsicht scheint auch Bourdieu 
zu gelangen, wenn er im Zusammenhang des für seine Theorie so zentralen 
Geschmacksbegriffs formuliert: »[T]astes are perhaps first and foremost 
distastes, disgust provoked by horror […] of the tastes of others« (Bourdieu 
1984: 56). Jedenfalls zeigt sich auch hier, dass Ängste vielfach und vielgestal-
tig als produktive Komponenten in die unterschiedlichen Modi der Weltan-
eignung und des Weltbezugs einf ließen.
Ängste sind nun nicht lediglich als sozial insofern zu begreifen, als dass 
sie sozial miterzeugt und geformt werden; sie sind ferner Objekte der Kom-
munikation.10 Bezüglich der Funktion der Kommunikation kann festgestellt 
werden, dass einige Ängste weitreichend und offen kommuniziert, andere 
verschwiegen oder nur hinter vorgehaltener Hand beziehungsweise in ein-
schlägigen Online-Foren im Schutze der Anonymität angesprochen werden. 
Die Kommunikation über geteilte Ängste kann gemeinsamkeitsstiftend wir-
ken, wie auch die kommunizierte, jedoch nur einseitig empfundene Angst 
auf Unverständnis und Ablehnung stoßen mag. Geteilte wie nicht-geteilte 
Angst mag als entscheidende Rahmung einer Interaktionssituation fun-
gieren, was so weit reichen kann, dass Ego auf Grundlage einer geäußerten 
Angst für Alter als Interaktionspartner untragbar oder nur noch als über of-
fenkundige Wahrheiten zu belehrendes Gegenüber behandelt wird.
10  Luhmann (2004: 238) verweist gar auf die Angst als funktionales und ef fektives Äquiva-
lent der Sinngebung.
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Durch systematische, weitreichende Kommunikation und Verschwei-
gen werden auch Ängste vereinheitlichenden Maßstäben unterworfen. Sie 
wirken dabei nicht lediglich direkt auf die Betroffenen, sondern zeitigen in 
Gestalt weitreichend zirkulierter Symbole translokale Effekte. In Angstdis-
kursen werden einige Ängste hervorgehoben und mithervorgerufen, ande-
re Ängste werden hingegen eingehegt wie auch relativiert (Wilkinson 1999: 
459 f f.). Zur diskursiven Zensur gesellt sich die für symbolische Herrschaft 
zentrale Selbstzensur (Bourdieu 2017b): Spezifische Ängste werden als illegi-
tim erfahren und von den Betroffenen nicht (öffentlich) kommuniziert.
Insgesamt scheinen die Hervorrufung spezifischer Ängste und die Mil-
derung anderer Ängste – insofern diese klassenspezifische Prävalenzen auf-
weisen – geeignet, symbolische Herrschaft zu vermitteln und zu aktualisieren. 
Aus einer relationalen Sicht bilden Ängste einen der »Verbindungswege  – 
einen der wichtigsten – über den hin sich die Struktur der Gesellschaft auf 
die individuellen psychischen Funktionen« überträgt (Elias 1969: 456). Diese 
allgemeine, grundlagentheoretische Einsicht der Übertragung über weitrei-
chende Handlungsketten findet im Zusammenhang mit der Bourdieu’schen 
Neoliberalismuskritik ein prominentes Beispiel: In »Das Elend der Welt« 
(1997) beschäftigte sich Bourdieu mit den verheerenden materiellen, aber 
auch emotionalen Konsequenzen des Rückzugs des Sozialstaats. Er dia-
gnostiziert eine systematische »Institutionalisierung von Unsicherheit«, die 
dazu führe, dass sich die »Strukturen des Systems chronischer Instabilität« 
auch »in kognitiven Strukturen« festsetzen (Bourdieu/Ehalt 2007: 391 f.; vgl. 
Schmitz/Gengnagel 2018: 68). Diese Unsicherheit wirke direkt auf diejeni-
gen, die von Sozialleistungen abhängig sind, aber auch indirekt auf die nicht 
unmittelbar betroffenen Gruppen (Bourdieu 1998: 84): Prekarisierungsäng-
ste der Arbeiterklasse und die Abstiegsängste des Kleinbürgertums werden 
damit nicht isoliert betrachtet, sondern in einen gesellschaftlichen (etwa: 
diskursiven) Zusammenhang gestellt.
Auch die der symbolischen Herrschaft innewohnende Verschleierungs-
funktion kann in der Folge auf Angstmomente hin betrachtet werden. Wäh-
rend Weber der Furcht einige Bedeutung für die Chance auf Gehorsam bei-
maß, erlaubt der Praxisbegriff den Nexus von Angst und Herrschaft noch 
dort zu analysieren, wo weder ein »bekundeter Wille« eines Herrschenden 
noch der »Sinn seines Hingenommenwerdens als einer ›geltenden‹ Norm« 
vorzuliegen scheint (vgl. Weber 1972 [1922]: 541 f f.). Die »praktische Anerken-
nung« symbolischer Herrschaftsverhältnisse nimmt vielmehr häufig »die 
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Form einer ›körperlichen Empfindung‹ an (Scham, Schüchternheit, Ängst-
lichkeit, Schuldgefühl)« (Bourdieu 2017a: 217). Insofern Akteure Situationen 
und Sachverhalte mit sozial vermittelten angststrukturierten Kategorien 
wahrnehmen und verspüren, greift der die symbolische Herrschaft begüns-
tigende Nexus von Anerkennen und Verkennen: Ängste werden in solchen 
Momenten (wie in den sich anschließenden Erzählungen) wohl an erster 
Stelle als persönliche, innere, ja natürliche Geschehnisse erlebt. Der gesell-
schaftliche Entstehungs- und Bedeutungskontext der Angst hingegen wird 
durch Subjektivierung, Naturalisierung und insbesondere Pathologisierung 
vielfach ausgeblendet.
Als Beitrag der herrschenden Kultur (bzw. der Akteure mit einem hohen 
Maß an symbolischem Kapital) zur Verschleierung mag Angst mitunter be-
sonders effizient sein; etwa dann, wenn Sorgen für die ›ganze Gesellschaft‹ 
ausgesprochen, ›Sorgen‹ einiger Gesellschaftsmitglieder als mit diesen un-
vereinbar deklariert werden (vgl. Schmitz/Gengnagel 2018). Solche Universa-
lisierungen partikularer Sorgen können als ein Beispiel für Ideologien gelten, 
»[which] serve particular interests which they tend to present as universal 
interests, common to the whole group« (Bourdieu 1979: 79).
Im Sinne der mit symbolischer Herrschaft verbundenen Legitimations-
funktion können hieran anknüpfend Ängste (wie schon Interessen) hinsicht-
lich ihrer unterschiedlichen (Il-)Legitimitätsgrade und ihrer Legitimierungs- 
und Delegitimierungseffekte verhandelt werden. Herrschaftssoziologisch 
kann so der Blick darauf gelenkt werden, welche Ängste erfolgreich legitime 
Geltung zu beanspruchen vermögen – etwa im Sinne einer objektiv begründ-
baren, womöglich gesamtgesellschaftlich konnotierten wohlbegründeten 
Sorge  – und welche Gefühlsäußerungen demgegenüber als irrationale, pa-
thologische Ängste gelten. Neben den legitimen Geschmack treten so auch le-
gitime Ängste als Erscheinungsformen und Inhalte der legitimen Kultur (Bour-
dieu/Passeron 1973: 35): Sie zeigen sich heute vielfach als Sorgen progressiver 
beziehungsweise kosmopolitischer Milieus  – etwa davor, individuelle Frei-
heiten zu verlieren, vor der Sinnlosigkeit des eigenen Seins, vor Menschen-
massen, vor emotionaler Verletzung, vor Islamophobie und Rechtsextremis-
mus, sowie vor der Bedrohung der Umwelt. Konstitutives Moment dieser 
Sorgen sind die als illegitim geltenden Ängste und deren Träger, die als Bedro-
hung wahrgenommen werden: Die Leugner des Klimawandels, nationalisti-
sche und xenophobe Chauvinisten, Islamophobe, Proponenten der traditio-
nellen Genderdichotomie etc. (vergleiche auch den Beitrag zum Populismus 
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von Droste in diesem Band). Mit Angst verbundene Geltungsansprüche 
sind auch auf Distinktionsgewinne und -verluste hin zu befragen. Letztlich 
scheint in privilegierten gesellschaftlichen Positionen gerade die Abwesen-
heit »niederer« Ängste dazu geeignet, deren Illegitimität und auf diesem 
Wege die symbolische Nachrangigkeit ihrer Träger in die Logik des sozialen 
Raums einzuschreiben – sei es in Form einer schulmeisterlichen Belehrung, 
gef lissentlichen Ignorierens oder einer besorgten Pathologisierung. Dabei 
kann nicht zuletzt die differentielle Zuschreibung von Angst bisweilen ein 
wesentliches Moment der Delegitimierung darstellen: Wessen Haltung ›le-
diglich‹ auf Angst basiert, wird delegitimiert und gleichzeitig zum Objekt 
politischer wie wissenschaftlicher Ref lektion gemacht. Womöglich sind 
Ängste mehr noch als Lebensstile geeignet, zu effektiven Momenten sozia-
ler Distinktionsstrategien zu werden. Weil Ängste sich nicht ohne weiteres 
»wegregeln« lassen (Luhmann 2004: 238), sind sie zunächst mit einem fun-
damentalen Geltungsanspruch verbunden. Gerade deshalb aber stellt deren 
Delegitimation ein effektives Mittel zur Delegitimation der von diesen Ängs-
ten betroffenen Personen dar. Mit einer spezifischen Angst können auf diese 
Weise ganze Lebenswelten legitimiert bzw. delegitimiert werden.
Das symbolische Herrschaftsverhältnis findet im Kontext der Angst 
seinen Ausdruck auch auf Seiten der Akteure mit nachteiliger Kapitalaus-
stattung. So manifestiert sich die mit der Erfahrung illegitimer Lebensstile 
verbundene Scham in Ehrfurcht und Schamangst (Elias 1969: 411), was ein 
besonders deutliches Beispiel für die Funktionsweise symbolischer Gewalt 
und deren transintentionalen Charakter darstellt. Bourdieu (2017b: 127) ar-
gumentiert in sehr ähnlicher Stoßrichtung, dass die mit spezifischen Le-
bensstilen oder sprachlichen Ausdrücken einhergehende Einschüchterung 
»nicht unbedingt einen Einschüchterungsakt« voraussetzt, sehr wohl aber 
Akteure, die prädisponiert sind, bestimmten sozialen Praktiken nachzu-
gehen, wie auch solche, die eine Prädisposition der ehrfürchtigen Anerken-
nung herausgebildet haben. Neben dieser Schamangst mag sich noch eine 
Angstscham einstellen: Dann nämlich, wenn die eigene Angst als illegitime 
erkannt und anerkannt wird.
In diesem Zusammenhang muss etwa das Feld der Bildung neben den 
offiziellen Funktionen (wie jenen der Beschulung und Befähigung) auch auf 
seine Angst- und Beschämungseffekte hin betrachtet werden, da sich die 
in schulischen Karrieren herausgebildeten Ängste wesentlich aus der An-
erkennung und Internalisierung der vom Feld repräsentierten Erwartungen 
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und Maßstäbe speisen. Auch dem wissenschaftlichen Feld, welches sich 
keineswegs auf eine bloße Auf klärungsfunktion reduzieren lässt, kommt 
eine erhebliche Bedeutung zu, muss es doch auf die von ihm ausgehende 
(De-)Legitimierung der Angstverhältnisse hin befragt werden (vgl. Schmitz/
Gengnagel 2018). Ein instruktives Beispiel mag in der bis zu dieser Stelle 
noch nicht aufgeworfenen Frage gesehen werden, wie Angst überhaupt zu 
definieren ist. Diese Frage hat ihre Berechtigung in vielen Zusammenhän-
gen. Mit dem Konzept der symbolischen Herrschaft kann aber darauf hin-
gewiesen werden, dass in jeder Definition dessen, was (jeweils als thema-
tisierungs- und beforschungswürdig ref lektierte) Angst (nicht) ist, immer 
auch Macht- und Herrschaftsverhältnisse impliziert sind. Einigen mag es 
sich so darstellen, dass heute in gewissen Kreisen die Angst vor Flüchtlingen 
als begründet gilt, anderen wiederum, dass bestimmte Gruppen sich durch 
die Angst vor rechtspopulistischen Parteien beschreiben lassen (vgl. Schmitz 
et al. 2017; Lübke in diesem Band). Die Pluralität der Angstträger und Angst-
objekte und vor allem die zwischen diesen zu beobachtenden Verhältnisse 
entziehen sich analytischer Singularisierung wie ausufernder Kollekti-
vierung. Jede solche soziale Verhältnisse ausklammernde Definitions- wie 
Operationalisierungsarbeit läuft Gefahr, eher zur Legitimierung symboli-
scher Herrschaftsverhältnisse beizutragen als zu einer soziologischen Auf-
klärung – insbesondere dann, wenn die Wissenschaftlerin einem der politi-
schen Lager stärker zuneigen sollte als dem anderen.
Auch die Substitutionsfunktion der symbolischen Herrschaft wird im Zu-
sammenhang der Angst offenkundig. Im Kontext der »Männlichen Herr-
schaft« etwa diskutiert Bourdieu dies folgendermaßen:
»Der Ausschluss von den öf fentlichen Plätzen muss nicht, wie bei den Kaby-
len, explizit erfolgen […] Beinahe ebenso ef fektiv kann er andernorts durch 
diese Art gesellschaf tlich aufgezwungener Agoraphobie sein, die die Aufhe-
bung der sichtbarsten Verbote lange Zeit überdauern kann und die die Frauen 
dazu bringt, sich von der agora selbst auszuschließen.« (Bourdieu 2005: 73)
Wenn Ängste entwickelt und empfunden werden, die geeignet scheinen, die 
eigene soziale Position zu reproduzieren und dabei historisch vorgängige 
Formen der Reproduktion ersetzen, mögen Ängste als deren funktionale 
Äquivalente betrachtet werden. Besonders wirksame Mechanismen können 
in der zuvor diskutierten sozialstrukturell differenzierten Erzeugung von 
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Angst identifiziert werden. Man denke an die geschlechtsspezifische Sozia-
lisation: So leisten erfolgreich ansozialisierte Ängste fraglos entscheidende 
Beiträge zur (Re-)Produktion gesellschaftlicher Verhältnisse, wie es die Bei-
spiele der Numerophobie und der Arithmophobie in ihrer Karriererelevanz 
verdeutlichen.11 Wo aber schon die Einschreibung von Interessen und Des-
interessen die (Re-)Produktion von Herrschaft ermöglicht, stellen Ängste 
einen zumindest ebenso effizienten Ersatz für direkte Herrschafts- und 
Gewaltausübung dar, zumal diese als noch persönlicher und pathologischer 
gelten, als es für die von Bourdieu so prominent betrachteten Interessen an-
genommen werden kann.
Auch die Funktion der (Klassen-)Strukturation der Gesellschaf t durch Ängs-
te wird in der Folge offenbar: Ängste und ihr symbolischer Gehalt werden 
vielfach wirksam in Hinblick auf gruppeninterne Solidarität, Ablehnung 
gruppenexterner Akteure, Praktiken des Selbstausschlusses etc. (vgl. Kelt-
ner/Haidt 1999: 512; Baumeister/Tice 1990). Hobson et al. (2017) verweisen 
auf die angstbewältigenden Effekte gemeinschaftsstiftender Rituale, die 
bereits milieuspezifisch vorstrukturiert sein können. Schmitz et al. (2018) 
heben die konstitutive Rolle der Angst bei der Herausbildung und wechsel-
seitigen Distanzierung sozialer Klassen sowie den Umstand hervor, dass 
Ängste  – mit spezifischen ökonomischen und kulturellen Existenzbedin-
gungen verwoben – zum Bestandteil symbolischer Kämpfe und Strukturen 
werden. Am Beispiel des sozialen Raumes Norwegens zeigen sie, dass die 
dortigen Ängste kultureller Eliten – insbesondere hinsichtlich der Umwelt – 
als zentrales Element symbolischer Herrschaftsbeziehungen operieren. Dis-
tanz zur legitimen Angst (etwa Umweltsorgen), wie auch Ängste, die in einer 
bestimmten Entfernung zu den Positionen mit symbolischem Kapital liegen 
(etwa Überfremdung), tragen zur symbolischen und auf diesem Wege objek-
tiven Struktur des Sozialraums bei. Wie dieses Beispiel verdeutlicht, wird 
eine (Nicht-)Angst mithin zum Bestandteil des symbolischen Kapitals und 
damit der symbolischen Differenz zwischen den sozialen Klassen. Angst 
kann überdies geeignet sein, an der Produktion und Transformation der 
Klassen und ihrer Verhältnisse selbst mitzuwirken. So machte Beck (1986: 66) 
im Kontext seiner Diagnose zur Risikogesellschaft auf die hier angedeutete 
11  Feldtheoretisch lassen sich diese Phobien durchaus weiterverfolgen: So in wissenschaf t-
lichen Feldern, in denen die Abscheu gegenüber der Mathematik zur Strategie und damit 
die Not zur Tugend gemacht wird (vgl. Bourdieu 2017c: 143 f.).
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politische Strukturationskraft aufmerksam, die der Angst zukommen kann: 
»Risikogesellschaft markiert in diesem Sinne eine gesellschaftliche Epoche, 
in der die Solidarität aus Angst entsteht und zu einer politischen Kraft wird« 
(vgl. Schmitz/Gengnagel 2018: 67 f.).12
Ängste scheinen insgesamt in nicht unerheblichem Maße geeignet, sym-
bolische Herrschaftsverhältnisse zu (re-)produzieren und so schließlich eine 
Funktion der Herstellung symbolischer Ordnung und der Sozialintegration mit zu 
erbringen. Diese Einsicht findet sich implizit bereits bei Weber (als Angst 
vor dem Entzug der Heilsgüter) und Durkheim (als Angst vor der Regelver-
letzung) und explizit in frühen ethnographischen Arbeiten. Hallowell (1941) 
diskutierte die sozialintegrative Funktion von gemeinsam als traumatisch 
empfundenen Ängsten vor Krankheiten bei den Saulteaux, einer in Teilen 
des heutigen Kanadas beheimateten Volksgruppe. Spiro (1952) zeigte für die 
Bewohner des mikronesischen Ifalik-Atolls, dass der gemeinsame Glaube 
an und die Furcht vor böswilligen Geistgestalten dazu beitragen, die soziale 
Ordnung zu stabilisieren. Im Kontext anthropologischer Untersuchungen 
diskutiert Homans (1941) die sozialintegrative Funktion von Angst als Neben-
folge ritueller Praktiken. Betzelt/Bode (2017: 126) liefern mit der Angstmobili-
sierung als integralem »Bestandteil (re-kommodifizierender) Entsicherungs-
politik« des »heutigen liberalisierten Wohlfahrtskapitalismus« eine aktuelle 
und treff liche Veranschaulichung für eine funktionale Interdependenz von 
subjektiv empfundener und politisch erzeugter Angst. Ein besonderer Vor-
zug des von Bourdieu (aber etwa auch von Elias) vertretenen Relationalis-
mus ist in der Verbindung solcher Funktionen mit den höchst unterschied-
lichen Strategien und Renditen sozialer Akteure zu sehen, sowie darin, dass 
er dabei die stratifizierte Struktur der Akteure selbst (bis hinab in ihre tiefs-
ten, körperlich fundierten Dispositionen) betont. Vermutlich nicht zufällig 
greift Bourdieu in seiner späten Skizze einer eigenen Staatssoziologie im 
Kontext der Angst abermals auf Freuds Begriffe des Unbewussten zurück. 
Gesamtgesellschaftliche Integration, die bei Bourdieu wesentlich über den 
Nationalstaat ihre Fundierung findet, erfordert Staatsdenken und Staats-
furcht: den Glauben an die vom Staat mit erzeugten Angstobjekte, etwa die 
Angst vor staatlicher Bestrafung oder dem Entzug staatsbürgerlicher Pri-
12  Delhey, Schneickert und Steckermeier (2017) haben – ebenfalls in Anschluss an Bourdieu – 
gezeigt, dass Statusängste in den europäischen Gesellschaf ten dann weit verbreitet sind, 
wenn die Klassenunterschiede in der kulturellen Teilhabe größer sind.
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vilegien.13 Aber schon in seiner staatssoziologischen Untersuchung abstra-
hiert Bourdieu vom Staat und sieht letztlich das »kollektive Über-Ich«, die 
»Gesamtheit aller Alter Egos« (Bourdieu 2014: 105 f f.), als den analytischen 
Fluchtpunkt sozialer Integration. Im Sinne einer solchen Generalisierung 
geraten uns – wiederum in Durkheim’scher Tradition – logische und mora-
lische Integration qua Angst in den Blick, wobei – mit der an Marx angelehn-
ten Wendung – Ängste gleichzeitig im Zusammenhang mit Herrschaftsver-
hältnissen und Herrschaftsfunktionen betrachtet werden müssen.
4. Fazit
Es scheint, als sei die Angst seit einiger Zeit mit besonderer Wucht in die Ge-
sellschaft und deren Felder wie Politik, Medien, Religion etc. zurückgekehrt. 
Womöglich leben wir heute in einer »Gesellschaft der Angst« (Bude 2014). 
Gleichwohl gehören Diagnosen, die der Angst einen besonderen Stellenwert 
für die Konstitution einer Gesellschaft zusprechen, seit jeher zum Kanon so-
zialwissenschaftlicher Ref lexion. Gesellschaft war, so ließe sich zuspitzen, 
immer schon eine Gesellschaft der Angst. Auch unabhängig von medialen 
Schlagzeilen, wie jenen zur »Flüchtlingskrise« oder zum Erfolg »undemo-
kratischer« Parteien, sollte ein leistungsfähiges soziologisches Forschungs-
programm deshalb den Bereich der Angst in grundlagenwissenschaftli-
cher, autonomer Weise verhandeln. Dennoch werden heute nicht wenigen 
Forschungsarbeiten politisch und medial vordefinierte Vorstellungen und 
Bewertungen von Angst zugrunde gelegt. Die Sinnhaftigkeit von Unter-
suchungen zur Angst mit einem dezidierten Zeitbezug steht zwar außer 
Frage, zumal ein derartig gelagertes Erkenntnisinteresse immer schon ein 
Bestandteil früherer Auseinandersetzungen mit dem Angsttopos war. Mit 
einer allzu engen Kopplung der akademischen Praxis an gesellschaftliche 
Problemstellungen sind jedoch auch gewisse analytische Einseitigkeiten 
verbunden: Nicht selten richtet sich der gesamtgesellschaftliche wie auch 
wissenschaftliche Fokus auf die Ebene des Subjekts und dessen Pathologien 
bzw. auf spezifische Gruppen, deren Ängste geeignet scheinen, die Integra-
tion und Funktionalität der Gesellschaft zu gefährden.
13  Vgl. schon Adam Smiths Darlegungen zur Rolle der Angst bei der Entstehung des Staates 
und den sich im Anschluss herausbildenden Haltungen gegenüber dem Staat.
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Als Beitrag zur Ref lexion der aktuellen Debatte wurde Bourdieus Kon-
zept der symbolischen Herrschaft im Kontext einer allgemeinen Soziolo-
gie der Angst herangezogen. Dies erlaubt, den Blick von der individuellen 
Pathologie und gesellschaftlichen Dysfunktionalität spezieller Ängste auf 
Angstverhältnisse umzulenken und dabei darauf, welche mitunter funktio-
nalen Bedeutungen der Angst in einer Vielzahl individueller und sozialer 
Zusammenhänge zukommen. Zu diesem Zweck wurden acht idealtypische 
Funktionen der Angst hervorgehoben und anhand lebensweltlicher Beispiele 
diskutiert. Tabelle 1 gibt einen zusammenfassenden Überblick über die be-
trachteten Funktionen sowie ausgewählte Beispiele.
Tabelle 1: Ausgewählte Ängste und mögliche Funktionen
Beispiel Funktion der …
Angst vor Liebesentzug Sozialisation
Angst vor Entzug der Heilsgüter Praxisorientierung
Angst vor Dritten Kommunikation
Pathologisierte Angst Verschleierung
Angst vor schulischem Versagen Legitimation
Angst vor Öffentlichkeit Substitution
Angst vor Abstieg (Klassen-)Strukturation  
der Gesellschaft
Angst vor Beschämung Herstellung symbolischer  
Ordnung & Sozialintegration
Der Begriff der »Funktion« bezeichnet hier keineswegs eine simple, direkte 
Kausalerklärung: dass also Ängste etwa aufgrund ihrer Funktionen für die 
symbolische Ordnung entstünden. Vielmehr wird mit dieser begriff lichen 
Entscheidung zunächst dem Umstand Rechnung getragen, dass die weitver-
breitete Gleichsetzung von Ängsten mit Dysfunktionalität zu hinterfragen 
ist. Ängste sind – wie die angeführten Beispiele es verdeutlichen – sehr wohl 
und vielfach »funktional« in dem Sinne, dass Sie zur (Re-)produktion psychi-
scher, praktischer und sozialer Strukturen beitragen. Sie können überdies 
aber auch dann als funktional aufgefasst werden, wenn und insofern Aktu-
alisierungen von Ängsten dazu geeignet sind, zur Konsolidierung eben jener 
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sozialer Verhältnisse beizutragen, die ihrerseits an der Erzeugung dieser 
Ängste mitwirken. Die genannten, analytisch unterscheidbaren Funktionen 
verweisen insofern auf mögliche empirische Zusammenhänge, die in einer je-
weiligen Gesellschaft wie auch vergleichend zwischen Gesellschaften unter 
Gesichtspunkten symbolischer Herrschaftsverhältnisse betrachtet werden 
können. Der in diesem Beitrag mobilisierte Bourdieu’sche Relationalismus 
erlaubt die heuristische Erschließung möglicher funktionaler (oder: mecha-
nismischer) Zusammenhänge zwischen Emotionen und gesellschaftlichen 
Strukturen, wie auch die Sensibilisierung für die funktionalen (positiven) 
und dysfunktionalen (negativen) Konsequenzen, die diese Zusammenhänge 
für unterschiedliche Personengruppen empirisch zeitigen mögen.14
Auf dieser Grundlage wäre eine Gleichsetzung spezifischer Ängste be-
stimmter Gruppen mit gesellschaftlicher Dysfunktionalität nicht nur in 
analytischer, sondern auch gesellschaftspolitischer Sicht zu hinterfragen. 
Kollektive Definitionen praktischer Funktionen, also Definitionen von dem, 
was jeweils als manifeste, gesamtgesellschaftlich positive oder negative 
Funktion gilt (Bourdieu 2015: 257), müssen ihrerseits als umkämpfte Größe 
in gesellschaftlichen Auseinandersetzungen aufgefasst werden. Und so liegt 
auch jeder als noch so legitim geltenden, universalistischen Sorge, die sich 
gegen als illegitim geltende, partikularistische Phobien richtet, eine »fic-
titious integration of the society as a whole« (Bourdieu 1979: 79) zugrunde. 
Eine analytische wie kritische Sozialwissenschaft scheint gut beraten, dies 
zu ref lektieren: Politische, mediale, ökonomische und kulturelle Diskurse 
sind an der Definition vorgeblich gesamtgesellschaftlicher Dysfunktionen 
der Angst im entscheidenden Maße beteiligt und beeinf lussen so wissen-
schaftliche Problemvorstellungen. Eine allgemeine, relationale Soziologie 
der Angst denkt die gesellschaftliche Definition von (Dys-)Funktionen mit 
14  Die frühen, insbesondere bildungssoziologischen Arbeiten Bourdieus greifen noch pro-
minent auf funktionalistische Argumente zurück. Bourdieus Haltung gegenüber der 
funktionalistischen Denktradition erklärt sich vor allem aus seiner (sich wandelnden) 
Feldposition heraus: zunächst aus einer beherrschten Position gegenüber der amerika-
nische Hegemonie eines Talcott Parsons und Robert Merton, später – und nun durchaus 
wohlwollend gegenüber den zuvor geschmähten Kollegen – gegenüber der jüngeren, an-
ti-institutionalistischen Wissenschaf tssoziologie französischer Provenienz. Bereits eine 
grobe Anwendung feldtheoretischer Mittel erlaubt, zwischen Bourdieus nomineller (und 
in der Sekundärliteratur sattsam kultivierter) Funktionalismuskritik einerseits und sei-
ner faktisch sich auch auf funktionalistische Motive stützenden Theorie zu unterscheiden.
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und lädt dazu ein, die eigenen, vielfach impliziten und selten hinterfragten 
wissenschaftlichen Funktionalitätsunterstellungen auf ihre gesellschaftli-
chen Funktionen hin zu ref lektieren.
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Statusängste in Deutschland 
Wachsendes Problem oder zeitdiagnostischer Mythos?1
Jan Delhey und Leonie C. Steckermeier
1. Einleitung
Das subjektive Wohlbefinden der Menschen besteht, so paradox das auf den 
ersten Blick erscheinen mag, nicht nur aus positiven Aspekten wie Glücks-
empfinden und Zufriedenheit, sondern auch aus negativen wie z. B. Ängsten 
und Sorgen (Glatzer et al. 2015). Ihr Vorhandensein wird dabei als Beein-
trächtigung des Wohlbefindens interpretiert, sodass die beste aller Welten 
eine weitgehend angst- und sorgenfreie Gesellschaft wäre. Das Thema Ängs-
te und Sorgen hat in der Soziologie in den letzten Jahren einen bemerkens-
werten Aufschwung erfahren, möglicherweise eine Reaktion auf schwin-
dende Sicherheiten und Gewissheiten in der Risikogesellschaft (Beck 1986). 
Dieser Aufschwung gilt auch für solche Ängste und Sorgen, die sich aus der 
sozialen Schichtung und der Ungleichverteilung von »power, privilege and 
prestige« (Lenski 1984) ergeben – den Statusängsten.
Statusängste, hier definiert als Sorge der fehlenden sozialen Wertschät-
zung durch andere, sind vor allem in zwei theoretischen Zusammenhängen 
populär geworden: zum einen der sogenannten Spirit-Level-Theorie, in der 
Statusängste gesellschaftsvergleichend mit der Entstehung gesundheitlicher 
und sozialer Probleme in Beziehung gebracht werden (Wilkinson/Pickett 
1  Dieser Beitrag ist Teil des Forschungsprojekts »Ungleichheit, Statusängste, Lebensquali-
tät. Eine Überprüfung und Erweiterung der Spirit-Level-Theorie für Europa«, das dankens-
werterweise von der Deutschen Forschungsgemeinschaf t (DFG) unter dem Geschäf tszei-
chen DE 1892/3-1 gefördert wurde. Ein großer Dank auch an Christiane Lübke und Christian 
Schneickert für die wertvolle Kommentierung und an Marcus Gercke für seine Unterstüt-
zung bei der Fertigstellung des Manuskripts.
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2016)2. Statusängste gelten dabei als Symptom einer dysfunktionalen, weil 
problembelasteten Gesellschaft. Zum anderen werden Statussorgen ver-
stärkt in neueren Gesellschaf tsdiagnosen thematisiert, hier vorrangig aus der 
Perspektive des sozialen Wandels. Ging man in den 1980er und 1990er Jahren 
noch davon aus, dass die (west-)deutsche Gesellschaft auf dem Weg in eine 
spielerisch-ästhetisierende Erlebnisgesellschaft sei (Schulze 1992), sprechen 
neuere Diagnosen von einer erfolgsorientierten Marktgesellschaft (Neckel 
2008), Abstiegsgesellschaft (Nachtwey 2016) und Gesellschaft der Angst 
(Bude 2014). Während diese Diagnosen zwar geltend machen, dass Status- 
und andere Ängste in der deutschen Gesellschaft weit verbreitet seien, fin-
den sich nur wenige empirische Belege.
Ziel dieses Beitrags ist es, einen systematischen und empirisch infor-
mierten Überblick über Verbreitung, Determinanten und Auswirkungen 
von Statusängsten in Deutschland zu geben. Dabei dienen uns die beiden 
genannten theoretischen Anknüpfungspunkte vor allem als Interpreta-
tionsfolie für die zwei Vergleichsperspektiven, die diesen Überblick anlei-
ten: Was wissen wir über Statusängste im internationalen (europäischen) 
Vergleich? Und wie haben sich Statusängste in der deutschen Bevölkerung 
in den letzten zehn Jahren entwickelt? Der Beitrag ist wie folgt aufgebaut: 
In einem ersten Schritt stellen wir einige Grundüberlegungen zu Status-
ängsten vor. In einem zweiten Schritt gehen wir genauer auf die beiden 
theoretischen Bezüge ein, die Spirit-Level-Theorie einerseits, aktuelle Ge-
sellschaftsdiagnosen andererseits. Wir erläutern, welche Implikationen 
sich aus diesen beiden Theoriebezügen ergeben und anhand welcher Kri-
terien man sie überprüfen kann. In einem dritten Schritt präsentieren 
wir eigene Auswertungen mit Umfragedaten des European Quality of Life 
Survey (EQLS) für den Zeitraum 2007–2016. Am Ende diskutieren wir Mo-
difikationen der Spirit-Level-Theorie und bilanzieren, ob Statusängste in 
Deutschland tatsächlich ein wachsendes Problem sind – oder doch ein zeit-
diagnostischer Mythos.
2  Im Folgenden nehmen wir nur auf die neueste deutsche Ausgabe des Spirit-Level-
Buchs von 2016 Bezug. Das englische Original erschien 2009 bei Bloomsbury Pub-
lishing PLC unter dem Titel »The Spirit Level: Why Greater Equality Makes Societies 
Stronger«.
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2. Was sind Statusängste?
Statusangst im hier verwendeten Sinne ist die Sorge vor mangelnder so-
zialer Wertschätzung aufgrund einer zu niedrigen Position im gesell-
schaf tlichen Ranggefüge. Mit anderen Worten: Die Angst davor, »wie wir 
wohl in den Augen anderer erscheinen« (Wilkinson/Pickett 2016: 58). Sta-
tusängste ref lektieren daher unsere subjektive Wahrnehmung davon, wie 
die Mitmenschen uns sozial bewerten und einordnen. Wie sehr uns derlei 
Sorgen umtreiben, hat von den sozialwissenschaf tlichen Klassikern am 
eindringlichsten Thorstein Veblen in seiner »Theorie der feinen Leute« ana-
lysiert, und durchaus mit einigem Spott. Den Menschen der industriellen 
Moderne, so Veblen, treibe vor allem um, den gesellschaf tlichen Standards 
der finanziellen Wohlanständigkeit zu genügen, um Ansehen und Selbst-
achtung zu erlangen: »[D]enn die Grundlage der Selbstachtung besteht 
normalerweise in der Achtung, die der Nachbar einem entgegenbringt« 
(Veblen 1989: 47). Nur sehr starke Charaktere könnten sich diesem sozialen 
Druck entziehen.
Statusängste sind zu unterscheiden von Abstiegsängsten: Letztere sind 
zukunftsorientiert (»kann ich meine soziale Position halten oder steige ich 
ab?«) und primär ego-zentriert – was die Leute denken, ist bei der Sorge um 
den eigenen Statuserhalt zweitrangig. Statusängste sind dagegen gegen-
wartszentriert und nehmen explizit auf das Urteil anderer Bezug, allerdings 
gefiltert durch unsere eigene Wahrnehmung (vgl. Delhey et al. 2017). Dieser 
Umstand unterscheidet Statusangst von Prestige, das unmittelbar die mit 
einer sozialen Position verbundene Wertschätzung abbildet, z. B. in Form 
des Berufsprestiges. Das Prestige ist somit eine der Person äußerliche sozia-
le Tatsache, die Statusangst hingegen ein »Me-Feeling« (Burkitt 2014).
Im Englischen firmieren Statusängste unter status anxiety. »Anxiety« ist 
recht vielschichtig und lässt sich sowohl mit »Nervosität« als auch mit »Be-
sorgnis« oder »Angst« übersetzen – negative Befindlichkeiten von durchaus 
unterschiedlicher Intensität. Wir operationalisieren Statusängste in diesem 
Beitrag als subjektives Inferioritätsempfinden. Die Befürchtung, andere könn-
ten auf uns herabschauen, stellt ohne Zweifel eine gravierende Besorgnis dar. 
Weiterhin kann die Einschätzung der Befragten auch ›irrig‹ in dem Sinne 
sein, dass Inferiorisierung von Seiten der Mitmenschen gar nicht inten-
diert ist, gleichwohl aber so empfunden wird. Aus diesem doppelten Grund 
sprechen wir in diesem Beitrag von Statusangst. Nach Dehnes (2017: 35 f f.) 
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Unterscheidung handelt es sich dabei um eine konkrete Angst – den Verlust 
sozialer Wertschätzung –, nicht die Sorge um einen diffusen Kontrollverlust 
(»Kontingenzangst«).
Statusängste haben weitreichende Folgen. Für den Einzelnen bedeuten 
sie eine Beeinträchtigung der Lebensqualität. Ob die Bedürfnispyramide von 
Maslow (1943), die Triade von Haben, Lieben und Sein nach Allardt (1993) oder 
die Basisgüter des guten Lebens nach Skidelsky und Skidelsky (2014): Alle 
gängigen Ansätze berücksichtigen Aspekte der sozialen Wertschätzung als 
einen unverzichtbaren Baustein des Wohlergehens. Tatsächlich beeinträchti-
gen Inferioritätsgefühle die Lebenszufriedenheit (Delhey/Steckermeier 2016) 
ebenso wie die psychische Gesundheit (Layte 2012). Für Gesellschaften wer-
den Statusängste mit dem Ausmaß sozialer und gesundheitlicher Probleme 
in Verbindung gebracht, so in der bereits erwähnten Spirit-Level-Theorie, 
auf die wir gleich noch ausführlicher eingehen. Schließlich problematisie-
ren Sozialphilosophen Statusängste als Indiz dafür, dass die Verteilungs-
ungleichheit zu groß und das für Demokratien fundamentale Prinzip der 
sozialen Gleichheit gefährdet ist (Miller 1999). Individuen wie Gesellschaf-
ten profitieren also davon, wenn Statusängste auf einem niedrigen Niveau 
bleiben.
Statusängste entwickeln sich in sozialen Wechselwirkungen zwischen 
Personen und Gruppen: Entweder über soziale Vergleiche, bei denen man 
schlecht abschneidet – Veblens »neidvoller Vergleich« (Veblen 1989: 106) –, 
oder in konkreten Interaktionssituationen, in denen man sich herab-
gesetzt fühlt (vgl. Abbildung  1; siehe auch Delhey et al. 2017). Bei beiden 
Entstehungspfaden spielen individuelle Merkmale, insbesondere solche 
des sozialen Rangs (sog. Statusmarker), eine entscheidende Rolle. Wer zum 
Beispiel nur ein geringes Einkommen hat, wird sich eher um Inferiorität 
sorgen als ein Durchschnittsverdiener, weil soziale Vergleiche und Inter-
aktionen das Einkommensdefizit immer wieder vor Augen führen. Al-
lerdings sind auch Menschen mit hoher Rangposition nicht gänzlich vor 
Statussorgen gefeit: »Der neiderfüllte Vergleich kann für den Einzelnen 
nie so günstig ausfallen, daß er nicht immer noch den Wunsch nach einer 
höheren Stellung und noch größerem Ansehen verspüren würde« (Veblen 
1989: 48).
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Abbildung 1: Konzeptuelle Überlegungen zur Entstehung 
von Statusängsten
Die sozialen Wechselwirkungen sind in den weiteren gesellschaftlichen 
Kontext eingebettet, der zweiten Ebene des Modells. Hier gehen wir davon 
aus, dass es in jeder Gesellschaft kollektiv verbindliche Verhaltensmuster 
gibt, wie Menschen unterschiedlicher Klassen und Schichten typischerwei-
se miteinander umgehen und wie scharf der Statuswettbewerb ausgetragen 
wird. Dieser typische kollektive Umgangsstil kann eher egalitär oder eher 
inegalitär sein. Gesellschaften mit einem egalitären kollektiven Stil sollten 
ein Umfeld sein, in dem in sozialen Wechselwirkungen nur wenige Status-
ängste »produziert« werden, weil diese Gesellschaften weniger kompetitiv 
sind und der Rang im Alltag weniger zählt. Für Gesellschaften mit einem 
inegalitären Stil sollte das Gegenteil zutreffen  – starke Statusängste. Der 
kollektive Umgangsstil wiederum wird durch grundlegende Merkmale einer 
Gesellschaft geformt, also durch die Sozialstruktur (z. B. die Einkommens-
verteilung), politisch-ökonomische Institutionen (z. B. den Wohlfahrtsstaat) 
und die Kultur (z. B. das Werteklima). Da diese gesellschaftlichen Merkmale 
räumlich und zeitlich variant sind, sind auch die kollektiven Stile prinzipiell 
veränderlich, auch wenn Sie ein gewisses Beharrungsvermögen aufweisen 
dürften. Das hier nur knapp umrissene Modell ist daher in der Lage, Status-
angstunterschiede innerhalb und zwischen Gesellschaften ebenso zu erklären 
wie Veränderungen über die Zeit.
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3. Relevante theoretische Bezüge
Die Spirit-Level-Theorie
Statussorgen spielen, wie bereits erwähnt, eine wichtige Rolle in der Spi-
rit-Level-Theorie (Wilkinson/Pickett 2016). In ihrer Reichweite bewusst auf 
die wohlhabenden Gesellschaften beschränkt, versucht diese vergleichende 
Makrotheorie das unterschiedliche Ausmaß gesundheitlicher und sozialer 
Probleme wie Kriminalität, Teenagerschwangerschaften oder Säuglings-
sterblichkeit im Ländervergleich zu erklären. Der zentrale Faktor wird in 
der ökonomischen Ungleichheit einer Gesellschaft gesehen, die den Men-
schen psychologisch zusetzt und den Kitt des sozialen Zusammenhalts zer-
setzt. Statusängste nehmen dabei die Rolle des psychosozialen Mechanismus 
zwischen Ungleichheit und sozialer Problemlast ein. Die durch Ungleich-
heit geschürten Statusängste unterminieren als dauerhafter Stressor die 
Gesundheit der Menschen und verleiten sie zu einem Verhalten, mit dem 
diese sich selbst und anderen Schaden zufügen. Die Lösung liege daher in 
einer ökonomischen Umverteilung, die den Druck des Statuswettbewerbs 
verringert. Eine weitere Erhöhung des materiellen Wohlstands könne dies 
nicht leisten, wofür Wilkinson und Pickett den abnehmenden Grenznutzen 
von Einkommen ins Feld führen: Unterhalb einer  – nicht näher bestimm-
ten – Reichtumsschwelle sei Wohlstand funktional und problemsenkend, ab 
dieser Schwelle nicht mehr. Sie gehen aber nicht so weit, im Wohlstand eine 
Ursache für gesundheitliche und soziale Probleme zu sehen, wie andere Au-
tor*innen dies tun (von Aff luenza spricht z. B. James 2008).
Für unser Thema, die Statusängste, gibt die Spirit-Level-Theorie vor al-
lem klare Erwartungen an die Hand, welche Verteilungsmuster zu erwar-
ten sind. Innerhalb von Gesellschaften prognostiziert sie, dass Statusängs-
te umso stärker sind, je weiter man nach unten in der gesellschaftlichen 
Hierarchie geht – man spricht hier von einem negativen sozialen Gradienten. 
Umgekehrt gilt: »Ein hoher sozialer Status wird meist assoziiert mit Über-
legenheit, Kompetenz und Erfolg. […] Welche Kriterien man auch zugrunde 
legt – ob Vermögen, Ausbildung, beruf liche Position, Wohnort, Ferienziele 
oder andere Zeichen des Erfolgs –, im sozialen Vergleich steht man immer 
besser da.« (Wilkinson/Pickett 2016: 55) Dabei legen die Autor*innen der 
Spirit-Level Theorie nicht fest, welche Statusmarker am wichtigsten sind.
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Zwischen Gesellschaften sagt die Theorie voraus, dass Statusängste im 
Durchschnitt der Bevölkerung umso verbreiteter sind, je weiter die Schere 
zwischen Reich und Arm auseinander geht. Mehr Ungleichheit schürt nach 
Wilkinson und Pickett aus zwei Gründen Statusängste: So ist der individu-
elle Status in ungleichen Gesellschaften von größerer Bedeutung für das 
Selbstwertgefühl und für die Einschätzung der Mitmenschen; zugleich sind 
die Unterschiede zwischen den Gesellschaftsmitgliedern größer, sodass so-
zialer Aufstieg seltener gelingt und ein Abstieg gravierend wäre.
Während nur wenige Autor*innen diese Argumentation grundlegend 
ablehnen (z. B. Snowdon 2010), bemängeln andere das eindimensionale Ver-
ständnis von sozialer Schichtung, das Einkommen mit Status gleichsetze. 
Letzterer sei vielschichtig und erwachse ebenso aus Beruf, Lebensstil und 
sozialem Kapital (Goldthorpe 2010). Kritisiert wird weiterhin der enge Fokus 
auf die Einkommensverteilung als entscheidendes Kontextmerkmal, was an-
dere Charakteristika der Sozialstruktur wie z. B. den Klassencharakter einer 
Gesellschaft vernachlässigt. Angelehnt an die Distinktionstheorie Bourdie-
us haben Delhey, Schneickert und Steckermeier (2017) gezeigt, dass Status-
ängste dort stärker sind, wo die Klassenunterschiede im kulturellen Lebens-
stil besonders ausgeprägt sind. Schließlich scheint auch das Ausblenden 
kultureller Muster einer Gesellschaft, d. h. ihre dominanten Werte und Nor-
men, eine theoretische Leerstelle im Buch von Wilkinson und Pickett zu sein.
Zur Entwicklung der Statusängste über die Zeit macht die Spirit-Level-
Theorie keine explizite Aussage, allerdings lässt sich aus ihr ableiten, dass 
ein Anstieg vor allem dann zu erwarten ist, wenn die ökonomische Ungleich-
heit anwächst. Bekanntermaßen hat sich in Deutschland die Einkommens-
verteilung, wie in anderen OECD-Ländern auch, seit den 1990er Jahren zu 
Ungunsten der unteren Schichten verschoben (OECD 2011). Der Gini-Ko-
effizient der verfügbaren Haushaltseinkommen stieg in Deutschland von 
24,5 im Jahr 1991 auf 29,0 im Jahr 2013. Der Löwenanteil des Anstiegs fiel 
dabei in den Zeitraum zwischen 1999 und 2005. Anschließend ist die Un-
gleichheit wieder leicht gesunken, um seit 2009 wieder stärker anzusteigen 
(Grabka/Goebel 2017). Die Arbeitseinkommen sind in Deutschland seit Mitte 
der 1990er Jahre kontinuierlich ungleicher geworden, wobei der Anstieg von 
1995 bis 2005 stärker ausfiel als zwischen 2005 und 2014. Die unteren bei-
den Dezile sind dabei nicht nur relativ zu den anderen Einkommensgruppen 
besonders stark zurückgefallen, sondern mussten, auch absolut betrachtet, 
Einkommenseinbußen hinnehmen (Stein 2017).
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Aktuelle Gesellschaftsdiagnosen
Ein zweiter theoretischer Bezugspunkt sind neuere Gesellschaftsdiagno-
sen, die davon ausgehen, dass die Menschen heute in besonderem Maße von 
Ängsten geplagt werden. Explizit oder implizit sprechen diese Diagnosen 
auch Statusängste an. Wir beziehen uns auf die Werke dreier Zeittheore-
tiker, die für unseren Untersuchungsgegenstand besonders relevant sind: 
Die »Gesellschaft der Angst« (Bude 2014), die »Abstiegsgesellschaft« (Nacht-
wey 2016) und die »Erfolgskultur der Marktgesellschaft« (Neckel 2008). Aus 
Platzgründen gehen wir nicht auf vergleichbare englischsprachige Diagno-
sen ein, die meist mit Blick auf die britische oder US-amerikanische Gesell-
schaft verfasst wurden (exemplarisch: De Botton 2004; James 2008).
Die am deutlichsten formulierte Erwartung wachsender Statusängste 
findet man in der »Gesellschaft der Angst«. Bude geht davon aus, dass alle 
Arten von Ängsten heute weiter verbreitet seien und das Leben der Menschen 
bestimmten – folglich auch soziale Ängste wie Statusängste. Dies liege zum 
einen an Prozessen der Individualisierung, die das Leben unsicherer gemacht 
haben; zum anderen führt Bude unter Rückgriff auf Riesmans »Einsame 
Masse« den Wandel hin zu einem außengeleiteten Charaktertypus ins Feld, 
der sich in Ermangelung eines inneren Wertekompass weitgehend nach der 
Meinung der Mitmenschen richte und von deren positiven Signalen beson-
ders abhängig sei:
»Die Vorstellung, was die anderen von einem denken und was sie denken, 
was man von ihnen denkt, wird so zu einer Quelle von sozialer Angst. Es ist 
nicht die objektive Lage, die die einzelne Person belastet und kaputt macht, 
sondern das Empfinden, im Vergleich mit signifikanten Anderen den Kürze-
ren zu ziehen. Dem außengeleiteten Charakter fehlen die inneren Reserven, 
die ihn relativ immun gegenüber absurden Vergleichen und wahnwitzigen 
Verführungen machen könnten. Hinter dem ungezügelten Neid verbirgt sich 
die tiefe Angst, nicht mithalten zu können, außen vor zu bleiben und allein 
als der Düpierte übrig zu bleiben.« (Bude 2014: 27)
Diese Furcht mag durch die neue digitale Bewertungsinfrastruktur des 
»metrischen Wir« (Mau 2017) weiter befeuert werden, in der wir unsere pri-
vate wie beruf liche Popularität in »Likes«, »Ratings« oder »Klicks« aufs Ge-
naueste beziffert bekommen.
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Sozialstrukturelle Veränderungen stehen bei Nachtweys Diagnose im Vor-
dergrund, nach der die westlichen Industrieländer zu »Gesellschaften des 
Abstiegs, der Prekarität und Polarisierung« (Nachtwey 2016: 224) geworden 
sind. Durch wachsende Ungleichheiten und Erschütterungen der Arbeitsver-
hältnisse habe sich die soziale Moderne in eine »regressive Moderne« verwan-
delt, die hinter das frühere Niveau sozialer Integration, relativer Gleichheit 
und sozialer Bürgerrechte zurückfalle – und das paradoxerweise bei einem 
insgesamt wachsenden Wohlstand. Während eine abgeschottete Ober-
schicht ihre Privilegien steigere, fahre inzwischen die Mehrheit der Bevöl-
kerung auf der »sozialen Rolltreppe« nach unten, einer ungewissen Zukunft 
entgegen. Dies führe zu einer neuen lebensweltlichen Relevanz sozialer Un-
gleichheit und zu verschärften Verteilungskonf likten, die in Statuskämpfen 
um Anrechte auf Wohlstand und in kulturellen Distinktionskämpfen ihren 
Ausdruck finden. Dies führe zunächst einmal zu wachsender Angst vor dem 
sozialen Abstieg, aber nicht nur das: Während in der Mittelschicht heutzu-
tage die gesamte Lebensführung dem Projekt des Statuserhalts diene, sei 
gerade für die Arbeiterschaft und das Dienstleistungsprekariat keine positi-
ve Statusdefinition mehr möglich. Die Lohnarbeiter*innen von heute fühlen 
sich »ausgegrenzt, deklassiert, diskriminiert  – und hoffnungslos« (Nacht-
wey 2016: 169). Mit anderen Worten: die regressive Moderne müsste auch 
Statusängste schüren, insbesondere bei den Gruppen, die schon auf der »so-
zialen Rolltreppe« nach unten fahren. Weil viele Menschen Geringschätzung 
erfahren, zielt nach Nachtwey ihr Auf begehren auf die Rückgewinnung von 
Anerkennung und Würde.
Neckel (2008) rückt institutionelle und kulturelle Veränderungen in Rich-
tung einer »Erfolgskultur der Marktgesellschaft« in den Mittelpunkt. Weil 
in der durchkommodifizierten Marktgesellschaft Leistung in Erfolg umge-
deutet wurde, werde die Gesellschaft insgesamt kompetitiver und zugleich 
auf materiellen Erfolg fixiert. Hiernach wird Geld, Besitz und sichtbarer 
Konsum zum dominanten Gradmesser für Anerkennung, während Bildung 
und Beruf an Bedeutung verlieren. Das kulturelle Äquivalent dieses institu-
tionellen Wandels sei die sich im öffentlichen Diskurs ausbreitende Gewin-
ner-Verlierer-Semantik, die für die weniger Erfolgreichen (nach der neuen 
Semantik: die Verlierer) kaum noch Ansatzpunkte für ein gesundes Selbst-
wertgefühl biete:
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»Derartige Phänomene einer Verwilderung gesellschaf tlicher Konkurrenz 
zeigen die Risiken von Gewinner/Verlierer-Konstellationen auf. Während 
die Gewinner ökonomisch, sozialräumlich und symbolisch mittlerweile eine 
Parallelgesellschaf t bilden, endet für Verlierer die Zugehörigkeit beim per-
sönlichen Misserfolg, der ebenso individuell zu verantworten wie sozial aus-
schließend ist.« (Neckel 2008: 174)
Das Resultat sei ein kollektiver Wandel der sozialen Selbsteinschätzung in 
Richtung Resignation, Exklusionsempfinden und Unterschichtzugehörigkeit.
Zusammenfassend ist es also eine Gemengelage aus sozialstrukturellen, 
institutionellen und kulturellen Veränderungen, die vermuten lässt, dass 
Statusängste in Deutschland und anderen westlichen Gesellschaften heut-
zutage nicht nur weit, sondern auch weiter verbreitet sind als früher – eben 
weil sich der kollektive Stil der Gesellschaft in Richtung des inegalitären Pols 
verschoben hat. Ein Indiz dafür wird in der aufwändigeren »Statusarbeit« 
vor allem der Mittelschichten gesehen (Schimank et al. 2014). Da es bislang 
keine Trenduntersuchungen zu Statusängsten gibt, stellen diese und ähn-
liche Diagnosen eher Erwartungen über die Befindlichkeit der Menschen 
dar denn gesicherte Erkenntnisse. Träfen sie zu, würde das zugleich älteren 
Gegenwartsdiagnosen, wie der der Erlebnisgesellschaft (Schulze 1992), wi-
dersprechen, nach der soziale Ungleichheit subjektiv an Bedeutung verloren 
hat und sich die Menschen um ihr »Projekt des schönes Lebens« kümmern – 
innenorientiert, und deshalb weitgehend unberührt davon, was die Leute 
über sie denken.
Kriterien für die Diagnose einer (Status-)Angstgesellschaft
Wie gerade gezeigt, laufen aktuelle Gegenwartsdiagnosen darauf hinaus, 
die Befindlichkeitslage in Deutschland als die einer zunehmend ungleichheits-
sensitiven Angstgesellschaf t zu beschreiben. Anhand welcher Kriterien ließe 
sich nun eine solche Diagnose am Beispiel der Statusängste empirisch über-
prüfen? Vier Kriterien drängen sich unserer Meinung nach auf.
Erstens: Die Menschen in Deutschland müssten heutzutage stark von Sta-
tusängsten geplagt sein. Weil es bei nur einer betrachteten Gesellschaft na-
turgemäß schwer zu entscheiden ist, ob ein bestimmtes Angstniveau »hoch« 
oder »niedrig« ist, ist es sinnvoll, Deutschland mit anderen Ländern zu ver-
gleichen. Dies ermöglicht es auch, die gesellschaftlichen Bestimmungsfak-
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toren von Statusängsten vor dem Hintergrund der Spirit-Level-Theorie zu 
beleuchten und zu klären, ob auch andere Merkmale als die Einkommens-
verteilung relevant sind.
Zweitens: Statusängste müssten in Deutschland über die Zeit angewach-
sen sein, als Reaktion auf die oben beschriebenen (negativen) Entwicklungen 
sozialstruktureller, institutioneller und kultureller Art.
Drittens: Ein weiteres Kriterium ergibt sich aus dem Postulat der Spirit-
Level-Theorie, demzufolge Statusängste einen sozialen Gradienten haben. 
Da das Lebensarrangement – so die Diagnosen – vor allem für die untere 
Hälfte der Bevölkerung fragiler geworden ist, insbesondere für die exklu-
sionsbedrohten Verlierer der »regressiven Modernisierung« (Nachtwey 2016), 
sollten die sozialen Gradienten der Statusangst in Deutschland tendenziell 
steiler geworden sein – gerade bei den Statusmarkern, die unmittelbar den 
»Markterfolg« abbilden.
Viertens: Mit Blick auf die Auswirkungen sollten Statusängste, ganz all-
gemein gesprochen, folgenreicher geworden sein, auch für den Befindlich-
keitshaushalt der Menschen und ihr soziales Bewusstsein. Dies wollen wir 
beispielhaft anhand der Lebenszufriedenheit und des Institutionenvertrau-
ens überprüfen. Es wäre also zu erwarten, dass Statusängste einen wach-
senden Einf luss darauf haben, wie die Menschen in Deutschland ihr Leben 
insgesamt (Lebenszufriedenheit) und das Gesellschaftssystem (Institutio-
nenvertrauen) einschätzen.
4. Daten und Methoden
Als Datengrundlage unserer Analysen dienen die jüngsten drei Wellen des 
European Quality of Life Survey (EQLS) aus den Jahren 2007, 2011 und 2016. 
Im ersten Teil der Auswertungen betrachten wir Deutschland im Vergleich 
zu den anderen 27 EU-Staaten (inklusive Großbritannien). Beim Vergleich 
der drei Wellen greifen wir auf eine Stichprobe von 95.116 Proband*innen 
zurück, während die Analysen für 2016 auf 29.970 Befragten beruhen. Im 
zweiten Teil der Auswertungen fokussieren wir auf Deutschland, sodass wir 
dann mit einer Unterstichprobe von 6.021 Personen im Zeitvergleich und 
1.553 Personen im Querschnitt 2016 rechnen. Alle Analysen sind gewichtet.
Der EQLS bietet uns zwei Items zur Operationalisierung von Statusängs-
ten, die in vorangegangener Forschung bereits einzeln oder gemeinsam ver-
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wendet wurden (Delhey/Dragolov 2014; Delhey et al. 2017; Layte 2012).3 Die 
Items fragen ab, wie stark die Probanden den folgenden Aussagen auf einer 
5er-Skala jeweils zustimmten: »Einige Leute sehen wegen meiner Arbeit oder 
meines Einkommens auf mich herab« und »Ich habe das Gefühl, dass die 
Leute in meiner Umgebung den Wert meiner Tätigkeiten nicht anerkennen«.
Beide Aussagen erfassen ein subjektives Gefühl mangelnder Wertschät-
zung durch die Mitmenschen und eignen sich daher hervorragend zur Mes-
sung von Statusängsten, wie wir sie oben definiert haben. Das erste Item 
nimmt ausdrücklich Bezug auf empfundene Abwertungserfahrungen auf-
grund zweier zentraler Statusmarker, Einkommen und Beruf. Deren expli-
zite Nennung mag Vor- und Nachteile haben. Ein Nachteil mag die gewisse 
Fokussierung auf den Erwerbsaspekt sein, insbesondere für die Betrachtung 
von gesellschaftlichen Gruppen, die nicht (mehr) am Erwerbsleben teilhaben, 
wie Studierende oder Rentner*innen;4 weiterhin werden Abwertungserfah-
rungen aufgrund anderer Statusmarker ausgeschlossen. Andererseits ver-
mindert die Spezifikation den Spielraum für Interpretation, was vorteilhaft 
für die Vergleichbarkeit ist. Zudem stellen Einkommen und Beruf Status-
marker dar, die sowohl für das Selbstwertgefühl als auch die soziale Hierar-
chisierung hochrelevant sind (Wilkinson/Pickett 2016: 58 und 55). Das zweite 
Item zielt auf einen Mangel an Anerkennung, der sich auf jedwede Tätig-
keit beziehen kann, die eine Person für sich als schätzenswert erachtet. Mit 
seiner größeren inhaltlichen Offenheit erfasst dieses Item das allgemeine 
menschliche Bedürfnis, als eine wertvolle und fähige Person geschätzt zu 
werden (Wilkinson/Pickett 2016: 58 und 242).
Über die theoretische Passung hinaus besteht auch ein hinreichender 
empirischer Zusammenhang zwischen den Statusängste-Items. Auf EU-Ebe-
ne korrelieren die Items moderat miteinander (rs = 0,49***).5 In Deutschland-
Gesamt (rs = 0,59***) sowie in den beiden Landesteilen West- (rs = 0,57***) und 
Ostdeutschland (rs = 0,67***) korrelieren sie sogar noch stärker. Zur Opera-
tionalisierung der Statusängste verwenden wir daher den ungewichteten 
Mittelwert zwischen den beiden Variablen. Der so gebildete Index reicht 
von 0 (»keine Statusängste«) bis 4 (»starke Statusängste«).
3  Bisweilen unter verschiedenen Labels.
4  Letztere können bei der Beantwortung dieses Items auf ihren früheren Beruf Bezug neh-
men.
5  Die Asteriske geben die Irrtumswahrscheinlichkeit wie folgt an: *** p<.001; ** p<.01; * p<.05.
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5. Ergebnisse
Die Statusängste der Deutschen im EU- und Zeitvergleich
Wie verbreitet sind Statusängste aktuell in Deutschland und in anderen Län-
dern der Europäischen Union? Mit einem Durchschnittswert von 1,2 auf der 
Skala von 0 bis 4 sind Statusängste 2016 in der EU eher gering verbreitet. Mit 
anderen Worten: Die Statusängste liegen EU-weit bei 30 Prozent des Skalen-
maximums. Wie aus Abbildung 2 ersichtlich, sind Bulgarien, Rumänien und 
Zypern mit Werten über 1,5 am stärksten betroffen. Die niedrigsten Werte 
finden sich in Schweden, Österreich und Dänemark mit Werten von je unter 
0,8. Deutschland reiht sich gemeinsam mit den letztgenannten Ländern so-
wie mit Finnland, den Niederlanden und Lettland mit einem Wert von 0,9 
(entsprechend 23 Prozent des Skalenmaximums) in die Ländergruppe mit 
niedrigen Statusängsten (kleiner als 1) ein.
Im zeitlichen Vergleich lässt sich für die EU insgesamt weder ein klarer 
Aufwärts- noch ein Abwärtstrend erkennen. Das Niveau der Statusängste 
stieg von 1,2 im Jahr 2007 geringfügig auf 1,3 im Jahr 2011 (möglicherweise 
eine Auswirkung der Wirtschafts- und Finanzkrise bzw. Eurokrise) und fiel 
dann wieder auf 1,2 im Jahr 2016. Eine Entwicklung ist erkennbar: Der West-
Ost-Unterschied in der EU ist von einem Viertel-Skalenpunkt (2007) auf einen 
Achtel-Skalenpunkt (2016) geschrumpft. Diese Angleichung geht hauptsäch-
lich auf eine Verbesserung in den osteuropäischen Ländern zurück, in denen 
die Menschen weniger Statusängste verspüren als noch vor zehn Jahren.
In Deutschland verhält sich der zeitliche Trend fast gegensätzlich zur 
allgemeinen Entwicklung in der EU: Von 2007 zu 2011 haben Statusängste 
in Deutschland spürbar abgenommen und danach leicht (wenn auch nicht si-
gnifikant) wieder zugenommen, sodass die Statusängste seit 2011 auf einem 
niedrigen Wert von ca. 0,9 stagnieren. Genau wie in der EU insgesamt geht 
ein Großteil der positiven Entwicklung auf die deutliche Verbesserung der Be-
findlichkeit in Ostdeutschland zurück, die zu einer Angleichung des Status-
angstniveaus in beiden Bevölkerungsteilen im Jahr 2016 geführt hat. Lagen zu 
Beginn des Untersuchungszeitraums noch neun Rangplätze zwischen West- 
und Ostdeutschland, sind beide Landesteile nun gleichauf (siehe Abbildung 2). 
Diese in Deutschland erfreuliche Entwicklung der Statusängste – entgegen 
den zeitdiagnostischen Prognosen  – könnte v. a. auf die stabile wirtschaft-
liche Lage und die wachsende Beschäftigung zurückzuführen sein. Im EU-














































































































































































































































































































































































































































Abbildung 2: Statusängste in Europa – Deutschland im Vergleich
EQLS 2007–2016, Europa, N = 30.064 (2007), N = 35.082 (2011), N = 29.970 (2016), gewichtet; 
eigene Berechnungen.
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Vergleich nimmt Deutschland also eine Position knapp hinter der nordischen 
Spitzengruppe ein. Im Zeitvergleich sind die Statusängste in Deutschland 
eher gesunken als gestiegen, vor allem in den neuen Bundesländern, sodass 
die Ost-West-Lücke in Deutschland seit 2016 vollständig geschlossen ist.
Gesellschaftliche Entstehungsbedingungen von Statusängsten
In der Wohlstandsgesellschaft, so die Ungleichheitshypothese der Spirit-Le-
vel-Theorie, können die Lebensbedingungen der Menschen nicht durch noch 
mehr Wohlstand verbessert werden, sondern nur durch dessen gleichmäßi-
gere Verteilung. In empirischen Analysen wird zur Untersuchung des Zusam-
menhangs zwischen sozialer Ungleichheit und Statusängsten aus Gründen 
der Datenverfügbarkeit und der Vergleichbarkeit in der Regel die Einkom-
mensungleichheit herangezogen. Dieser Konvention folgen auch wir. Wie 
in Abbildung 3 für die 28 EU-Länder gezeigt, sind Statusängste in Ländern 
mit hoher Einkommensungleichheit tatsächlich stärker verbreitet (rs = 0,40*). 
Dieser Effekt zeigt sich nicht nur auf Länderebene, sondern konnte auch in 
Mehrebenenmodellen für individuelle Statusängste in Europa bestätigt wer-
den (Delhey/Dragolov 2014; Delhey et al. 2017; Whelan/Layte 2014).
Abbildung 3: Einkommensungleichheit und Statusängste in Europa
EQLS 2016, gewichtete Mittelwerte der Statusängste pro Land; eigene Berechnungen; Gini-
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Die Annahme, Wohlstand könne für reiche Gesellschaften keinen Beitrag zur 
Senkung der Statusängste (mehr) leisten, ist hingegen nicht haltbar. Neue-
re Untersuchungen finden für Europa ein wiederkehrendes Muster: Je rei-
cher eine Gesellschaft ist, desto geringer sind auch die Statusängste. Dies 
belegen sowohl ökologische Korrelationen auf Länderebene (Steckermeier/
Delhey 2018) als auch Mehrebenenanalysen (Delhey et al. 2017; Whelan/
Layte 2014). Abbildung 4 zeigt den negativen Zusammenhang zwischen dem 
Wohlstandsniveau und den durchschnittlichen Statusängsten für die 28 EU-
Staaten (rs = -0,40*).
Abbildung 4: Wohlstand und Statusängste in Europa
EQLS 2016, gewichtete Mittelwerte der Statusängste pro Land; eigene Berechnungen; 
Eurostat: BIP pro Kopf in KKS (logarithmiert).
Weniger Beachtung als ökonomische Einf lüsse haben in der Forschung bis-
lang kulturelle Faktoren gefunden. So hat Goldthorpe (2010: 737 f.) auf die 
Bedeutung dominanter gesellschaftlicher Werte verwiesen, die erst zu einer 
Akzeptanz der Statusordnung und der damit einhergehenden Ungleichheit 
führen. Diese Idee aufgreifend haben Steckermeier und Delhey jüngst einen 
Vorschlag unterbreitet, Werteklimata auf einem Kontinuum von egalitär bis 
inegalitär zu verorten. Inegalitäre Werteklimata sind unter anderem solche, 
in denen es üblich ist, Armut durch persönliches Verschulden zu erklären, 
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gemacht werden. Empirisch treten Statusängste häufiger in Gesellschaften 
auf, die durch eine inegalitäre Kultur gekennzeichnet sind (Steckermeier/
Delhey 2018). Abbildung  5 illustriert dies am Beispiel der dominanten Ar-
mutszuschreibung: Der Pegel an Statusängsten ist in den Ländern deutlich 
höher, in denen die Ansicht verbreitet ist, dass Armut eine Folge von Faulheit 
und mangelnder Willensstärke ist (rs = 0,44*).
Abbildung 5: Armutszuschreibungen und Statusängste in Europa
EQLS 2016, gewichtete Mittelwerte der Statusängste pro Land; European Value Study 2008: 
Prozentualer Anteil der Menschen in einem Land, die als wichtigsten Grund für Armut und 
Not »Faulheit und mangelnde Willenskraf t« angeben; eigene Berechnungen.
Die Verteilung von Statusängsten innerhalb der deutschen Gesellschaft
Sind Statusängste ausschließlich ein Problem der unteren Schichten oder 
lassen sie sich auch in der Mitte der Gesellschaft finden? Generell wird ange-
nommen, dass Statusängste mit jeder Sprosse der sozialen Leiter nach oben 
hin abnehmen. Da Status nicht allein durch das Verfügen über Ressourcen 
erworben wird, sondern diese Verfügungsmacht auch nach außen gezeigt 
und von anderen anerkannt werden muss, ist es plausibel, dass diejenigen 
Zeichen von Erfolg besonders vor Statusängsten schützen, die zur Schau ge-
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Abbildung 6: Durchschnittliche Statusängste nach Gruppenzugehörigkeit 
(vertikale Parameter)
Daten: EQLS 2016, Deutschland, N = 1.553, gewichtet; eigene Berechnungen.
Empirisch zeigt sich, dass Statusängste in allen sozialen Schichten auftreten, 
zugleich aber, wie angenommen, nach unten hin zunehmen. Abbildung  6 
zeigt anhand der Statusmarker Bildung, Beruf, Erwerbstätigkeit, Einkom-
men und Wohneigentum die durchschnittlichen Statusängste für verschie-
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vertikalen Parameter ein geradezu idealtypisches Treppenmuster: Je höher 
der Status, desto geringer sind die Statusängste. Einzig beim Einkommen 
weicht die bestsituierte Gruppe von diesem Muster ab, denn die Gutverdie-
ner*innen des vierten Einkommensquartils empfinden geringfügig mehr 
Statusängste als die Menschen im dritten Quartil. Möglicherweise orientie-
ren sich erstere an einer besonders elitären Referenzgruppe, was ihr Inferio-
ritätsgefühl erhöhen könnte.
Neben vertikalen Rangunterschieden (»Ungleichheiten«) können auch 
Merkmale der horizontalen Differenzierung einen Beitrag zur Erklärung 
von Statusängsten leisten. Auf der einen Seite wird so berücksichtigt, dass 
sich horizontale Unterschiede oftmals in vertikale Ungleichheiten überset-
zen, wie z. B. beim Gender-Pay-Gap oder der Altersdiskriminierung. Auf der 
anderen Seite wird so einem umfassenderen Konzept von Status Rechnung 
getragen, das auch Aspekte der Lebensführung einbezieht.
In Abbildung  7 sind die durchschnittlichen Statusangstwerte nach ver-
schiedenen horizontalen Merkmalen dargestellt. Der Unterschied zwischen 
Männern und Frauen ist verschwindend gering. Relevanter als das Ge-
schlecht ist die Ethnizität: Migrant*innen der ersten Generation haben mehr 
Statusängste als die autochthone Bevölkerung, was auf Anerkennungsde-
fizite, möglicherweise auch Diskriminierungserfahrungen, verweist. Das 
Merkmal »Anzahl der Kinder im Haushalt« ergibt ein uneinheitliches Bild: 
Im Vergleich zu Personen in kinderlosen Haushalten haben diejenigen mit 
einem Kind höhere, diejenigen mit mehreren Kindern im Haushalt wiede-
rum niedrigere Statusängste.
Wie bereits im Zeitvergleich für Deutschland angedeutet, ist die regio-
nale Herkunft inzwischen bedeutungslos: Ostdeutsche und Westdeutsche 
unterscheiden sich nicht mehr in ihrem Statusangstniveau. Die Größe des 
Wohnorts macht hingegen einen Unterschied: In der Großstadt sind Sta-
tusängste am stärksten verbreitet, in der Kleinstadt am wenigsten. Dorfge-
meinschaften und ländliche Gebiete liegen ziemlich genau in der Mitte.
Hinsichtlich des Alters zeigt sich, ähnlich den vertikalen Statusmar-
kern, ein Muster kontinuierlich abgestufter Statusängste. Junge Menschen 
von 18 bis 34 Jahren leiden unter besonders starken Ängsten, die Gruppe 
der 35–64-Jährigen liegt ziemlich genau im gesamtdeutschen Durchschnitt 
und die Gruppe der über 64-Jährigen verspürt von allen Altersgruppen am 
wenigsten Ängste. Dieses Muster spiegelt die in Abbildung  6 dargestellte 
Verteilung der Statusängste über die Erwerbsgruppen: Studierende bzw. 
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Schüler*innen (aufgrund der geringen Fallzahl zusammengefasst mit den 
Hausfrauen/-männern) haben etwas höhere Statusängste als Berufstätige, 
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Abbildung 7: Durchschnittliche Statusängste nach Gruppenzugehörigkeit 
(horizontale Parameter)
Daten: EQLS 2016, Deutschland, N = 1.553, gewichtet; eigene Berechnungen.
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Der soziale Gradient der Statusängste im Zeitverlauf
Eine wichtige Frage ist nun, ob die sozialen Gradienten der Statusängste 
im Zeitverlauf steiler geworden sind. Dies legen sowohl die Diagnosen von 
Nachtwey und Neckel nahe: Wenn die Geringqualifizierten, prekär Beschäf-
tigten und Arbeitslosen ökonomisch zurückgefallen sind und mehr denn je 
als »Verlierer*innen« stigmatisiert werden, so müssten vor allem die verti-
kalen Statusmarker immer stärker anschlagen  – und in steileren sozialen 
Gradienten ihren Ausdruck finden.
Empirisch findet sich wenig Evidenz für eine Veränderung der sozialen 
Gradienten von Statusängsten. Fast alle Statusmarker haben sich in ihrer 
Effektstärke über die Zeit nicht oder nur geringfügig verändert. Das heißt 
nicht, dass sie Statusängste nicht beeinf lussen, sondern, dass der Status-
angst-Unterschied z. B. zwischen Befragten mit unterschiedlichem Einkom-
men in allen drei Erhebungsjahren mehr oder weniger gleich war. Bildlich 
gesprochen: Für alle drei Zeitpunkte ergibt sich das Bild einer ähnlich steilen 
Treppe. Einzig in Bezug auf den Bildungsabschluss und den Erwerbsstatus 
»Hausfrauen, Hausmänner und Studierende« haben sich Veränderungen er-
geben, allerdings in eine Richtung, die gegen eine Polarisierung der sozialen 
Befindlichkeit spricht: Die Effekte sind im Zeitverlauf in einem statistisch 
signifikanten Maße schwächer geworden, das Treppenmuster verläuft f la-
cher.
Abbildung  8 illustriert dies für den Statusmarker Bildung. Höhere Bil-
dung dämpft zwar weiterhin die Statusängste (deshalb ist der Effekt im ne-
gativen Skalenbereich abgetragen), aber weniger als 2007 und 2011. Anders 
ausgedrückt: Der Abstand im Statusangstniveau zwischen höher und nied-
riger Gebildeten ist über die Jahre kleiner geworden, möglicherweise ein Ef-
fekt der fortschreitenden Bildungsexpansion. Ähnlich verhält es sich beim 
Erwerbsstatus für die zusammengefasste Gruppe der Studierenden und 
Hausfrauen bzw. -männer. Während diese im Jahr 2007 im Vergleich zu den 
Erwerbstätigen noch deutlich geringere Statusängste aufwiesen, nimmt der 
Effekt über die Jahre so weit ab, dass unter Kontrolle anderer vertikaler und 
horizontaler Parameter im Jahr 2016 kein Unterschied mehr zur Vergleichs-
gruppe der Erwerbstätigen besteht.
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Die Folgen von Statusängsten im Zeitverlauf
Dass Statusängste für Individuum und Gesellschaft problematisch und 
damit folgenreich sind, ist inzwischen hinreichend belegt, sowohl für das 
subjektive Wohlbefinden (Delhey/Steckermeier 2016) als auch für objektive 
gesellschaftliche Probleme (Delhey/Steckermeier 2019). Wie in den vorigen 
Abschnitten gesehen, sind Statusängste in Deutschland in unserem Unter-
suchungszeitraum insgesamt etwas schwächer geworden, wobei ihr sozia-
ler Gradient (größten-)teils unverändert geblieben, teils abgef lacht ist. Das 
allein sagt jedoch noch nichts darüber aus, ob sich die Auswirkungen von 
Statusängsten verändert haben. Dies untersuchen wir genauer für das sub-
jektive Wohlbefinden als summarische Bewertung des eigenen Lebens und 



































Der soziale Gradient von Bildung
Abbildung 8: Der soziale Gradient von Bildung im Zeitverlauf
EQLS 2007–2016, kontrolliert für Geschlecht, Familienstand, Alter, Erwerbsstatus, Beruf, 
Einkommen, Herkunf t (Ost/West), Erhebungswelle; eigene Berechnungen.
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Abbildung 9: Der marginale Ef fekt von Statusängsten auf das subjektive 
Wohlbefinden im Zeitverlauf
Für alle drei Umfragezeitpunkte wirkt sich mangelnde Wertschätzung – we-
nig überraschend – negativ auf das subjektive Wohlbefinden aus. Je stärker 
die Ängste, desto weniger glücklich und zufrieden ist eine Person mit ihrem 
Leben insgesamt. Fällt diese negative Korrelation jedoch in den Jahren 2007 
und 2011 noch moderat aus (rs = -0,35***), schwächt sie sich 2016 deutlich ab 
(rs = -0,26***). Diese Effektabschwächung zeigt sich selbst dann noch, wenn 
auf andere individuelle Bestimmungsfaktoren der Lebenszufriedenheit 
kontrolliert wird. Der negative Einf luss, den Statusängste auf das allgemei-



























Deutschland (gesamt), N = 6.021
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EQLS 2007–2016, kontrolliert für Geschlecht, Familienstand, Bildung, Alter, Erwerbsstatus, 
Beruf, Einkommen, Herkunf t (Ost/West), Erhebungswelle. Subjektives Wohlbefinden wird 
gemessen als der Mittelwert zwischen Lebenszufriedenheit (»Alles in allem, wie zufrieden 
sind Sie heute mit Ihrem Leben?« 1 bedeutet »sehr unzufrieden« und 10 bedeutet »sehr 
zufrieden«) und Glücklich-Sein (»Alles in allem betrachtet, was würden Sie sagen, wie 
glücklich sind Sie?« 1 bedeutet »sehr unglücklich« und 10 bedeutet »sehr glücklich«); eigene 
Berechnungen.
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Abbildung 10: Der marginale Ef fekt von Statusängsten auf das 
Institutionenvertrauen im Zeitverlauf
Anders sieht es bei der Systembewertung aus. Zwar ist auch der Zusammen-
hang zwischen Statusängsten und Institutionenvertrauen negativ: Mit zu-
nehmenden Statusängsten schwindet das Vertrauen. Allerdings ist dieser 
Zusammenhang über die Umfrage-Wellen kontinuierlich stärker geworden 
(rs2007 = -0,15***; rs2011 = -0,20***; rs2016 = -0,23***). Abbildung  10 stellt die Ent-
wicklung des kontrollierten Effekts der Statusängste auf das Institutionen-
vertrauen grafisch dar. Wie die Menschen die politisch-rechtstaatlichen 
Institutionen in Deutschland bewerten, hängt also heute stärker als noch 
vor einigen Jahren davon ab, wie viele Statusängste sie haben. Zusammen-
fassend finden wir also: Statusängste haben an Relevanz für die Bewertung 





































Marginaler E�fekt von Statusängsten
Daten: EQLS 2007–2016, kontrolliert für Geschlecht, Familienstand, Bildung, 
Alter, Erwerbsstatus, Beruf, Einkommen, Herkunf t (Ost/West), Erhebungswelle. 
Institutionenvertrauen wird gemessen als das durchschnittliche Vertrauen in Parlament, 
Regierung, Justiz und Polizei auf einer 10er-Skala von 1 »überhaupt nicht vertrauen« bis 10 
»voll und ganz vertrauen«; eigene Berechnungen.
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6. Diskussion und Ausblick
Mit kritischem Blick auf die gegenwärtig zunehmend düsteren Gesellschafts-
diagnosen hat sich unser Beitrag zum Ziel gesetzt, das Ausmaß der Status-
ängste in Deutschland und deren Entwicklung über den Zeitraum von 2007–
2016 zu untersuchen. Dafür haben wir zwei theoretische Anknüpfungspunkte 
gewählt: Zum einen die eher analytisch und gesellschaftsvergleichend aus-
gerichtete Spirit-Level-Theorie, die diesen Angsttypus in der sozialwissen-
schaftlichen Debatte populär gemacht hat und wichtige Impulse für das 
Nachdenken über Determinanten und Folgen von Statusängsten liefert; zum 
anderen aktuelle Gegenwartsdiagnosen, die die deutsche Gesellschaft – wie 
die Moderne insgesamt – als zunehmend kompetitiv, polarisiert und angst-
bestimmt beschreiben und die mehr oder weniger explizit davon ausgehen, 
Statusängste seien ein gravierendes und wachsendes Problem.
Mit Blick auf die Spirit-Level-Theorie lässt sich zunächst resümieren, 
dass sie sich in weiten Teilen bewährt hat: Statusängste haben den erwarteten 
sozialen Gradienten, für den vor allem vertikale Statusmarker verantwort-
lich sind. Dabei können wir für Deutschland präzisieren, dass vor allem die 
Marker Bildung, Beruf/Arbeit und Einkommen relevant sind. Die stärksten 
Statusängste haben diejenigen Gruppen, die aus der Arbeits- und Konsum-
gesellschaft ganz- oder teilweise herausfallen. Von den horizontalen Status-
markern ist z. B. der Migrationshintergrund ein wichtiger und in der bis-
herigen Diskussion vernachlässigter Faktor. Schließlich rufen, ebenfalls 
theoriekonform, große ökonomische Unterschiede zwischen Reich und Arm 
Statusängste hervor. In diesem Sinne gilt tatsächlich der Slogan von Wilkin-
son und Pickett: Gleichheit ist gut für alle – oder zumindest für viele.
Falsch liegt die Spirit-Level-Theorie allerdings mit ihrer gebetsmühlen-
haften Wiederholung des Slogans, (weiterer) Wohlstand habe keinen Einf luss 
mehr auf die gesellschaftliche Lebensqualität im Allgemeinen und die Ängste 
im Besonderen. Zumindest innerhalb Europas schneiden die reichsten Ge-
sellschaften systematisch besser ab. Schließlich erweist sich die Theorie hin-
sichtlich der gesellschaftlichen Bestimmungsfaktoren von Statusängsten 
nicht nur mit Blick auf Wohlstand als ergänzungsbedürf tig, sondern auch 
hinsichtlich kultureller Einf lussgrößen, wie z. B. eines egalitären/inegalitä-
ren Werteklimas. Dieser Umstand stützt die unserem Statusängste-Modell 
unterliegende Annahme, dass der typische kollektive Stil einer Gesellschaft, 
auf den Länderunterschiede im Statusangst-Pegel letztlich zurückzuführen 
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sind, nicht monokausal durch die Ungleichheit bestimmt wird, wie Wilkin-
son und Pickett annehmen, sondern multikausal. So kann die Kombination 
aus Wohlstand, einer noch moderaten Einkommensungleichheit und einer 
relativ egalitären Kultur als Erklärung für die gute Position Deutschlands im 
europäischen Ranking dienen.
Wir haben eingangs vier Kriterien aufgestellt, anhand derer die Diagno-
se der Angstgesellschaft in Hinblick auf wachsende Statusängste überprüft 
werden kann. Das erste Kriterium, die vergleichsweise weite Verbreitung, ist 
nicht erfüllt: Die Menschen in Deutschland verspüren im EU-Vergleich we-
nig Statusängste. Viel eher als die deutsche ließe sich z. B. die britische Ge-
sellschaft als Statusangstgesellschaft charakterisieren, wofür es auch nach-
vollziehbare Gründe gibt: Größere Unterschiede zwischen Arm und Reich, 
den liberalen und damit weniger statussichernden Wohlfahrtsstaat und die 
stärkere kulturelle Stigmatisierung von Armut und Misserfolg.
Das zweite, vielleicht zentrale Kriterium der Zunahme über die Zeit ist 
für Deutschland ebenfalls nicht erfüllt: Wir konnten vielmehr weitgehende 
Stabilität auf niedrigem Angstniveau im Westen und spürbar gesunkene 
Statusängste im Osten feststellen. Angesichts der proklamierten Wende zur 
deutschen »Abstiegsgesellschaft« ist dies ein bemerkenswerter Befund.
Das dritte Kriterium war das einer wachsenden Polarisierung zwischen 
Oben und Unten, insbesondere für vertikale Statusmarker. Entgegen land-
läufiger Erwartungen sind die entsprechenden Angstgradienten nicht stei-
ler geworden, im Falle der Bildung sogar f lacher. Aber auch ohne weitere 
Polarisierung bieten die bestehenden sozialen Gradienten der Statusangst 
natürlich genug Anlass, die Inklusionsfähigkeit der deutschen Gesellschaft 
zu hinterfragen.
Beim vierten Kriterium, der steigenden Relevanz von Statusängsten, ist 
die Bilanz gemischt: Während heute das subjektive Wohlbefinden insgesamt 
weniger von Statusängsten beeinf lusst ist als vor zehn Jahren, ist das Insti-
tutionenvertrauen enger gekoppelt als in der Vergangenheit. Aktuell ero-
diert Statusangst das Institutionenvertrauen stärker als dies 2011 oder 2007 
der Fall war. Möglicherweise deutet sich hier ein Wandel an, wie die Men-
schen Statusängste verarbeiten – weniger durch innere Selbstzweifel, mehr 
durch Umleitung der Frustration auf politisch Verantwortliche und das 
demokratische Gemeinwesen. Auf jeden Fall zeigt sich, dass Statusängste 
nicht nur das Wohlbefinden und das Ausmaß sozialer Probleme beeinf lus-
sen, sondern auch die Unterstützung der Demokratie.
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Alles in allem finden wir hinsichtlich der Statusängste kaum Belege, die 
für die populären Diagnosen einer kompetitiven Angstgesellschaft spre-
chen. Institutionell-systemisch mag die heutige deutsche Gesellschaft kom-
petitiver gestrickt sein und die Wohlfahrtsposition benachteiligter Grup-
pen fragiler – auf den von uns untersuchten Aspekt der Befindlichkeit der 
Menschen hat dies aber, wenn überhaupt, viel weniger abgefärbt, als die teils 
alarmierenden Gesellschaftsdiagnosen suggerieren. Dies schließt natürlich 
nicht aus, dass andere Arten von Sorgen ansteigen (vgl. den Beitrag von Lüb-
ke in diesem Band). Ein Warnzeichen ist der engere Nexus zwischen Status-
angst und dem Misstrauen in politisch-staatliche Institutionen. Hier deutet 
sich an, dass der Entfremdungsprozess von gesellschaftlichen Basisinstitu-
tionen und den sie tragenden Eliten auch mit Abwertungserfahrungen und 
-sorgen zu tun hat. Dies spricht dafür, die weitere Entwicklung von Status-
ängsten aufmerksam zu verfolgen.
Unsere Befunde zur Statusangst stehen zudem im Einklang mit anderen 
sozialen Indikatoren, die mit Statussorgen in Beziehung stehen. So sorgen 
sich im Untersuchungszeitraum unseres Beitrags immer weniger Menschen 
um ihre eigene wirtschaftliche Situation (vgl. Lübke in diesem Band) und 
ihren Arbeitsplatz (vgl. Lengfeld in diesem Band). Nach unseren Auswer-
tungen der subjektiven Schichteinstufung der Menschen in West- und Ost-
deutschland ist die Mittelschicht seit 2006 stetig angewachsen (ALLBUS 
2006–2016), ebenso ist die Lebenszufriedenheit insgesamt gestiegen (Priem/
Schupp 2014). Letztere hat sich besonders in den neuen Bundesländern ver-
bessert, die Bevölkerung Ostdeutschlands ist so zufrieden mit ihrem Leben 
wie noch nie seit der Wiedervereinigung. Auch wenn große Zufriedenheit 
mit dem Leben insgesamt das Vorhandensein von Ängsten und Sorgen kei-
nesfalls ausschließen muss (Glatzer 1992; Glatzer et al. 2015), spricht doch 
einiges dafür, dass die Diagnose einer Angstgesellschaft zumindest für Sta-
tus- und verwandte Sorgen übertrieben ist (vgl. auch Dehne 2017).
Mindestens zwei Einschränkungen sind zu beachten. Erstens ist unsere 
Operationalisierung von Statusängsten über subjektive Inferiorisierung si-
cherlich ein hochschwelliger Indikator. Wir können deshalb nicht ausschlie-
ßen, dass Symptome wie eine gewisse Statusnervosität oder ein Statusunbe-
hagen weiter verbreitet sind (vielleicht gerade auch in den Mittelschichten) 
und zugenommen haben. Zweitens ist unser Untersuchungszeitraum mit 
den Jahren 2007–2016 natürlich kürzer, als man ihn sich wünschen würde. 
Tatsächlich haben sich in der Dekade zwischen ca. 1995 und 2005 einige Indi-
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katoren des Wohlbefindens verschlechtert, so z. B. die Lebenszufriedenheit 
(Priem/Schupp 2014), die subjektive Schichteinstufung (eigene Berechnung, 
hier nicht gezeigt), die Angst vor Arbeitslosigkeit (Lengfeld/Hirschle 2009) 
und die Sorge um die eigene wirtschaftliche Situation (Dehne 2017: Abb. 25). 
Es könnte also in diesem Zeitraum durchaus einen Anstieg der Statusängste 
gegeben haben. Danach aber  – in unserem Untersuchungszeitraum  – ha-
ben sich diese Indikatoren tendenziell wieder verbessert (vgl. auch Lübke in 
diesem Band). Dies legt die Vermutung nahe, dass die populären Angstdia-
gnosen vorschnell waren, indem sie kurzfristige Verschlechterungen als ir-
reversible, längerfristige Trends gedeutet haben – ein bekanntes Risiko der 
Gegenwartsdiagnosen (Bogner 2015; Schimank 2007).
Zwei längere Zeitreihen, die bis in die 1980er Jahre zurückreichen, kön-
nen uns noch einmal dabei helfen, die derzeitige subjektive Wohlfahrtsposi-
tion der Menschen einzuordnen. Die Lebenszufriedenheit in Westdeutsch-
land hat das Niveau vor der Wiedervereinigung nach Durchlaufen einer 
längeren Durststrecke wieder erreicht (Priem/Schupp 2014). Bei der subjek-
tiven Schichteinstufung in Westdeutschland entspricht die heutige Vertei-
lung auf die subjektiven Schichten ziemlich exakt der Verteilung Ende der 
1980er Jahre – der optimistischen Dekade der Erlebnisgesellschaft und der 
Postmodernisierung. Vielleicht sollten wir deren Grundidee, nach der die 
Menschen ihr Projekt des schönen Lebens verfolgen, statt gnadenlos um Er-
folg und Status zu konkurrieren, nicht zu vorschnell ad acta legen. Müssten 
wir uns also zwischen den beiden Alternativen, die unser Titel nahelegt, ent-
scheiden, lautet unser Fazit: Da Statusängste in Deutschland kein wachsen-
des Problem sind, spricht viel für einen zeitdiagnostischen Mythos. Aber es 
gibt natürlich keine Garantie, dass das so bleibt.
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Unsichere Arbeit 
Sorgen und Ängste von Beschäftigten im Gastgewerbe 
nach Einführung des gesetzlichen Mindestlohns
Stefanie Herok, Ralf Himmelreicher und Dorina Spahn
1. Einleitung
Die Sorgen und Ängste von Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmern im Hotel- 
und Gaststättengewerbe in Berlin und Brandenburg stehen im Fokus dieser 
Untersuchung. Im Gastgewerbe sind überlange Arbeitszeiten und geringfü-
gige Beschäftigung weit verbreitet. Zudem kamen vor der Einführung des 
Mindestlohns im Jahr 2014 niedrig entlohnte Beschäftigungsverhältnisse 
mit Bruttostundenlöhnen unter 8,50 Euro häufig vor. Dieser Umstand stellt 
im Gastgewerbe eher die Regel als die Ausnahme dar (Mindestlohnkommis-
sion 2016: 43). Insbesondere bei den Beschäftigten mit niedrigen Löhnen 
sollte der im Januar 2015 in Kraft getretene gesetzliche Mindestlohn Lohn-
steigerungen auf 8,50 Euro und mehr bewirken. Seit 1. Januar 2017 liegt der 
Mindestlohn bei 8,84 Euro brutto pro Zeitstunde (Mindestlohnkommission 
2018: 43). Ein wesentliches Ziel des gesetzlichen Mindestlohns ist es, Arbeit-
nehmerinnen und Arbeitnehmer vor Dumpinglöhnen und Ausbeutung zu 
schützen. Dieses Schutzziel sollte einerseits mit der Einführung einer abso-
luten unteren Lohngrenze erreicht werden. Andererseits wurde im Vorfeld 
seiner Einführung vor Beschäftigungsverlusten insbesondere im unteren 
Lohnsegment gewarnt (Arni et al. 2014; Knabe et al. 2014). Um die Effekte 
der Einführung des Mindestlohns beurteilen zu können, werden Beschäf-
tigte im Gastgewerbe im Hinblick auf ihre subjektive Lage und ihre Sorgen 
und Ängste befragt.
Zur Untersuchung dieser Thematik haben wir ein qualitatives Forschungs-
design gewählt, um die Beschäftigten im Gastgewerbe als soziale Akteure 
verstehen zu können. Das bedeutet, sie werden als »[…] handelnde, eigensin-
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nige und ihr Leben mit Sinn erfüllende Subjekte« (Hürtgen/Voswinkel 2016: 
503) in ihrer sozialen Wirklichkeit betrachtet. Im vorliegenden Beitrag wer-
den zunächst im zweiten Abschnitt theoretische Vorüberlegungen dargelegt 
und darauf basierend drei Forschungsfragen abgeleitet. Der dritte Abschnitt 
skizziert in Form eines Branchenbildes die Besonderheiten von Beschäfti-
gungsverhältnissen im Gastgewerbe. Anschließend werden das qualitative 
Forschungsdesign und die benutzte Auswertungsmethode beschrieben. Der 
fünfte und zentrale Abschnitt stellt die empirischen Befunde zur subjekti-
ven Lage und zu den Sorgen und Ängsten der Beschäftigten im Gastgewebe 
dar. Abschließend werden die subjektiven Einschätzungen der Befragten 
zusammenfassend bewertet und sozial- und arbeitsmarktpolitische Hand-
lungsfelder adressiert.
2. Sozialstruktureller Hintergrund und Fragestellung
In einigen soziologischen Gegenwartsdiagnosen wird westlichen Gesell-
schaften eine Zunahme von Sorgen und Ängsten attestiert (Bauman 2006). 
Oftmals ist von sozialer Verunsicherung die Rede (Burzan 2014), und immer 
wieder fällt das Stichwort Angst (Betzelt/Bode 2017). Hingewiesen wur-
de darauf, dass gefühlte Unsicherheit nicht nur die untersten Zonen der 
Arbeitsgesellschaft betrifft, sondern durch alle Beschäftigungsbereiche hin-
durch diffundieren kann. Und selbst wenn mittlere Angstniveaus im Zeit-
verlauf abgenommen haben sollten (siehe hierzu den Beitrag von Lübke im 
vorliegenden Band), könnten sich Ängste und Sorgen bei bestimmten Grup-
pen von Erwerbstätigen, wie etwa bei Beschäftigten im Gastgewerbe, ver-
ändert haben.
In internationalen Studien ist häufiger von »German Angst«, »German 
Miracle« oder »German Wonder« die Rede. Mit »German Angst« wird eine 
besondere Sorge der deutschen Bevölkerung, vor allem in Hinblick auf Fra-
gen der finanziellen Absicherung, bezeichnet. Im europäischen Vergleich 
finden sich für besondere Ängste und Sorgen der Deutschen keine empiri-
sche Evidenz, weil Deutschland für die 1980er Jahre bis 2011 eines der nied-
rigsten durchschnittlichen Angstniveaus aufwies; zudem zeigt sich im ge-
nannten Zeitraum auch keine Zunahme von Angst (Dehne 2017). »German 
Wonder« oder »German Miracle« (Burda/Hunt 2011) zielen auf die objektive 
Lage auf dem Arbeitsmarkt in Deutschland, der sich im Vergleich zu den 
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größeren Nachbarstaaten nach der Wirtschafts- und Finanzkrise mit Blick 
auf die Beschäftigtenzahlen außerordentlich gut entwickelt hat.
Ein ganz besonderes Phänomen ist die Gleichzeitigkeit oder Duali-
tät von Miracle und Angst (Dörre 2018). Das bedeutet, dass mit einem im 
Durchschnitt stabilen Angstniveau höhere und steigende Angstniveaus bei 
bestimmten Bevölkerungsgruppen einhergehen können. Damit stellt sich 
die Frage: Treten Angst und Miracle gemeinsam bei bestimmten Personen 
auf, oder sind es verschiedene Personenkreise, die entweder vom Beschäf-
tigungsboom profitieren oder, falls nicht, von Ängsten und Sorgen geplagt 
werden? Zudem kann davon ausgegangen werden, dass allein schon die 
Möglichkeit, ins Prekariat abzurutschen – ganz im Sinne von disziplinieren-
den ›Sog-Effekten‹ (Ganßmann 1989) –, selbst dann Ängste auslösen kann, 
wenn die objektiven individuellen Risiken sehr gering sind. Solche Sog-Ef-
fekte erhöhen deutlich den Druck, etwa auf Arbeitslose, prekäre oder bad 
jobs anzunehmen  – vor allem dann, wenn Lohnersatzleistungen niedrig 
sind, ihr Bezug als entwürdigend wahrgenommen wird und/oder finanziel-
le Mittel der Angehörigen herangezogen werden müssen (Eichhorst/Marx 
2011). Castell macht zwischen den verschiedenen Zonen der Erwerbsarbeit 
ebenfalls Interaktionen aus, die er als »Diffusionseffekte« (Castell 2000: 357) 
bezeichnet. Diese Effekte verweisen darauf, dass die Beschäftigten sich in 
ihren jeweiligen Gruppen untereinander vergleichen und sich hinsichtlich 
ihrer Ängste und Sorgen sozusagen in einem (relativen) ›System miteinan-
der kommunizierender Röhren‹ befinden.
Auf die systemstabilisierende Wirkung einer Mobilisierung  – durch 
Sog- oder Diffusionseffekte – von Ängsten, die sich gleichsam am Arbeits-
markt aktivierend entfalten sollen, verweisen Lockwood (1964), Lessenich 
(2013) sowie Betzelt/Bode (2017). Ein eher konservatives Sozialstaatsver-
ständnis (Esping-Andersen 1990), wie es in Deutschland vorherrschend war, 
setzte stärker auf Momente der ›Sicherung der Beschäftigungsfähigkeit‹, 
›Armutsvermeidung‹ und ›Lebensstandardsicherung im Lebensverlauf‹ 
(Naegele 2010), die in vielerlei Hinsicht angstmäßigend wirken sollten. Im 
Unterschied dazu präferieren Liberalisierungsbestrebungen stärker mobi-
lisierende und aktivierende Momente, unter Inkaufnahme einer Zunahme 
von Ängsten und Sorgen.
Trotz einer steigenden Anzahl von Beschäftigten ist in Deutschland eine 
zunehmende Prekarisierung der Beschäftigungsverhältnisse festzustellen. 
Während die Anzahl der beschäftigten Personen seit den 2010er Jahren ins-
Stefanie Herok, Ralf Himmelreicher und Dorina Spahn140
gesamt zunahm, gehen damit eine steigende Ungleichheit der Bruttoarbeits-
einkommen, höhere Anteile von Niedriglohnbeziehenden und working poors 
sowie befristet und geringfügig Beschäftigten einher (Brady/Biegert 2017).
Empirische Befunde zur Entwicklung der Ungleichheit der Haushalts-
nettoeinkommen in Deutschland kommen zu unterschiedlichen Ergeb-
nissen, die hier nicht detailliert nachgezeichnet werden können (für einen 
Überblick siehe CESifo 2018). Einige Studien kommen zu dem Befund, dass 
im Unterschied zur eher stabilen Ungleichheit der Haushaltsnettoeinkom-
men die Ungleichheit der Arbeitseinkommen auch nach 2005 weiter zuge-
nommen hat (Stein 2017). Wichtig ist zudem die Erkenntnis, dass es selbst 
bei stabiler Ungleichheit eindeutig Gewinner und Verlierer zwischen ver-
schiedenen Branchen oder Erwerbsformen geben kann (Binder/Haupt 2018).
Vor allem im Gastgewerbe kommen prekäre Beschäftigungsverhältnisse 
besonders häufig vor. Sie lassen sich charakterisieren durch den Bezug nied-
riger Einkommen, hohe Beschäftigungsrisiken wegen saisonaler und befris-
teter Tätigkeiten sowie durch oftmals besonders geringe wie zum Teil sehr 
lange und insgesamt unregelmäßige Arbeitszeiten (Bosch/Weinkopf 2011). 
Diese Entwicklung wird oftmals auf Veränderungen des Arbeitsangebots 
zurückgeführt. Besonders prominent ist dabei der demografische Wandel 
mit seinen Effekten wie alternde Belegschaften, steigende Erwerbstätigkeit 
mit häufiger Teilzeitbeschäftigung von Frauen, Migration oder steigende 
Zahlen von Alleinerziehenden und Pf legenden mit gewissen Beschäfti-
gungshemmnissen (von der Heiden/Himmelreicher 2018). Ein weiterer Er-
klärungsstrang führt die Prekarisierung auf den institutionellen Wandel 
zurück. Institutionen werden dabei breit definiert als stabile Beziehungen, 
Vereinbarungen und historisch gewachsene Strategien wie z. B. Schlichtun-
gen. Dazu gehören auch Regeln und Normen, Gesetze sowie die politischen 
Kräfteverhältnisse der Sozialpartner (Piersen 2004).
Während zunehmende prekäre Beschäftigung oftmals als zwangsläu-
figes Resultat des demografischen und ökonomischen Wandels angesehen 
wird, verweisen Brady/Biegert (2017) auf den starken Einf luss veränderter 
institutioneller Rahmenbedingungen in Deutschland, vor allem seit der 
Deutschen Einheit. Seither ist die Tarif bindung selbst in Westdeutschland 
auf unter 50 Prozent der abhängig Beschäftigten gesunken (Dingeldey et 
al. 2015). Zudem sind ein deutlicher Rückgang der Betriebe mit gewählten 
Personalvertretungen sowie ein sinkender Anteil von Beschäftigten festzu-
stellen, die in Betrieben mit Betriebsräten arbeiten (Bellmann/Ellguth 2018). 
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Neben einem zurückgehenden Anteil der organisierten Arbeitnehmerschaft 
ist auch eine sinkende Bereitschaft zur Organisation seitens der Arbeitge-
ber festzustellen. Dies zeigt sich etwa an der sogenannten »Verbandsf lucht« 
(Schnabel 2005), gemeint ist damit vor allem der Rückgang der Mitglied-
schaften ohne Tarif bindung. Des Weiteren sind institutionelle Verände-
rungen im Bereich der Sozial- und Arbeitsmarktpolitik von Bedeutung. Ein 
Beispiel hierfür ist die Regelung bei geringfügiger Beschäftigung aus dem 
Jahr 2003, wonach die bisherige Begrenzung der Arbeitszeit auf maximal 15 
Arbeitsstunden pro Woche entfiel (Rudolf 2003). Seither richtet sich das in-
dividuelle Arbeitsvolumen oftmals nach den Kundenströmen, »[…] mit der 
Folge von vielen ›grauen‹ Stunden, die zu sehr niedrigen effektiven Stunden-
löhnen führen« (Rothe et al. 2012: 63). Im Ergebnis laufen diese gesellschaft-
lichen und institutionellen Entwicklungen auf eine Zweiteilung der Arbeit-
nehmerschaft in eine Gruppe gut abgesicherter und eine Gruppe eher prekär 
Beschäftigter hinaus (Eichhorst/Marx 2011; Emmenegger et al. 2012).
Vor dem Hintergrund der dargestellten oftmals prekären konkreten 
Arbeitsbedingungen sowie der veränderten institutionellen Rahmenbedin-
gungen, die mit weniger Sicherheit und mehr Aktivierung zusammenhän-
gen, dürfte der subjektiv wahrgenommene Druck, der auf den Beschäftigten 
lastet, gestiegen sein. Damit könnten Sorgen und Ängste der Beschäftigten 
ebenfalls gestiegen sein, wenn nicht durch die Einführung des Mindest-
lohns neue Schutzziele eingeführt worden wären. Aus diesen Vorüberlegun-
gen werden folgende forschungsleitende Fragen abgeleitet. Mit der ersten 
Frage gilt es zunächst herauszufinden, worüber sich prekär Beschäftigte 
im Gastgewerbe grundsätzlich Sorgen machen. Angenommen werden kann, 
daß längerfristig im Gastgewerbe Beschäftigte ihre Erfahrungen mit den 
besonderen Arbeitsbedingungen in der Branche gemacht haben. Vermutlich 
haben einige bereits Erfahrungen mit sozialen Abstiegen gemacht oder sie 
konnten die Zone des Prekariats nicht oder noch nicht verlassen. Deshalb 
ist zu erwarten, dass bei instabilen Beschäftigungsverhältnissen Abstiegs-
ängste oder -sorgen zumindest latent vorhanden sind. Nach der Theorie 
der sozialen Produktionsfunktion (Ormel et al. 1999) erwerben Menschen 
qua Beruf bestimmte Ressourcen, die sie im Falle eines beruf lichen Miss-
erfolgs wieder verlieren können. Insofern bewirkt die Befürchtung, den 
Arbeitsplatz zu verlieren, verbunden mit Einkommens- und Prestigever-
lusten sowie einer Verschlechterung der Planbarkeit des eigenen Lebens, die 
Angst oder Sorge vor (weiterem) sozialem Abstieg. Ferner steht Angehörigen 
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unterer sozialer Schichten in der Regel nur wenig ökonomisches Kapital und 
Humankapital zur Verfügung, weshalb Aufstiege in die Mittelschicht zwar 
möglich sind, jedoch selten vorkommen (Lengfeld/Ordemann 2016).
Im Rahmen der zweiten Frage wird untersucht, inwiefern die Diagno-
se von angstbestimmten Beschäftigungsverhältnissen im Gastgewerbe zu-
trif ft. Nach Rothe et al. (2012) sind prekäre Beschäftigungsverhältnisse im 
Gastgewerbe weit verbreitet. Insofern liegt die Vermutung nahe, dass Ängs-
te und Sorgen, darunter vor allem solche, die den Arbeitsplatzverlust betref-
fen, zumindest latent und f lächendeckend vorhanden sind. Im Unterschied 
zu Frage 1, bei der es um die Bestimmungsgründe von Sorgen und Ängsten 
geht, versucht Frage 2 herauszufinden, ob es sich um ähnliche oder unter-
schiedliche Aspekte handelt, die die Beschäftigten verunsichern.
Die dritte Frage untersucht die durch die Einführung des gesetzlichen 
Mindestlohns angestrebten Effekte auf die Wahrnehmung von Unsicherhei-
ten durch die Beschäftigten: Welche Sorgen und Ängste der Beschäftigten 
hat der Mindestlohn seit seiner Einführung verringern können? Schließlich 
war mit der Einführung des Mindestlohns das Einziehen einer untersten 
Lohnschwelle, welche die Beschäftigten vor Dumpinglöhnen und Ausbeu-
tung schützen sollten, politisch intendiert (Mindestlohnkommission 2016). 
Deshalb wird untersucht, ob die durch De-Regulierung und Liberalisierung 
des Arbeitsmarktes in Deutschland verursachten Sorgen und Ängste durch 
die Re-Regulierung im Rahmen der Einführung des gesetzlichen Mindest-
lohns eingedämmt werden konnten. Diese Frage kann lediglich ansatzweise 
untersucht werden, da die Interviews erst nach Einführung des Mindest-
lohns geführt wurden und retrospektive Erhebungen hohe Anforderungen 
an das Erinnerungsvermögen der Befragten stellen.
3. Branchenbild des Gastgewerbes
Insgesamt ist das Gastgewerbe von einer kleinteiligen betrieblichen Struk-
tur, in der Regel ohne Interessensvertretung, geprägt und unterliegt häufig 
saisonalen Schwankungen (Späth et al. 2018). Viele Beschäftigte sind jün-
gere Frauen mit Migrationshintergrund, mit oftmals geringer oder nicht 
anerkannter formaler Qualifikation und weit verbreiteter geringfügiger Be-
schäftigung im Haupt- wie im Nebenerwerb. Überstunden sowie Teil- und 
Wechselschichten sind üblich, die Anforderungen an Beschäftigte hinsicht-
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lich ihrer Erreichbarkeit und Verfügbarkeit hoch. Ebenfalls hoch sind körper-
liche wie psychische Belastungen und die Lärmbelästigung (Maack et al. 2013). 
Das Lohnniveau ist vergleichsweise niedrig und die Anteile von Beschäftigten 
mit Bruttostundenlöhnen unterhalb des Mindestlohns sind in dieser lohn-
intensiven Branche hoch (Mindestlohnkommission 2016: 43). Analog hierzu 
macht sich ein überproportional hoher Anteil der Beschäftigten Sorgen, im 
Alter nicht von der eigenen gesetzlichen Rente leben zu können (DGB 2018).
Im Jahr 2017 waren im Gastgewerbe1 1.687.901 Personen in ihrem Haupt-
beruf abhängig beschäftigt (Koch et al. 2018: 18). Davon waren knapp zwei 
Drittel sozialversicherungspf lichtig und ein Drittel ausschließlich geringfü-
gig beschäftigt. Nahezu die Hälfte aller Beschäftigten hatte eine wöchent-
liche Arbeitszeit unterhalb der betriebsüblichen Arbeitszeit eines Vollzeit-
arbeitsplatzes. Der Frauenanteil an allen sozialversicherungspf lichtigen 
Beschäftigten des Gastgewerbes lag bei knapp 55 Prozent, der Anteil der 
Beschäftigten ohne deutsche Staatsbürgerschaft bei 32 Prozent. Die Anzahl 
der Beschäftigten stieg zwischen 2014 und 2017 insgesamt um knapp acht 
Prozent. Diese dynamische Entwicklung setzte sich aus einer etwa gleich-
bleibenden Anzahl ausschließlich geringfügig Beschäftigter und einem An-
stieg der sozialversicherungspf lichtig Beschäftigten um rund 13 Prozent zu-
sammen (Koch et al. 2018: 18).
Nach dem ersten Bericht der Mindestlohnkommission (2016: 41) verdien-
ten im April 2014 insgesamt knapp vier Millionen Beschäftigte unter 8,50 
Euro brutto pro Zeitstunde. In den zwanzig Branchen mit den höchsten An-
teilen an Beschäftigten mit einem Stundenlohn unter 8,50 Euro waren (ohne 
Beschäftigungsverhältnisse in privaten Haushalten) rund zwei Millionen 
Personen beschäftigt. Innerhalb dieser zwanzig Branchen lag der Anteil der 
Beschäftigungsverhältnisse mit Löhnen unter 8,50 Euro (›Bite‹) im Gastge-
werbe bei über 45 Prozent an allen Beschäftigungsverhältnissen und damit 
mit am höchsten. Insofern wurde der Schwerpunkt der vorliegenden Unter-
suchung auf eine Branche gelegt, in der der hohe Mindestlohn-Bite einen 
deutlichen Eingriff darstellte und daher Auswirkungen auf die Beschäftig-
ten zu erwarten waren.
1  Wenn im Folgenden vom Gastgewerbe gesprochen wird, subsumiert dieser Terminus stets 
das Hotel- und Gaststättengewerbe, analog zu den Kennzif fern 55 und 56 der Klassifikation 
der Wirtschaf tszweige (Statistisches Bundesamt 2007). Wird explizit von Hotel- oder Gast-
stättengewerbe gesprochen, beziehen sich die Ausführungen auf eine der beiden Branchen.
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Im Wirtschaftszweig »Gastgewerbe und sonstige Dienstleistung« ist 
nach Angaben aus dem IAB-Betriebspanel die Verbreitung von Betriebsrä-
ten in Betrieben mit fünf und mehr Beschäftigten2 besonders niedrig und 
teilweise noch niedriger als im Baugewerbe: Lediglich in drei Prozent die-
ser Betriebe in Deutschland gab es im Jahr 2017 einen Betriebsrat und neun 
Prozent aller Beschäftigten arbeiteten in einem Betrieb, in dem eine Perso-
nalvertretung existierte. Im Vergleich dazu hatten in der Gesamtwirtschaft 
insgesamt neun Prozent aller Betriebe einen Betriebsrat und 39 Prozent aller 
Beschäftigten arbeiteten in Betrieben mit Betriebsrat (Bellmann/Ellguth 
2018). Die Ursachen der Erosion der betrieblichen Mitbestimmung werden 
weniger in strukturellen Entwicklungen wie einer sinkenden Betriebsgröße 
oder einer steigenden Anzahl von Betrieben im Dienstleistungssektor gese-
hen, sondern vielmehr in Verhaltensänderungen. Dabei stößt die kollektive 
Interessensvertretung innerhalb der Beschäftigten nicht auf ein schwinden-
des Interesse (Wilkesmann et al. 2011). Im Unterschied dazu agieren Arbeit-
geber oftmals gegen die Wahl von Betriebsräten, teilweise unterstützt durch 
Rechtsanwaltskanzleien mit Beratungsschwerpunkt im Bereich »Verhinde-
rung von Betriebsratswahlen« (Behrens/Dribbusch 2014).
Die Kontrolle des Mindestlohns obliegt nach § 14 MiLoG den Zollbehör-
den. Die bei den Hauptzollämtern angesiedelte Finanzkontrolle Schwarz-
arbeit (FKS) prüft die Arbeitgeber unter anderem in Bezug auf Schwarzarbeit, 
illegale Beschäftigung und seit Inkrafttreten des Mindestlohngesetzes auch 
auf dessen Einhaltung. Die Auswahl der Arbeitgeberprüfungen in den je-
weiligen Branchen erfolgt risikoorientiert. Das Gaststätten- und Beher-
bergungsgewerbe stellt nach dem Bauhaupt- und Nebengewerbe die am 
zweithäufigsten geprüfte Branche dar (Mindestlohnkommission 2018: 69). 
Insofern wird seitens der Zollbehörden davon ausgegangen, dass Verstöße 
gegen gesetzliche sozialversicherungs- und arbeitsrechtliche Pf lichten im 
Gastgewerbe besonders häufig vorkommen.
Die Beschäftigungsbefragung zum DGB-Index »Gute Arbeit« aus dem 
Jahr 2017, eine repräsentative Zufallsstichprobe von mehr als 4.000 abhän-
gig Beschäftigten mit einer wöchentlichen Arbeitszeit von zehn und mehr 
Stunden pro Woche, hat Folgendes gezeigt: 45 Prozent aller Beschäftigten 
gehen davon aus, dass ihre spätere gesetzliche Rente nicht zum Leben rei-
2  Ein Betriebsrat kann in jedem Betrieb mit fünf oder mehr »ständig wahlberechtigten 
Arbeitnehmern« gewählt werden (§ 1 BetrVG).
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chen wird. Bei Beschäftigten im Tourismus, Hotel- und Gaststättengewerbe 
liegt dieser Anteil mit 55 Prozent um zehn Prozentpunkte höher (DGB 2018). 
Hieran zeigt sich, dass eine aktuell niedrige Entlohnung mit subjektiv wahr-
genommenen Abstiegsängsten, auch im Hinblick auf hohe Altersarmutsrisi-
ken, einhergehen kann.
Mit Blick auf die persönlichen Charakteristika von Beschäftigten im Ho-
tel- und Gaststättengewerbe ist festzustellen, dass viele Beschäftigte im Ver-
gleich zur Gesamtwirtschaft geringer qualifiziert sind; jedoch sind sie laut 
der BiBB/BAuA-Erwerbstätigenbefragung 2012, einer telefonischen Befra-
gung von rund 20.000 Erwerbstätigen, mit ihrem Arbeitsverhältnis häufiger 
als andere Erwerbstätige insgesamt zufrieden bis sehr zufrieden. Knapp 80 
Prozent der Befragten fühlten sich demnach häufig als ein Teil der Gemein-
schaft, 88 Prozent empfanden die Zusammenarbeit mit ihren Kolleginnen 
und Kollegen als sehr gut. 80 Prozent fühlten sich stets unterstützt und 
mehr als 95 Prozent der Befragten waren mit der Arbeit insgesamt zufrieden 
oder sehr zufrieden (Brenscheidt et al. 2012: 35 f f.).
Zusammenfassend sind Beschäftigungsverhältnisse im Gastgewerbe 
überwiegend schwach reguliert und oftmals physisch wie psychisch stark 
belastend. Die Arbeitszeiten orientieren sich häufig an der Kundenfrequenz 
und sind eher schlecht bezahlt, weshalb die Einschätzungen über die eige-
ne Altersvorsorge häufig negativ sind. Jedoch kann das Arbeitsklima positiv 
und die Zufriedenheit mit der Arbeit hoch sein.
4. Datenbasis und Methode
Zur Untersuchung von Sorgen und Ängsten der Beschäftigten im Gastge-
werbe wird ein qualitatives Forschungsdesign gewählt, um das Subjekt in 
seiner sozialen Wirklichkeit betrachten zu können. Qualitative Ansätze sind 
insbesondere für Untersuchungen an den Rändern des Arbeitsmarktes ge-
eignet (Baumann et al. 2018). Zudem sind qualitative Studien in der Lage, 
die Wahrnehmung von Beschäftigungsrisiken detaillierter zu erfassen, 
»[…]  als dies mit der Verwendung großer Umfragedatensätze möglich ist« 
(Erlinghagen/Lübke 2015: 422). Im Mittelpunkt des Erkenntnisprozesses im 
qualitativen Forschungsdesign steht die Rekonstruktion von Bedeutungen. 
Das Interesse ist auf die Exploration des Feldes und der Entdeckung neu-
er Zusammenhänge gerichtet. Die Stichprobenauswahl erfolgt nach dem 
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theoretischen Sampling und ist geprägt durch ein dauerhaftes Justieren des 
Samplings mit dem Ziel, bestimmte Interpretationen (Typenbildung) he-
rauszuarbeiten (vgl. Flick 2014: 123 f f.).
Die empirische Untersuchung soll eine Offenheit gegenüber einer Viel-
zahl möglicher Verhaltensweisen und Reaktionen von Beschäftigten ge-
währleisten, weshalb halbstandardisierte Interviewleitfäden nach Flick 
(2014) entwickelt wurden. Der Entwicklung der Leitfäden wurde eine Lite-
raturanalyse vorangestellt, um die Vielfalt möglicher Anpassungsreaktionen 
und theoriegeleiteter Hypothesen über die Wirkungen des Mindestlohns auf 
mögliche Verhaltensmuster von Betrieben und Beschäftigten im Leitfaden 
erfassen zu können.3 Die Themenfelder des Leitfadens umfassen mögliche 
Ausgleichsreaktionen nach Einführung des Mindestlohns, Arbeitszufrie-
denheit, Lohnveränderungen sowie Aspekte des Arbeitsalltags. Die ein-
zelnen Themenschwerpunkte wurden jeweils mit einer offenen Frage ein-
geleitet. Diese Frage hatte zum Ziel, dass die Beschäftigten zunächst ihre 
Sichtweise und die aus ihrer Perspektive wichtigen Aspekte nennen und 
erläutern konnten. Es folgten Nachfragen zu Themen, die bereits von den 
Beschäftigten zum Gegenstand gemacht worden waren. Die Aufgliederung 
nach Themenfeldern erleichterte es, einen vom Beschäftigten angesproche-
nen Themenkomplex zu vertiefen und Zusammenhänge zu explorieren.
Zum Zweck der Untersuchung wurden sechs Interviews im Hotelgewer-
be und sieben im Gaststättengewerbe durchgeführt (siehe Tabelle A1). Alle 
Befragten waren selbst unmittelbar von der Einführung des Mindestlohns 
betroffen. Die Gewinnung der Interviewpartner erfolgte zunächst über per-
sönliche Kontakte und darauf auf bauend nach dem »Schneeballsystem« 
(Pzyborski/Wohlrab-Sahr 2014: 59). Das heißt, geeignete Interviewpersonen 
kannten weitere in der Branche beschäftigte Personen, die potenziell für 
ein Interview zur Verfügung standen. So konnten Beschäftigte mit unter-
schiedlichen Charakteristika in Bezug auf Beschäftigungsumfang, Alter, 
Tätigkeit, Bildungsabschluss sowie hinsichtlich der Betriebsgröße für die 
Interviews gewonnen werden.
Die interviewten Beschäftigten im Gastgewerbe konnten eine große 
Bandbreite der dortigen Arbeitsverhältnisse abdecken. Die Befragten waren 
zum Zeitpunkt des Interviews zwischen 20 und 50 Jahre alt. Manche hatten 
nur wenige Monate, andere mehr als zehn Jahre Erfahrungen im gastrono-
3  Die Interviewleitfäden sind in Herok (2017) und Spahn (2017) dokumentiert.
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mischen Bereich. Fünf der Befragten verfügten über eine abgeschlossene 
Berufsausbildung im Gastgewerbe, acht Befragte hatten die Tätigkeit als 
Quereinsteiger begonnen. Zudem übten die Beschäftigten unterschiedliche 
Tätigkeiten aus, vom Barchef bis zum Zimmerservice. Ferner waren die Be-
fragten in verschiedenen Beschäftigungsformen angestellt, von der stun-
denweisen Aushilfe über Minijobs bis hin zu sozialversicherungspf lichtiger 
Teil- und Vollzeitbeschäftigung. Schließlich variierten die beschäftigenden 
Betriebe der Befragten hinsichtlich Größe und Struktur.
Die Feldphase der Interviews fand zwischen Dezember 2016 und Febru-
ar 2017 statt. In zeitlichem Bezug zum Mindestlohn lag die Interviewphase 
nach seiner Einführung und zum Teil nach seiner ersten Anpassung im Janu-
ar 2017 von 8,50 Euro auf 8,84 Euro Brutto je Zeitstunde. Die Interviews dau-
erten in der Regel zwischen 60 und 90 Minuten. Alle Gespräche wurden Wort 
für Wort transkribiert und anschließend inhaltsanalytisch in Anlehnung an 
Schmidt (2000) und Mayring (2016) in mehreren Schritten ausgewertet:
• Materialorientierte Bildung von Auswertungskategorien
• Zusammenstellung der Auswertungskategorien zu einem Codierleitfaden
• Codierung des Materials
• Darstellung der quantifizierenden Materialübersicht
• Vertiefende Fallinterpretation
Diese Methode ermöglicht es, auf der Grundlage gebildeter Auswertungs-
kategorien vertiefende Fallinterpretationen durchzuführen. Dabei wird das 
gewonnene Material in Kategorien zerlegt und dessen Komplexität im Bezug 
zum Material reduziert (Herok 2017, Spahn 2017). Ziel war es, die Inhalte der 
Interviews aus der Perspektive der Befragten in ihrem jeweiligen sozialen 
Kontext und Bedeutungsfeld zu interpretieren. Mit Hilfe der Auswertungs-
strategie konnten auch Rückschlüsse auf nicht-verbalisierte Inhalte gezogen 
werden.
Zentrales Ergebnis der Auswertung war der Befund, dass sich in allen 13 
Interviews Sorgen und Ängste um die Arbeitsplatzsicherheit als wichtigste 
Kategorie herausgestellt haben. Latente Arbeitsplatzunsicherheit wurde von 
allen Befragten benannt, wenn auch in unterschiedlichem Ausmaß. Her-
vorgerufen wurden die Ängste und Sorgen vor allem durch prekäre Arbeits-
bedingungen, die sich insbesondere in einer Machtlosigkeit gegenüber der 
eigenen Austauschbarkeit am konkreten Arbeitsplatz festmachten. In einer 
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repräsentativen branchenübergreifenden Studie zum Thema Arbeitsplatz-
unsicherheit im Erwerbsverlauf zeigten Erlinghagen/Lübke (2015), dass sich 
in einem Zehnjahreszeitraum vier von zehn Beschäftigten große Sorgen 
um den Verlust ihres Arbeitsplatzes machten. Zudem berichtete jeder drit-
te Beschäftigte von chronischen Unsicherheiten. Vor diesem Hintergrund 
und unter Berücksichtigung der besonderen Arbeitsbedingungen im Gast-
gewerbe erscheinen die von den 13 Befragten im Gastgewerbe berichteten 
weit verbreiteten Sorgen und Ängste um die Arbeitsplatzsicherheit plausibel. 
Dennoch hat der methodische Zugang die Limitation, dass die Befunde auf 
Tendenzen von Sorgen und Ängsten der befragten Beschäftigten hinweisen 
und nicht repräsentativ sind. Somit können die Befunde nicht auf alle Be-
schäftigten im Gastgewerbe verallgemeinert werden.
5. Die subjektive Lage von Beschäftigten im Gastgewerbe
Im Folgenden sollen nun empirische Befunde zur subjektiv empfundenen 
Lage und zu den Sorgen und Ängsten bei den Beschäftigten im Gastgewerbe 
dargestellt werden. Um die eingangs gestellten drei Forschungsfragen be-
antworten zu können, werden prägnante Zitate aus den Leitfadeninterviews 
der Masterarbeiten von Stefanie Herok (publiziert in Herok 2017) und Dorina 
Spahn (publiziert in Spahn 2017) zu besonderen Charakteristika der Arbeits-
bedingungen im Gastgewerbe zugeordnet. Die Masterarbeit von Herok fo-
kussiert auf Beschäftigungsverhältnisse im Hotelgewerbe, abgekürzt in der 
Anhangtabelle A1 mit B1 bis einschließlich B6. Die Masterarbeit von Spahn 
untersucht Beschäftigungsverhältnisse im Gaststättengewerbe, abgekürzt 
in der Anhangtabelle A1 mit G1 bis G7.
Nach den Aussagen der befragten Beschäftigten im Gastgewerbe han-
delt es sich um fünf Kernbereiche, die dafür verantwortlich gemacht werden 
können, dass ihre Tätigkeiten – analog zu Dörre (2018) – als prekäre Arbeits-
verhältnisse bezeichnet werden können. Diese besonderen Charakteristika 
der Arbeitsbedingungen, die mit Beschäftigungsängsten assoziiert sind, 
sind erstens die Vergütungsmodalitäten, zweitens das Ausmaß von Inte-
gration und Desintegration in das jeweilige Arbeitsverhältnis, drittens ma-
terielle Gerechtigkeitsvorstellungen, viertens die Einhaltung von Standards 
des Arbeitsschutzes und der gesetzlichen Steuer- und Sozialversicherungs-
pf lichten sowie fünftens die Konkurrenzsituation am Arbeitsmarkt. Die fol-
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genden Beispiele zeigen ferner, dass die Sorge um den eigenen Arbeitsplatz, 
vor allem wegen latenter Beschäftigungsunsicherheit, Ohnmachtsgefühle 
auslösen kann, die dazu führen, dass die Beschäftigten nicht gegen die von 
ihnen selbst beschriebenen Missstände vorgehen, sondern ihre prekären 
Arbeitsbedingungen akzeptieren.
Vergütungsmodalitäten
In den Interviews wurde deutlich, dass die Mehrzahl der Befragten einen 
deutlich höheren als den vergüteten Aufwand betreiben, um das Beschäf-
tigungsverhältnis aufrechtzuerhalten. Dabei spielen auch nach Einführung 
des Mindestlohns Notlagen und Ängste der Beschäftigten eine Rolle. So be-
richten mehrere Beschäftige, dass sie bereit seien, unbezahlte Mehrarbeit zu 
leisten, weil sie Angst vor einem Verlust des Arbeitsplatzes hätten, wenn sie 
diese nicht leisten würden. Die nachstehend zitierten Beschäftigten arran-
gieren sich mit der Notwendigkeit, unbezahlte Mehrarbeit zu leisten.
Männlich, 26 Jahre, Vollzeit, Restaurantleiter in einem Privathotel mit 120 Beschäf tig-
ten, Restaurantfachmann mit unbefristetem Arbeitsvertrag:
»[…] Überstunden gehören zum täglich Brot […] Und die geht man ein, weil 
man glücklich ist, überhaupt einen Job zu haben […] in Managerposition wer-
den sowieso ein bis zwei Stunden mehr gemacht. […] dann wird bei der Ma-
nagerposition automatisch nochmal minus zehn Stunden abgerechnet, weil 
die in dieser Position im Endef fekt dazugehören.« (Zit. n. B2: 60)
Weiblich, 31 Jahre, Vollzeit, vorerst Kellnerin in einem Restaurant eines Stadtzentrums, 
zum Zeitpunkt der Befragung Mitarbeiterin in einem Store einer Cafékette:
»Auf dem Dienstplan steht drauf 15:00–23:00 Uhr aber es war an dem Tag […] 
eine Hochzeit. Die Hochzeit fing um 16:00 Uhr an und eine Hochzeit geht ja 
nun nicht bis 23:00 Uhr, das wissen wir alle. Die geht bis früh um 4:00 Uhr. […] 
Die [Überstunden] gab es nicht. Sie wurden zwar vermerkt, auf einen hand-
schrif tlichen Dienstplan. Der Chef hat auch gesehen, dass du bis früh’s um 
4:00 Uhr da warst. Hast aber am nächsten Tag schon wieder um 7:00 Uhr auf 
der Matte gestanden. Bist nur nach Hause, geschlafen, bist wieder auf Arbeit 
gefahren. Das war halt so.« (Zit. n. G1: 52)
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Die Zitate belegen den hohen unbezahlten Aufwand, den die Beschäftigten 
in Kauf nehmen, um ihre Stelle nicht zu verlieren. Die Beschäftigten stellen 
solche Ängste und Sorgen als branchenspezifische Charakteristika dar. Zu-
dem weisen die Beispiele auf Umgehungstatbestände hin, weil tatsächlich 
geleistete Arbeitszeiten nicht bezahlt und Arbeitsschutzrechte wiederholt 
nicht eingehalten werden. Die befragten Personen berichten über nicht ver-
gütete Mehrarbeit und die regelmäßige Überschreitung der gesetzlich fest-
gelegten maximalen Arbeitszeit von zehn Stunden (§ 3 Abs. 1 ArbZG).4 Ferner 
berichteten die Befragten mehrfach über die Unterschreitung der Ruhezeit 
von elf Stunden zwischen zwei Diensten (§ 5 Abs. 1 ArbZG).
Instabile Arbeitsverhältnisse
Das obige Beispiel zeigt, dass aufgrund von Machtasymmetrien zwischen 
Arbeitnehmer und Arbeitgeber unbezahlte Überstunden häufig vorkommen. 
Diese werden von den Beschäftigten dennoch akzeptiert, weil die Sorge um 
den Arbeitsplatz eine zentrale Rolle spielt. Insofern ist plausibel, dass die Hoff-
nung auf ein stabiles Arbeitsverhältnis zum Ausdruck gebracht wird. Unter 
Druck stehen die Beschäftigten zum einen, weil es für sie überwiegend nur 
noch befristete Verträge gibt. Zum anderen werden auch schlechte Arbeits-
bedingungen, im Sinne von »bad jobs« (Eichhorst/Marx 2011), hingenommen, 
wenn sich Chancen andeuten, in ein unbefristetes Beschäftigungsverhältnis 
aufzusteigen und damit Erwartungen geweckt werden, der »Zone der Preka-
rität« (Dörre 2005) entkommen zu können. Hierzu sagt eine Beschäftigte:
Weiblich, Migrationshintergrund, 50 Jahre, »Zimmermädchen« in einem Hotel der ge-
hobenen Kategorie mit knapp 15 Beschäf tigten in Vollzeit:
»Ich würde jetzt gerne fest angestellt sein […] wenn ich jetzt nicht bald ir-
gendwo eine feste Anstellung kriege, dann wird es kritisch für mich. […] Aber 
das ist heutzutage üblich so in dieser Branche. Man kriegt zuerst einen Ver-
4  Die werktägliche Arbeitszeit kann von maximal acht auf zehn Stunden verlängert werden, 
wenn innerhalb von sechs Kalendermonaten oder innerhalb von 24 Wochen im Durch-
schnitt acht Stunden werktäglich nicht überschritten werden. Das bedeutet, dass bei ent-
sprechendem Ausgleich an sechs Werktagen vorübergehend bis zu zehn Stunden täglich 
gearbeitet werden kann (Brauner/Wöhrmann 2018).
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trag für ein Jahr […] und dann wird man normalerweise rausgeschmissen].« 
(Zit. n. B5: 71)
Männlich, 40 Jahre, Mini-Job-Basis, nebenberuflich, vorerst Mitarbeiter in einem Res-
taurant mit 200 Beschäf tigten, später Mitarbeiter eines kleineren Restaurants mit 
zehn Beschäf tigten:
»Ich habe eine Kasse abgegeben, die Kasse wurde gezählt, ohne dass ich da-
bei bin. Es war also auch möglich, dass man mir sagt: ›In deiner Kasse fehl-
ten 240 Euro‹. Aber es wurde nie gesagt: ›Du hast 60 Euro Trinkgeld oder 120 
Euro‹. […] Es ist der einfachste Weg, jemanden rauszuschmeißen, indem man 
ihm unterstellt, die Kasse stimmt nicht.« (Zit. n. G5: 81 f.)
Die Beschäftigten haben Missachtung durch kurzfristige Anstellungen bzw. 
durch willkürliche Handlungen seitens der Geschäftsführung erfahren. Die 
Aussagen der Befragten deuten in beiden Fällen auf fehlende Integrität im 
Unternehmen und auf einen hohen Grad an Beschäftigungsunsicherheit hin. 
Zudem existiert in den Betrieben des Gastgewerbes selten eine kollektive 
Interessenvertretung, durch die die Position der Arbeitnehmerinnen und 
Arbeitnehmer gestärkt werden könnte (Bellmann/Ellguth 2018). In diesem 
Zusammenhang kann davon ausgegangen werden, dass in Betrieben mit 
Personalvertretungen solche willkürlich anmutenden Maßnahmen nicht 
vorkommen bzw. nicht folgenlos bleiben dürften.
Materielle Leistungsungerechtigkeit
Zudem wird von den Beschäftigten die unterschiedliche Entlohnung für die 
gleiche Arbeitsleistung thematisiert. So schildert eine Beschäftigte aus dem 
Hotelgewerbe:
Weiblich, 20 Jahre, »Zimmermädchen« mit Migrationshintergrund, geringfügig beschäf-
tigt und über Leiharbeitsfirma angestellt, gehobene Hotelkette mit 12 Beschäf tigten:
»Ich habe auch Mindestlohn bekommen, aber es gab auch eine andere Firma, 
die den Leuten 9,50 Euro gegeben hat. Aber alle mussten dieselbe Arbeit leis-
ten, also das war nicht so fair. […] ich wollte da nur weggehen, weil ich keine 
Zeit mehr hatte und ich wieder normal leben konnte. […] die haben auch Mit-
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arbeiter nicht länger als vier oder fünf Monate behalten. Die sind alle dann 
gegangen und dann haben sie wieder neue gehabt.« (Zit. n. B6: 74)
Ein besonderer Aspekt ist hier die Auslagerung von Tätigkeiten. Dabei er-
halten Leiharbeitskräfte oftmals einen höheren Lohn als den Mindestlohn. 
Dieser Sachverhalt verletzt die Gerechtigkeitsvorstellungen in der Stamm-
belegschaft und hat negative Auswirkungen z. B. auf die Loyalität gegenüber 
dem Arbeitgeber. Hieran wird deutlich, dass die unterschiedliche Entloh-
nung derselben Tätigkeit zwischen den verschiedenen Beschäftigtengrup-
pen bekannt ist und zu Gerechtigkeitsproblemen führt. Im zweiten Beispiel 
zum Thema Leistungsungerechtigkeit berichtet der Befragte von einer Folge 
des gesetzlichen Mindestlohns. Mit dessen Einführung hat sich das Entgelt 
der Kollegen angeglichen, sodass vorher vorhandene, zumindest monetäre 
Hierarchien aufgehoben worden sind. Lohnkompression führte in diesem 
Fall zu einem Ungerechtigkeitsempfinden.
Männlich, 43 Jahre, Vollzeit, Kellner in einer Bar in einem Arthouse-Kino mit sieben Be-
schäf tigten:
»Die Restaurantleitung macht schon mehr als wir. Also als ich. Ich bin eigent-
lich nur dafür, dass da auf jeden Fall noch ein bisschen mehr Geld für sie he-
rausspringt. Warum sollte sie mehr machen als ich, aber verdient genauso 
viel wie ich? Ist ja auch ihre Frage. Aber so denkt die Geschäf tsführung nicht.« 
(Zit. n. G4: 77)
Umgehung der Arbeitszeitgesetze und Vermeidung von Steuern 
und Abgaben
Schon 2007 analysierten Meyer und Weber in einer Studie der Friedrich-
Ebert-Stiftung die Auswirkungen der möglichen Einführung eines f lä-
chendeckenden Mindestlohns (Meyer/Weber 2007). Aufgrund von Beispiel-
kalkulationen gingen die Autoren für das Gastgewerbe von teils illegalen 
Ausgleichsreaktionen aus. Die Umgehung des Arbeitsschutzes und/oder die 
illegale Reduzierung von Steuern und Sozialabgaben sind zwei Beispiele, um 
steigende Arbeitskosten, die durch einen Mindestlohn entstehen können, zu 
kompensieren. Im folgenden Zitat eines landwirtschaftlichen Betriebs mit 
Restaurant wird diese Annahme bestätigt.
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Männlich, 33 Jahre, in Vollzeit beschäf tigter Barchef in einem landwirtschaf tlichen Be-
trieb mit gastronomischer Einrichtung, 40 Beschäf tigte im Gastro-Bereich:
»Anfangs hieß es, er schickt die Leute nach Hause, dann nach zehn Stunden. 
Da musste man sich ja ausloggen. […] Und irgendwann hat der Chef ange-
fangen mit: ›Können wir nicht machen. Ihr schreibt jetzt alle eure Stunden 
danach auf.‹ Also du loggst dich aus, nach zehn Stunden, damit das System 
nicht meckert. Und dann schreibst du den Rest auf. Und das wird dir dann 
unter der Hand bezahlt.« (Zit. n. G2: 61)
In diesem Beispiel wird eine Form der illegalen Ausgleichsreaktion und die 
Umgehung von steuer-, sozialversicherungs- und arbeitsrechtlichen Pf lich-
ten des Arbeitgebers, von denen die Einhaltung des Arbeitszeit- oder Min-
destlohngesetzes lediglich Teilaspekte darstellen, berichtet. Vor allem in 
Branchen, in denen hoher Konkurrenzdruck herrscht, üben Arbeitgeber er-
heblichen Druck auf die Beschäftigten aus. Wegen der erhöhten Sensibili-
tät der Arbeitgeber gegenüber der Dokumentationspf licht von Arbeitszeiten 
durch die Einführung des Mindestlohns entwickelten sich neue Praktiken, 
um die Arbeitszeitregelungen zu umgehen. Wie hier im Beispiel deutlich 
wurde die Dokumentation der Arbeitszeit an die gesetzlichen Regelungen 
angepasst. Vom Beschäftigten ist diese illegale Ausgleichsreaktion aus Sor-
ge um die eigene Austauschbarkeit akzeptiert worden. Von regelmäßiger 
Mehrarbeit berichtet auch diese Beschäftigte:
Weiblich, 30 Jahre, Mini-Job als Nebentätigkeit, Kellnerin in einem großen Hof mit Res-
taurant:
»Naja, über [nennt Namen des Lokals] bin ich nur über die 450 Euro durch 
8,50 Euro … kann man sich ausrechnen, wie viel Stunden das sind. Ich glaube … 
40 oder 45 Stunden. Und der Rest wird dann entsprechend dazu vergütet. 
Schwarz, ohne was aufzuschreiben.« (Zit. n. G6: 85)
Vor allem das Gastgewerbe leidet unter dem Ruf, dass dort prekäre Arbeits-
verhältnisse und die Ausübung der Tätigkeiten zumindest teilweise in 
Schwarzarbeit vorkommen. Wegen zahlreicher vor allem sozial- und arbeits-
marktrechtlicher Einkommensgrenzen, wie etwa die 450-Euro-Grenze bei 
geringfügiger Beschäftigung, können Arbeitgeber und Arbeitnehmer ein-
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vernehmlich einer Vermeidung von offiziellen Arbeitszeiten und Arbeitsent-
gelten zustimmen. So könnten über 450 Euro liegende Verdienste bar oder 
über Sachleistungen im beiderseitigen Einverständnis abgegolten werden. 
Neben der Baubranche gehört die Gastronomie zur meist kontrollierten 
Branche durch die Finanzkontrolle Schwarzarbeit (Deutscher Bundestag 
2017: 2). Schätzungen der Gewerkschaft Nahrung-Genuss-Gaststätten zu-
folge beläuft sich der Schaden, der aufgrund von Schwarzarbeit in der Bran-
che entsteht, auf 20 Milliarden Euro jährlich (Maack et al. 2013: 103).
Konkurrenzsituation am Arbeitsmarkt
Vor sowie nach Einführung des Mindestlohns machten sich offenbar viele 
Beschäftigte Sorgen um die eigene Austauschbarkeit, wie sie in »offenen Be-
schäftigungssystemen« (Struck/Dütsch 2012: 157) üblich ist. Gerade in soge-
nannten »Tiefqualifikationsbranchen« (Maack et al. 2013: 77), zu dem auch 
das Gastgewerbe zählt, können ungelernte Beschäftigte zumeist schnell in 
die betrieblichen Strukturen eingearbeitet werden.
Weiblich, 31 Jahre, Vollzeit, vorerst Kellnerin in einem Restaurant eines Stadtzentrums, 
später Mitarbeiterin in einem Store einer Cafékette:
»[D]ie Studenten, die meinen, sie müssen mal drei Mal die Woche kellnern. 
Die kriegen genau das Gleiche wie ich, mit 15 Jahren Berufserfahrung und mit 
einer Ausbildung.« (Zit. n. G1: 54)
Selbst qualifizierte Mitarbeiter mit langer Berufserfahrung sind sich einer er-
heblichen Konkurrenzsituation im Gaststättengewerbe bewusst. Häufig wer-
den Ungelernte und Nebenjobber – sicher auch aufgrund der gegenwärtig ho-
hen Nachfrage nach Arbeitskräften – eingestellt. Wie im obigen Zitat deutlich 
wird, empfindet die Befragte aufgrund der ähnlichen Entlohnung ungelernter 
Arbeitskräfte diesen Zustand als ungerecht. Auch ein befragter Barchef in 
einem landwirtschaftlichen Betrieb mit gastronomischer Einrichtung unter-
streicht den hohen Konkurrenzdruck durch ungelernte Saisonarbeitskräfte:5
5  Nach Untersuchungen von Späth et al. (2018) sind Saisonarbeitskräf te im Gastgewerbe 
nach der Land- und Forstwirtschaf t am zweithäufigsten verbreitet, vor allem in Teilzeit-
beschäf tigung.
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Männlich, 33 Jahre, in Vollzeit beschäf tigter Barchef in einem landwirtschaf tlichen Be-
trieb mit gastronomischer Einrichtung, 40 Beschäf tigte im Gastro-Bereich:
»Zum Ende hin war es nicht mehr schön. […] Auf einmal gab es nicht mehr 
so viele deutsche Arbeiter sondern fast nur noch polnische Arbeiter. Und im 
Endef fekt wurdest du irgendwann, weil du ja besser verdient hast, als die 
polnischen Arbeiter, schlechter behandelt. Beziehungsweise man wollte 
dich irgendwo loswerden.« (Zit. n. G2: 63)
Hier finden wir ein deutliches Beispiel für das Wissen um die eigene Aus-
tauschbarkeit und die daraus folgende Angst vor dem Arbeitsplatzverlust. 
Der Beschäftigte befürchtet, obwohl er eine leitende Position innehat und jah-
relange Betriebszugehörigkeit vorweisen kann, eine Verdrängung durch sai-
sonale Hilfskräfte. Der Befragte hat zwar selbst von der Einführung des Min-
destlohns insofern profitiert, als er eine höhere Vergütung erhält. Allerdings 
waren die Hilfskräfte, die offiziell als Erntehelferinnen und Erntehelfer in der 
Landwirtschaft angestellt waren, noch zum Zeitpunkt des Interviews vom 
Mindestlohngesetz ausgeklammert. Für sie galt von Januar bis einschließlich 
Oktober 2017 ein allgemeinverbindlicher tarif licher Mindestlohn in Höhe von 
8,60 Euro, während der gesetzliche Mindestlohn bereits bei 8,84 Euro lag. Als 
Folge der Übergangsregelung und weil bei ausländischen Saisonarbeitskräf-
ten zusätzliche Anrechnungsmöglichkeiten, wie etwa Kost und Logis sowie 
niedrigere Sozialversicherungssätze als bei deutschen Beschäftigten, zum 
Tragen kommen, waren die polnischen Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter die 
günstigeren Arbeitskräfte. Die Sorge, von ausländischen Arbeitskräften ver-
drängt zu werden, wurde also real. Der Beschäftigte begann, die polnische 
Sprache zu erlernen und trat ein Studium zum Diplom-Betriebswirt an, um 
seine Stellung im Unternehmen zu festigen. Der außerbetriebliche Mehr-
aufwand hat jedoch zu einer Überlastung des Beschäftigten geführt, letzt-
lich verließ er das Unternehmen auf eigenen Wunsch.
6. Zusammenfassung und Fazit
Die hier vorgelegten Befunde basieren auf einer qualitativen Studie. Der ge-
setzte Schwerpunkt auf Beschäftigte im Gastgewerbe und die geringe An-
zahl von 13 befragten Personen weisen daher lediglich auf Tendenzen von 
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Sorgen und Ängsten von Beschäftigten hin und sind nicht repräsentativ. Das 
bedeutet, sie können nicht für alle Beschäftigten in der Branche des Hotel- 
und Gaststättengewerbes verallgemeinert werden. Allerdings ermöglichen 
qualitative Ansätze vertiefte Einblicke in die Arbeitsverhältnisse und deren 
subjektive Bewertung durch die Beschäftigten  – gerade im Hinblick auf 
Sorgen und Ängste –, die von quantitativen Studien nicht geleistet werden 
können. Die Ergebnisse aus den analysierten Leitfadeninterviews können 
somit als Basis für weitere quantitative Erhebungen genutzt werden, um 
schließlich repräsentative Aussagen über Sorgen und Ängste von Beschäf-
tigten im Gastgewerbe formulieren zu können. Darüber hinausgehende 
Mixed-Methods-Ansätze könnten zusätzliche, bislang wegen methodischer 
Limitationen noch nicht erforschte Zusammenhänge aufdecken (Baumann 
et al. 2018).
Unsere qualitativen Auswertungen haben gezeigt, dass das Thema »Be-
schäftigungsunsicherheit« selbst bei langjähriger Betriebszugehörigkeit 
von allen Befragten thematisiert wurde. Insofern kann die eingangs ge-
stellte erste Frage (»Worüber machen sich prekär Beschäftigte der Branche 
grundsätzlich Sorgen?«) eindeutig beantwortet werden: Sorgen und Ängste 
vor einem Arbeitsplatzverlust können als die zentrale prekäre Kategorie be-
zeichnet werden. Die Beschäftigten sind stets mit der Frage konfrontiert, ob 
das bestehende Beschäftigungsverhältnis wohl aufrechterhalten bleibt und 
welche Leistungen sie ihrerseits mutmaßlich erbringen müssen, um den 
Arbeitsplatz zu sichern. In diesem Beitrag konnten fünf Bereiche aufgezeigt 
werden, die nach Dörre (2018) Indizien prekärer Beschäftigungsverhältnisse 
sind und von den Befragten akzeptiert oder hingenommen wurden  – aus 
Angst vor Arbeitsplatzverlust. Nicht vergüteter Mehraufwand, befristete 
oder instabile Arbeitsverhältnisse, die Auslagerung von Tätigkeiten, illegale 
Entlohnungsmodalitäten sowie nebenberuf liche Fortbildungsmaßnahmen 
sind Beispiele für Maßnahmen, die die Beschäftigten akzeptieren oder 
praktizieren, um einen drohenden Arbeitsplatzverlust zu vermeiden. Hie-
ran wird deutlich, dass Sorgen und Ängste als ein Element ›symbolischer 
Herrschaft‹ (Bourdieu 1992) instrumentalisiert werden, um soziale Struktu-
ren aufrechtzuerhalten (siehe hierzu den Beitrag von Schmitz im vorliegen-
den Band).
In Bezug auf die zweite Frage (»Inwiefern trif ft die Diagnose vom angst-
bestimmten Beschäftigten zu?«) fällt es schwer, eine klare Antwort zu fin-
den. Alle 13 Befragten machten sich um ihre individuelle Beschäftigungs-
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sicherheit Sorgen, weil ihnen bewusst ist, dass sie austauschbar sind. Von 
einigen eher jüngeren Beschäftigten wurde das jobhopping sogar als positiv 
bewertet, sodass die Gleichzeitigkeit von »German Angst« und »German Mi-
racle« in diesem Fall bestätigt werden kann. Diese Entwicklung kann jedoch 
auch zu einer Erhöhung der Sorgen und Ängste bei den zunehmend prekär 
Beschäftigten im Gastgewerbe führen. Das »German Wonder« führt zwar 
dazu, dass nach Arbeitsplatzverlust relativ schnell eine neue Arbeitsstelle 
gefunden wird, allerdings findet anschließend am neuen Arbeitsplatz stets 
ein Neustart – ganz unten in der betrieblichen Hierarchie – statt. Insofern 
sind Arbeitsplatzverluste regelmäßig mit Prestige- und Einkommensverlus-
ten verbunden. Zudem wird Neuzugängen bei schwankender betrieblicher 
Auslastung oftmals als erstes gekündigt. Insofern dürften mit längerer Be-
triebszugehörigkeit die Arbeitsplatzverlustängste eher steigen, vor allem mit 
zunehmendem Alter. Daher befassen sich die Befragten, womöglich intensi-
ver als in anderen Branchen, viel mit Beschäftigungsunsicherheit. Trotzdem 
wiesen alle 13 Befragten eine grundsätzliche Job-Zufriedenheit auf. Dieser 
überraschende Befund kann durch die quantitative Studie von Brenscheidt 
et al. (2012) erhärtet werden.
Auch nach der Einführung des gesetzlichen Mindestlohns können die 
Befragten mit Bezug zur dritten Frage (»Welche Sorgen und Ängste der 
Beschäftigten hat der Mindestlohn seit seiner Einführung verringern kön-
nen?«), abgesehen von einem zum Teil erhöhten Brutto-Monatsgehalt, von 
keiner neu errungenen Verbesserung profitieren. In einigen Fällen wurden 
die Arbeitszeitgesetze umgangen, Arbeitsschutzrechte ignoriert und die 
Dokumentation der täglichen Arbeitszeit manipuliert. Desintegrations-
maßnahmen, die Sorge um Verdrängung durch andere Akteure sowie die 
Zunahme eines nicht vergüteten Mehraufwands scheinen typische Merk-
male des Gastgewerbes zu sein. Der Mindestlohn konnte diese Schief lagen 
nach den Angaben der Befragten nicht begradigen. Vor allem für jene, die 
die Tätigkeit in Vollzeit ausüben und qualifizierte Fachkräfte sind, führen 
diese strukturellen Branchenmerkmale zu subjektiven Belastungen und 
etwaigen Statusproblemen. Qualifizierte Beschäftigte empfinden im Ver-
gleich zu unqualifizierten oder nebenberuf lich Beschäftigten sowie Aus-
hilfen die Löhne als ungerechter als vor Einführung des Mindestlohns. Bei 
einigen Befragten sind die Löhne so angeglichen worden, dass hierarchische 
Abstufungen durch Lohnkompression aufgehoben wurden. Hierbei handelt 
es sich um eine Auswirkung des Mindestlohns, welche von den Interviewten 
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als negativer Ef fekt berichtet wurde. Somit muss die vorangestellte Frage, 
ob der Mindestlohn zu einer Verringerung von Sorgen und Ängsten bei den 
hier befragten Beschäftigten im Gastgewerbe führte, mit nein beantwortet 
werden.
Gerechtigkeit, Arbeitszufriedenheit und Arbeitsbedingungen sind The-
men, die die Befragten stark umtreiben. Gerade die zum Teil prekären 
Arbeitsbedingungen scheinen das Gewerbe zu einem zu machen, »[…] wofür 
[man] wirklich geboren sein [muss]. Ansonsten funktioniert es nicht. Man 
muss da mit Vollblut hinter stehen, ansonsten kann man das nicht durch-
halten.« (Zit. n. G3: 101) Die finanziellen Folgen prekärer Beschäftigungsver-
hältnisse wie niedrige Löhne und häufige Jobwechsel, gegebenenfalls mit 
Bezug von Lohnersatzleistungen, können unter Umständen im Haushalts-
kontext aufgefangen werden (Stuth et al. 2018). Mit den Sorgen und Status-
ängsten, die ein Kennzeichen dieser prekären Beschäftigungsverhältnisse 
sind, müssen die Beschäftigten individuell zurechtkommen. Zudem führen 
gestiegene Bruttostundenlöhne nicht zwangsläufig zu höheren monatlichen 
Einkommen, weil die Arbeitszeit häufig reduziert wurde oder es im Fall von 
erwerbstätigen Sozialleistungsbeziehenden zur Anrechnung von Einkom-
men kommt (Himmelreicher 2017).
Sozialpolitischer Handlungsbedarf ist vor allem bei der im Gastgewer-
be weit verbreiteten geringfügigen, Teilzeit- und befristeten Beschäftigung 
erforderlich. Bei solchen weniger regulierten Beschäftigungsverhältnissen 
sind die Risiken informell beschäftigt zu sein höher als bei sozialversiche-
rungspf lichtiger Vollzeitbeschäftigung (ILO 2018). Die Wiedereinführung 
einer wöchentlichen gesetzlichen Höchststundenanzahl bei geringfügiger 
Beschäftigung könnte dafür sorgen, dass sich der Arbeitseinsatz nicht über-
wiegend an den Kundenströmen orientiert. Für die Beschäftigten wären die 
Lage und die Länge der wöchentlichen Arbeitszeit verlässlicher, die Arbeit-
geber allerdings müssten den Personaleinsatz genauer planen und verlören 
damit an Flexibilität.
Insgesamt gesehen haben die sozial- und arbeitsmarktpolitischen Refor-
men der vergangenen Dekaden zu einer Dualisierung von Institutionen und 
sozialen Rechten (Emmenegger et al. 2012) geführt, die auf der einen Seite zu 
einer Ausweitung von Niedriglohn- und prekärer Beschäftigung in bestimm-
ten Branchen, darunter insbesondere im Gastgewerbe, geführt haben. An-
dererseits ist die Gesamtbeschäftigung gestiegen, ebenso die Löhne ab den 
mittleren Arbeitsentgelten. Die Einführung des gesetzlichen Mindestlohns 
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in Deutschland kann als Wegbereiter in Richtung mehr Lohngerechtigkeit 
gesehen werden. Zwischenzeitlich ist allerdings eine gewisse Lohnkompres-
sion am und knapp oberhalb des Mindestlohns festzustellen (Mindestlohn-
kommission 2018). Offensichtlich lässt sich eine längere Phase der Liberalisie-
rung am Arbeitsmarkt in Deutschland nicht durch eine einzelne Maßnahme 
zeitnah korrigieren, sondern erfordert auch verstärkte Kontrollen des Zolls. 
Eine Standardisierung der Aufzeichnung von Beschäftigungszeiten könnte 
zudem Umgehungsstrategien erschweren und die Kontrolle vereinfachen.
Viele Beschäftigte im Gastgewerbe sind mit ihrer Arbeit insgesamt gese-
hen zufrieden bis sehr zufrieden, darauf verweisen Brenscheidt et al. (2012) 
sowie die Befragten in dieser Studie. Gleichzeitig berichten die Befragten 
von einer geringen Wertschätzung am Arbeitsplatz (zu Inferioritätsängsten 
vgl. den Beitrag von Delhey und Steckermeier in diesem Band). Sie sind in 
latenter Sorge um ihren Arbeitsplatz und haben Ängste, diesen zu verlieren. 
Diese Sorgen und Ängste sind ein Ausdruck von Prekarität (Dörre 2007) und 
sie sind sehr plausibel: »Am schlimmsten ist es, arbeitslos zu sein, wenn fast 
alle anderen Arbeit haben. Wenn überall von Fachkräftemangel die Rede ist, 
von einem Boom am Arbeitsmarkt und von Unternehmern, die immerzu 
händeringend Mitarbeiter suchen. Dann trotzdem keine Arbeit zu finden ist 
extrem deprimierend.« (Rudzio 2018: 27).
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Pessimistische Eltern, pessimistische Kinder? 
Die beruflichen Zukunftserwartungen Jugendlicher 
im sozioökonomischen Familienkontext
Frederike Esche und Petra Böhnke
1. Einleitung
Das subjektive Wohlbefinden der Menschen wird in nicht geringem Ausmaß 
von ihren objektiven Lebensbedingungen mitbestimmt. So variiert zum 
Beispiel die Lebenszufriedenheit mit den Einkommensverhältnissen, und 
Arbeitslose berichten von mehr Sorgen und Ängsten als Personen in stabilen 
Erwerbskonstellationen (Diener et al. 1999; Dolan et al. 2008; Böhnke/Kohler 
2011). Studien, die sich mit dem Verhältnis von objektiven Lebensbedingun-
gen und subjektivem Wohlbefinden beschäftigen, konzentrieren sich häufig 
auf erwachsene Personen. Weitestgehend ungeklärt hingegen ist dieser Zu-
sammenhang im Jugendalter. Zwar werden Zukunftsvorstellungen, Ängste, 
Sorgen und Einstellungen von Jugendlichen regelmäßig erhoben (Albert et 
al. 2015), aber dabei häufig losgelöst vom sozialstrukturellen Kontext ihres 
Elternhauses diskutiert.
Aus Sicht der soziologischen Ungleichheitsforschung erweist sich dies 
als wesentliches Desiderat. Der Lebensverlaufstheorie zufolge sind die so-
zialen Positionen, die Personen im Laufe ihres Lebens einnehmen, und die 
damit verbundenen objektiven Lebensbedingungen als Ergebnis kumula-
tiver Handlungsentscheidungen anzusehen (DiPrete/Eirich 2006). Insbe-
sondere bezogen auf die Genese von im Erwachsenenalter beobachtbaren 
Arbeitsmarktungleichheiten nimmt das Jugendalter einen zentralen Stel-
lenwert ein, da Schulabschluss, Ausbildung und Studium die Weichen für 
den weiteren Lebensverlauf stellen (vgl. Hillmert 2017; Solga 2017; Dietrich/
Abraham 2018). Daran anknüpfend und ausgehend von der Tatsache, dass 
die Gefühlslage das Denken und Handeln mitbestimmt (Zhu/Thagard 2002), 
Frederike Esche und Petra Böhnke166
stellt sich die Frage, mit welchen beruf lichen Sorgen und Ängsten die Ju-
gendlichen in dieser bedeutsamen Lebensphase konfrontiert sind und was 
diese beeinf lusst.
Zur Beantwortung dieser Frage kann gemäß des Prinzips der »linked li-
ves« (Elder 1994; Elder et al. 2003) der Familien- und Haushaltskontext nicht 
außer Acht gelassen werden, da dieser auf vielfältige Art und Weise den 
Handlungsspielraum der Jugendlichen determiniert. Die sozioökonomische 
Position der Herkunftsfamilie beeinf lusst z. B. den schulischen und beruf-
lichen Erfolg der Jugendlichen. So belegen empirische Studien den Einf luss 
des Elternhauses auf den Schulabschluss der Jugendlichen (vgl. Geißler 2011; 
Becker 2017) oder deren Wahrscheinlichkeit, ein Studium aufzunehmen 
(Müller/Pollak 2016). Im Sinne der Statustransmission ließe sich daher ver-
muten, dass die Jugendlichen in Abhängigkeit von der sozioökonomischen 
Position des Elternhauses spezifischen Chancen und Risiken unterworfen 
sind und sich somit hinsichtlich ihrer beruf lichen Zukunftserwartungen 
unterscheiden sollten. Da die Jugendlichen, wenn überhaupt, nur über 
sehr wenig eigene Arbeitsmarkterfahrung verfügen, ist davon auszugehen, 
dass sie sich bei der Einschätzung ihrer beruf lichen Zukunftserwartungen 
wesentlich auf die Erfahrungen ihrer Eltern stützen. Weiterhin kann man 
davon ausgehen, dass im Rahmen der Sozialisation zum einen Werte und 
Einstellungen der Eltern auf die Kinder und Jugendlichen übertragen wer-
den. Zum anderen beeinf lusst der elterliche Erziehungsstil die Herausbildung 
bestimmter Persönlichkeitsmerkmale und Kontrollüberzeugungen, die letzt-
endlich auch das Ausmaß der beruf lichen Sorgen und Ängste prägen können.
Ziel des vorliegenden Beitrages ist es, die Jugendphase näher zu beleuch-
ten und sich mit den beruf lichen Zukunftserwartungen der Jugendlichen in 
Abhängigkeit ihres Familien- und Haushaltskontextes und ihrer sozialstruk-
turellen Verortung auseinanderzusetzen. Im Mittelpunkt steht die Frage, ob 
und auf welchem Wege die soziale Herkunft der Jugendlichen deren beruf-
liche Zukunftserwartungen beeinf lusst. Die soziale Herkunft bilden wir 
entlang zweier Dimensionen ab. Zum einen berücksichtigen wir die sozio-
ökonomische Position der Eltern, die anhand verschiedener objektiver Lage-
parameter (z. B. Bildungsniveau, Erwerbsstatus und beruf licher Status der 
Eltern) sowie subjektiver Indikatoren (z. B. Sorgen um die eigene wirtschaft-
liche Situation, Chancen einer Stellenfindung) gemessen wird. Zum anderen 
untersuchen wir die Bedeutung eines unterstützenden Erziehungsstils für 
die Herausbildung beruf licher Zukunftserwartungen der Jugendlichen. Für 
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die empirische Analyse, die auf den Daten des Sozio-oekonomischen Panels 
(SOEP 2006–2016) basiert, wird ein gewichteter Index der Zukunftserwar-
tungen genutzt, der sich aus den folgenden drei Einzelitems zusammen-
setzt: die Wahrscheinlichkeit, einen Arbeitsplatz im gewünschten Beruf zu 
finden, beruf lich erfolgreich sowie eine längere Zeit arbeitslos zu sein.
Der Beitrag gliedert sich wie folgt: Zunächst werden die theoretischen 
Grundlagen sowie der Forschungsstand erläutert und die zu überprüfen-
den Hypothesen abgeleitet. Abschnitt 3 beschreibt die Datenbasis und das 
methodische Vorgehen. Die Ergebnisse werden in Abschnitt 4 dargestellt. 
Abschließend erfolgt im Schlussabschnitt die Zusammenfassung und Dis-
kussion der Ergebnisse.
2. Bisherige Erkenntnisse und theoretische Einbettung
Welche Einsichten und theoretischen Erklärungen gibt es für das Verständ-
nis der beruf lichen Zukunftserwartungen Jugendlicher, ihrer Entstehungs-
bedingungen und ihrer Verteilung? Wir konzentrieren uns im Folgenden 
insbesondere auf die Frage, welche Rolle die sozialstrukturelle Position der 
Familie dabei spielt. Wir ordnen uns insofern den theoretischen Erklärungs-
mustern und Erkenntnissen der Transmissionsforschung zu. So gibt es 
deutliche Hinweise darauf, dass sich elterliche Arbeitsplatzverunsicherung 
auf die Jugendlichen überträgt (Lübke 2017, 2018) und dass das Ausmaß der 
Arbeitsplatzsicherheit der Eltern die berufsbezogenen Werte der Jugend-
lichen beeinf lusst (Johnson/Mortimer 2015). Weniger klare Erkenntnisse 
gibt es zu der geschlechtsspezifischen Variation dieser intergenerationalen 
Transmission (Barling et al. 1998; Lübke 2018). Lübke (2018) kann zudem 
nachweisen, dass die jugendliche Erfahrung in dieser Hinsicht mit der spä-
teren eigenen Arbeitsplatzverunsicherung korrespondiert, also langfristige 
Folgewirkungen und Benachteiligungen für die Jugendlichen an die elter-
lichen Arbeitsmarkterfahrungen gekoppelt sind.
Arbeitsmarktungleichheiten haben ihren Ursprung oft in der beruf li-
chen Erstplatzierung, die – insbesondere in Deutschland – wiederum in ers-
ter Linie vom erreichten Bildungsabschluss abhängt. Zum Beispiel fällt die 
Übergangsrate in eine beruf liche Ausbildung umso niedriger aus, je geringer 
der Bildungsabschluss ist, wobei sich diese Problematik seit Mitte der 1990er 
Jahre verschärft hat (Kleinert/Jacob 2012). Jugendliche ohne beruf liche Ab-
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schlüsse sind oftmals atypisch beschäftigt, erreichen einen geringeren be-
ruf lichen Status und gehen meist un- und angelernten Tätigkeiten nach (für 
einen Überblick siehe Dietrich/Abraham 2018). Die beruf lichen Sorgen bzw. 
Zukunftserwartungen der Jugendlichen sollten demnach maßgeblich durch 
deren Schulperformance und Bildungsabschlüsse bedingt sein.
Bildungszertifikate werden jedoch nicht rein nach dem Leistungsprinzip 
erworben, vielmehr sind die Bildungschancen der Kinder und Jugendlichen 
in Abhängigkeit von ihrer sozialen Herkunft ungleich verteilt, wie zahlreiche 
empirische Studien belegen (vgl. Geißler 2011; Becker 2017). Dies zieht sich 
durch alle Bildungsphasen. So beeinf lussen zum Beispiel das Bildungsniveau 
und die Einkommensarmut der Eltern die Schulleistungen von Grundschü-
lern (Tophoven 2011), die Klassenlage die Schulwahlentscheidung (Becker/
Lauterbach 2016) sowie die Wahrscheinlichkeit, ein Studium aufzunehmen 
(Schindler/Reimer 2010; Müller/Pollak 2016). Die sozioökonomische Position 
der Herkunftsfamilie determiniert den schulischen und beruf lichen Erfolg 
der Jugendlichen und somit deren beruf lichen Sorgen und Ängste. Im Sinne 
der Statustransmission ergeben sich die beiden folgenden Hypothesen:
H1a: Je niedriger die sozioökonomische Position der Eltern und je prekärer deren 
Erwerbsanbindung, desto eher machen sich die Jugendlichen Sorgen um ihre 
beruf liche Zukunf t.
H1b: Der Einf luss der sozioökonomischen Position der Herkunf tsfamilie auf die 
beruf lichen Zukunf tserwartungen der Jugendlichen wird durch deren Schul-
performance vermittelt.
Darüber hinaus zeigen empirische Studien die Bedeutsamkeit der Eltern-
Kind-Interaktion für die kindliche Entwicklung. Einerseits lassen sie den 
Schluss zu, dass ökonomische und erwerbsbezogene Benachteiligungen und 
damit zusammenhängende Sorgen das elterliche Erziehungs- und Unter-
stützungsverhalten negativ beeinf lussen (Masarik/Conger 2017). Nach Con-
ger et al. (2010) leidet das elterliche Wohlbefinden unter belastenden Lebens-
umständen wie Armut oder Arbeitslosigkeit mit der Folge von Depressionen, 
Entfremdungserfahrungen und Resignation. Dies wiederum führe dazu, 
dass sich Eltern mit weniger Wärme und Unterstützung um ihre Kinder 
kümmern können (Nauck 2014; Szydlik 2016). Der elterliche Erziehungsstil 
befördert oder verhindert in dieser Argumentationslinie den schulischen 
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Erfolg der Jugendlichen (Steinberg et al. 1989; Hutt et al. 2009) und somit de-
ren Sorgen und Ängste. Andere Studien weisen wiederum darauf hin, dass 
elterliche Fürsorge und unterstützende Solidarität die negativen Konse-
quenzen von materiell benachteiligten Lebensbedingungen für Kinder und 
Jugendliche auch abschwächen können (Benzies/Mychasiuk 2009; Böhnke/
Fischer-Neumann 2018).
H2: Fehlende elterliche Unterstützung wirkt sich negativ auf die beruf lichen Zu-
kunf tserwartungen der Jugendlichen aus und wird über deren Schulperfor-
mance vermittelt.
Dies zeigt, dass sich Statustransmission in komplexen Sozialisationspro-
zessen vollzieht, die die Weitergabe von Werten und Einstellungen der El-
tern an die Kinder unterstützen. Aus sozialisationstheoretischer Sicht stellt 
ein Aufwachsen in einem von Sorgen und Nöten geprägten Haushalt zu-
nächst generell eine Beeinträchtigung der kindlichen Entwicklungschan-
cen dar, sodass sich soziale Benachteiligungen über Generationen hinweg 
halten können. Schichtspezifische Sozialisationstheorien gehen dabei von 
einem unmittelbaren Zusammenhang zwischen den sozialstrukturellen 
Bedingungen des Aufwachsens und daraus erwachsenden Folgen für den 
Vergesellschaftungsprozess aus (Steinkamp/Stief 1978; Silbereisen/Walper 
1989), was die Weitergabe von Einstellungen beinhaltet und auch erlernte 
Bewältigungskompetenzen, Verhaltensmuster und Kontrollüberzeugungen 
mit einschließt (Bandura 1977; Bengtson et al. 2002). Lerntheorien und an 
Rollenübernahme orientierte Sozialisationsmodelle gehen davon aus, dass 
die entsprechenden Erfahrungskontexte einen wesentlichen Beitrag zur 
Übernahme elterlicher Einstellungsmuster leisten und dass sich Kontroll-
überzeugungen als generalisiertes Persönlichkeitsmerkmal aus der Lern-
erfahrung in spezifischen sozialen Situationen herausbilden (Rotter 1966). 
Internale Kontrollüberzeugungen verweisen auf Ursachenzuschreibung 
bei der jeweiligen Person selber, was auf die Wahrnehmung eines gewissen 
Einf lusses auf Situationen hinweist. Externale Kontrollüberzeugungen hin-
gegen liegen dann vor, wenn Ereignisse auf außerhalb der eigenen Person 
liegende Ursachen zurückgeführt werden; sie gehen mit einem gewissen 
Ausmaß an Fatalismus und Schicksalsglauben einher (Rotter 1966).
Neben spezifischen Kontrollüberzeugungen werden Persönlichkeits-
merkmale allgemein häufig anhand von fünf zentralen Dimensionen gemes-
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sen: Neurotizismus, Extraversion, Offenheit für Erfahrungen, Verträglichkeit 
und Gewissenhaftigkeit. Sie spiegeln relativ konstante Verhaltensorientie-
rungen und Einstellungsmuster wider, die sowohl genetischen Anlagen als 
auch Umwelteinf lüssen geschuldet sind (Johnson et al. 2008; Duncan et al. 
2014; Vollebergh et al. 2001). Die Persönlichkeitsmerkmale können einen Bei-
trag zur Ausprägung bildungs- und berufsbezogener Erwartungen und Ein-
stellungen leisten, sowohl unabhängig vom familiären Herkunftskontext als 
auch durch diesen beeinf lusst (Anger 2012; Baier/Hadjar 2004; Kaiser/Die-
wald 2014). So ist leicht vorstellbar, dass eine stark ausgeprägte Extraversion 
und Offenheit für Erfahrungen beruf liche Sorgen und Ängste in den Hinter-
grund treten lassen, wohingegen ausgeprägter Neurotizismus diese eher be-
fördern sollte. Studien bestätigen den Zusammenhang zwischen Persönlich-
keitsmerkmalen und akademischem Erfolg sowie beruf licher Platzierung, 
aber auch mit subjektivem Wohlbefinden (Ozer/Benet-Martínez 2006). Zu-
wendung der Eltern und ein wertschätzendes Verhalten befördert wiederum 
die Ausbildung von Selbstwirksamkeitsüberzeugungen (Sturzbecher 2002 
nach Wüst 2016: 92). Insbesondere das Gefühl, Kontrolle über das eigene Le-
ben zu haben, also die internalen Kontrollüberzeugungen, stehen mit einem 
optimistischen Blick auf die eigene beruf liche Zukunft in Verbindung (ebd.).
H3a: Kontrollüberzeugungen und Persönlichkeitsmerkmale beeinf lussen die be-
ruf lichen Zukunf tserwartungen der Jugendlichen.
H3b: Die Persönlichkeitsmerkmale und Kontrollüberzeugungen der Jugendlichen 
sind vom sozioökonomischen Kontext der Herkunf tsfamilie sowie dem Erzie-
hungsstil geprägt. Deren Einf luss auf die beruf lichen Zukunf tserwartungen 
schwächt sich unter Berücksichtigung der Persönlichkeitsmerkmale und Kon-
trollüberzeugungen ab.
Es besteht Grund zu der Annahme, dass die intergenerationale Transmis-
sion von berufsbezogenen Einstellungen nicht genderneutral verläuft. Müt-
ter und Väter nehmen auf unterschiedliche Art und Weise Einf luss auf ihre 
Kinder, und die Übernahmewahrscheinlichkeit sollte daher in Abhängigkeit 
vom Geschlecht der Kinder sowie der Eltern variieren (Acock/Bengtson 1978). 
Die geschlechtsspezifische Rollenverteilung und die damit verbundene stär-
kere Präsenz der Mutter im häuslichen Kontext werden als Argument dafür 
herangezogen, dass der mütterliche Einf luss auf die Einstellungen der Kin-
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der dominiert. In Bezug auf arbeitsbezogene Werte überzeugt dies jedoch 
nicht, wenn der Vater derjenige ist, der in der Hauptsache die außerhäusige 
Arbeitserfahrung in die Familie trägt. Geht man davon aus, dass kogniti-
ve Erfahrung und Lernen am Modell vor allem geschlechtskonform verläuft, 
müsste sich insbesondere vom Vater auf den Sohn eine starke Transmissions-
linie zeigen. Das Aufweichen der geschlechtsspezifischen Arbeitsteilung und 
die stetig wachsende Präsenz von Frauen am Arbeitsmarkt stellen diese ein-
dimensionale Argumentationskette allerdings in Frage, sodass in dieser Hin-
sicht ebenso von einem Einf luss der Väter auf die Töchter auszugehen ist, oder 
auch eine erwerbstätige Mutter Kindern beiden Geschlechts Einstellungen 
übertragen kann. Im Widerspruch dazu stehen Überlegungen, die von einem 
Generationskonf likt und hier insbesondere von der (geschlechtskonformen) 
Ablehnung elterlicher Werte als Protestform und Ausdruck von Eigenständig-
keitsentwicklung der Jugendlichen ausgehen (Fend 2009). Die bislang spär-
liche empirische Evidenz kommt zu keinem klaren Ergebnis (Barling/Dupre/
Hepburn 1998; Lam/O’Flaherty/Baxter 2018; Lübke 2018), sodass wir zwar 
unsere empirischen Berechnungen auch geschlechtsspezifisch durchführen, 
jedoch keine konkrete Erwartung an die Ergebnisse formulieren.
3. Daten und methodische Vorgehensweise
Die empirische Überprüfung basiert auf den Daten des Sozio-oekonomi-
schen Panels (SOEPv.33.1) (Goebel et al. 2018). Konkret stützen wir uns auf 
den Jugendfragebogen, mittels dessen seit dem Jahr 2000 die Jugendlichen 
im Alter von 17 Jahren unter anderem bezüglich der Schulperformance, ihrer 
Zukunftserwartungen, der Persönlichkeit sowie zu ihrem Verhältnis zu den 
Eltern befragt werden. Die relevanten Daten der Eltern entstammen den je-
weiligen Personen- und Haushaltsfragebögen.
Operationalisierung der abhängigen und unabhängigen Variablen
Bei der abhängigen Variable beruf liche Zukunf tserwartungen handelt es sich um 
einen gewichteten Index, der anhand einer Faktorenanalyse aus den folgen-
den drei Einzelitems gebildet wurde: »im gewünschten Beruf einen Arbeits-
platz finden«, »beruf lich erfolgreich sein« sowie »längere Zeit arbeitslos sein«. 
Die genannten Einzelitems werden im Jugendfragebogen mittels der Frage 
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»Wenn Sie sich einmal Ihre beruf liche und private Zukunft vorstellen: Wie 
wahrscheinlich ist es, dass die folgenden Entwicklungen eintreten werden?« 
auf einer 11er-Skala von 0 (0 Prozent) bis 10 (100 Prozent) erhoben. Je höher 
(niedriger) der Indexwert, desto optimistischer (pessimistischer) schätzen 
die Jugendlichen ihre beruf liche Zukunft ein.
Die zentralen erklärenden Variablen lassen sich drei verschiedenen 
Blöcken zuordnen. Der erste Variablenblock beschreibt den Familien- und 
Haushaltskontext der Jugendlichen. Neben dem aktuellen monatlichen Net-
to-Haushaltsäquivalenzeinkommen (neue OECD-Gewichtung) umfasst dieser 
unter anderem weitere objektive und subjektive Indikatoren zur sozioöko-
nomischen Position des Vaters bzw. der Mutter. Der Bildungsstatus wird 
mittels des CASMIN-Schemas abgebildet und beinhaltet die drei Kategorien 
»niedrig« (CASMIN 1a-1c), »mittel« (CASMIN 2a-b) und »hoch« (CASMIN 2c-
3b). Bezüglich des aktuellen Erwerbsstatus wird bei der Mutter zwischen den 
vier Kategorien »vollzeiterwerbstätig«, »teilzeiterwerbstätig/geringfügig be-
schäftigt«, »arbeitslos/unregelmäßig beschäftigt« und »nicht erwerbstätig« 
unterschieden. Aufgrund der geringen Fallzahl werden beim Vater die Aus-
prägungen vollzeit- und teilzeiterwerbstätig zu der Kategorie »erwerbstätig« 
zusammengefasst. Die beruf liche Position wird mithilfe des zuletzt erreichten 
ISEI1 abgebildet. Des Weiteren wird der Anteil der kumulierten Arbeitslosigkeits-
dauer an der bisherigen Erwerbsdauer, die sich aus der kumulierten Dauer 
von Vollzeit- und Teilzeiterwerbstätigkeit sowie der Arbeitslosigkeitsdauer 
ergibt, gebildet und als metrische Variable in das Modell integriert. Bezüg-
lich der subjektiven Indikatoren werden zum einen die Sorgen um die eigene 
wirtschaf tliche Situation berücksichtigt, wobei zwischen »keine Sorgen«, »ei-
nige Sorgen« und »große Sorgen« differenziert wird. Zum anderen geht die 
subjektive Wahrnehmung der Eltern bzgl. der Chancen, eine (gleichwertige) 
Stelle zu finden, in die Analyse mit ein. Sind Vater bzw. Mutter erwerbstätig, 
wird dies mittels der Frage »Wenn Sie Ihre jetzige Stelle verlieren würden, 
wäre es für Sie dann leicht, schwierig oder praktisch unmöglich, wieder eine 
mindestens gleichwertige Stelle zu finden?«, im Falle einer Nichterwerb-
stätigkeit mittels der Frage »Wenn Sie jetzt eine Arbeit suchen würden: Ist 
oder wäre es für Sie leicht, schwierig oder praktisch unmöglich, eine geeig-
1  Der ISEI kann Werte zwischen 16 (z. B. landwirtschaf tliche Hilfskräf te) und 90 (Richter) an-
nehmen und berücksichtigt neben dem Einkommen das Bildungsniveau der Angehörigen 
verschiedener Berufe (Ganzeboom/Treiman 1996).
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nete Stelle zu finden?« erhoben. Die Angaben werden in Abhängigkeit des 
Erwerbsstatus zu den beiden Kategorien »leicht« und »schwierig/praktisch 
unmöglich« zusammengefasst. Als weitere erklärende Variable geht der 
unterstützende Erziehungsstil von Vater bzw. Mutter in die Analyse mit ein, 
der im Jugendfragebogen anhand einer Multi-Itemskala getrennt für beide 
Elternteile erhoben (vgl. Weinhardt/Schupp 2011) und mittels einer Fakto-
renanalyse gebildet wird.
Die Schulperformance der Jugendlichen bildet den zweiten Variablenblock. 
Berücksichtigt werden zum einen die Zufriedenheit mit den schulischen Leistun-
gen insgesamt, die auf einer 11er-Skala von 0 (ganz unzufrieden) bis 10 (sehr zu-
frieden) gemessen wird, und zum anderen das Bildungsniveau der Jugendlichen. 
Bezogen auf letzteres wird entweder die aktuell besuchte Schulform oder, 
wenn die Schule bereits beendet wurde, der erreichte Schulabschluss ver-
wendet. Es wird dabei zwischen den vier Kategorien »maximal Hauptschule«, 
»Realschule«, »Gesamtschule« und »Fachhochschulreife/Abitur« unterschie-
den. Des Weiteren wird eine dichotome Variable gebildet, die Auskunft darü-
ber gibt, ob die Jugendlichen bereits die Schule abgeschlossen haben oder nicht.
Bezüglich der Persönlichkeit wird auf die BIG-5 und die Kontrollüberzeu-
gungen zurückgegriffen. Die BIG-5 werden im Jugendfragebogen des SOEP an-
hand der Big-Five-Inventory-Kurzversion (BFI-S) erhoben (Weinhardt/Schupp 
2011). Mittels einer Faktorenanalyse werden die fünf Dimensionen Gewissen-
haftigkeit, Extroversion, Verträglichkeit, Offenheit für Erfahrungen und Neu-
rozitismus extrahiert. Es lassen sich die Ergebnisse bzgl. der Skalenbildung 
von Weinhardt und Schupp (2011) replizieren. Gleiches gilt für die Kontroll-
überzeugungen, wobei sich hier eine Zwei-Faktorenlösung ergibt und zwi-
schen internalen und externalen Kontrollüberzeugungen differenziert wird.
Als Kontrollvariablen werden der Migrationsstatus der Jugendlichen, sowie 
die Tatsache, ob es sich um einen Ein-Elternhaushalt handelt, berücksichtigt. Als 
Ein-Elternhaushalt werden all jene Haushalte klassifiziert, bei denen der Vater 
bzw. die Mutter nicht mit einem Partner in einem gemeinsamen Haushalt lebt. 
Des Weiteren wird das Erhebungsjahr sowie die Region (Ost-/Westdeutschland) 
integriert, um für makrostrukturelle Unterschiede zu kontrollieren.
Fallauswahl
Obgleich der Jugendfragebogen bereits seit 2000 fester Bestandteil des SOEP 
ist, können für die empirische Überprüfung nur die Daten der Jahre 2006–
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2016 genutzt werden, da die Erfassung der Persönlichkeitsmerkmale erst 
seit 2006 erfolgt. Berücksichtigt werden des Weiteren nur jene Befragungs-
personen, die vollständige Angaben zu den oben erläuterten Indikatoren 
aufweisen. Da die Ergebnisse bisheriger Studien zum Teil auf geschlechts-
spezifische Transmissionseffekte hindeuten, werden die Analysen für ver-
schiedene Teilstichproben durchgeführt: Vater-Jugendliche (N = 2.530) bzw. 
Vater-Sohn (N = 1.308) und Vater-Tochter (N = 1.222) sowie Mutter-Jugend-
liche (N = 3.103) bzw. Mutter-Sohn (N = 1.598) und Mutter-Tochter (N = 1.505). 
Die Verteilung der erklärenden Variablen für die genannten Stichproben ist 
in Tabelle 1 dargestellt.










Ostdeutschland 17,3 % 19,2 % 15,2 % 18,4 %
Migrationsstatus 22,2 % 18,5 % 25,2 % 21,3 %
Schulbildung Jugendliche
max� Hauptschule 12,6 % 18,1 % 12,5 % 17,5 %
Realschule 30,9 % 33,6 % 31,0 % 32,7 %
Fachhochschulreife/Abitur 47,6 % 40,9 % 47,8 % 42,5 %
Gesamtschule 9,0 % 7,5 % 8,7 % 7,3 %
Schule bereits beendet 21,3 % 23,2 % 20,0 % 21,6 %
Zufriedenheit Schulleistungen 6,7 (1,9) 6,5 (2,0) 6,8 (1,9) 6,5 (2,0)
BIG V
Extroversion 0,1 (0,8) -0,0 (0,8) 0,1 (0,8) -0,0 (0,8)
Gewissenhaftigkeit 0,1 (0,8) -0,1 (0,8) 0,1 (0,8) -0,1 (0,8)
Offenheit 0,0 (0,7) -0,0 (0,7) 0,0 (0,7) -0,0 (0,7)
Neurozitismus 0,2 (0,7) -0,2 (0,7) 0,1 (0,7) -0,2 (0,7)
Verträglichkeit 0,1 (0,7) -0,1 (0,7) 0,1 (0,6) -0,1 (0,7)
Internale Kontrollüberzeugungen 0,0 (0,6) 0,0 (0,6) 0,0 (0,6) -0,0 (0,6)
Externale Kontrollüberzeugungen 0,0 (0,7) -0,1 (0,8) -0,0 (0,7) -0,1 (0,8)











mit Partner zusammenlebend 72,2 % 75,1% 93,3 % 94,5 %
Bildungsabschluss Elternteil
niedrig 26,5 % 24,0 % 38,8 % 32,9 %
mittel 39,5 % 41,6 % 24,1 % 26,6 %
hoch 34,1 % 34,4 % 37,1 % 40,6 %
Erwerbsstatus Elternteil
vollzeiterwerbstätig 26,3 % 26,9 %
92,2 % 92,2 %
teilzeiterwerbstätig 45,1 % 45,6 %
arbeitslos, unregelmäßig beschäftigt 21,7 % 20,0 % 6,1 % 6,3 %
nicht erwerbstätig 6,8 % 7,5 % 1,7 % 1,5 %
Chance (gleichwertige) Stelle finden
leicht 23,3 % 22,5 % 18,5 % 18,4 %
schwierig/unmöglich 67,2 % 69,2 % 71,8 % 72,8 %
nicht erhoben 9,5 % 8,3 % 9,7 % 8,9 %
Sorgen um wirtschaftliche Situation
keine Sorgen 21,5 % 24,0 % 28,0 % 29,3 %
einige Sorgen 54,1 % 51,9 % 53,3 % 49,1 %
große Sorgen 24,4 % 24,2 % 18,7 % 21,6 %
ISEI 42,3 (16,7) 43,0 (16,5) 45,5 (17,5) 47,1 (17,8)
kum� Arbeitslosigkeitsdauer 8,0 (16,1) 8,2 (17,0) 3,3 (9,2) 4,2 (11,0)
unterstützende Elternstil 0,1 (0,9) 0,0 (0,9) 0,2 (0,8) 0,2 (0,8)
HH-Nettoäquivalenzeinkommen 1�192 (642) 1�203 (636) 1�245 (655) 1�263 (793)
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Methodisches Vorgehen
Die empirische Überprüfung erfolgt unter Anwendung der OLS-Regression. 
Dabei werden die erklärenden Variablen schrittweise in das Modell einge-
führt. Im ersten Schritt wird zunächst der Einf luss der objektiven sozioöko-
nomischen Position der Eltern auf die beruf lichen Zukunftserwartungen der 
Jugendlichen analysiert. Daran anknüpfend werden die subjektiven Indika-
toren der Eltern, d. h. die Chance der Stellenfindung sowie die Sorgen um die 
eigene wirtschaftliche Situation, und im dritten Schritt der unterstützende 
Erziehungsstil der Eltern in das Modell integriert. Um zu überprüfen, ob ein 
möglicher Transmissionseffekt durch die Bildung vermittelt wird, werden 
anschließend die Indikatoren bezüglich der Schul performance der Jugend-
lichen in das Modell aufgenommen. Im letzten Schritt werden die BIG-5 und 
die Kontrollüberzeugungen einbezogen. Um mögliche geschlechtsspezifi-
sche Unterschiede identifizieren zu können, wird das Endmodell zusätzlich 
getrennt für Mädchen und Jungen berechnet.
4. Ergebnisse
Um einen ersten Eindruck über die beruf lichen Zukunftserwartungen der 
Jugendlichen zu gewinnen, sind in Abbildung 1 die durchschnittlichen Wahr-
scheinlichkeiten der drei Einzelitems, einen Arbeitsplatz im gewünschten 
Beruf zu erhalten, beruf lich erfolgreich sowie eine längere Zeit arbeitslos 
zu sein, illustriert. Es zeigt sich in allen Teilstichproben, dass die Jugendli-
chen insgesamt sehr zuversichtlich in die Zukunft blicken. Die Jugendlichen 
schätzen es nicht nur als sehr wahrscheinlich (durchschnittlich ca. 70 Pro-
zent) ein, einen Arbeitsplatz im gewünschten Beruf zu erhalten sowie er-
folgreich zu sein. Die Wahrscheinlichkeiten steigen über die Zeit tendenziell 
auch an. Die Wahrscheinlichkeit für das Eintreten einer längeren Arbeits-
losigkeitsphase hingegen wird durchschnittlich als eher gering eingeschätzt 
(ca. 20 Prozent) und reduziert sich über die Zeit (vgl. hierzu auch die Beiträ-
ge von Lübke und Lengfeld in diesem Band).
In Tabelle 2 sind die multivariaten Ergebnisse der OLS-Regression für die 
Jugendlichen und deren Väter dargestellt. Wird im ersten Schritt zunächst 
die sozioökonomische Position des Vaters berücksichtigt, übt lediglich der 
Erwerbsstatus einen signifikanten Ef fekt auf die beruf lichen Zukunfts-
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erwartungen der Jugendlichen aus (M 1). Die Kinder arbeitsloser oder nur 
unregelmäßig beschäftigter Väter blicken pessimistischer in die Zukunft 
als Kinder erwerbstätiger Väter. Allerdings scheint dies auch nur für die 
Jungen zu gelten, wie die geschlechtsspezifischen Analysen verdeutlichen 
(vgl. M  5a und M  5b). Der Arbeitslosigkeitsef fekt reduziert sich nur mini-
mal (6 Prozent), wenn die Einschätzung hinsichtlich der Stellenfindung und 
die Sorgen um die eigene wirtschaftliche Situation in das Modell integriert 
werden (M 2). Allerdings beeinträchtigen ausschließlich letztere die beruf-
lichen Zukunftserwartungen der Jugendlichen signifikant: Je stärker sich 
die Väter um ihre eigene wirtschaftliche Situation sorgen, desto schlechter 
schätzen die Jugendlichen ihre beruf liche Zukunft ein. Im dritten Schritt 
wird der unterstützende Erziehungsstil des Vaters in das Modell aufge-
nommen (M  3), der die Herausbildung optimistischer Zukunftserwartun-
gen signifikant befördert. Darüber hinaus reduziert sich der Ef fekt der 
väterlichen Sorgen bzgl. der wirtschaftlichen Situation unter Kontrolle 
Abbildung 1: Durchschnittliche Wahrscheinlichkeiten in Prozent einen Arbeitsplatz 
zu finden, erfolgreich zu sein und längere Zeit arbeitslos zu werden im Zeitverlauf, 
getrennte Darstellung für alle Teilstichproben
Quelle: SOEPv.33.1, eigene Berechnungen (gewichtete Werte)
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des Erziehungsstils um jeweils 14 Prozent und ist jetzt nur noch auf dem 
10-Prozent- Niveau signifikant. In Einklang mit den theoretischen Annah-
men scheinen sich demnach die finanzielle Lage des Haushaltes und die da-
raus resultierenden finanziellen Sorgen auf den Erziehungsstil des Vaters 
auszuwirken.
Tabelle 2: Determinanten der beruf lichen Zukunftserwartungen Jugendlicher, 
Teilstichprobe Vater-Kinder





weiblich -0,072* -0,072* -0,072* -0,084** -0,113***
HH-Nettoäquivalenz-
einkommen (in Tsd�)
0,000 -0,011 -0,016 -0,001 0,002 0,005 0,004
Bildungsabschluss  
(Ref.: hoch)
niedrig 0,066 0,075+ 0,091* 0,054 0,051 0,050 0,060





* -0,171* -0,197** -0,206** -0,195** -0,237* -0,136
nicht erwerbstätig -0,163 -0,155 -0,153 -0,141 -0,088 -0,197 0,015
ISEI -0,000 -0,001 -0,001 -0,001 -0,001 -0,001 -0,000
kumulierte  
Arbeitslosigkeitsdauer
-0,001 -0,001 -0,000 0,000 -0,001 0,003 -0,004+
schwierig/unmöglich 
Stelle finden
-0,031 -0,037 -0,025 -0,025 -0,059 0,010
Sorgen wirtschaftliche 
Situation (Ref.: keine)
einige Sorgen -0,070+ -0,060+ -0,070* -0,079* -0,097* -0,047
große Sorgen -0,101* -0,087+ -0,090+ -0,091* -0,146* -0,023
unterstützender  
Erziehungsstil 0,128
*** 0,103*** 0,029 0,041 0,016
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Um zu überprüfen, ob der Einf luss der sozioökonomischen Position des 
Vaters und dessen subjektive Wahrnehmung über die Bildung vermittelt 
wird, werden anschließend die Indikatoren für die Schulperformance der 
Jugendlichen berücksichtigt (M  4). Anders als erwartet lassen sich jedoch 
keine wesentlichen Mediationsef fekte identifizieren. Ganz im Gegenteil: 
Sowohl die Arbeitslosigkeit des Vaters als auch dessen Sorgen bzgl. der 
wirtschaftlichen Situation verstärken sich – wenn auch nur geringfügig – 
unter Berücksichtigung der Schulleistungen. Allerdings scheint die Schul-
performance der Jugendlichen zum Teil den Ef fekt des unterstützenden Er-







max� Hauptschule 0,093+ 0,109* 0,001 0,232**
Realschule 0,123** 0,108** 0,059 0,152**
Gesamtschule 0,029 0,050 -0,084 0,166*
Schule bereits beendet 0,096* 0,088* 0,079 0,097
Zufriedenheit  
Schulleistungen 0,072
*** 0,037*** 0,039*** 0,032**




BIG-5 – Offenheit 0,073*** 0,063* 0,075*
BIG-5 – Neurotizismus -0,048* -0,063* -0,047







Kontrollvariablen ja ja ja ja ja ja ja
Konstante -0,172+ -0,069 -0,076 -0,615*** -0,387*** -0,300* -0,568***
R 2 0,063 0,065 0,082 0,122 0,227 0,246 0,237
N 2�530 2�530 2�530 2�530 2�530 1�308 1�222
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ziehungsstils zu vermitteln. Dieser reduziert sich um fast 20 Prozent, wenn 
für das Bildungsniveau der Jugendlichen und deren Zufriedenheit mit den 
Schulnoten kontrolliert wird. Vollständig erklärt werden kann der Ef fekt 
allerdings erst unter Hinzunahme der Persönlichkeit (M 5). Den Ergebnis-
sen zufolge scheint der Erziehungsstil demnach einerseits die Schulper-
formance der Jugendlichen zu beeinf lussen und andererseits zur Heraus-
bildung spezifischer Persönlichkeitsmerkmale zu führen, die sich dann 
wiederum auf die Einschätzung der beruf lichen Zukunftserwartungen 
auswirken.
Doch welchen Einf luss üben die Schulperformance und die Persönlich-
keit der Jugendlichen auf deren beruf liche Zukunftserwartungen aus? Wie 
erwartet blicken die Jugendlichen umso positiver in die Zukunft, je zufrie-
dener sie mit ihren Schulnoten sind. Dem stehen jedoch die Ef fekte des 
Bildungsniveaus gegenüber: Anders als vermutet schätzen Hauptschüler 
und Realschüler ihre beruf liche Zukunft signifikant besser ein als Gym-
nasiasten (M 3). Den geschlechtsspezifischen Analysen zufolge scheint dies 
allerdings lediglich bei den Mädchen der Fall zu sein (vgl. M 5a und M 5b). 
Über die Gründe kann an dieser Stelle nur spekuliert werden. Möglicher-
weise liegt es an dem lebenslaufspezifischen Timing. Während Haupt- und 
Realschüler im Befragungsalter von 17 Jahren bereits konkrete Berufsbilder 
vor Augen haben mögen, sind bei den Gymnasiasten die Vorstellungen über 
ein mögliches Studium und einer sich daraus nicht unmittelbar ergebenden 
konkreten Erwerbstätigkeit weniger fassbar und gehen eventuell deshalb 
mit Unsicherheit einher. In diesem Falle wären negative Zukunftserwar-
tungen bei höher Gebildeten als Orientierungslosigkeit zu interpretieren. 
Des Weiteren blicken die Jugendlichen signifikant positiver in die beruf-
liche Zukunft, wenn sie die Schule bereits abgeschlossen haben. Dies lässt 
sich damit begründen, dass sie erste Erfahrungen mit dem Arbeitsmarkt 
gesammelt und vermutlich bereits erfolgreich eine erste Arbeitsstelle ge-
funden haben.
Hinsichtlich der BIG-5-Persönlichkeitsmerkmale sowie der Kontroll-
überzeugungen stehen die Ergebnisse in Einklang mit den theoretischen 
Annahmen. Während externale Kontrollüberzeugungen zu pessimisti-
scheren Zukunftserwartungen führen, werden diese bei internalen Kon-
trollüberzeugungen signifikant positiver eingeschätzt (M 5). Des Weiteren 
blicken die Jugendlichen umso optimistischer in ihre beruf liche Zukunft, je 
extravertierter und gewissenhafter sie sind. Gleiches gilt auch für das Aus-
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maß an Offenheit, allerdings trif ft dies lediglich für die Mädchen zu, wie 
die geschlechtsspezifischen Analysen verdeutlichen (vgl. M  5a und M  5b). 
Neurotizismus hingegen befördert die Herausbildung pessimistischer Zu-
kunftserwartungen. Aber auch hier ergeben sich geschlechtsspezifische 
Unterschiede, sodass dies ausschließlich für die Jungen gilt (vgl. M 5a und 
M 5b).
Wie die vorangegangenen Ergebnisse verdeutlichen, werden die beruf-
lichen Zukunftserwartungen der Jugendlichen insgesamt betrachtet nur zu 
einem geringen Maße direkt durch die sozioökonomische Position des Va-
ters sowie dessen subjektive Wahrnehmung beeinf lusst. Ähnlich verhält es 
sich bei den Müttern. Lediglich die bisherige kumulierte Arbeitslosigkeits-
erfahrung der Mutter übt einen signifikanten Ef fekt auf die beruf lichen 
Zukunftsaussichten der Jugendlichen aus (Tabelle  3, M  1). Wie erwartet 
blicken die Jugendlichen umso pessimistischer in ihre beruf liche Zukunft, 
je länger die Mutter bereits arbeitslos gewesen ist. Der Ef fekt bleibt auch 
unter Einbezug weiterer Indikatoren konstant und wird demnach nicht 
durch diese vermittelt. Des Weiteren lässt sich erneut ein signifikanter Ef-
fekt hinsichtlich des Erziehungsstils identifizieren. So befördert ebenfalls 
ein unterstützender Erziehungsstil seitens der Mutter die Herausbildung 
optimistischer Zukunftserwartungen (M 3). Der Ef fekt reduziert sich um 
21 Prozent, wenn die Schulperformance der Jugendlichen in das Modell auf-
genommen wird (M 4). Analog zu den Ergebnissen der Väter lässt sich der 
signifikante Ef fekt des mütterlichen Erziehungsstils ebenfalls vollständig 
durch die Persönlichkeit und Kontrollüberzeugungen der Jugendlichen er-
klären. Somit bestätigen auch hier die Ergebnisse unsere theoretischen An-
nahmen und die Resultate anderer Studien, dass der Erziehungsstil zum 
einen die Schulleistungen der Jugendlichen beeinf lusst und zum anderen 
die Ausbildung spezifischer Persönlichkeitsmerkmale und Kontrollüber-
zeugungen befördert, die letztendlich wiederum die Erwartungen an die 
beruf liche Zukunft beeinf lussen. Da sich die Ef fekte der Schulperfor-
mance und Persönlichkeit auf die beruf lichen Zukunftserwartungen der 
Jugendlichen nicht wesentlich zwischen den Teilstichproben, d. h. Mutter-
Kind- und Vater-Kind Sample, unterscheiden, wird auf eine weitere Erläu-
terung an dieser Stelle verzichtet.
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Tabelle 3: Determinanten der beruf lichen Zukunftserwartungen Jugendlicher, 
Teilstichprobe Mutter-Kinder
M 1 M 2 M 3 M 4 M 5




weiblich -0,059* -0,059* -0,072** -0,078** -0,095***
HH-Nettoäquivalenz-
einkommen (in Tsd�)
0,021 0,012 0,005 0,029 0,043+ 0,019 0,061+
Bildungsabschluss 
(Ref.: hoch)
niedrig 0,022 0,027 0,042 0,008 -0,006 -0,018 0,020
mittel 0,043 0,045 0,053 0,030 0,027 0,012 0,043
Erwerbsstatus (Ref.: 
vollzeiterwerbstätig)
teilzeiterwerbstätig -0,022 -0,021 -0,019 -0,020 -0,018 -0,015 -0,043
arbeitslos, unregel-
mäßig beschäftigt
-0,040 -0,042 -0,044 -0,049 -0,033 -0,027 -0,068
nicht erwerbstätig -0,067 -0,063 -0,063 -0,070 -0,052 -0,105 -0,005
ISEI -0,001 -0,001 -0,001 -0,001 -0,001 0,001 -0,002+
kumulierte  
Arbeitslosigkeitsdauer -0,003
** -0,003** -0,003** -0,003** -0,002** -0,002+ -0,003+
schwierig/unmöglich 
Stelle finden
-0,051 -0,047 -0,047 -0,025 -0,069 0,029
Sorgen wirtschaftliche 
Situation (Ref.: keine)
einige Sorgen 0,002 0,006 0,009 0,015 -0,005 0,037
große Sorgen -0,065 -0,060 -0,049 -0,032 -0,011 -0,051
unterstützender  
Erziehungsstil 0,105
*** 0,083*** 0,010 0,009 0,010
Schulbildung Jugend-
liche (Ref.: Gymnasium)
max� Hauptschule 0,098+ 0,125* 0,035 0,231**
Realschule 0,159*** 0,138*** 0,084+ 0,180***
Gesamtschule 0,010 0,027 -0,152* 0,168*
Schule bereits beendet 0,100* 0,078* 0,058 0,081
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5. Zusammenfassung und Diskussion
Ziel des vorliegenden Beitrages war es, die beruf lichen Zukunftserwartun-
gen der Jugendlichen in Abhängigkeit zur sozialstrukturellen Verortung 
ihres Familien- und Haushaltskontextes zu betrachten. Zunächst zeigen die 
Ergebnisse, dass die Jugendlichen generell recht positiv in ihre beruf liche 
Zukunft blicken. Die Wahrscheinlichkeit, einen Arbeitsplatz im gewünsch-
ten Beruf zu erhalten und beruf lich erfolgreich zu sein bzw. arbeitslos zu 
werden, schätzen sie mit durchschnittlich ca. 70 Prozent als sehr hoch bzw. 
mit ca. 20 Prozent als niedrig ein. Gleichzeitig scheinen sich die Zukunfts-
erwartungen der Jugendlichen im Laufe der Zeit verbessert zu haben. Dies 
spricht  – zumindest bei den Jugendlichen  – gegen die Annahme einer zu-
nehmenden Angstgesellschaft.
Doch inwieweit werden die beruf lichen Zukunftserwartungen der Ju-
gendlichen durch deren soziale Herkunft beeinf lusst? Insgesamt betrachtet 
M 1 M 2 M 3 M 4 M 5






*** 0,040*** 0,044*** 0,036***




BIG-5 - Offenheit 0,057** 0,039 0,068*
BIG-5 - Neurotizismus -0,022 -0,053+ 0,001







Kontrollvariablen ja ja ja ja ja ja ja
Konstante -0,197* -0,130 -0,112 -0,708*** -0,544*** -0,466** -0,695***
R 2 0,061 0,063 0,077 0,121 0,208 0,231 0,209
N 3�103 3�103 3�103 3�103 3�103 1�598 1�505
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übt die sozialstrukturelle Verortung des Familien- und Haushaltskontextes 
einen deutlich geringeren Effekt auf die beruf lichen Zukunftserwartungen 
der Jugendlichen aus als erwartet. Bezogen auf die objektive Lage der El-
tern erweisen sich lediglich die Arbeitslosigkeit bzw. die unregelmäßige Be-
schäftigung des Vaters sowie die kumulierte Arbeitslosigkeitserfahrung der 
Mutter als signifikante Einf lussgrößen auf die beruf lichen Zukunftserwar-
tungen der Jugendlichen. Hinsichtlich der subjektiv wahrgenommenen Lage 
sind es die Sorgen des Vaters um die eigene wirtschaftliche Situation, die 
sich negativ auf die beruf lichen Zukunftserwartungen auswirken. Hypothe-
se H1a findet somit im Hinblick auf Arbeitslosigkeit und existenzielle Unsi-
cherheitserfahrungen Bestätigung, hinsichtlich anderer sozioökonomischer 
Indikatoren der sozialen Herkunft allerdings nicht. Die Schul performance 
der Jugendlichen hat nicht den erwarteten vermittelnden Effekt, sodass wir 
Hypothese H1b ablehnen müssen.
Dass vor allem der elterlichen Arbeitslosigkeitserfahrung eine solche 
Wirkmächtigkeit zuzusprechen ist, verwundert nicht. Arbeitslosigkeit geht 
nicht nur mit finanziellen Einbußen einher, sondern führt auch zu dem Ge-
fühl fehlender sozialer Wertschätzung (vgl. dazu Delhey/Steckermeier in 
diesem Band) und insgesamt schlechteren Teilhabechancen. Der Verlust 
des Arbeitsplatzes beeinträchtigt massiv das Wohlbefinden der Betroffe-
nen: Sie sind deutlich unzufriedener und leiden häufiger unter Angst und 
Traurigkeit (Scheve et al. 2017). Darüber hinaus reduziert insbesondere die 
Arbeitslosigkeit des Mannes die Lebenszufriedenheit der Partnerin sowie 
deren Zufriedenheit mit dem Familienleben (Esche 2017), ein Zustand, der 
im täglichen Umgang miteinander den Jugendlichen sicherlich nicht verbor-
gen bleibt. Hervorzuheben ist in diesem Zusammenhang auch die Tatsache, 
dass die elterliche Arbeitslosigkeitserfahrung unabhängig von der Schulper-
formance der Jugendlichen und somit über alle Bildungsklassen hinweg de-
ren beruf liche Zukunftserwartungen beeinträchtigt.
Obgleich die Ergebnisse der empirischen Analyse die Annahmen der in-
tergenerationalen Transmission nur schwach bestätigen, heißt dies nicht, 
dass der Familien- und Haushaltskontext keine Rolle für die beruf lichen 
Zukunftserwartungen der Jugendlichen spielt. In diesem Zusammenhang 
sei zum einen auf das methodische Design der empirischen Analyse ver-
wiesen. Es wurden die beruf lichen Zukunftserwartungen in Form eines 
gewichteten Index als abhängige Variable gebildet. Allerdings ist durchaus 
vorstellbar, dass die zugrundeliegenden Einzelitems unterschiedlichen Ein-
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f lussgrößen unterworfen sind. Die Verwendung eines Index könnte somit 
zu einer Unterschätzung des Familien- und Haushaltskontextes führen. In 
der Tat deuten weiterführende Analysen darauf hin, dass je nachdem, wel-
cher Einzelaspekt der beruf lichen Zukunft betrachtet wird, der sozioökono-
mische Status der Eltern einen unterschiedlichen Effekt hat. Des Weiteren 
wurde nur das finale Modell getrennt für Töchter und Söhne berechnet. Al-
lerdings kommen die Herkunftseffekte vor allem bei den Söhnen, nicht aber 
den Töchtern zum Tragen. Da das Ausgangsmodell und die weiteren Me-
diationsmodelle ausschließlich auf einer Gesamtbetrachtung aller Jugend-
lichen basieren, werden die Herkunftseffekte möglicherweise unterschätzt, 
da sich diese Effekte bei den Töchtern und Söhnen unter Umständen gegen-
seitig auf heben.
Zum anderen heben die Ergebnisse der empirischen Analyse die Bedeu-
tung des elterlichen Erziehungsstils hervor. So führt ein unterstützender 
Erziehungsstil – und dies gilt für Töchter und Söhne gleichermaßen und un-
abhängig, ob von Mutter oder Vater – zu optimistischeren Zukunftserwar-
tungen. Fehlende elterliche Unterstützung wirkt sich somit negativ auf die 
beruf lichen Zukunftserwartungen aus, eine Bestätigung für Hypothese 2. 
Dass dieser Effekt über die Schulleistungen vermittelt wird, erweitert unse-
ren theoretischen Erklärungsrahmen. Unseren Ergebnissen zufolge las-
sen sich in diesem Zusammenhang zwei Mediationseffekte identifizieren. 
Zum einen verringert sich der Effekt des unterstützenden Erziehungsstils 
unter Berücksichtigung der Schulperformance der Jugendlichen. Dies legt 
den Schluss nahe, dass sich ein unterstützender Erziehungsstil positiv auf 
die Schulleistungen der Jugendlichen auswirkt und somit deren beruf liche 
Zukunftserwartungen beeinf lusst. Zum anderen wird der Effekt des Erzie-
hungsstils vor allem durch die Persönlichkeit und die Kontrollüberzeugun-
gen vermittelt. Demnach befördert ein unterstützender Erziehungsstil die 
Herausbildung spezifischer Persönlichkeitsmerkmale, was sich unabhängig 
vom sozioökonomischen Status der Eltern beobachten lässt. Gleichzeitig sind 
es die Persönlichkeitsmerkmale und die Kontrollüberzeugungen, die maß-
geblich die beruf lichen Zukunftserwartungen der Jugendlichen beeinf lussen. 
Insbesondere führen die Merkmale Gewissenhaftigkeit und Extraversion so-
wie internale Kontrollüberzeugungen zu optimistischeren Zukunftserwar-
tungen. Hypothesen 3a und 3b lassen sich somit (teilweise) bestätigen.
Zusammenfassend können wir auf der Grundlage unserer Ergebnisse 
sagen, dass der familiäre Herkunftskontext, wenn auch geringer als erwartet, 
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die beruf lichen Zukunftserwartungen Jugendlicher beeinf lusst. Entschei-
dend sind dabei prekäre Erwerbskonstellationen in Form von Arbeitslosigkeit 
und unsicheren wirtschaftlichen Verhältnissen sowie der elterliche Erzie-
hungsstil. Die Ergebnisse legen nahe, prekäre Erwerbs- und Lebensbedin-
gungen der Elterngeneration sowie Rahmenbedingungen für unterstützen-
de Erziehungsumwelten als Ziel politischer und institutioneller Intervention 
in den Blick zu nehmen, damit das Aufwachsen für Kinder und Jugendliche 
frühzeitig positiv gestaltet werden kann. Unsere Ergebnisse geben aber auch 
Anlass zu der Einschätzung, dass die beruf lichen Zukunftserwartungen der 
Jugendlichen maßgeblich auch unabhängig vom elterlichen Erfahrungs-
raum in anderen Lernumgebungen beeinf lusst werden, sodass zukünftige 
Untersuchungen schulische und mediale Kontexte, aber auch Sozialisa-
tionserfahrungen in breiteren sozialen Netzwerken als Erklärungsfaktoren 
mitberücksichtigen sollten.
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Das soziale Wohlbefinden von Personen mit 
Migrationshintergrund in Deutschland 
Ein dauerhaftes Defizit?
Anne-Kristin Kuhnt und Annelene Wengler
1. Einleitung
Sorgen und Ängste prägen die öffentliche Debatte über Migration und In-
tegration in Deutschland, sie sind aber auch in den Gefühlslagen der Men-
schen zu erkennen. So haben die Sorgen über die Zuwanderung in Deutsch-
land in den letzten Jahren beständig zugenommen (siehe dazu den Beitrag 
von Lübke in diesem Band). Diese Sorgen könnten Ausdruck davon sein, 
dass die Menschen Angst davor haben, dass Integrationsprozesse nicht 
erfolgreich sind. Dies nehmen wir zum Anlass, uns in diesem Beitrag der 
sozialen Einbindung von Personen mit Migrationshintergrund in Deutsch-
land zuzuwenden und zu überprüfen, ob sich strukturelle Defizite, wie sie 
aus den Bereichen Bildung oder Gesundheit bekannt sind, auch in der in-
dividuellen Wahrnehmung der Migrant*innen zur sozialen Einbindung fin-
den lassen. Um die soziale Einbindung analysieren zu können, ziehen wir 
das individuelle soziale Wohlbefinden heran, das als Aufgehoben-Fühlen in 
sozialen Beziehungen beschrieben wird (Keyes 1998; Sudeck/Schmid 2012). 
Unterschiede in Gefühlslagen wie dem sozialen Wohlbefinden bei Personen 
mit und bei solchen ohne Migrationshintergrund können Aufschluss über 
Integrationsprozesse und Teilhabechancen geben und lassen Rückschlüsse 
auf den gesellschaftlichen Zusammenhalt zu (Hartmann/Offe 2001).
Grundsätzlich ist ein hohes soziales Wohlbefinden Voraussetzung für 
eine erfolgreiche Teilhabe an der Gesellschaft. Personen, die über ein hohes 
soziales Wohlbefinden verfügen, sind in der Lage, Chancen in verschiedenen 
Bereichen ihres Lebens (z. B. Bildung, Arbeitsmarkt, Partnerschaft) besser 
wahrzunehmen und damit ihren Lebensverlauf und ihre Umwelt aktiv mit-
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zugestalten (Delhey/Newton 2003; Kämpfer 2014; Oishi/Koo 2008; Rose et 
al. 1997). Dies gilt erst einmal unabhängig davon, ob Personen einen Migra-
tionshintergrund aufweisen oder nicht. Im Umkehrschluss spricht ein ge-
ringeres soziales Wohlbefinden gegen eine erfolgreiche Teilhabe an der Ge-
sellschaft. Wer über ein geringes soziales Wohlbefinden verfügt, lebt eher 
zurückgezogen und ist ängstlich. Und wer nicht in soziale Kontexte (außer-
halb der familialen Strukturen) eingebunden ist, sich nicht auf andere Men-
schen verlassen oder sich nicht mit anderen über seine persönlichen Gefühle 
austauschen kann, hat schlechtere Chancen, den eigenen Lebensverlauf und 
damit seine Umwelt mitzugestalten. Dieser Umstand führt zu weniger zi-
vilgesellschaftlichem Engagement, geringerer Integrationsbereitschaft und 
häufiger auftretendem abweichenden Verhalten (Kämpfer 2014). Damit ha-
ben Gefühlslagen, zu denen auch das soziale Wohlbefinden gezählt werden 
kann, langfristig Auswirkungen auf den sozialen Zusammenhalt einer Ge-
sellschaft (Hartmann/Offe 2001).
Vor dem Hintergrund, dass der Anteil an Personen mit Migrationshinter-
grund in Deutschland bereits knapp 24 Prozent beträgt (Destatis 2018), soll-
ten Aspekte von Integration und Teilhabe stärker in den Fokus sozialwissen-
schaftlicher Analysen gerückt werden. Das Wohlbefinden von Migrant*innen 
wurde bisher wenig erforscht. Während Unterschiede in der Bildungsbe-
teiligung und im Bildungserfolg (dazu zusammenfassend Kuhnt 2017) so-
wie in der Gesundheit (vgl. u. a. Kofahl et al. 2012; Milewski/Doblhammer 
2015; Wengler 2013) bereits ausführlich erforscht wurden, weiß man aktuell 
nicht viel über das soziale Wohlbefinden von Migrant*innen. Daher wird 
in diesem Beitrag der Fokus darauf gerichtet, wie Menschen mit Migra-
tionshintergrund ihr soziales Wohlbefinden im Vergleich zu solchen ohne 
Migrationshintergrund bewerten und ob sich systematische Unterschiede 
nach Migrationshintergrund oder Aufenthaltsdauer finden lassen. Sollte 
ein (dauerhaftes) migrationsspezifisches Defizit im sozialen Wohlbefinden 
offenbar werden, wäre sozialpolitisches Handeln notwendig, da die Bundes-
regierung eine Angleichung der Lebensbedingungen und somit eine Reduk-
tion sozialer Ungleichheit anstrebt (Armuts- und Reichtumsbericht 2017). Da 
das soziale Wohlbefinden ein multidimensionales Konstrukt ist, betrachten 
wir in diesem Beitrag neben den Dimensionen Unterstützung und Zugehö-
rigkeit auch das Vertrauen in andere Personen.
Nach der Definition des Statistischen Bundesamtes kann zwischen Per-
sonen mit und ohne Migrationshintergrund differenziert werden. Personen 
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weisen einen Migrationshintergrund auf, »wenn sie selbst oder mindestens 
ein Elternteil die deutsche Staatsangehörigkeit nicht durch Geburt« (De-
statis 2017a: 4) besitzen. Die Personen mit Migrationshintergrund, die in 
Deutschland leben, sind eine äußert heterogene Gruppe. Dies gilt für ihre 
Herkunftsländer, aber auch in Bezug auf ihre Wanderungserfahrung, ihre 
Migrationsmotive oder ihre Aufenthaltsdauer. Die Türkei stellt mit 2,8 Mil-
lionen Menschen den größten Anteil an Personen mit Migrationshinter-
grund in Deutschland (Destatis 2017b). Ein Großteil von ihnen lebt bereits 
viele Jahrzehnte in Deutschland, da sie im Rahmen der Anwerbeabkommen 
nach Deutschland gekommen sind und ihre Familien hier gegründet oder 
erweitert haben. Dementsprechend konzentrieren wir uns in diesem Beitrag 
auf die Analyse des sozialen Wohlbefindens der größten Bevölkerungsgrup-
pe mit Migrationshintergrund in Deutschland: der Personen mit türkischem 
Hintergrund.
Auf Basis der Informationen zur Wanderungserfahrung einer Person 
oder ihrer Eltern kann weiterhin eine Generationendifferenzierung vorge-
nommen werden. Personen, die im Ausland geboren wurden und über eine 
eigene Wanderungserfahrung verfügen, werden der ersten Generation zu-
geordnet. Die Nachkommen dieser eingewanderten Personen wurden in 
Deutschland geboren, weisen entsprechend keine eigene Wanderungserfah-
rung auf und gehören damit der zweiten Generation an. An dieser Unter-
scheidung des Statistischen Bundesamtes orientiert sich der vorliegende 
Beitrag, um Anpassungsprozesse im Generationenverlauf zu überprüfen. 
Das soziale Wohlbefinden kann jedoch nicht nur im Zusammenhang mit der 
Wanderungsgeneration stehen, sondern auch damit, wie lange migrierte 
Personen schon im Aufnahmeland leben. Daher betrachten wir neben der 
Generationenzugehörigkeit auch die Aufenthaltsdauer, um mögliche An-
passungsprozesse zu identifizieren.
Als Datenbasis dient der Generations and Gender Survey (GGS). Im Jahr 
2005 wurden im Rahmen des GGS 10.017 deutschsprachige Personen zu 
unterschiedlichen familiendemografischen Themenfeldern befragt. Im Jahr 
2006 fand eine zusätzliche Befragung von 4.045 Personen mit türkischer 
Staatsangehörigkeit statt. Anders als in der ersten Befragung konnten diese 
Personen sowohl auf Deutsch als auch auf Türkisch antworten (Ruckdeschel 
et al. 2006; Ette et al. 2007). Auch wenn die Datenerhebung über zehn Jah-
re zurückliegt, gibt es bis dato keine sozialwissenschaftliche Befragung mit 
einer größeren Anzahl von türkischen Migrant*innen in Deutschland, die 
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Informationen zum sozialen Wohlbefinden erhebt. Diese Stichprobengröße 
ermöglicht differenzierte Analysen. Da für die Befragten und ihre Eltern 
Angaben zur Staatsangehörigkeit und zum Geburtsland vorliegen, ist eine 
separate Betrachtung der ersten und der zweiten Generation möglich. Zu-
dem liegen für die erste Generation Informationen zur Aufenthaltsdauer vor, 
die für die Beantwortung unserer leitenden Forschungsfrage nach poten-
ziell dauerhaften Defiziten im sozialen Wohlbefinden zentral ist.
Im Anschluss an diese Einleitung gibt der Beitrag einen kurzen Über-
blick über das Migrationsgeschehen nach Deutschland seit der Nachkriegs-
zeit (Abschnitt 2) und geht auf das Konzept des sozialen Wohlbefindens in 
den Sozialwissenschaften ein (Abschnitt 3). In Abschnitt 4 werden die theo-
retischen Erklärungsansätze zu migrationsspezifischen Unterschieden im 
sozialen Wohlbefinden und die daraus abgeleiteten Arbeitshypothesen vor-
gestellt. In Abschnitt 5 wird der knappe Forschungsstand zu migrations-
spezifischen Unterschieden im sozialen Wohlbefinden zusammengefasst. 
Anschließend werden die verwendeten Daten des GGS vorgestellt und es 
wird die Analysestrategie für diesen Beitrag diskutiert (Abschnitt 6). Daran 
schließt sich die Präsentation der uni- und multivariaten Ergebnisse zu den 
migrationsspezifischen Unterschieden in den drei ermittelten Dimensionen 
des sozialen Wohlbefindens (Unterstützung, Zugehörigkeit, Vertrauen) an. Der 
Beitrag endet mit einer Diskussion der Ergebnisse und einer kritischen Re-
f lexion der gesellschaftlichen Konsequenzen.
2. Migration nach Deutschland seit der Nachkriegszeit
Das Wanderungsgeschehen in der Bundesrepublik Deutschland seit der Nach-
kriegszeit lässt sich in vier Zuwanderungsphasen unterteilen (vgl. Steinbach 
2017). Die erste Zuwanderungsphase in den 1950er und 1960er Jahren wurde 
durch die Anwerbeabkommen mit Italien (1955), Spanien (1960), Griechenland 
(1960), der Türkei (1961), Marokko (1963), Portugal (1964), Tunesien (1965) und 
Jugoslawien (1968) geprägt und zielte darauf ab, den Arbeitskräftebedarf in 
eher niedrig qualifizierten Tätigkeitsbereichen vorübergehend abzudecken 
(Schimany/Baykara-Krumme 2012). Dass die angeworbenen Arbeitskräfte 
dauerhaft bleiben, war dabei nicht vorgesehen (Rotationsprinzip).
Allerdings war der Saldo zwischen zuwandernden und zurückkehren-
den Arbeitskräf ten nie ausgeglichen (Bundesinstitut für Bevölkerungs-
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forschung 2014). Durch den Anwerbestopp im Jahr 1973 wurde die zweite 
Wanderungsphase in den 1970er und 1980er Jahren eingeleitet, die durch 
den Familiennachzug der angeworbenen Arbeitskräfte geprägt war (Oltmer 
2018). Der Nachzug von Familienangehörigen hatte ein temporäres Anwach-
sen der ausländischen Wohnbevölkerung in der Bunderepublik auf etwa 5 
Millionen zur Folge (Oltmer 2018). Die ehemaligen Arbeitsmigrant*innen 
und ihre Nachkommen stellen noch heute die größte Gruppe der Personen 
mit Migrationshintergrund in Deutschland, von denen ein Großteil einen 
türkischen Migrationshintergrund aufweist (Destatis 2017b).
Die vor allem durch den politischen Zusammenbruch der sozialistischen 
Staaten in den 1990er Jahren bedingte Einwanderung von (Spät-)Aussied-
ler*innen und ihren Familien in die Bundesrepublik markierte die dritte 
Zuwanderungsphase. Die (Spät-)Aussiedler*innen kamen vorrangig aus der 
ehemaligen UdSSR bzw. deren Nachfolgestaaten sowie aus Polen, Rumä-
nien und der ehemaligen Tschechoslowakei. Zudem kam es in den 1990er 
Jahren aufgrund von Krieg und politischen Repressalien zu Migration aus 
dem ehemaligen Jugoslawien und der Türkei (Kurden) in die Bundesrepu-
blik, auch wenn viele dieser Personen Deutschland nach Beendigung der 
Kriege in ihren Heimatregionen wieder verlassen haben.
Ab etwa 2010 schließt sich eine vierte Einwanderungsphase nach 
Deutschland an, die bis heute anhält. Diese ist zum einen durch Arbeitsmi-
grant*innen aus Polen, Rumänien und Bulgarien im Zuge der Osterweite-
rung der Europäischen Union geprägt. Diese Arbeitsmigrant*innen unter-
scheiden sich jedoch von den ehemaligen Gastarbeiter*innen aus den 1950er 
und 1960er Jahren oftmals durch ihren saisonalen Aufenthalt oder einen 
stetigen Wechsel zwischen ihren Herkunftsländern und Deutschland. Zum 
anderen prägen Gef lüchtete und Migrant*innen aus Syrien, dem Irak, Af-
ghanistan und aus Balkanstaaten wie Albanien, Bosnien-Herzegowina, dem 
Kosovo, Mazedonien, Montenegro oder Serbien diese anhaltende vierte Ein-
wanderungsphase (Bundesamt für Migration und Flüchtlinge 2015).
Diese verschiedenen Einwanderungswellen bedingen eine höchst hete-
rogene Struktur der Bevölkerung mit Migrationshintergrund in Deutsch-
land. Dies zeigt sich nicht nur an den verschiedenen Herkunftsländern, son-
dern auch an den unterschiedlichen Aufenthaltsdauern und -perspektiven. 
Während Personen, die im Rahmen der Anwerbeabkommen nach Deutsch-
land gekommen sind, bereits mehrere Jahrzehnte in Deutschland wohnen, 
leben andere erst seit ein paar Jahren in der Bundesrepublik. Personen 
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mit türkischem Migrationshintergrund, die aktuell in Deutschland leben, 
sind vorrangig im Zuge der ersten bzw. zweiten Einwanderungswelle nach 
Deutschland migriert und weisen durchschnittlich eine sehr hohe Aufent-
haltsdauer von über zwanzig Jahren auf oder sind bereits in Deutschland 
geboren (Wengler 2013). Dennoch finden sich in allen Wanderungsphasen 
Familiennachzüge bzw. Heiratsmigration aus der Türkei nach Deutschland. 
Dies führt dazu, dass die türkischstämmigen Migrant*innen in Deutsch-
land durchaus divers in Bezug auf die Generationenzugehörigkeit und die 
Aufenthaltsdauer sind.
3. Soziales Wohlbefinden
Das Wohlbefinden ist neben den objektiv messbaren Lebensbedingungen 
eine subjektive Komponente der Lebensqualität (Mayring 2007). Diese sub-
jektive Komponente weist verschiedene Dimensionen auf, sodass zwischen 
Aspekten des physischen, psychischen, ökonomischen und sozialen Wohl-
befindens differenziert werden kann (Diener et al. 2009; Veenhoven 2008; 
World Health Organization 1948). Allerdings werden die Begriffe Lebens-
qualität und Wohlbefinden in der Literatur nicht immer trennscharf ver-
wendet, was die Zuordnung von Befunden erschwert (Schumacher et al. 
2003; Veenhoven 2000).
Abgrenzungsschwierigkeiten zeigen sich auch bei der separaten Betrach-
tung des sozialen Wohlbefindens, das im Fokus der vorliegenden Analysen 
steht. Die Abgrenzung zwischen psychischem und sozialem Wohlbefinden 
fällt insofern schwer, als Wohlbefinden als eine Kategorie der subjektiven 
Wahrnehmung verstanden werden kann (Sudeck/Schmid 2012). Diese sub-
jektive Wahrnehmung ist zentral für das Verständnis des Konzepts des so-
zialen Wohlbefindens. In diesem Konzept steht nicht die quantifizierbare 
Netzwerkgröße im Vordergrund, sondern die subjektive Wahrnehmung der 
vorhandenen sozialen Beziehungen. Soziales Wohlbefinden kann damit als 
»the appraisal of one’s circumstance and functioning in society« (Keyes 1998: 
122) zusammengefasst werden. In diesem Rahmen interessieren uns vor 
allem die beiden Aspekte soziale Integration (social integration) und sozia-
le Akzeptanz (social acceptance), die von Keyes (1998) neben psychologischen 
Komponenten in einer umfänglichen Skala des sozialen Wohlbefindens (so-
cial well-being scale) zusammengefasst werden. Entsprechend bilden wir in 
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diesem Beitrag ab, wie sehr sich Personen in ihren vorhandenen sozialen 
Beziehungen und gesellschaftlichen Kontexten aufgehoben fühlen bzw. wie 
zufrieden sie mit diesen sind.
Welche Dimensionen das soziale Wohlbefinden mit Fokus auf soziale 
Integration und soziale Akzeptanz umfasst, variiert in der sozialwissen-
schaftlichen Forschung ebenfalls stark. Als Bestandteile des sozialen Wohl-
befindens erwähnt werden etwa das Vertrauen in andere (Keyes 1998), die 
Verfügbarkeit und die Qualität sozialer Unterstützung (Angermeyer et al. 
2000), das Zugehörigkeitsgefühl zu einer Gruppe (Keyes 1998; Schwarzer/
Leppin 1991), das Gefühl von Nähe zu anderen (Keyes 1998), das Gefühl, ge-
braucht zu werden (Wagner/Brehm 2006), Wertschätzung (Steckermeier/
Delhey 2018) und auch das Geborgenheitsgefühl (Schwarzer/Leppin 1991). Es 
finden sich jedoch kaum Datensätze, die mehrere Dimensionen des sozialen 
Wohlbefindens erfassen (einen Überblick darüber liefern Sudeck/Schmid 
2012). Im vorliegenden Beitrag stehen die folgenden drei Dimensionen des 
sozialen Wohlbefindens im Mittelpunkt: die Verfügbarkeit von Unterstüt-
zungsleistung, das Zugehörigkeitsgefühl zu einer Gruppe sowie das Ver-
trauen in andere Personen.
4. Theoretische Erklärungsansätze zu migrationsspezifischen 
Unterschieden im sozialen Wohlbefinden
Um den Zusammenhang zwischen Migrationsstatus und sozialem Wohl-
befinden theoretisch zu begründen, bieten sich verschiedene Erklärungsan-
sätze aus der Migrations- bzw. Integrationsforschung an. Als Erstes kann 
die Disruptionshypothese einen Beitrag leisten (Goldstein 1973; Hervitz 1985). 
Personen, die migrieren, lassen, so die Grundannahme, einen Großteil ihrer 
sozialen Beziehungen (Familie, Freunde) in ihrem Herkunftsland, hier der 
Türkei, zurück und müssen neue soziale Beziehungen erst auf bauen. Diese 
teilweise Auf lösung der sozialen Beziehungen, in deren Folge verschiedene 
Dimensionen des sozialen Wohlbefindens von Restriktionen betroffen sind, 
sollte mit einer Reduktion des sozialen Wohlbefindens einhergehen. Der 
persönliche Kontakt mit Familie und Freunden im Herkunftsland ist trotz 
der vielfältigen Nutzung neuer Medien erschwert, was eine Reduktion des 
Gefühls von Nähe mit sich bringen sollte. Dies schließt das Gefühl fehlender 
Unterstützung bei Problemen ein, da der Kreis unterstützender Personen 
Anne-Kristin Kuhnt und Annelene Wengler200
im Zielland ebenfalls kleiner sein sollte als im Herkunftsland, wo etablierte 
soziale Beziehungen auch Unterstützungsleistungen beinhalten. Die Neu-
orientierung im Zielland, die mit einer neuen Sprache und der Auseinander-
setzung mit kulturellen Unterschieden verbunden ist, sollte zudem auch das 
Zugehörigkeitsgefühl erst einmal negativ beeinf lussen und das Vertrauen in 
andere reduzieren. In der Summe sollten diese Einschränkungen zu einem 
geringeren sozialen Wohlbefinden von Personen der ersten Generation im 
Vergleich zu Personen ohne Migrationshintergrund führen.
Darüber hinaus kann die Adaptionshypothese einen Beitrag zur Herlei-
tung von Unterschieden bzw. Angleichungsprozessen im sozialen Wohlbe-
finden von Personen mit eigener Wanderungserfahrung und Personen ohne 
Migrationshintergrund leisten. Diese geht davon aus, dass Anpassungspro-
zesse an die sozialen, politischen und Arbeitsmarktbedingungen des Ziel-
landes stattfinden (Lindström 2003). Das heißt, Sprachkompetenzen und 
kulturelle Kompetenzen verbessern sich im Zeitverlauf, was die Kontakt-
möglichkeiten im näheren und ferneren sozialen Umfeld und damit auch zur 
Mehrheitsbevölkerung erhöht. Dies sollte sich positiv auf die Wahrnehmung 
von Unterstützung, das Zugehörigkeitsgefühl und das Vertrauen in andere 
auswirken. Dementsprechend sollte bei längerer Aufenthaltsdauer der Per-
sonen mit eigener Wanderungserfahrung das soziale Wohlbefinden größer 
sein als bei kürzerer Aufenthaltsdauer. Unsere erste Hypothese lautet also, 
dass das soziale Wohlbefinden von Migrant*innen bei kurzer Aufenthaltsdauer 
unter dem sozialen Wohlbefinden bei langer Aufenthaltsdauer liegt.
Ferner kann die Hypothese einer strukturellen Benachteiligung einen Bei-
trag zur Erklärung von potenziellen Unterschieden im sozialen Wohlbefin-
den zwischen der zweiten Wanderungsgeneration und Personen ohne Mi-
grationshintergrund leisten. Im Vergleich zur Generation ihrer Eltern sind 
Personen ohne eigene Wanderungserfahrung in Deutschland geboren und 
daher nicht von Einschnitten in den sozialen Beziehungen infolge des Mi-
grationsprozesses betroffen. Diese zweite Generation ist von Anfang an mit 
den sozialen und politischen Gegebenheiten ihres Geburtslandes vertraut 
und hat soziale Beziehungen zu Familie, aber auch zu Freunden aus institu-
tionellen Kontexten wie der Schule oder Vereinen. Grundsätzlich sprechen 
diese diversen sozialen Beziehungen für ein hohes soziales Wohlbefinden. 
Allerdings haben Bildungsforscher Defizite in den Sprachkompetenzen von 
in Deutschland geborenen Kindern und Jugendlichen mit türkischem Mi-
grationshintergrund nachgewiesen (z. B. Becker/Schmidt 2013; Kempert et 
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al. 2016; Olczyk et al. 2016; Relikowski et al. 2015). Darüber hinaus ist Dis-
kriminierung von jungen Frauen und Männern mit Migrationshintergrund 
beim Übergang von der Schule in den Ausbildungsbereich bekannt (Beicht 
2011; Granato 2013; Hunkler 2016), die unter anderem auf onomatologischen 
Faktoren basiert (Schneider et al. 2014). Das heißt, insbesondere junge Frau-
en und Männer, deren Migrationshintergrund auf Basis ihrer Nachnamen 
relativ einfach zu identifizieren ist, sind von diesen Diskriminierungen be-
troffen. Sprachdefizite und Ausgrenzung gehen mit einem reduzierten so-
zialen Wohlbefinden, vor allem im Bereich der sozialen Akzeptanz, einher.
In der Zusammenschau dieser theoretischen Argumente ist von Ein-
schränkungen des sozialen Wohlbefindens bei den Nachkommen türkisch-
stämmiger Einwanderer*innen im Vergleich zu Personen ohne Migrations-
hintergrund auszugehen. Die zweite Generation ist jedoch keinem Abbruch 
sozialer Beziehungen durch den Migrationsprozess ausgesetzt gewesen. 
Unsere zweite Hypothese lautet demnach, dass das soziale Wohlbefinden der 
zweiten Generation zwischen dem sozialen Wohlbefinden der ersten Generation 
und dem der Personengruppe ohne Migrationshintergrund zu verorten ist.
5. Forschungsstand zum sozialen Wohlbefinden von Migrant*innen
Folgt man der inhaltlich relativ engen Definition des sozialen Wohlbefindens 
als subjektive Bewertung der sozialen Beziehungen und gesellschaftlichen 
Kontexte aus Abschnitt  3, fällt der Forschungsstand zum Zusammenhang 
zwischen sozialem Wohlbefinden und Migrationsstatus recht übersichtlich 
aus. Daher werden im Folgenden Forschungsergebnisse sowohl zur Lebens-
zufriedenheit als auch zum sozialen Wohlbefinden berichtet.
Aktuelle Befunde dokumentieren eine geringere Lebenszufriedenheit von 
Personen mit Migrationshintergrund im Vergleich zu Personen ohne Migra-
tionshintergrund in den jeweiligen Zielländern (Baltatescu 2005; Bartram 
2011; Beirens/Fontaine 2011; Brockmann 2012; Safi 2010), auch wenn diese 
Unterschiede zum Teil sehr gering ausfallen (Safi 2010). Analysen nach Her-
kunftsländern belegen, dass diese geringere Lebenszufriedenheit auch für 
die Gruppe türkischstämmiger Einwanderer*innen in Deutschland (Brock-
mann 2012; Kämpfer 2014) und Belgien (Beirens/Fontaine 2010) gilt. Die 
türkischstämmigen Einwanderer*innen weisen im Vergleich zu Personen 
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aus anderen Herkunftsländern sogar die geringste Lebenszufriedenheit auf 
(Kämpfer 2014).
Vergleicht man die Lebenszufriedenheit von türkischstämmigen Mi-
grant*innen mit derjenigen der türkischen Staatsbürger*innen in der Tür-
kei, zeigt sich hingegen eine höhere Lebenszufriedenheit der aus der Tür-
kei ausgewanderten Personen (Baykara-Krumme/Platt 2018; Dinesen 2012). 
Dies unterstreicht, wie entscheidend die Wahl der Referenzgruppe bei der 
Betrachtung der individuellen Lebenszufriedenheit bzw. des sozialen Wohl-
befindens ist.
Zum Zusammenhang zwischen Aufenthaltsdauer und Lebenszufrieden-
heit gibt es keine eindeutigen Forschungsergebnisse. Kämpfer (2014) zeigt 
für die Gruppe der türkischstämmigen Einwanderer*innen in Deutsch-
land mit Daten aus dem Sozio-oekonomischen Panel (SOEP) einen negati-
ven Zusammenhang zwischen den ersten zehn Jahren des Aufenthalts und 
der Lebenszufriedenheit. Die Ergebnisse von Safi (2010), die auf Daten des 
European Social Surveys (ESS) basieren, weisen hingegen keinen negativen 
Zusammenhang nach, jedoch kann auch kein Anstieg der Lebenszufrie-
denheit in den ersten zwanzig Jahren nach der Zuwanderung festgestellt 
werden. Generationenspezifische Analysen zur Lebenszufriedenheit fehlen 
bisher.
Spezifischere Analysen zum sozialen Wohlbefinden existieren kaum. Für 
Deutschland liegt der Befund vor, dass Migrant*innen etwas mehr Status-
ängste aufweisen als der Rest der Bevölkerung (siehe dazu Delhey/Stecker-
meier in diesem Band). Gleiches gilt für Europa insgesamt (Delhey et al. 
2017). Ergebnisse von Bobowik et al. (2015) zeigen ein geringeres Ausmaß 
sozialen Wohlbefindens von Einwanderer*innen in Spanien für Aspekte 
sozialer Integration (Nähe zu anderen und Zugehörigkeitsgefühl) im Ver-
gleich zu Personen ohne Migrationshintergrund. Unter Kontrolle von ange-
nommener Unterstützung, Partnerschaftsstatus, Einkommen, Geschlecht 
und Alter weisen Einwanderer*innen in Spanien jedoch ein höheres soziales 
Wohlbefinden auf. Ferner konnte Keyes (2009) dieses Ergebnis eines höheren 
Wohlbefindens für die schwarze im Vergleich zur weißen Bevölkerung in 
den USA aufzeigen, nachdem die angenommene Diskriminierung kontrol-
liert wurde. Allerdings muss hier angemerkt werden, dass sich die schwarze 
Bevölkerung in den USA wesentlich von der Bevölkerungsgruppe mit Migra-
tionshintergrund in Deutschland unterscheidet. Analysen, die nach Gene-
rationenzugehörigkeit (erste und zweite Generation) differenzieren oder die 
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Aufenthaltsdauer für die erste Generation berücksichtigen, fehlen bisher für 
das soziale Wohlbefinden vollständig.
Eine Vielzahl an Forschungsbeiträgen befasst sich mit migrationsspezi-
fischen Unterschieden beim Vertrauen in andere Personen (z. B. Helliwell et 
al. 2016), jedoch sind herkunftsländerspezifische Analysen, die zusätzlich 
die Aufenthaltsdauer berücksichtigen, auch hier eher selten anzutreffen. 
Grundsätzlich zeigt sich, dass bei den türkischstämmigen Migrant*innen 
das Vertrauen in andere Personen im Zielland höher ist als bei den nicht ge-
wanderten Personen in der Türkei (Dinesen 2012). Ferner weisen türkisch-
stämmige Migrant*innen in den Niederlanden im Vergleich zur Mehrheits-
bevölkerung ein höheres nachbarschaftliches Vertrauen auf, jedoch ein 
geringeres interethnisches Vertrauen (Lancee/Dronkers 2011).
6. Daten, Analysestrategie und Operationalisierung
Die folgenden Analysen basieren auf den Daten des Generations and Gen-
der Surveys (GGS) aus dem Jahr 2005 und 2006. In einer ersten Befragung 
wurde 2005 eine repräsentative Stichprobe der gesamten deutschen Be-
völkerung befragt (Ruckdeschel et al. 2006). In einer zweiten Befragung 
im Jahr 2006 standen Personen mit türkischem Migrationshintergrund 
in Deutschland im Fokus der Erhebung, dazu wurden explizit Menschen 
mit türkischer Staatsangehörigkeit für die Befragung ausgewählt (Ette et 
al. 2007). Verknüpft man beide Datensätze, sind Personen mit türkischem 
Migrationshintergrund entsprechend überrepräsentiert, das heißt, ihr An-
teil im Datensatz entspricht nicht ihrem Anteil in der Gesamtbevölkerung. 
Diese große Stichprobe von türkischen Migrant*innen (über 4.000 Fälle) er-
möglicht differenzierte Analysen zum sozialen Wohlbefinden dieser Grup-
pe. Dabei sind detaillierte Analysen nach Generationenzugehörigkeit (erste, 
zweite Generation) und für die erste Generation auch nach der Aufenthalts-
dauer durchführbar. Dies sind zwei Perspektiven für migrationsspezifische 
Analysen, die häufig gefordert werden, aber aufgrund begrenzter Fallzahlen 
mit anderen Datensätzen nicht möglich sind.
Anhand der Daten können verschiedene Aspekte des sozialen Wohlbe-
findens abgebildet werden (Unterstützung bei Problemen, Verlassen-Kön-
nen auf andere, Gefühl von Nähe, ausreichend soziale Kontakte, Vertrau-
en in andere, Vorhandensein allgemeiner Leere, Gefühl, im Stich gelassen 
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zu werden). Um die Vielzahl der Variablen sinnvoll zusammenzufassen 
und verschiedene Dimensionen des sozialen Wohlbefindens zu identifi-
zieren, wurde eine Faktorenanalyse (Backhaus et al. 2016) durchgeführt. 
Dabei werden Variablen, die zueinander in Beziehung stehen, zu einem 
Faktor bzw. einer Dimension zusammengefasst. In den Daten des GGS 
lassen sich drei Dimensionen des sozialen Wohlbefindens identifizieren: 
(1)  Unterstützung (Unterstützung bei Problemen, Verlassen-Können auf 
andere, Gefühl von Nähe), (2)  Zugehörigkeitsgefühl (Vorhandensein all-
gemeiner Leere [invertiert], ausreichend soziale Kontakte, Gefühl, im 
Stich gelassen zu werden [invertiert]) und (3) Vertrauen in andere. Die ur-
sprünglichen Variablen und ihre Zusammenfassung zu Dimensionen sind 
in Tabelle 1 zu finden.
Die Ausgangsvariablen wurden so recodiert, dass hohe Werte der Aus-
gangsskalen ein hohes soziales Wohlbefinden widerspiegeln. Bei den Di-
mensionen Unterstützung und Zugehörigkeitsgefühl wurde der Durchschnitt 
der drei Ausgangsvariablen gebildet. Entsprechend zeigt der Wert 1 mini-
males soziales Wohlbefinden an, während der Wert 3 das Maximum mar-
kiert. Die Dimension des Vertrauens in andere hat die Ausprägungen 0 für 
»man muss sehr vorsichtig sein« und 1 für »den meisten Menschen kann 
man vertrauen«. Um migrationsspezifische Unterschiede in den einzelnen 
Dimensionen des sozialen Wohlbefindens zu identifizieren, wird für jede 
Dimension ein eigenes Regressionsmodell berechnet. Für die Dimensio-
nen Unterstützung sowie Zugehörigkeitsgefühl wird jeweils ein Ordered-Pro-
bit-Modell geschätzt, da die Ausprägungen dieser Variablen eine Rangfolge 
darstellen (niedriges bis hohes soziales Wohlbefinden), die Abstände zwi-
schen den Ausprägungen aber nicht immer gleich groß sind. Zur Über-
prüfung der Robustheit unserer Ergebnisse haben wir in weiterführenden 
Sensitivitätsanalysen die beiden Dimensionen des sozialen Wohlbefindens 
als metrische Variablen (kontinuierliche Ausprägungen zwischen 1 und 3) 
interpretiert und lineare Regressionsmodelle geschätzt. Dabei ergeben sich 
grundsätzlich die gleichen Ergebnisse, was die Stabilität unserer Resultate 
hervorhebt. Die Dimension Vertrauen in andere liegt als binäre Variable vor, 
sodass für sie entsprechend ein logistisches Regressionsmodell geschätzt 
wird.
Das soziale Wohlbefinden von Personen mit Migrationshintergrund in Deutschland 205
Tabelle 1: Operationalisierung der Variablen zum sozialen Wohlbefinden auf 
Basis der Items im GGS
Dimension Ursprüngliche Variablen/Fragen
Unterstützung 
[1 = niedrig bis 3 = hoch]
Vorbemerkung: Ich werde Ihnen sechs Aussagen über mögliche 
gegenwärtige Erfahrungen von Ihnen vorlesen. Bitte sagen Sie mir 
bei jeder, wie stark sie für Sie in letzter Zeit zugetroffen haben�
Es gibt genug Menschen, auf die ich mich bei Problemen stützen 
kann� [1 = trifft zu, 2 = trifft mehr oder weniger zu, 3 = trifft nicht 
zu, 8 = weiß nicht, 9 = keine Angabe]
Es gibt genug Menschen, auf die ich mich absolut verlassen kann� 
[1 = trifft zu, 2 = trifft mehr oder weniger zu, 3 = trifft nicht zu, 
8 = weiß nicht, 9 = keine Angabe]
Es gibt genug Menschen, denen ich mich nahe fühle�  
[1 = trifft zu, 2 = trifft mehr oder weniger zu, 3 = trifft nicht zu, 
8 = weiß nicht, 9 = keine Angabe]
Zugehörigkeitsgefühl 
[1 = niedrig bis 3 = hoch]
Ich fühle eine allgemeine Leere. [1 = trifft zu, 2 = trifft mehr oder 
weniger zu, 3 = trifft nicht zu, 8 = weiß nicht, 9 = keine Angabe]
Ich vermisse es, Menschen um mich zu haben. [1 = trifft zu, 
2 = trifft mehr oder weniger zu, 3 = trifft nicht zu, 8 = weiß nicht, 
9 = keine Angabe]
Ich fühle mich oft im Stich gelassen. [1 = trifft zu, 2 = trifft mehr 
oder weniger zu, 3 = trifft nicht zu, 8 = weiß nicht, 9 = keine 
Angabe]
Vertrauen in andere 
[0 = man muss sehr vor-
sichtig sein, 1 = man kann 
den meisten Menschen 
vertrauen]
Würden Sie ganz allgemein sagen, dass man den meisten Men-
schen vertrauen kann oder dass man sehr vorsichtig sein muss 
im Umgang mit anderen Menschen? [1 = den meisten Menschen 
kann man vertrauen, 2 = man muss sehr vorsichtig sein, 8 = weiß 
nicht]
Als erklärende Variablen werden der Migrationsstatus (erste Generation, 
zweite Generation, kein Migrationshintergrund) und für Personen, die der 
ersten Generation angehören, auch die Aufenthaltsdauer (in Jahren) heran-
gezogen. Im ursprünglichen Sample, das aus 14.062 Personen besteht, be-
finden sich neben Personen mit türkischem Migrationshintergrund auch 
solche, die einen anderen Migrationshintergrund aufweisen. Diese schlie-
ßen wir aus den Analysen aus. Außerdem werden Fälle ausgeschlossen, für 
die Informationen zum Migrationshintergrund, aber auch andere relevante 
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Angaben, zum Beispiel zum Alter oder Geschlecht, fehlen. Damit verblei-
ben in unserem Sample ausschließlich Personen, die selbst aus der Türkei 
zugewandert sind und somit der ersten Generation (N = 3.058) zugeordnet 
werden können, sowie Personen, die der zweiten Generation (N = 1.059) an-
gehören, das heißt, von denen mindestens ein Elternteil aus der Türkei nach 
Deutschland zugewandert ist. Als Vergleichsgruppe dienen Personen ohne 
Migrationshintergrund (N = 8.132). Je nach Dimension des sozialen Wohlbe-
findens variieren die Fallzahlen in den multivariaten Modellen, da die drei 
Dimensionen unterschiedlich viele fehlende Angaben aufweisen. Ergänzend 
zu den Gesamtmodellen wird für die erste Generation in separaten Analy-
sen die Aufenthaltsdauer in Jahren als erklärende Variable berücksichtigt, 
um den Zusammenhang zwischen der Aufenthaltsdauer und dem sozialen 
Wohlbefinden zu prüfen.
Der aktuelle Forschungsstand legt die Aufnahme einer Reihe von Kon-
trollvariablen nahe, die mit dem sozialen Wohlbefinden assoziiert sind. Für 
unsere Modelle sind dies: das Alter der Befragten (metrisch), ihr Geschlecht 
(männlich [0], weiblich [1]), der Bildungsstand (nach ISCED [1-6]), der Er-
werbsstatus (erwerbstätig [0], arbeitslos [1]), der Partnerschaftsstatus (ohne 
Partner [0], mit Partner [1]), die Kinderzahl im Haushalt (metrisch), der Ge-
sundheitsstatus (sehr schlecht [0] bis sehr gut [4]) und die Häufigkeit der 
Teilnahme an religiösen Veranstaltungen (nie [0] bis täglich [8]). Aus den 
Analysen ausgeschlossen werden alle Fälle, für die fehlende Angaben bei 
den Kontrollvariablen vorliegen. Eine Ausnahme bildet die Angabe zum Bil-
dungsstand. Aufgrund der relativ hohen Zahl an fehlenden Werten für diese 
Variable (n = 900, nicht gewichtet) wird hier eine zusätzliche Kategorie für 
Befragte ohne Bildungsangabe generiert.
7. Uni- und multivariate Ergebnisse zum Zusammenhang von 
sozialem Wohlbefinden und Migrationsstatus
Beim Vergleich der Mittelwerte der einzelnen Dimensionen des sozialen 
Wohlbefindens zeigt sich zunächst, dass das soziale Wohlbefinden sowohl 
bei Personen mit als auch bei Personen ohne Migrationshintergrund relativ 
hoch ist (siehe Abbildung 1). Betrachtet man die beiden Dimensionen Unter-
stützung sowie Zugehörigkeitsgefühl, so weisen Migrant*innen der ersten 
Generation gleichwohl die niedrigsten Mittelwerte im sozialen Wohlbefin-
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den auf. Ihr Wohlbefinden liegt dabei sowohl unter dem der Gruppe ohne 
Migrationshintergrund (signifikanter Unterschied) als auch unter dem der 
zweiten Generation. Bei der Dimension Vertrauen liegen die Mittelwerte der 
ersten Generation unter denen für die Personengruppe ohne Migrations-
hintergrund. Allerdings unterscheiden sich die erste und die zweite Wande-
rungsgeneration in dieser Dimension des Wohlbefindens nicht. Grundsätz-
lich fallen die Unterschiede in allen drei Dimensionen des Wohlbefindens 
jedoch eher gering aus.
Abbildung 1: Mittelwerte der einzelnen Dimensionen des sozialen Wohlbefindens 
nach Migrationsstatus
Das Signifikanzniveau bezieht sich auf Unterschiede der ersten bzw. zweiten Generation 
im Vergleich zu den Personen ohne Migrationshintergrund.
*** p ≤ 0,001, ** p ≤ 0,01, * p ≤ 0,05
Die multivariaten Ergebnisse in Tabelle 2 geben eine detailliertere Auskunft 
über die Unterschiede im sozialen Wohlbefinden von Personen der ersten Ge-
neration im Vergleich zu den Personen ohne Migrationshintergrund. Perso-
nen, die über eine eigene Wanderungserfahrung verfügen (erste Generation), 
weisen in allen drei Dimensionen ein signifikant geringeres Wohlbefinden 
auf als Personen ohne Migrationshintergrund. Dies gilt auch unter Kontrol-
le des Alters, des Geschlechts, der Bildung, des Erwerbsstatus, des Partner-
schaftsstatus, der Kinderzahl im Haushalt, der Teilnahme an religiösen Ver-
anstaltungen und des Gesundheitsstatus. Diese Ergebnisse fügen sich in den 
internationalen Forschungsstand zur geringeren Lebenszufriedenheit von 
türkischstämmigen Einwanderer*innen in Deutschland und Belgien ein 
(Beirens/Fontaine 2011; Brockmann 2012; Kämpfer 2014). Darüber hinaus 
entsprechen unsere Ergebnisse dem Befund von Delhey und Stecker meier in 
diesem Band, dass Migrant*innen in Deutschland geringfügig höhere Sta-
tusängste haben als die Personengruppe ohne Migrationshintergrund.
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Mit Fokus auf die zweite Generation zeigen sich ebenfalls Unterschiede im 
Vergleich zur Personengruppe ohne Migrationshintergrund. Für alle drei 
untersuchten Dimensionen weisen die negativen Vorzeichen auf ein gerin-
ges soziales Wohlbefinden von Personen hin, die der zweiten Generation an-
gehören (siehe Tabelle 2). Für die Dimension Unterstützung fällt das Ergebnis 
allerdings nicht signifikant aus.
Unterstützung1 Zugehörigkeit1 Vertrauen2
Coef. p Coef. p Coef. p
Migrationsstatus
Erste Generation −0,130 *** −0,337 *** −0,280 ***




Alter 0,000 0,004 *** 0,000
Geschlecht  
(weiblich)
0,196 *** −0,042 −0,018
Bildung (1–6) 0,100 *** 0,087 *** 0,222 ***
Erwerbslosigkeit −0,209 *** −0,308 *** −0,419 ***
Partnerschafts-
status
0,314 *** 0,427 *** −0,007
Kinderzahl im 
Haushalt
0,028 ** 0,023 * 0,035
Teilnahme an religiö-
sen Veranstaltungen
0,036 *** 0,017 ** 0,104 ***
Gesundheitsstatus 0,201 *** 0,275 *** 0,246 ***
n 12�211  12�125 11�876
Pseudo R² 2,7 %  4,4 %  3,6 %
Tabelle 2: Multivariate Modelle zum Zusammenhang zwischen den drei 
Dimensionen des sozialen Wohlbefindens und dem Migrationsstatus
1 Analysen basieren auf Ordered-Probit-Regressionsanalysen.
2 Analysen basieren auf logistischen Regressionsanalysen.
*** p ≤ 0,001, ** p ≤ 0,01, * p ≤ 0,05
Kontrolliert für fehlende Werte in der Variable Bildung.
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Um die potenziellen Unterschiede im sozialen Wohlbefinden zwischen 
der ersten und der zweiten Generation zu identifizieren, wurde die Refe-
renzgruppe in den Modellen auf die erste Generation angepasst (siehe Ta-
belle 3). In den modifizierten Modellen bleiben die Ergebnisse für die Kon-
trollvariablen konstant, da sich diese nicht verändert haben. Daher wird in 
Tabelle 3 lediglich das Ergebnis zum Migrationshintergrund abgebildet. Im 
Vergleich zur ersten Generation weisen Personen der zweiten Generation in 
den Dimensionen Unterstützung sowie Zugehörigkeit signifikant höhere Wer-
te auf (siehe Tabelle 3). Dieses Ergebnis unterstützt unter Berücksichtigung 
der Befunde aus Tabelle 2 die Annahme, dass sich das soziale Wohlbefinden 
der zweiten Generation zwischen dem der ersten Generation und dem der 
Personen ohne Migrationshintergrund verorten lässt (Hypothese  1). Eine 
Ausnahme stellt das Vertrauen in andere dar. Für diese Dimension zeigt sich 
im Vergleich zur ersten Generation ein negativer Effekt, der allerdings nicht 
signifikant ausfällt.
Im Hinblick auf die Kontrollvariablen (siehe Tabelle 2) spielt das Alter der 
Befragten für alle drei Dimensionen des sozialen Wohlbefindens eine Rolle. 
Ältere Personen geben grundsätzlich ein höheres soziales Wohlbefinden an 
als jüngere. Frauen weisen gegenüber Männern mehr Unterstützung auf. Für 
das Zugehörigkeitsgefühl und das Vertrauen in andere zeigen sich keine signifi-
kanten Unterschiede bezüglich des Geschlechts. Ein höheres Bildungsniveau 
ist in allen drei Dimensionen mit höheren Ausprägungen des Wohlbefin-
dens assoziiert, während die Erwerbslosigkeit mit allen drei Dimensionen 
des sozialen Wohlbefindens in einem negativen Zusammenhang steht. Eine 
Partnerschaft begünstigt das soziale Wohlbefinden, so sind die Gefühle 
von Unterstützung sowie Zugehörigkeit dann signifikant stärker ausgeprägt. 
Ebenfalls zeigt sich ein signifikant positiver Zusammenhang zwischen die-
sen beiden Dimensionen und der Kinderzahl im Haushalt. Damit steigern 
vorhandene familiäre Strukturen das soziale Wohlbefinden. Durchweg si-
gnifikant positive Assoziationen mit allen drei Dimensionen des sozialen 
Wohlbefindens weisen auch die Angaben zur Teilnahme an religiösen Ver-
anstaltungen und zum Gesundheitsstatus auf. Personen, die regelmäßig an 
religiösen Veranstaltungen teilnehmen, haben ebenso ein höheres soziales 
Wohlbefinden wie Personen, die einen guten allgemeinen Gesundheitszu-
stand angeben.
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Tabelle 3: Multivariate Modelle zum Zusammenhang zwischen den drei Dimensionen 
des sozialen Wohlbefindens und dem Migrationsstatus (veränderte Referenz)
Unterstützung1 Zugehörigkeit1 Vertrauen2
Coef. p Coef. p Coef. p
Erste Generation Ref� Ref� Ref�
Zweite Generation 0,130 *** 0,337 *** 0,280 ***
Ohne Migrations-
hintergrund
0,109 * 0,128 ** −0,137 
n 12�211 12�125 11�876
Pseudo R² 2,7 % 4,4 % 3,6 %
1 Analysen basieren auf Ordered-Probit-Regressionsanalysen.
2 Analysen basieren auf logistischen Regressionsanalysen.
*** p ≤ 0,001, ** p ≤ 0,01, * p ≤ 0,05 Kontrolliert für Alter, Geschlecht, Bildung (inklusive 
fehlender Werte), Erwerbsstatus, Partnerschaf tsstatus, Kinderzahl im Haushalt, 
Teilnahme an religiösen Veranstaltungen und Gesundheitsstatus.
In Tabelle 4 werden die Ergebnisse zum Zusammenhang des sozialen Wohlbe-
findens mit der Aufenthaltsdauer für Personen mit eigener Wanderungserfah-
rung dargestellt. Damit werden zusätzlich zum oben dargestellten Vergleich 
der Migrationsgenerationen potenzielle Anpassungsprozesse im Zeitverlauf 
um eine weitere zeitliche Perspektive ergänzt. Die Ergebnisse weisen auf 
einen positiven Zusammenhang zwischen dem sozialen Wohlbefinden und 
der Aufenthaltsdauer von aus der Türkei nach Deutschland migrierten Per-
sonen hin. Personen, die länger in Deutschland leben, nehmen  – wieder 
unter Kontrolle der beschriebenen Einf lussfaktoren – deutlich mehr Unter-
stützung und ein stärkeres Zugehörigkeitsgefühl wahr als Personen, die sich 
kürzer in Deutschland auf halten. Eine Ausnahme bildet hier die Dimension 
Vertrauen in andere, für die sich keine signifikanten Ergebnisse zeigen. Er-
gänzende geschlechtsspezifische Modelle kommen zu dem gleichen Resultat 
(Ergebnisse auf Anfrage verfügbar). Hypothese 3 ist entsprechend für die Di-
mensionen Unterstützung sowie Zugehörigkeit anzunehmen: Je länger die Mi-
grant*innen in Deutschland leben, desto höher ist ihr soziales Wohlbefinden 
in diesen beiden Dimensionen. Diese Befunde weisen dabei in eine andere 
Richtung als bisherige Studienergebnisse zur Lebenszufriedenheit, die kei-
nen oder einen negativen Zusammenhang mit der Aufenthaltsdauer ermit-
telt haben (Kämpfer 2014; Safi 2010). Dieses abweichende Ergebnis könnte 
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darauf zurückzuführen sein, dass im vorliegenden Sample 67  Prozent der 
aus der Türkei zugewanderten Personen schon mindestens fünfzehn Jahre 
in Deutschland leben (siehe auch Tabelle A1 im Anhang) und damit relativ 
viel Zeit hatten, Sprach- und kulturelle Kompetenzen zu erwerben, welche 
die Kontaktmöglichkeiten im näheren und fernen sozialen Umfeld erhöhen.
Tabelle 4: Multivariate Modelle zum Zusammenhang zwischen den drei 
Dimensionen des sozialen Wohlbefindens und der Aufenthaltsdauer nach 
Migration (Analysen nur für die erste Generation)
Unterstützung1 Zugehörigkeit1 Vertrauen2
Coef. p Coef. p Coef. p
Aufenthaltsdauer  
(in Jahren)
0,011 *** 0,009 *** −0,005
Alter 0,000 −0,002 0,011 *
Geschlecht (weiblich) 0,118 ** −0,048 −0,024
Bildung (1–6) 0,018 0,006 0,100 *
Erwerbslosigkeit −0,171 ** −0,132 * −0,250 *
Partnerschaftsstatus 0,268 *** 0,350 *** 0,130
Kinderzahl im Haushalt 0,042 ** 0,061 *** −0,002
Teilnahme an religiösen 
Veranstaltungen
0,047 *** 0,019 * 0,100 ***
Gesundheitsstatus 0,208 *** 0,265 *** 0,176 **
n 3�034 2�989 2�981
Pseudo R² 2,2 % 2,8 % 2,1 %
1 Analysen basieren auf Ordered-Probit-Regressionsanalysen.
2 Analysen basieren auf logistischen Regressionsanalysen.
*** p ≤ 0,001, ** p ≤ 0,01, * p ≤ 0,05
Kontrolliert für fehlende Werte in der Variable Bildung.
8. Fazit
Die Sorgen über Zuwanderung haben in Deutschland in den letzten Jahren 
kontinuierlich zugenommen (siehe dazu den Beitrag von Lübke in diesem 
Band). Diese Sorgen könnten sich darauf beziehen, dass die Menschen Angst 
Anne-Kristin Kuhnt und Annelene Wengler212
davor haben, dass Integrationsprozesse auch auf sozialer Ebene scheitern 
könnten. Daher analysierte dieser Beitrag, ob Unterschiede im Ausmaß des 
sozialen Wohlbefindens bei Personen mit und ohne Migrationshintergrund 
bestehen und ob potenzielle Disparitäten einen dauerhaften Charakter auf-
weisen. Zur Prüfung der Dauerhaftigkeit wurden zum einen die Generatio-
nenfolge (erste und zweite Generation) und zum anderen die Aufenthalts-
dauer von Personen mit eigener Wanderungserfahrung herangezogen.
Die deskriptiven Befunde dokumentieren ein relativ hohes Wohlbefin-
den für alle untersuchten Bevölkerungsgruppen, wobei Personen mit Migra-
tionshintergrund im Durchschnitt geringere Werte in den drei untersuchten 
Dimensionen des sozialen Wohlbefindens (Unterstützung, Zugehörigkeit, Ver-
trauen) aufweisen. Diese Disparitäten sind jedoch gering, wenngleich sta-
tistisch signifikant. Dies deckt sich mit den Befunden anderer Autor*innen 
(Brockmann 2012; Kämpfer 2014) zur Lebenszufriedenheit und spricht gegen 
ein ausgeprägtes Unwohlsein von Personen mit Migrationshintergrund in 
sozialen Belangen.
Auch wenn sich bei deskriptiver Betrachtung das Ausmaß des sozialen 
Wohlbefindens bei Personen mit und ohne Migrationshintergrund kaum 
unterscheidet, zeigt sich eine Benachteiligung des sozialen Wohlbefindens 
der Personen mit türkischem Migrationshintergrund in den weiteren vor-
liegenden Analysen. Das heißt, es besteht ein Defizit in den untersuchten 
Dimensionen des sozialen Wohlbefindens für Personen der ersten und zwei-
ten Generation im Vergleich zu Personen ohne Migrationshintergrund. Eine 
Ausnahme stellt lediglich die Dimension Unterstützung bei der zweiten Ge-
neration dar (siehe Tabelle  3), hier ist kein signifikanter Unterschied zur 
Gruppe ohne Migrationshintergrund identifizierbar. Dieses allgemein dia-
gnostizierte Wohlbefindensdefizit von türkischen Migrant*innen scheint 
jedoch keinen dauerhaften Charakter zu haben, da sich Hinweise auf An-
gleichungsprozesse im Generationen- und Zeitverlauf zeigen. Diese Anglei-
chungsprozesse sind für die Dimensionen Unterstützung sowie Zugehörigkeit 
statistisch signifikant belegt. Dies deutet auf eine Sonderrolle des Vertrau-
ens in andere hin, da die diesbezüglichen Ergebnisse in eine andere Richtung 
weisen: Der Generationenverlauf und eine zunehmende Aufenthaltsdauer 
gehen mit einem geringeren Vertrauen in andere einher (siehe Tabelle 3 und 
4). Dies könnte das Ergebnis antizipierter oder wahrgenommener Diskrimi-
nierung sein (Delhey/Dragolov 2014; Safi 2010). Eine erfolgreiche Teilhabe an 
der Gesellschaft setzt jedoch Vertrauen in andere voraus. Wem Vertrauen in 
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andere fehlt, der zieht sich zurück und hat wenig Interesse, sein gesellschaft-
liches Umfeld aktiv mitzugestalten. Ein Gefühl von Verbundenheit und die 
Gemeinwohlorientierung sind jedoch zwei zentrale Dimensionen des sozia-
len Zusammenhalts (Dragolov et al. 2016). Sind diese nicht gegeben, hat dies 
negative Auswirkungen auf den gesellschaftlichen Zusammenhalt. Dann 
wäre im Sinne einer Reduktion sozialer Ungleichheiten politisches Handeln 
geboten. Da die vorliegenden Befunde zum Vertrauen zumindest für die Auf-
enthaltsdauer nicht signifikant sind, kann auf Basis unserer Analysen kein 
konkreter politischer Handlungsbedarf benannt werden. Bei der Bewertung 
der Ergebnisse ist zudem die binäre Antwortmöglichkeit (»man muss sehr 
vorsichtig sein« bzw. »den meisten Menschen kann man vertrauen«) bei der 
Frage nach dem Vertrauen in andere zu berücksichtigen. Die binäre Abfrage 
erlaubt es nicht, Abstufungen im Vertrauen der Befragten zu erfassen. Mög-
licherweise ergeben sich dadurch Verzerrungen in den Ergebnissen, die ein 
größeres Vertrauensdefizit suggerieren, als es tatsächlich der Fall ist. Be-
rücksichtigt man allerdings Angaben zum Ausmaß des Vertrauens in der 
Türkei, wird der Vertrauensrückstand der türkischstämmigen Migrant*in-
nen in Deutschland relativiert. In unseren Analysen geben 28 Prozent der 
befragten Personen mit türkischem Migrationshintergrund an, dass man 
den meisten Menschen vertrauen kann. Im Vergleich dazu gibt in der Türkei 
lediglich eine von zehn Personen an, dass man den meisten Menschen ver-
trauen kann (Delhey/Newton 2005).
Darüber hinaus lassen sich aus den vorliegenden Analysen weitere Im-
plikationen für zukünftige Forschung ableiten. So ist fraglich, ob sich die 
Ergebnisse auf Personen aus anderen Herkunftsländern übertragen lassen. 
Die Ergebnisse von Kämpfer (2014) zur Lebenszufriedenheit deuten an, dass 
hier durchaus Gruppenunterschiede zu erwarten sind, die teils beträchtlich 
ausfallen können. Herkunftslandspezifische Analysen wären vor dem Hin-
tergrund der heterogenen Struktur der Personen mit Migrationshintergrund 
in Deutschland wertvoll, aber mit Blick auf ausreichend hohe Fallzahlen ak-
tuell schwer umzusetzen. Ergänzend dazu wären Analysen wünschenswert, 
die das Wohlbefinden in den Herkunftsländern berücksichtigen. Erste Stu-
dien, die diesen Aspekt berücksichtigen, deuten an, dass Unterschiede in der 
Lebenszufriedenheit bestehen: Personen mit türkischem Migrationshinter-
grund in Deutschland geben eine höhere Lebenszufriedenheit an als nicht 
gewanderte Personen in der Türkei (Baykara-Krumme/Platt 2018; Dinesen 
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2012). Gleiches gilt für die Analyse des sozialen Wohlbefindens aus der Le-
bensverlaufsperspektive.
Ob die vorliegenden Ergebnisse auf Personen mit türkischem Migra-
tionshintergrund in anderen Ländern übertragen werden können, kann 
ebenfalls nur weitere Forschung beantworten. Analysen für Belgien belegen 
zumindest eine geringere Lebenszufriedenheit für die Gruppe türkisch-
stämmiger Einwanderer*innen (Beirens/Fontaine 2011). Allerdings sind 
die länderspezifischen Kontexte in Bezug auf die Lebensbedingungen und 
Integrationsbemühungen sehr divers, was die Notwendigkeit länderverglei-
chender Analysen unterstreicht.
Es muss weiterhin berücksichtigt werden, dass die im vorliegenden Bei-
trag betrachteten Migrant*innen der ersten Generation häufig schon lange 
in Deutschland leben. Denkbar wäre, dass Personen, die aus der Türkei nach 
Deutschland gewandert sind und nur über ein geringes soziales Wohlbe-
finden verfügten, Deutschland wieder verlassen haben. Sie könnten in ihr 
Herkunftsland zurückgewandert sind. Entsprechend muss eine potenzielle 
Selektivität bei der Ergebnisinterpretation berücksichtigt werden, die dazu 
führt, dass wir das Defizit im sozialen Wohlbefinden von Personen mit Mi-
grationshintergrund vermutlich unterschätzen.
Grundsätzlich ist für die Befunde dieses Beitrags zu berücksichtigen, 
dass es in der Deutungshoheit der Befragten liegt, ob sie die Frage nach 
Unterstützung, Zugehörigkeit und Vertrauen auf Beziehungen innerhalb 
ihrer eigenen Migrantengruppe oder gruppenübergreifend auf die Mehr-
heitsbevölkerung beziehen. Die Debatte über innerethnische (bonding) und 
ethnienübergreifende (bridging) Netzwerke legt jedoch nahe, dass letzteres 
mit größeren Vorteilen für die Integration in den Arbeitsmarkt und das Ein-
kommen assoziiert ist (Lancee 2010). Damit wären mit einem hohen eth-
nienübergreifenden Vertrauen auch bessere Teilhabechancen verbunden.
Zentrales Ergebnis der vorliegenden Analyse auf Basis des GGS ist, dass 
sich strukturelle Defizite, wie sie aus den Bereichen Bildung oder Gesundheit 
bekannt sind, nur begrenzt in der individuellen Wahrnehmung zur sozialen 
Einbindung finden lassen. Die Unterschiede im sozialen Wohlbefinden von 
Personen mit türkischem Migrationshintergrund in Deutschland fallen im 
Vergleich zur Mehrheitsbevölkerung eher gering aus. Berücksichtigt man 
zudem Generation und Aufenthaltsdauer für die erste Wanderungsgene-
ration, zeigt sich ein eher temporärer Charakter der Defizite im sozialen 
Wohlbefinden. Dies erlaubt eine vorsichtig optimistische Bewertung der 
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gesellschaftlichen Teilhabe von Personen mit Migrationshintergrund in 
Deutschland. Die gesellschaftliche Relevanz von Integration und Teilhabe 
spricht dafür, migrationsspezifische Perspektiven auf das Wohlbefinden 
und andere, die Teilhabe fördernde oder hemmende Faktoren (z. B. sozio-
ökonomischer Status, Geschlecht) dauerhaft in den Fokus gesellschaftswis-
senschaftlicher Analysen zu rücken, um zu prüfen, ob sich diese vorsichtig 
optimistische Einschätzung mit der gesamtgesellschaftlichen Realität deckt.
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Anhang









Alter (Durchschnitt in Jahren) 40,9 26,6 48,4
Geschlecht (weiblich) 47,7 % 46,9 % 53,7 %
Bildung 
ISCED 1 (Primarbereich) 22,7 % 3,9 % 0,6 %
ISCED 2 (Sekundarbereich I) 35,5 % 25,4 % 10,2 %
ISCED 3 (Sekundarbereich II) 24,6 % 39,8 % 53,6 %
ISCED 4 (Postsekundärer, nicht 
tertiärer Bereich)
1,7 % 4,4 % 4,9 %
ISCED 5 (Tertiärer Bereich) 5,0 % 5,9 % 23,9 %
ISCED 6 (Weiterführende 
Forschungsprogramme)
0,4 % 1,4 % 2,1 %
Angabe zur Bildung fehlt  10,1 % 19,3 % 4,8 %
Erwerbslosigkeit 14,8 % 15,0 % 7,3 %
Partnerschaftsstatus  
(mit Partner)
83,6 % 56,2 % 71,4 %








Teilnahme an religiösen Veran-
staltungen (0 = nie, 8 = täglich)
3,2 2,4 1,9
Gesundheitsstatus (0 = sehr 





n 3�058 1�059 8�132
1 Für die einzelnen Regressionsmodelle (Tabellen 2–4) ergeben sich Abweichungen in der 
Grundgesamtheit aufgrund fehlender Werte in den einzelnen Dimensionen des sozialen 
Wohlbefindens.

Treiben Sorgen und Ängste 
den »populistischen Zeitgeist«? 




Derzeit scheint es, als ob sich Populismus in den westlichen Demokratien des 
21. Jahrhunderts fest etabliert hat. Seit längerem ist nun schon von einem 
»populistischen Zeitgeist« (Mudde 2004) die Rede. Dieser äußert sich nicht 
allein im Gebrauch populistischer Argumentationsfiguren in der politischen 
Öffentlichkeit (Rooduijn 2014a; Rooduijn/Akkerman 2017), sondern drückt 
sich auch auf der politischen Nachfrageseite aus, in dem zunehmenden An-
teil von Wählern, die für populistische Parteien votieren (van Kessel 2015; 
Mudde 2016). In den Massenmedien und der sozialwissenschaftlichen Fach-
diskussion werden die Gründe für den Aufstieg eines solchen populistischen 
Zeitgeists derzeit breit diskutiert. Die Suche nach den Gründen betrif ft da-
bei auch die politische Nachfrageseite: Wer sind die Wähler populistischer 
Parteien und was bewegt sie?
Aktuell kursieren in der Diskussion diesbezüglich verschiedene Erklä-
rungsangebote. Immer wieder werden dabei Ängste und Sorgen als Treiber 
der Popularität des Populismus thematisiert. Insbesondere wird in diesem 
Zusammenhang auf materiell bezogene Statussorgen verwiesen. Demnach 
haben sich insbesondere in Teilen der gesellschaftlichen Mitte im Kon-
1  Für hilfreiche Kommentare, wertvolle Anmerkungen und inspirierende Hinweise bedanke 
ich mich herzlich bei Jan Delhey und Christiane Lübke sowie Behrouz Alikhani und Joachim 
Renn.
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text einer »Angstgesellschaft« (Bude 2014) oder gar »Abstiegsgesellschaft« 
(Nachtwey 2016) Sorgen vor zukünftigen Wohlstandeinbußen entwickelt. 
Es ist von Globalisierungsverlieren die Rede, die mit gesellschaftlichen Ent-
wicklungen nicht mehr Schritt halten können und getrieben von ihrer Angst, 
abgehängt zu werden, populistische Parteien wählen (Kriesi et al. 2008; 
Goodhart 2017; Kraemer 2018).
Vor diesem Hintergrund möchte ich in diesem Beitrag der Frage nachge-
hen, ob und inwiefern es finanzielle Zukunftssorgen und Ängste vor künfti-
gen Wohlstandseinbußen sind, die für viele Populismus so attraktiv erschei-
nen lassen. Dieser von vielen Seiten bemühten Statussorgenthese möchte ich 
zwei weitere nachfrageseitige Erklärungsangebote aus der Literatur gegen-
überstellen und auf ihren Erklärungsgehalt hin diskutieren und testen: (a) das 
Gefühl, nicht das zu bekommen, was einem eigentlich rechtmäßig zusteht 
(relative Deprivationsthese) und (b) die Sehnsucht nach Übersichtlichkeit und 
Kontrolle (Komplexitätsthese).
Dabei motivieren mehrere Beobachtungen mein Vorgehen. Erstens wis-
sen wir empirisch nur wenig über den Zusammenhang zwischen den Sorgen 
und Ängsten der Menschen und Populismus, obgleich Bedrohungsempfin-
dungen gerade beim Thema Rechtspopulismus prominent diskutiert wer-
den (Oesch 2008; Lengfeld/Dilger 2018; Rippl/Seipel 2018). Zweitens bleibt 
weitestgehend unklar, ob die Attraktivität populistischer Ideen und Partei-
en tatsächlich primär auf Ängste und Bedrohungswahrnehmungen zurück-
geht oder sich nicht vielmehr durch andere Stimmungslagen wie Frustra-
tion, Ressentiments, Trotz, Wut, Hilf losigkeit oder Sozialneid erklären lässt 
(Rico et al. 2017; Salmela/von Scheve 2017; Mudde/Kaltwasser 2018). Drittens 
ist es in der empirischen Wahlsoziologie gängige Praxis, Populismus über 
die klassische »Sonntagsfrage« (oder verwandte Indikatoren) zu operationa-
lisieren. In diesem Beitrag greife ich auf ein Erhebungsinstrument zurück, 
das von Wahlabsicht (oder Parteibindung) absieht und populistische Ein-
stellungsmuster per se, jenseits von klassischen Entweder-oder- bzw. Links-
rechts-Zuschreibungen, graduell entlang der populistischen Kernelemente 
Volkssouveränität, Anti-Pluralismus und Anti-Elitismus misst (Akkerman et al. 
2014; Spruyt et al. 2016).
Der Beitrag gliedert sich in fünf Abschnitte. Im folgenden Abschnitt zei-
ge ich, was unter Populismus in der aktuellen Diskussion verstanden wird 
und welche Möglichkeiten zur nachfrageseitigen Messung sich bislang in 
der empirischen Forschung etabliert haben. Anschließend diskutiere ich 
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unterschiedliche Erklärungsangebote aus der Literatur und leite auf dieser 
Basis entsprechende Hypothesen ab. Nach einem Überblick über Daten und 
Methodik präsentiere ich die deskriptiven und multivariaten Ergebnisse 
meiner Analysen. Der Beitrag schließt mit einer Diskussion der Befunde 
und Implikationen für zukünftige Forschung.
2. Was ist Populismus und wie kann man ihn messen?
In den Sozialwissenschaften hat sich mittlerweile ein Verständnis von Popu-
lismus als einer »dünnen Ideologie« (Mudde 2004) weitgehend durchgesetzt, 
deren Kern ein moralisierender Anti-Elitismus und Alleinvertretungsan-
spruch eines gleichartigen Volkswillens ist (Taggart 2000; van Kessel 2015; 
Müller 2016).
»Populism is an ideology that considers society to be ultimately separated 
into two homogeneous and antagonistic groups, ›the pure people‹ versus the 
›corrupt elite,‹ and which argues that politics should be an expression of the 
volonté générale (general will) of the people.« (Mudde 2004: 543)
Demnach ist Populismus sowohl in nationalstaatlich-sozialistischen als 
auch in völkisch-neoliberalen Ausformungen stets durch drei zentrale Ideen 
gekennzeichnet. Dazu zählt erstens der Glaube an Volkssouveränität. Von 
zentraler Bedeutung ist der direkte und unmittelbare Alleinvertretungsan-
spruch für »das Volk«. So ist z. B. die Einführung plebiszitärer Elemente wie 
Volksentscheide, als Ausdruck des Volkswillens, eine häufige Forderung, die 
populistische Wähler und Politiker europaweit aus allen politischen Spek-
tren gemeinsam haben (Jacobs et al. 2018). Zweitens beinhaltet Populismus 
stets einen Anti-Pluralismus. Populismus zeichnet der Glaube aus, dass die 
Gesellschaft letztendlich nur aus zwei in sich homogenen und konträren 
Gruppen besteht – dem Volk auf der einen Seite und dem (politischen) Es-
tablishment auf der anderen. Ganz zentral für eine solche Dichotomisierung 
von Gesellschaft ist natürlich, wer zum Volk dazugehört bzw. dazugehö-
ren darf und wer nicht. Hier kann es dann zusätzlich zur vertikalen Unter-
scheidung zwischen Volk und Establishment zu einer horizontalen Unter-
scheidung zwischen bestimmten Bevölkerungsgruppen kommen. Das Volk 
kann dabei als völkische Gemeinschaft über Abstammung definiert werden, 
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aber auch im Sinne funktionaler Zugehörigkeit, wie z. B. die Steuerzahler, 
die hart arbeitende Bevölkerung, die guten Bürger oder die kleinen Leute 
(Taggart 2000). Drittes Merkmal ist ein moralisierender Anti-Elitismus. Denn 
populistischer Anspruch ist es, den Willen eines reinen und anständigen Vol-
kes gegenüber einem unmoralischen und korrupten Establishment durch-
zusetzen. Neben Wirtschafts- und Finanzeliten, Kultureliten und den eta-
blierten Massenmedien stehen vor allem politische Eliten (Berufspolitiker) 
und demokratische Institutionen (etablierte Parteien, EU) im Zentrum des 
Protests und der Kritik.
In wahlsoziologischen Studien wird Populismus typischerweise über die 
hypothetische Wahlentscheidung (»Sonntagsfrage«) oder die konkrete Par-
teibindung (Parteiidentifikation) operationalisiert. Hier werden dann oftmals 
intuitiv a priori-Klassifizierungen von Parteien in entweder »populistisch« 
oder »nicht populistisch« vorgenommen. Ich möchte im Folgenden Populis-
mus auf Basis eines Erhebungsinstruments in den Blick nehmen, mit dem 
eine populistische Einstellung bzw. der populistische Zeitgeist innerhalb der 
Wählerschaft als graduelles Merkmal erhoben werden kann (Akkerman et al. 
2014; Spruyt et al. 2016). Dieses Populismusmaß basiert auf Einstellungen in 
Bezug auf die drei oben benannten populistischen Kernideen – Volkssouverä-
nität, Anti-Pluralismus und Anti-Elitismus. Bislang ist dieses Messinstrument, 
in zum Teil modifizierter Form, in der empirischen Forschung nur vereinzelt 
in verschiedenen nationalen Kontexten zur Anwendung gekommen (Haw-
kins et al. 2012; Rooduijn 2014b; Elchardus/Spruyt 2016; Vehrkamp/Wratil 
2017). Populistische Einstellungen wurden in diesen Studien typischerweise 
rein deskriptiv mit der Wahlabsicht abgeglichen und vereinzelt als erklä-
rende Variable verwendet (z. B. Jacobs et al. 2018; van Hauwaert/van Kessel 
2018). Solche Analysen zeigen zwar einen Zusammenhang zwischen popu-
listischen Einstellungen und der Wahl populistischer Parteien. Die Richtung 
dieser Kausalbeziehung verbleibt jedoch unklar. Einerseits ist es denkbar, 
dass Anhänger populistischer Parteien deren angebotene Deutungsmuster 
einfach übernehmen. Andererseits ist es auch möglich, dass das Angebot 
populistischer Parteien auf vorhandene populistische Einstellungsmuster 
trif ft und dann gerade aus diesem Grund erfolgreich ist. Bislang haben le-
diglich Spruyt et al. (2016) und Elchardus/Spruyt (2016), ausgehend von der 
Modernisierungsverlierer-These, potenzielle Erklärungsfaktoren für popu-
listische Einstellungsmuster anhand einer Bevölkerungsbefragung in Flan-
dern (Belgien) analysiert.
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Die Messung von Populismus über ein Set an Einstellungen ist durch-
aus von Vorteil. So werden nicht wie auf Basis der »Sonntagsfrage« Befragte 
über ihre Wahlabsicht entweder als »Populisten« oder »Nicht-Populisten« 
eingestuft. Es sind vielmehr graduelle Unterschiede und Abstufungen 
möglich. Auf diese Weise lassen sich nicht allein zum Teil problematische 
a priori-Zuweisungen von Parteien umgehen, sondern auch Nichtwähler und 
Unentschiedene in die Analysen einbeziehen. Gemessen wird dabei nicht ein 
expressiver Populismus (Wahlverhalten, Parteibindung), wie dies typischer-
weise der Fall ist. Vielmehr wird ein latenter Populismus abgefragt, also ein 
populistisches Potenzial, das sich nicht unbedingt direkt in Wahlverhalten 
ausdrücken muss (Akkerman et al. 2014), das aber einen alternativen und 
differenzierteren Blick auf Reichweite und Gruppenspezifik eines populisti-
schen Zeitgeists ermöglicht.
3. Warum ist Populismus so populär?
In der Literatur werden insbesondere drei nachfrageseitige Erklärungsan-
gebote für die Attraktivität des Populismus diskutiert: (a) Die materiell bezo-
gene Sorge vor zukünftigen Wohlstandseinbußen (Statussorgenthese), (b) das 
Gefühl, nicht das zu bekommen, was einem eigentlich rechtmäßig zusteht 
(relative Deprivationsthese) und (c) die Sehnsucht nach Übersichtlichkeit und 
Kontrollierbarkeit infolge gesellschaftlicher Komplexitätssteigerung (Kom-
plexitätsthese).2
2  Ein weiteres prominentes Erklärungsangebot wird derzeit unter dem Begriff der Cul-
tural-Backlash-These verhandelt (Inglehart/Norris 2016; Lengfeld/Dilger 2018), das ich 
allerdings im Folgenden nicht berücksichtigen kann. Bislang ist die Cultural Backlash-
These in der empirischen Wahlsoziologie ausnahmslos auf rechtspopulistische Parteien 
bezogen worden. Typischerweise wird hier eine Konfliktlinie zwischen »kosmopoliti-
schen« und »kommunitaristischen« Wähler betont, die über die Einstellung in Hinblick 
auf Einwanderungsfragen getestet wird. Obwohl die Cultural Backlash-These keinesfalls 
allein als Erklärung rechtspopulistischer Tendenzen fungieren muss, sondern theo-
retisch auch auf linkspopulistische Erscheinungen bezogen werden kann, existieren 
bislang keine Überlegungen in der Literatur zu einer Operationalisierung der Cultural 
Backlash-Idee, die nicht nach nativistischem, sondern nach einem generelleren, popu-
listisch-orientierten, nach »bodenständigem« Zuschnitt erfolgt (siehe Mudde/Kaltwas-
ser 2018).
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Die Statussorgenthese: Populismus und die »Angstgesellschaft«
Die sozialen Wandlungsprozesse der letzten Jahrzehnte scheinen für den 
Einzelnen und verschiedene soziale Gruppen ein Mehr an Unsicherheiten 
mit sich gebracht zu haben (Blossfeld et al. 2007; Nachtwey 2016). Auch wenn 
sich solche »neuen« Unsicherheiten zwar nicht bedingungslos jenseits von 
Stand und Klasse ausgebreitet haben, scheinen sich gerade subjektive Ab-
stiegs- und Statussorgen vermehrt auch in sicheren Lagen der gesellschaft-
lichen Mitte festgesetzt zu haben (Kraemer 2010; Schimank et al. 2014). Vor 
dem Hintergrund der These einer verängstigten Mitte wird von einigen Sei-
ten auf die Attraktivität populistischer Parteien für die Mittelschichten im 
Besonderen verwiesen (Bude/Staab 2017; Antonucci et al. 2017; Koppetsch 
2017). Wie wahlsoziologische Untersuchungen zeigen, stammt tatsächlich 
ein Großteil der populistischen Wähler aus mittleren und eher wohlständi-
schen gesellschaftlichen Lagen (Oesch 2008; Gidron/Hall 2017; Bergman et 
al. 2017; Lengfeld/Dilger 2018).
Auf Basis solcher struktureller Überlegungen lässt sich allerdings nicht 
ohne Weiteres auf die Bedeutung von subjektiv empfundenen materiellen 
Sorgen für Wahlentscheidungen schließen. Wie empirische Befunde deutlich 
machen, sind viele der soziologischen Zeitdiagnosen einer »Mitte in Angst« 
überzeichnet – obgleich zuzugeben ist, dass statusbezogene Ängste durch-
aus kein alleiniges Attribut unterer sozialer Lagen sind, sondern bis in si-
chere und wohlständische Lagen hineinreichen können (Lübke/Erlinghagen 
2014; Delhey et al. 2017; Lengfeld/Ordemann 2017).
Lässt sich überhaupt ein empirischer Zusammenhang zwischen mate-
riellen Sorgen und populistischen Sympathien ausmachen? Obgleich Analy-
sen mit dem Sozio-oekonomischen Panel (SOEP) zur AfD-Anhängerschaft in 
Hinblick auf Statussorgen nur bedingt Evidenz erbringen (Lengfeld/Dilger 
2018), zeigen Hilmer et al. (2017) auf Basis einer eigenen Online-Befragung, 
dass sich AfD-Wähler mehr Sorgen um die eigene wirtschaftliche Zukunft 
und die Absicherung im Alter machen als Wähler anderer Parteien. Gleiches 
wird auch in einer Studie zur Wahrscheinlichkeit, beim Brexit-Referendum 
für »Leave« zu stimmen, belegt (Hobolt 2016). Wie deskriptive Analysen auf 
Basis von Daten eines Online-Surveys in den USA verdeutlichen, kennzeich-
net Trump-Wähler im Gegensatz zu Clinton-Wählern im Durchschnitt u. a. 
eine ausgeprägtere Angst vor sozialem Abstieg (Oliver/Rahn 2016). Die poli-
tischen Konsequenzen von sozialen Abstiegsängsten werden ebenfalls im 
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Rahmen qualitativer Forschungsdesigns thematisiert. Studien zeigen hier, 
wie sich Statusängste in bestimmten sozialen Gruppen infolge wirtschaft-
licher Umbrüche in populistische Orientierungen und Protestwahlverhalten 
übersetzen können (Flecker et al. 2007; Gest 2016; Hochschild 2016).
Warum aber sollte eine politische Orientierung, die auf populistischen 
Ideen basiert, für viele in einer angstbestimmten Gegenwartsgesellschaft so 
attraktiv erscheinen? Unter der Annahme, dass es sich beim Populismus um 
eine mögliche Verarbeitungsform von Ängsten und Sorgen handelt, bleibt 
klärungsbedürftig, worin die besondere Attraktivität gerade dieser Art 
von Bewältigung besteht. Denn schließlich bieten moderne Gesellschaften 
ein durchaus breites Spektrum an möglichen Coping-Optionen. Wie Hogg 
(2000: 224) bemerkt: »uncertainty […] ›drives‹ people to join groups«. In der 
Tat scheinen sich infolge von Individualisierungsprozessen, gesellschaftli-
cher Differenzierung und damit einhergehender Verunsicherung neue For-
men der Vergemeinschaftung zu ergeben (Beck 1986). Eine spezielle Form 
einer solchen Vergemeinschaftung stellen populistische Parteien und Bewe-
gung dar (Reckwitz 2017; Blühdorn/Butzlaff 2018).
In einer Gesellschaft, in der vieles verstärkt einer Marktlogik folgt und 
in der Erfolge und Misserfolge individualisiert bzw. »Systemprobleme in 
persönliches Versagen abgewandelt« (Beck 1986: 117) werden, fehlen dem Ein-
zelnen zunehmend die Grundlagen für Zugehörigkeitsgefühle und Solidari-
tätsvorstellungen. Obwohl die Ursprünge »neuer« Unsicherheiten gesamtge-
sellschaftlicher und bisweilen sogar globaler Natur sind, werden sie doch im 
Alltag der »Angstgesellschaft« als individuelle Unsicherheiten erfahren. Die 
Ängste der Gesellschaft scheinen eben nicht so sehr die Angst zu betreffen, 
»als Gruppe oder Kollektiv gedemütigt und vergessen zu werden, sondern 
als Einzelne auszurutschen, das Gleichgewicht zu verlieren und im freien 
Fall ohne den Schirm eines haltenden Milieus oder einer traditionellen ›Ver-
liererkultur‹ abzustürzen und im sozialen Nichts zu verschwinden« (Bude 
2014: 21). Auf diese Weise werden dann solche Identitätskonstruktionen, bei 
denen Solidarität mit und Zugehörigkeit zu anderen Gruppenmitgliedern 
abseits von Konkurrenz gemeinsam auf Basis geteilter Sorgen, Ängste und 
Normen inszeniert und erlebt werden können, zunehmend gefragter und 
avancieren zu wichtigen Reservoirs für Status und Selbstwert.
Die Attraktivität populistischer Ideen gründet neben diesem Zugriff auf 
exklusive Solidarität und bewährte Wir-Identitäten auf der Attribuierung 
bzw. Personalisierung von Verantwortung und Schuld. Ganz ähnlich wies 
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schon Geiger (1930) darauf hin, dass die politische Radikalisierung in der 
Weimarer Republik als Ausdruck einer »Panik im Mittelstand« zu verstehen 
ist, die wiederrum die Folge antizipierter Abstiegserfahrung und Statusbe-
drohung darstellt. Deklassierungsängste und die Scham über sozialen Ab-
stieg äußern sich dann in Ressentiments gegenüber Minderheiten und Eli-
ten. Auch Beck (1986: 100) spricht von einer »Sündenbockgesellschaft« und 
benennt damit die interpretative Umleitung von Ängsten auf bestimmte 
soziale Gruppen, wodurch Bedrohungen konkret benennbar und bearbeit-
bar werden.
Die relative Deprivationsthese:  
Populismus und materiell bezogenes Ungerechtigkeitsempfinden
Ausgehend von klassischen Formulierungen (Runciman 1966) und auf Basis 
von Überlegungen aus der soziologischer Einstellungsforschung (Rippl/Bair 
2005) betont die Literatur die Bedeutung subjektiv empfundener relativer 
Deprivation für populistische Wahlentscheidungen. Bereits Lipset (1955) hat 
mit der These einer »status politics« politische Radikalisierung auf eine »pro-
sperity born bitterness« (Lipset 1955: 191) eben derjenigen zurückgeführt, die 
angesichts gesellschaftlicher Veränderungen glauben, nicht ihren gerechten 
Anteil am nationalen Wohlstand zu erhalten. Daran anknüpfend leitet sich 
die Attraktivität des Populismus keinesfalls aus faktischer Schlechterstel-
lung oder materiell bezogener Zukunftsangst ab, sondern ist auf eine Unzu-
friedenheit zurückzuführen, die sich aus dem relativen Vergleich gegenüber 
einem als persönlich zustehend empfundenen Status ergibt.
Obgleich die Befunde von Lengfeld (2017) zur AfD-Wählerschaft die The-
se relativer Deprivation nicht stützen, verweisen Analysen auf Grundlage 
internationaler Umfragedaten auf einen eindeutigen Effekt subjektiv emp-
fundener Schlechterstellung. Auf Basis von Analysen mit ISSP-Daten (Inter-
national Social Survey Program) zeigt sich, dass insbesondere Personen, die 
ihren sozialen Status im Vergleich zu anderen als niedrig wahrnehmen, mit 
höherer Wahrscheinlichkeit für rechtspopulistische Parteien votieren (Gi-
dron/Hall 2017).3 Neben der Rolle eines solchen personell bezogenen relativen 
3  Gidron/Hall (2017) berücksichtigen, von der subjektiven relativen Statuseinschätzung 
abgesehen, in ihren Modellen allerdings keine weiteren Einstellungsvariablen, sondern 
verbleiben bei der Analyse struktureller Indikatoren. Gerade politische Subjektivitäten 
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Deprivationsempfindens wird aktuell auch eine temporal bezogene, wahrge-
nommene Schlechterstellung im Vergleich zur Vergangenheit – eine »nost-
algische Deprivation« (Gest et al. 2017) – diskutiert. Aktuelle Evidenz für die 
These relativer Deprivation liefern auch Analysen auf Basis von Daten des 
European Social Survey (Rooduijn/Burgoon 2017). Die Studie verdeutlicht, 
dass die relative Bewertung der eigenen finanziellen Situation v. a. dann 
die Wahrscheinlichkeit für die Wahl rechtspopulistischer Parteien erhöht, 
wenn eine positive konjunkturelle Lage auf gesamtgesellschaftlicher Ebene 
herrscht.
Dass der Glaube an eine Benachteiligung zugunsten von »Anderen« 
populistische Ressentiments fördert, zeigen daneben qualitative Studien auf 
(Flecker et al. 2007; Gest 2016; Hochschild 2016). Wie diese Untersuchungen 
demonstrieren, entstehen populistische Orientierungen mit dem Gefühl, in 
Sachen Arbeit und als Bürger alles richtig gemacht zu haben und vom Staat 
dann doch um Erfolg und Anerkennung betrogen zu werden. Es zeigt sich 
hier, wie sich gefühlte Benachteiligung in Ressentiments gegenüber sozialen 
Minderheiten und gesellschaftlichen Eliten übersetzt. Mit anderen Worten: 
Eine Statuspolitik beinhaltet immer die Suche nach »Sündenböcken«, die 
verantwortlich dafür sind, dass es nicht aufwärts geht und Leistung gesell-
schaftlich nicht entsprechend belohnt wird. Genau wie im Fall von Sorgen 
und Ängsten bieten in diesem Fall populistische Ideen und die daran gekop-
pelte Personalisierung von Schuld die Chance auf die Verteidigung bzw. Res-
tauration angestammter und legitimer Anrechte.
Die Komplexitätsthese:  
Populismus als einfache Narration in einer unübersichtlichen Welt
Sowohl verschiedenste Sozialtheorien als auch soziologische Zeitdiagnosen 
erklären die fortwährende Steigerung von Komplexität zu einem maßgeb-
lichen Charakteristikum moderner demokratischer Gesellschaft (Beck 1986; 
Giddens 1991; Luhmann 1997; Schimank 2005). Diese Komplexitätssteige-
rung vollzieht sich sowohl in der Sozialdimension (steigende Interdepen-
denz), der Sachdimension (fehlendes und unsicheres Wissen) als auch der 
Zeitdimension (Beschleunigung, begrenzte Zeithorizonte). Mit der Steige-
bzw. Werthaltungen erweisen sich jedoch bei Lengfeld/Dilger (2018) als bedeutsamste 
Einflüsse.
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rung von Komplexität geht die intensivierte Erfahrung von Kontingenz für 
die Menschen einher – also die fehlende Gewissheit in Bezug darauf, »was ist« 
und »was sein wird«. Dehne (2017: 36) spricht in diesem Zusammenhang von 
einem »Leiden an Ungewissheit« und dem Verlust »epistemischer Kontrolle«.
In einer solchen Konstellation kommt der Politik die Aufgabe zu, Kom-
plexität zu reduzieren und die Welt erzählbar zu machen. Die Politik steckt 
nun aber in dem Dilemma, dass sie einerseits der Komplexität gerecht wer-
den muss, gleichzeitig aber eine einfache Sprache und simple Ideen anbieten 
muss, die an den Alltag der Menschen anknüpfen können. Nun erschweren 
zunehmende Pluralisierung und Fragmentierung von Identitäten allerdings 
soziale Organisation, politischen Konsens und kollektives Handeln. In dem 
gleichen Maße wie individuelle Werte und Interessen immer diverser, in 
sich inkonsistenter und f lüchtiger werden, wird auch ihre Organisation und 
Artikulation durch politische Parteien und Bewegungen in demokratischen 
Gesellschaften eine immer größere Herausforderung.
Vor diesem Hintergrund ist Populismus nicht zuallererst der Ausdruck 
von Ängsten oder Frustration, sondern der Sehnsucht nach Übersichtlich-
keit und Kontrollierbarkeit in einer immer komplexer anmutenden Welt. Da 
Populismus auf narrationsfähigen Simplifizierungen (eigentlich sogar Di-
chotomisierungen) komplexer Sachverhalte basiert, bietet er zugleich stets 
leicht zu transportierende Probleme und Ursachendarstellungen als auch 
allgemein verständliche Antworten und Lösungsmodelle für diese Probleme. 
Pointiert kommt dies in plakativen Angeboten wie »Let’s Take Back Control!« 
(Slogan der Brexit-Kampagne) zum Ausdruck.
Für den Zusammenhang von Unsicherheitsgefühlen infolge gesellschaft-
licher Komplexitätssteigerung und der Popularität des Populismus lassen sich 
in der empirischen Forschung einige Hinweise finden. So wird beispielsweise 
auf Anomie als bedeutsame Determinante populistischer Einstellungen ver-
wiesen, die den Autoren zufolge insbesondere bei sogenannten Modernisie-
rungsverlierern zu finden ist (Elchardus/Spruyt 2016; Spruyt et al. 2016). Auch 
eine Analyse zum sozialpsychologischen Profil der »Brexiters« zeigt, dass 
Personen, die die Welt als zu kompliziert wahrnehmen, mit höherer Wahr-
scheinlichkeit für »Leave« votiert haben (Antonucci et al. 2017). Wie Steen-
voorden/Harteveld (2018) zeigen, ist die Wahrscheinlichkeit, für rechts-
populistische Parteien zu stimmen, bei Personen besonders verbreitet, die 
in Bezug auf die zukünftige gesellschaftliche Entwicklung pessimistisch ge-
stimmt sind. Ein solcher anomischer Pessimismus steht in enger Beziehung 
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zu einer »nostalgischen Deprivation« (Gest et al. 2017). Damit ist die rück-
wärtsgerichtete und glorifizierende Berufung auf ein »heartland« (Taggart 
2000) gemeint, das für die Idee einer solidarischen Gemeinschaft, klare 
Grenzen und traditionelle Werte steht. Dieser Berufung auf eine Zeit, »als 
die Welt noch in Ordnung war«, liegt eine Verfallserzählung zugrunde, die 
dann Forderungen nach der Restauration althergebrachter Übersichtlich-
keit legitimiert und stets die populismus-inhärenten Schuldzuweisungen 
für diesen Verfall beinhaltet.
Hypothesen
Im Anschluss an die obigen Ausführungen ist zu erwarten,
(a) dass die Sorgen vor eigenen zukünftigen Wohlstandseinbußen populis-
tische Einstellungen fördern (H1),
(b) dass das Ausmaß populistischer Einstellungen durch die Wahrnehmung 
bestimmt wird, im Vergleich zu anderen unrechtmäßig schlechter ge-
stellt zu sein (H2), und
(c) dass populistische Einstellungen insbesondere bei Personen verbreitet 
sind, die die Welt als unüberschaubar wahrnehmen und einen Verlust 
»epistemischer Kontrolle« empfinden (H3).
4. Daten und Methode
Grundlage der folgenden Analysen bilden Daten der German Longitudi-
nal Election Study (GLES 2017).4 Es wurden 2.179 in privaten Haushalten 
lebenden und für Bundestagswahlen Wahlberechtigte im Rahmen einer 
stichprobenkontrollierten (Registerstichprobe mit Oversampling für Ost-
deutschland) Mehrthemenbefragung interviewt. Die Befragung wurde als 
computergestütztes persönliches Interview (CAPI) durchgeführt.
4  Von der GLES 2017 liegt auch eine Kumulation vor, die sowohl eine Vorwahlquerschnittbe-
fragung (Erhebung: Juli–September 2017) als auch einen Nachwahlquerschnitt (Erhebung: 
September 2017–November 2017) umfasst. Die Analysen konnte ich allerdings nur mit den 
Daten der Vorwahlquerschnittbefragung durchführen, da lediglich hier Indikatoren für 
die Komplexitätsthese (H3) vorliegen.
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Variablen
Die abhängige Variable bildet das bereits weiter oben erwähnte Messinstru-
ment populistischer Einstellungen. Auf Basis einer Fragebatterie mit sechs 
Items lässt sich ein Gesamtindex »Populismus« bilden, der Werte zwischen 1 
und 5 annehmen kann.5 Die sechs Items lehnen sich direkt an die drei Kern-
aspekte einer populistischen Weltsicht an: eine demokratisch-inszenierte 
Volkssouveränität, eine exkludierende Entpluralisierung (Dichotomisierung) 
von Gesellschaft und eine elitenfeindliche Moralisierung eben dieser Entplu-
ralisierung (siehe Tabelle 1 für den genauen Wortlaut).
Die GLES-Daten erlauben es nun, den Einf luss verschiedener, relevanter 
Variablen auf populistische Einstellungen zu untersuchen. Die Statussorgen-
these (H1) wird in den folgenden Analysen über das Item »Was glauben Sie, 
wie wird Ihre eigene wirtschaftliche Lage in einem Jahr sein?« (5-Punkte-
Skala: 1 = wesentlich besser, 5 = wesentlich schlechter) operationalisiert. Um 
die relative Deprivationsthese (H2) zu testen, verwende ich ein Item, das klas-
sischerweise in der Einstellungsforschung zur Messung empfundener rela-
tiver Deprivation herangezogen wird (Rippl/Bair 2005). Die entsprechende 
Frage in der GLES-Umfrage lautete: »Im Vergleich dazu, wie andere hier in 
Deutschland leben: Glauben Sie, dass Sie Ihren gerechten Anteil erhalten 
oder glauben Sie das nicht? Erhalten Sie viel weniger als den gerechten An-
teil, etwas weniger, den gerechten Anteil, etwas mehr oder viel mehr als den 
gerechten Anteil?« (5-Punkte-Skala: 1 = viel mehr als den gerechten Anteil, 
5 = viel weniger als den gerechten Anteil). Zur Prüfung der Komplexitätsthese 
(H3) nutze ich ein Statement, bei dem die Befragten ihre Zustimmung oder 
Ablehnung auf einer 5-Punkte-Skala ausdrücken konnten: »Die Welt ist so 
unübersichtlich geworden, dass man gar nicht weiß, wie es weitergehen soll« 
(1 = trif ft überhaupt nicht zu, 5 = trif ft voll und ganz zu).
Zum sozioökonomischen Status liegen im Datensatz die klassischen 
Indikatoren über den Bildungsgrad, das Haushaltsnettoeinkommen, die 
Haushaltsgröße und die berufsbezogene Schichtzugehörigkeit vor. Der Bil-
5  Einer Faktorenanalyse unterzogen, laden die sechs Items auf einen Faktor. Aus einer 
Hauptkomponentenanalyse (Varimax-Methode mit rotierter Lösung) ergibt sich nach 
dem Kaiser-Kriterium (>1) ein konzeptionell bedeutungsvoller Faktor, der einen Varianz-
anteil von insgesamt 46,7 Prozent aufklärt. Der Index weist einen Reliabilitätskoef fizien-
ten von 0,77 und eine annähernd normalverteilte Werteanordnung auf.
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dungsgrad wird über eine Frage zum höchsten Schulabschluss gemessen 
(Hauptschulabschluss/ohne Abschluss, Hochschulreife, Referenzgruppe: 
mittlere Reife). Befragte in schulischer Ausbildung werden aufgrund der 
geringen Fallzahl aus der Analyse ausgeschlossen. Das Haushaltsnettoein-
kommen wurde kategorial erhoben (13 Kategorien), so dass es ohne Tricks 
nicht möglich ist, ein personengewichtetes Haushaltsnettoeinkommen zu 
berechnen. Davon möchte ich im Folgenden jedoch absehen und beschränke 
mich darauf, in den Modellen lediglich für die Haushaltsgröße (metrisch) 
zu kontrollieren. Bei der Operationalisierung von Schichtung lehne ich mich 
an den Vorschlag von Lengfeld/Ordemann (2017) an und gehe auf Basis des 
EGP-Klassenschemas (Erikson/Goldthorpe 1992) von einer sechs-gliedrigen 
Schichtung aus (siehe Tabelle A3). Als Erweiterung zum ursprünglichen Mo-
dell von Lengfeld/Ordemann (2017) ergänze ich die »mittlere Mitte« durch 
kleine Selbstständige und nicht-akademische freie Berufe. Da es Ziel der 
Analyse ist, Aussagen über die Gesamtheit aller Wahlberechtigten zu treffen, 
berücksichtige ich zusätzlich Angaben von Arbeitslosen (Variable: »arbeits-
los«) sowie von Befragten im Ruhestand und Nicht-Erwerbspersonen (Va-
riable: »nicht erwerbstätig«). Als demografische Kontrollvariablen fungieren 
in den Analysen die Landesregion (0 = Westdeutschland, 1 = Ostdeutsch-
land), das Alter (metrisch) und das Geschlecht (0 = weiblich, 1 = männlich). 
Da populistische Einstellungen theoretisch sowohl am linken als auch am 
rechten Rand des politischen Spektrums zu finden sind bzw. sich teilweise 
jenseits der klassischen Links-rechts-Differenzierung bewegen, kontrollie-
re ich in den Modellen für die Links-rechts-Selbsteinstufung der Befragten 
(11-Punkte Skala: 1 = links, 11 = rechts).
In einem ersten Schritt diskutiere ich im Folgenden kurz die deskriptiven 
Befunde zur Verteilung populistischer Einstellungen unter den Befragten 
und stelle Mittelwertvergleiche für die jeweiligen Parteipräferenzen an.6 In 
einem zweiten Schritt prüfe ich die verschiedenen, weiter oben vorgestellten 
Erklärungsangebote, unter Kontrolle sozioökonomischer und demografi-
scher Variablen. Zu diesem Zweck führe ich schrittweise OLS-Regressionen 
durch. In einem ersten Basismodell (Modell 1) untersuche ich lediglich die 
sozialstrukturellen Lageparameter und demografischen Variablen. Modell 2 
enthält zusätzlich den Indikator für die eigenen materiellen Statussorgen 
6  Diese Analysen führe ich mit den im GLES-Datensatz vorliegenden Korrekturgewichten 
durch.
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(H1). Modell 3 wird unter Hinzunahme der Variable zum materiellen Unge-
rechtigkeitsempfinden (H2) und Modell  4 mit dem Indikator für gefühlten 
Kontrollverlust (H3) berechnet. In Modell 5 wird ein Vollmodell unter Berück-
sichtigung aller Indikatoren geschätzt.
5. Ergebnisse
Auf Basis des Erhebungsinstruments zu populistischen Einstellungen wird 
deutlich, dass ein populistischer Zeitgeist gesellschaftlich weit verbreitet 
ist und kein politisches Randphänomen darstellt (Tabelle 1). Auf Grundlage 
des additiv gebildeten Index für Populismus können etwa 22 Prozent der Be-
fragten als überzeugt-populistisch eingeordnet werden (Indexwert > 4) (Ta-
belle A1 im Anhang). In diesem Sinn kann also nicht von einer »gespaltenen 
Gesellschaft« die Rede sein. Die Befragten verteilen sich nicht auf die beiden 
Randbereiche der Skalen, also in »Populisten« und »Nicht-Populisten«, son-
dern der Großteil der Befragten ist mäßig populistisch und gruppiert sich 
Anmerkung: Werte betref fen Angaben für Zweitstimme. Fälle: CDU (26,6 %), SPD 
(19,2 %), Nichtwähler (11,8 %), Die Grünen (10,8 %), FDP (10,1 %), AfD (8,7 %), Die 
Linke (8,3 %). Daten: GLES 2017 (gewichtet)
Abbildung 1: Populistische Einstellungsmuster und Parteipräferenz
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um die mittleren Skalenwerte. Dies gilt nicht allein für den additiven Ge-
samtindex, sondern ebenfalls für die sechs einzelnen Items.
In Abbildung  1 sind die Mittelwerte der Populismus-Skala nach der je-
weiligen Parteipräferenz dargestellt. Wie zu erwarten, weisen insbesondere 
AfD-Wähler und Nichtwähler hohe Mittelwerte und Anteilswerte im oberen 
Anteile in % (gültige Prozente) Mittel-
wert
Std. 
Abw.[1] [2] [3] [4] [5]
Volkssouveränität
Die Abgeordneten des Deut-
schen Bundestags müssen 
dem Willen des Volkes Folge 
leisten�
2,3 6,7 18,8 33,2 39,0 4,0 1,03
Das Volk, und nicht die Poli-
tiker, sollte die wichtigsten 
politischen Entscheidungen 
treffen�
10,2 24,5 26,6 20,6 18,2 3,1 1,25
Anti-Pluralismus
Die politischen Unterschiede 
zwischen Eliten und dem Volk 
sind größer als die Unter-
schiede innerhalb des Volkes�
2,2 10,7 25,3 34,8 26,9 3,7 1,04
Was in der Politik Kompro-
miss genannt wird, ist in 
Wirklichkeit nur ein Verrat 
von Prinzipien�
7,4 23,4 34,2 21,7 13,4 3,1 1,13
Anti-Establishment
Ein Bürger würde besser 
meine Interessen vertreten 
als ein Berufspolitiker�
11,9 29,2 29,8 18,0 11,1 2,9 1,17
Die Politiker reden zu viel und 
machen zu wenig�
1,9 7,1 24,2 30,6 36,2 3,9 1,03
Frage: »Jetzt möchte ich gerne Ihre Meinung zu einigen allgemeinen Aussagen zur Politik 
wissen� Bitte geben Sie zu jeder der folgenden Aussagen an, inwieweit Sie dieser zustimmen 
oder diese ablehnen«� Die Richtung der ursprünglichen Skala wurde umgekehrt in: [1] lehne 
voll und ganz ab, [2] lehne eher ab, [3] teils/teils, [4] stimme eher zu, [5] stimme voll und 
ganz zu� Daten: GLES 2017 (gewichtet)
Tabelle 1: Items zu populistischen Einstellungsmustern
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M1 M2 M3 M4 M5
Geschlecht  
(Ref.: Frau)
Mann 0,01 0,00 0,00 0,02 0,03
(0,04) (0,04) (0,04) (0,04) (0,04)
Alter 0,07 * 0,05 0,06 0,05 0,03
(0,00) (0,00) (0,00) (0,00) (0,00)
Region (Ref.: 
Westdeutschland)
Ostdeutschland 0,18 *** 0,17 *** 0,13 *** 0,15 *** 0,12 ***
(0,04) (0,04) (0,04) (0,04) (0,04)
Haushaltsnetto-
einkommen
-0,10 *** -0,09 *** -0,06 -0,07 * -0,03
(0,01) (0,01) (0,01) (0,01) (0,01)
Haushaltsgröße -0,00 -0,00 -0,02 -0,00 -0,02
(0,02) (0,02) (0,02) (0,02) (0,02)
Schicht (Ref.: 
mittlere Mitte)
Oberschicht -0,07 ** -0,07 ** -0,06 * -0,07 ** -0,06 **
(0,08) (0,09) (0,08) (0,08) (0,08)
obere Mitte -0,04 -0,04 -0,03 -0,02 -0,01
(0,06) (0,06) (0,06) (0,06) (0,06)
untere Mitte 0,07 ** 0,07 ** 0,06 * 0,08 ** 0,07 **
(0,08) (0,08) (0,08) (0,07) (0,07)
Unterschicht 1 0,03 0,03 0,01 0,02 0,01
(0,10) (0,10) (0,10) (0,09) (0,10)
Unterschicht 2 0,04 0,04 0,03 0,03 0,03
(0,11) (0,11) (0,11) (0,11) (0,11)
arbeitslos 0,03 0,03 0,02 0,04 0,04
(0,11) (0,11) (0,11) (0,11) (0,11)
Nicht erwerbstätig -0,01 -0,01 0,00 -0,01 0,00
(0,05) (0,05) (0,05) (0,05) (0,05)
Tabelle 2: Regressionsmodelle (Determinanten populistischer Einstellungsmuster)
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Skalenbereich (»überzeugte Populisten«) auf. AfD-Wähler sind durch den 
höchsten Mittelwert auf der Populismus-Skala (4,1) und den höchsten Anteil 
von Befragten mit Werten oberhalb von 4 (65 Prozent) gekennzeichnet. Die 
entsprechenden Werte für Nichtwähler betragen hier 3,9 und 47 Prozent. Die 
Wählerschaften der Linken, der SPD und der FDP weisen vergleichsweise 
moderatere Mittelwerte und Anteilswerte im oberen Bereich der Skala auf. 
Im Vergleich dazu sind Wähler der CDU/CSU und Wähler der Grünen eher 
unpopulistisch eingestellt. Der Mittelwert der CDU/CSU-Wählerschaft auf 





0,07 ** 0,07 ** 0,07 ** 0,03 ** 0,03
(0,05) (0,05) (0,05) (0,05) (0,05)
Hochschulreife -0,23 *** -0,23 *** -0,21 *** -0,20 *** -0,19 ***
(0,04) (0,04) (0,04) (0,04) (0,04)
Links-Rechts-
Selbsteinstufung
0,01 0,00 0,01 -0,01 -0,01
(0,01) (0,01) (0,01) (0,01) (0,01)
Sorge vor finan-
ziellem Abstieg








0,25 *** 0,23 ***
(0,02) (0,02)
adj� R² 0,198 0,203 0,227 0,253 0,287
N 1 468 1 468 1 468 1 468 1 468
Anmerkungen: OLS Regression mit Konstante. Standardfehler in Klammern. Dargestellt 
sind standardisierte Koef fizienten. Signifikanzniveaus: * p < 0,05, ** p < 0,01, *** p < 0,001 
(zweiseitige Tests). Die Fallzahl ist über alle Modell hinweg konstant gehalten. Abhängige 
Variable ist der Populismus-Index, der Werte zwischen 1 und 5 annehmen kann (hoher 
Wert = ausgeprägte populistische Einstellung). Daten: GLES 2017
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der Populismus-Skala liegt bei 3,3; etwa 15 Prozent hegen hier extrem popu-
listische Einstellungen. Vergleichsweise am wenigsten populistisch sind 
Wähler der Grünen. Der Mittelwert beträgt hier 3,0; und lediglich 8 Prozent 
der Befragten geben bei den Populismus-Items hohe Zustimmungswerte an.
Die deskriptiven Analysen machen deutlich, dass populistische Einstel-
lungen von relativ großer gesellschaftlicher Reichweite sind und auch in 
politischem Wahlverhalten zum Ausdruck kommen können. Es stellt sich al-
lerdings die Frage, wie solche populistischen Einstellungen nun zu erklären 
sind. Tabelle 2 stellt dazu die Ergebnisse stufenweiser Regressionsanalysen 
dar. Modell 1, das lediglich die strukturellen Variablen berücksichtigt, weist 
einen Anteil erklärter Varianz von etwa 20 Prozent auf. Unter Hinzunahme 
von Abstiegssorgen (Modell 2) kann die Erklärungskraft nicht nennenswert 
(weniger als ein Prozentpunkt) erhöht werden. Dahingegen liefert Modell 3 
einen Zugewinn an Erklärungskraft von etwa drei Prozentpunkten und Mo-
dell 4 von mehr als fünf Prozentpunkten. Im Vollmodell (Modell 5) schließ-
lich steigt der Anteil erklärter Varianz auf etwa 29 Prozent an.
Vielfach werden dem Alter (Kohortenzugehörigkeit) und dem Geschlecht 
in der wahlsoziologischen Populismusforschung eine zentrale Bedeutung 
zugeschrieben. Demnach haben Männer und Jüngere tendenziell eine hö-
here Wahrscheinlichkeit, populistische Parteien zu unterstützen, als Frauen 
und Ältere (Spierings/Zaslove 2017). Dies kann mit Blick auf populistische 
Einstellungsmuster nicht bestätigt werden, da hier keine signifikanten ge-
schlechtsspezifischen und nur leichte altersspezifische Unterschiede be-
stehen (Modell 1). Auch für die Variable zur Links-rechts-Selbsteinstufung 
zeigen die Modelle erwartungsgemäß keinen signifikanten Einf luss.
Demgegenüber lassen sich eindeutige Ost-West-Unterschiede ausmachen. 
Befragte aus Ostdeutschland geben im Vergleich zu Befragten aus West-
deutschland signifikant höhere Werte auf der Populismus-Skala an. Dieser 
Befund ist durchaus mit vorliegenden Forschungsarbeiten deckungsgleich. 
Wie Studien immer wieder zeigen, bestehen zum Teil deutliche Unterschie-
de in der politischen Kultur zwischen den alten und den neuen Bundeslän-
dern (Arzheimer 2016; siehe bereits Delhey/Böhnke 2000). So ist beispiels-
weise auch der Anteil der AfD-Sympathisanten in ostdeutschen Regionen 
durchschnittlich höher als in westdeutschen (Lengfeld 2017; Lengfeld/Dilger 
2018).
Die Einf lüsse der berufsbezogenen Schichtungsvariablen und auch der 
fehlende Effekt der Variable für Arbeitslosigkeit verweisen darauf, dass 
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Populismus kein exklusives Phänomen unterer sozialer Lagen darstellt, wie 
dies in verschiedenen Formulierungen der Modernisierungsverlierer-The-
se suggeriert wird (Kriesi et al. 2008; Hochschild 2016; Gest 2016). Es trif ft 
vielmehr das zu, was von verschiedenen Seiten in letzter Zeit diagnostiziert 
und empirisch belegt wird (Bude/Staab 2017; Antonucci et al. 2017; Gidron/
Hall 2017; Oesch 2008): Populismus reicht weit bis in die gesellschaftliche 
Mitte hinein und ist derzeit insbesondere in der unteren Mittelschicht vi-
rulent.
Die verbreitete Annahme, dass populistische Einstellungen eher ein Phä-
nomen der unteren Hälfte der Gesellschaft sind, wird allerdings mit Blick 
auf die Effekte der Variablen zum Bildungsgrad bestätigt. Insbesondere 
Befragte mit gymnasialer Hochschulreife weisen im Vergleich zu Befragten 
mit mittlerer Reife signifikant niedrigere Werte auf der Skala populistischer 
Einstellungen auf. Personen mit Hauptschulabschluss sind dagegen im Ver-
gleich populistischer. Der relativ starke negative und signifikante Effekt 
eines höheren Bildungsgrads in allen Modellen – auch unter Kontrolle sub-
jektiver und statusrelevanter Indikatoren – macht aber vor allem die Bedeu-
tung kultureller Triebkräfte deutlich. Da wir in den Modellen für beruf liche 
Schichtung kontrolliert haben, misst die Bildungsvariable nicht das arbeits-
marktbezogene Bildungskapital, sondern eher kognitive Aspekte. Dieser 
»Bildungseffekt« muss demnach also als ein Hinweis auf die Relevanz sozio-
kultureller Differenzen interpretiert werden und nicht als ein Hinweis auf 
sozioökonomische Statuseffekte.
Mit Blick auf das Haushaltseinkommen finde ich in den Analysen zwar 
signifikante Hinweise auf die Existenz materiell bedingter Einf lüsse auf 
populistische Einstellungen. Dieser Effekt ist in Modell 3 und im Vollmodell 
allerdings nicht mehr signifikant. Anscheinend wird der Effekt des Einkom-
mens vollständig über ein egozentriertes, materiell bezogenes Ungerechtig-
keitsempfinden vermittelt.
Die Analysen erbringen zwar Evidenz für Hypothese H1, wonach Per-
sonen, die sich Sorgen um zukünftige Wohlstandseinbußen machen, eine 
stärker populistische Einstellung aufweisen. Die Furcht vor dem Weniger hat 
demnach einen statistisch signifikanten, wenn auch geringen Effekt auf eine 
populistische Einstellung (Modell 2). Dieser schwächt sich im Vollmodell an 
Stärke und statistischer Signifikanz allerdings erheblich ab und ist im Ver-
gleich zu den Indikatoren für relative Deprivation (Ungerechtigkeitsempfin-
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den) und gefühlten Kontrollverlust nachrangig.7 Hier liegt die Vermutung 
eines in großen Teilen vermittelten Einf lusses über relatives Deprivations-
empfinden und gefühlten Kontrollverlust nahe. Die Existenz eines solchen 
vermittelten »Statussorgeneffekts« würde sich durchaus mit emotionsso-
ziologischen Überlegungen (Salmela/von Scheve 2017) und aktueller empiri-
scher Evidenz zur AfD-Wählerschaft (Lengfeld/Dilger 2018) decken.
Auf Basis der Berechnungen können sowohl die relative Deprivationsthese 
(H2) als auch die Komplexitätsthese (H3) bestätigt werden. Den Analysen nach 
sind es insbesondere ein egozentriertes, materielles Ungerechtigkeitsemp-
finden und das Gefühl des Kontrollverlusts in Bezug auf die gesellschaft-
liche Entwicklung, die Populismus für viele so attraktiv erscheinen lassen. 
Im Vollmodell wird deutlich, dass gerade ein gefühlter Kontrollverlust, also 
die Wahrnehmung der Welt als unübersichtlich und kompliziert, einen ver-
gleichsweise starken Einf luss auf populistische Einstellungsmuster besitzt.
6. Diskussion
Betrachtet man die Ergebnisse im Überblick, so leistet die in die Diagnose 
einer »Angstgesellschaft« eingebettete Statussorgenthese lediglich einen klei-
nen Beitrag zur Erklärung populistischer Einstellungen. Auf Basis der Ana-
lysen können der relativen Deprivationsthese und insbesondere der Komplexi-
tätsthese der weitaus größere Erklärungsbeitrag zugesprochen werden. Der 
gegenwärtige populistische Zeitgeist gründet dementsprechend neben dem 
Gefühl der Benachteiligung bei der Verteilung des nationalen Wohlstands 
auf einer grundlegenden Hilf losigkeit, was die gesellschaftliche Gegenwart 
und zukünftige Entwicklung betrif ft. Vor diesem Hintergrund sollten in 
Hinblick auf populistische Einstellungen jedoch erstens das durchaus große 
gesellschaftliche Ausmaß solcher Einstellungen beachtet und zweitens die 
Bedeutung strukturelle Parameter keineswegs unterschätzt werden. Gera-
de die Befunde zur Verbreitung ausgeprägter populistischer Einstellungs-
7  Alternativ habe ich die Modelle mit dem gebräuchlichen Indikator »Angst vor Stellenver-
lust« (für Selbstständige »Angst vor Betriebsverlust«) anstelle wirtschaf tlicher Zukunf ts-
sorgen berechnet, wobei dann in diesem Fall nur erwerbstätige Personen in die Analyse 
mit eingehen können (Tabelle A2 im Anhang). Hier zeigt sich sogar, dass die Angst, arbeits-
los zu werden, überhaupt keinen signifikanten Einfluss auf populistische Einstellungs-
muster besitzt.
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muster unter Befragten mit niedrigem Bildungsgrad und aus ostdeutschen 
Regionen verweisen hier auf eine gewisse Gruppenspezifik. Interessanter-
weise bleibt der Ost-West-Unterschied nämlich auch unter Kontrolle der ver-
wendeten strukturellen und subjektiven Indikatoren statistisch signifikant 
und vergleichsweise ausgeprägt. Angesichts des starken »Bildungseffekts« 
ist hier auf Geiger (1960) zu verweisen, der betonte, dass der alleinige Schutz 
gegen politisch-mediale Suggestion und Manipulation eine Immunisierung 
durch Intellektualisierung darstellt, die einen emanzipierten Umgang mit 
der ideologisierten und interessengebundenen medialen Verbreitung politi-
scher Narrationen erlaubt.
Die Befunde legen nahe, dass es sich bei den Trägern eines populistischen 
Zeitgeists tatsächlich vor allem um Verunsicherte und Unzufriedene han-
delt, die im Populismus Sicherheiten und einen Katalysator für den Umgang 
mit den »Konsequenzen der Moderne« (Giddens 1991) finden. Angesichts der 
Erosion traditioneller Identitätsangebote und der Individualisierung von 
Verantwortung, die dafür sorgen, dass der Einzelne auf seinen Irritatio-
nen »sitzen bleibt«, erscheint Populismus vielen als naheliegende, greif bare 
Form der Bewältigung – als »sicherer Hafen in einer unsicheren Welt«.
Dass den Analysen nach die Sorgen vor eigenen zukünftigen Wohl-
standseinbußen und sozialem Abstieg (Arbeitsplatzverlust) keinesfalls so 
bedeutsam für populistische Orientierungen sind, wie teilweise angenom-
men oder behauptet wird, überrascht zunächst. Es scheint tatsächlich eher 
ein Amalgam aus genereller Orientierungslosigkeit, materiell bezogenem 
Ungerechtigkeitsempfinden und geringer Intellektualisierung zu sein, das 
den populistischen Zeitgeist stärkt. Nichtsdestotrotz sollte die verbreitete 
Vorstellung, dass Populismus in einer angstbestimmten Gesellschaft für viele 
attraktiv erscheint, keineswegs einfach heruntergespielt werden. Möglicher-
weise würden alternative und treffendere Operationalisierungen von Status-
sorgen hier andere Ergebnisse liefern. Die vorliegenden GLES-Daten lassen 
dies leider nicht zu. Zukünftige Forschung wird hier also nicht nur alternati-
ve Indikatoren zu Abstiegssorgen und Statusängsten (auch im Längsschnitt, 
siehe dazu den Beitrag von Hertel/Esche in diesem Band) in den Blick neh-
men müssen, sondern auch Ängste und Bedrohungsempfindungen, die sich 
auf andere Lebensbereiche beziehen. Gerade ein gefühlter Kontrollverlust in 
Anbetracht einer unübersichtlichen Welt steht in engem Zusammenhang zu 
»Kontingenzangst« (Dehne 2017: 36), und auch ein materiell bezogenes Un-
gerechtigkeitsempfinden befindet sich stets in der Nähe der »Angst vor Min-
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dereinschätzung« (Geiger 1930: 646; siehe auch Delhey/Steckermeier in die-
sem Band). Da sich auf Basis der obigen Analysen ein in Teilen vermittelter 
Effekt von Statussorgen über empfundene Schlechterstellung und generelle 
Verunsicherung andeutet, sollte zukünftige Forschung hier auch Mediati-
ons- und Interaktionseffekte einbeziehen.
Meines Wissens ist diese Studie die erste, die systematisch Verbreitung 
und Erscheinungsformen populistischer Einstellungen für Deutschland unter-
sucht und dabei gleichzeitig verschiedene Erklärungsansätze aus der Literatur 
zur Analyse der Gruppenspezifik solcher Einstellungsmuster berücksichtigt. 
Da das Messinstrument einen latenten Populismus abfragt, kann ich keine 
direkten Aussagen zu Wahlentscheidungen treffen, obgleich die deskriptiven 
Analysen hier einige Tendenzen offenlegen. Dieser latente Populismus kann 
durchaus durch politische Akteure mobilisiert werden, wie angebotsseitig 
Untersuchungen aufzeigen, die politische Diskurse und parteipolitische Stra-
tegien in den Blick nehmen (Wodak 2016; Betzelt/Bode 2017). Die Frage aller-
dings, wann und wie sich dieser latente Populismus in expressiven Populis-
mus übersetzt, muss erst einmal zukünftiger Forschung überlassen werden.
Es stellt sich abschließend die Frage, inwieweit populistische Narrationen 
in einer Gesellschaft, die sowohl eine permanente Alltagspräsenz verschie-
dener Unsicherheiten und Irritationen als auch ständig neue Bedrohungen 
und Risiken produziert, als Sicherheit überhaupt funktionieren können. 
Eigentlich kann Populismus nämlich nur Illusion bleiben. So helfen zum 
einen populistische Akteure nicht nur dabei, Irritationen zu kanalisieren, 
sondern kreieren und aktualisieren diese auch ständig selbst. Zum anderen 
können die simplifizierenden populistischen Narrationen in einer sich stän-
dig weiter ausdifferenzierenden, pluralisierenden und vernetzenden Welt 
eigentlich nur Scheinlösungen anbieten.
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Anhang
Tabelle A1: Populismus-Index und Subindizes
Tabelle A2: Regressionsmodelle (Determinanten populistischer 
Einstellungsmuster) mit alternativer Messung von Statussorgen
≤ 2 2 bis 4 > 4
Mittelwert Std. Abw.
Anteile in % (gültige Prozente)
Index Volkssouveränität 6,5 68,5 25,0 3,6 0,88
Index Anti-Pluralismus 9,9 71,6 18,4 3,4 0,91
Index Anti-Establishment 12,8 68,5 18,7 3,3 0,93
Gesamtindex Populismus 3,5 74,5 22,1 3,5 0,77
M1 M2 M3 M4 M5
Geschlecht (Ref.: Frau)
Mann -0,04 -0,03 -0,03 -0,01 -0,00
(0,05) (0,05) (0,05) (0,05) (0,05)
Alter 0,04 0,04 0,04 0,03 0,03
(0,00) (0,00) (0,00) (0,00) (0,00)
Region (Ref.: West-
deutschland)
Ostdeutschland 0,17 *** 0,17 *** 0,13 *** 0,15 *** 0,12 ***
(0,05) (0,05) (0,05) (0,05) (0,05)
Haushaltsnetto-
einkommen
-0,07 -0,06 -0,03 -0,04 -0,01
(0,01) (0,01) (0,01) (0,01) (0,01)
Haushaltsgröße 0,02 0,02 0,01 0,02 0,00
(0,02) (0,02) (0,02) (0,02) (0,02)
Schicht  
(Ref.: mittlere Mitte)
Oberschicht -0,10 ** -0,10 ** -0,09 ** -0,10 ** -0,09 **
(0,09) (0,09) (0,09) (0,09) (0,09)
Anmerkung: Summenindizes auf Basis der Items in Tabelle 1. Die Indizes können jeweils 
Werte zwischen 1 und 5 annehmen, wobei höhere Werte eine ausgeprägtere populistische 
Einstellung wiedergeben. Daten: GLES 2017 (gewichtet)
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M1 M2 M3 M4 M5
obere Mitte -0,06 -0,0 -0,05 -0,04 -0,03
(0,06) (0,06) (0,06) (0,06) (0,06)
untere Mitte 0,13 *** 0,12 *** 0,12 *** 0,13 *** 0,11 ***
(0,08) (0,08) (0,08) (0,08) (0,08)
Unterschicht 1 0,05 0,05 0,03 0,04 0,02
(0,10) (0,10) (0,10) (0,10) (0,10)
Unterschicht 2 0,08 * 0,08 * 0,07 * 0,06 * 0,05





-0,03 -0,02 -0,03 -0,04 -0,03
(0,07) (0,07) (0,07) (0,07) (0,07)
Hochschulreife -0,22 *** -0,23 *** -0,21 *** -0,21 *** -0,21 ***
(0,06) (0,06) (0,06) (0,06) (0,06)
Links-Rechts- 
Selbsteinstufung
0,03 0,03 0,03 0,03 0,02











0,21 *** 0,20 ***
(0,02) (0,02)
adj� R² 0,198 0,198 0,219 0,236 0,252
N 821 821 821 821 821
Anmerkungen: OLS Regression mit Konstante. Standardfehler in Klammern. Dargestellt 
sind standardisierte Koef fizienten. Signifikanzniveaus: * p < 0,05, ** p < 0,01, *** p < 0,001 
(zweiseitige Tests). Die Fallzahl ist über alle Modell hinweg konstant gehalten. Abhängige 
Variable ist der Populismus-Index, der Werte zwischen 1 und 5 annehmen kann (hoher 
Wert = ausgeprägte populistische Einstellung). Daten: GLES 2017
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Populismus-Index (Index: 1–5) 1 793 3,43 0,747
Subindex: Volkssouveränität (Index: 1–5) 2 155 3,55 0,903
Subindex: Anti-Pluralismus (Index: 1–5) 1 852 3,38 0,912
Subindex: Anti-Establishment (Index: 1–5) 2 072 3,34 0,915
Geschlecht 
Frau 1 094 50,2 %
Mann 1 085 49,8 %
Alter (metrisch) 2 179 51,22 19,074
Region
Westdeutschland 1 458 66,9 %
Ostdeutschland 721 33,1 %
Einkommen
Haushaltsnettoeinkommen (Skala: 1–13)
(Skala von 1 = unter 500, 13 = 10�000 und mehr) 
1 866 7,55 2,532
Haushaltsgröße 2 177 2,50 1,245
Schicht (EGP Berufsklassen Schema)
Oberschicht: oberen Dienstklasse (I) 109 5,1 %
obere Mitte: untere Dienstklasse (II) 291 13,7 %
mittlere Mitte: kleine Selbständige (IVa, b) und 
gehobene Routineangestellte (IIIa)
392 18,4 %
untere Mitte: Facharbeiter (VI) und Techniker/
Vorarbeiter (V)
158 7,4 %
Unterschicht 1: Routineangestellten (IIIb) 93 4,4 %
Unterschicht 2: an- oder ungelernte Arbeiter 
(VIIa, b)
66 3,1 %
arbeitslos 56 2,6 %
nicht erwerbstätig 962 45,2 %
Bildung
Hauptschulabschluss/ohne Abschluss 524 24,9 %
mittlere Reife 902 42,9 %
Hochschulreife 676 32,2 %






Links-rechts-Selbsteinstufung (Skala: 1–11) 
(1 = links, 11 = rechts)
2 015 5,39 1,876
Statussorgen
materielle Sorgen (Skala: 1–5): eigene wirt-
schaftliche Lage prospektiv (1 = wesentlich 
besser, 5 = wesentlich schlechter) 
2 119 2,87 0,626
Angst vor Stellenverlust/Angst vor Betriebs-
verlust (0/1) (1 = nein, 2 = Angst arbeitslos zu 
werden, 3 = Angst Stelle wechseln zu müssen, 
4 = beides) umcodiert in 0 = keine Angst & Angst 
Stelle wechseln zu müssen (1 & 3), 1 = Angst 
arbeitslos zu werden & beides (2 & 4)
1 140 0,05 0,207
egozentriertes Ungerechtigkeitsempfinden
materielles Ungerechtigkeitsempfinden /Anteil 
im Vergleich zu anderen (Skala: 1–5) (1 = viel 
mehr als den gerechten Anteil, 5 = viel weniger 
als den gerechten Anteil)
2 105 3,34 0,743
gefühlter Kontrollverlust (Kontingenzzunahme)
gefühlter Kontrollverlust (Skala: 1–5): Unüber-
sichtlichkeit der Welt (1 = trifft überhaupt nicht 
zu, 5 = trifft voll und ganz zu) 
2 153 3,19 1,135

Die rechte Mitte? 
Zur Rolle objektiver Position und 
subjektiver Verunsicherung für die Identifikation 
mit rechten Parteien
Florian R. Hertel und Frederike Esche
1. Einleitung
Aktuelle Zeitdiagnosen beschwören immer häufiger Angst und Verunsiche-
rung als konstitutiv für soziales Handeln (vgl. Bude 2014).1 Nicht zuletzt der 
international zu beobachtende Wahlerfolg rechter populistischer Parteien 
wird zunehmend auf subjektive Faktoren zurückgeführt. So beschreibt Er-
ibon (2016) in einer biografischen Sozioanalyse, wie das Arbeitermilieu in 
Frankreich, einst fest in der Hand linker Parteien, aufgrund ökonomischer 
Verunsicherungen und dem Gefühl, von den eigenen Interessenvertretern 
verraten worden zu sein, sich dem rechts-populistischen Front National 
zuwendet. Ähnliches weiß Hochschild (2017) von ihren Interviews mit Mit-
gliedern der (unteren) Mittelschichten aus dem amerikanischen Süden zu 
berichten. Mit deren Verdrängungsängsten im Statuswettbewerb erklärt 
Hochschild die Popularität der rechten Tea-Party-Bewegung in Louisiana.
Während in diesen Analysen vor allem Enttäuschte aus den unteren sozia-
len Lagen als Sympathisantinnen rechter Parteien beschrieben werden, schei-
nen Forschende hierzulande die Sympathisanten überwiegend in der gesell-
1  Wir bedanken uns herzlich für die vielen konstruktiven Anmerkungen und Hinweise der 
beiden Herausgeberinnen sowie für die kritischen Kommentare der Teilnehmer des 19. ISA 
World Congress of Sociology in Toronto, des RC-28 Spring Meetings 2018 an der Yonsei Uni-
versity und des Jahrestref fens 2018 der DGS Sektion Soziale Indikatoren an der Universität 
Duisburg-Essen. Ebenso danken wir Gabriela Schmidt für ihr gründliches Lektorat. Alle 
verbleibenden Fehler liegen alleine in der Verantwortung der Autorinnen.
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schaftlichen Mitte zu verorten (vgl. Decker et al. 2015; Koppetsch 2017; Lengfeld 
2017, 2018; Rippl et al. 2016). So berichtete Lengfeld (2017) in einer vielbeachteten 
Studie, dass eher Menschen in mittleren und höheren Statuslagen, nicht aber 
Arbeiterinnen zur AfD tendieren (vgl. auch Schmitt-Beck et al. 2017). Ebenso 
scheinen Sympathisanten der Patriotischen Europäer gegen die Islamisierung 
des Abendlandes (PEGIDA) eher aus der sozialstrukturellen Mitte als aus den 
unteren Schichten zu stammen (vgl. Reuband 2015; Vorländer et al. 2016).
Diese Studien weisen jedoch einige methodische Mängel auf. So erlaubt 
z. B. die willkürliche Stichprobenziehung der oben genannten PEGIDA-Be-
fragung keine repräsentativen Aussagen über die Demonstrierenden. Die 
AfD-Untersuchung Lengfelds wiederum schließt Arbeitslose als wesentliche 
Modernisierungsverliererinnen von der Untersuchung aus (vgl. Lux 2018) und 
benutzt eine sozialstrukturelle Einteilung2, die ungeeignet ist, um Moder-
nisierungsverlierer zu identifizieren (vgl. Tutić/von Hermanni 2018). Ange-
sichts dieser Probleme verwundert es nicht, dass Replikationsstudien AfD-
Sympathisanten eher in den Arbeiterklassen, unter niedrig Gebildeten und 
Menschen mit geringem Einkommen finden (vgl. Lengfeld/Dilger 2018; Lux 
2018; Rippl/Seipel 2018; Tutić/von Hermanni 2018).
Die Diskussion um die Verortung der Sympathisantinnen rechter Partei-
en und die Erklärung für deren politische Identifizierung ist nicht allein eine 
Frage methodischer Spitzfindigkeiten. Die widersprüchlichen Einordnun-
gen in der Mitte oder am unteren Rand der Sozialstruktur basieren ebenso 
auf den Studien zugrundeliegenden alternativen theoretischen Erklärungen 
für den Zusammenhang von sozialer Ungleichheit und dem Erfolg rechter 
Parteien und Bewegungen. Mit Verweis auf die Modernisierungsverlierer-
Theorie lässt sich die Identifizierung mit rechten politischen Parteien auf ob-
jektiv niedrige Positionen und Abwärtsmobilität, subjektive Verunsicherung 
oder einer Kombination aus beidem zurückführen. Während die Verunsi-
cherungsthese politisch Rechte auch in der sozialstrukturellen Mitte ver-
mutet, verortet die objektive Variante der Modernisierungsverlierer-Theorie 
diese eher in unteren sozialstrukturellen Lagen.
2  Obwohl die von Lengfeld benutzte berufliche Stellung (Arbeiterinnen, Selbstständige, An-
gestellte und Beamtinnen) sicherlich mit vertikalen Ungleichheitsmaßen korrespondiert, 
ist die Heterogenität der Kategorien besonders bei Arbeiterberufen extrem ausgeprägt. 
Diese (unbeobachtete) Heterogenität ist vor allem dann problematisch, wenn durch das 
Fehlen eines Zusammenhangs eine Hypothese verworfen wird.
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Ausgehend von der Annahme, dass es sich bei dem Erfolg der AfD um 
eine Bündelung klassischer Wählergruppen der politischen Rechten handelt 
(vgl. Friedrich 2017; Hambauer/Mays 2018; Rosenfelder 2017), widmen wir 
uns in diesem Beitrag der Frage, wer die Menschen sind, die sich im letzten 
Jahrzehnt mit rechten Parteien insgesamt identifiziert haben, und welche 
Veränderungen in der individuellen Situation den Wechsel in das rechte La-
ger verursachen. Dabei untersuchen wir, ob subjektive Verunsicherung und 
objektive Statusverluste einen jeweils eigenständigen Beitrag für rechte poli-
tische Positionierung liefern, oder ob der Einf luss objektiver Faktoren allein 
über subjektive Verunsicherung erklärt werden kann (vgl. Lengfeld 2018; 
Lengfeld/Dilger 2018).
Angeleitet von unserer theoretischen Synthese operationalisieren wir ob-
jektive Statusverluste und subjektive Verunsicherung in jeweils drei unter-
schiedlichen Dimensionen: Bildung, Klasse und Einkommensposition einer-
seits, selbstbezogene, gesellschaftsbezogene und emotionale Verunsicherung 
andererseits. Im Gegensatz zu anderen Studien decken wir damit eine Reihe 
unterschiedlicher Erklärungen gleichzeitig ab. Um den angenommenen (dy-
namischen) Zusammenhang zwischen Statusverlusten und darauf folgender 
rechter Wahlabsicht theoriegetreu zu modellieren, untersuchen wir zusätz-
lich anhand eines längsschnittlichen Designs, ob Veränderungen der objek-
tiven Lage und der subjektiven Verunsicherung die individuelle Identifizie-
rung mit rechten Parteien befördert.
Im weiteren Verlauf des Artikels werden wir zunächst mit der Moderni-
sierungsverlierer-Theorie einen theoretischen Rahmen für die Berücksich-
tigung der objektiven Position und der subjektiven Verunsicherung bei der 
Erklärung rechter politischer Positionierung vorstellen. Im dritten Teil er-
läutern wir unsere methodische Vorgehensweise. Es folgt die Präsentation 
der Ergebnisse und eine abschließende Diskussion.
2. Modernisierungsverlierer-Theorie  
und Identifikation mit rechten Parteien
Der Erfolg rechter Parteien wird in (deutschsprachigen) soziologischen Bei-
trägen häufig anhand der Modernisierungsverlierer-Theorie (MVT) unter-
sucht. Nach Spier (2010) erklärt die MVT den Erfolg rechter Parteien als 
Reaktion auf einen Statusverlust, welcher Folge von gesellschaftlicher Mo-
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dernisierung ist (vgl. Bornschier/Kriesi 2013; Lengfeld 2017). Dieser soziale 
Wandel findet auf unterschiedlichen Ebenen statt. Veränderungen am Arbeits-
markt, z. B. aufgrund von technologischem oder rechtlichem Wandel, führen 
zur Auf- und Abwertung ganzer Berufsgruppen, aber auch von individuell 
erlerntem Wissen und Fähigkeiten (vgl. Nachtwey 2016). Der Wandel von 
Normen und Werten stellt zudem bewährte Lebensstile und -formen sowie 
Geschlechterrollen und -identitäten über Verschiebungen der sozialen An-
erkennungshierarchie infrage (vgl. Inglehart/Norris 2016). Globale Entwick-
lungen wie zunehmende ökonomische Interdependenzen und internationa-
le Migration verringern schließlich den individuellen Handlungsspielraum 
im Umgang mit lokalen Ereignissen und reduzieren die Integrationskraft 
tradierter sozialer Bezugsgruppen (vgl. Beck 1986, 1994).
Sozialstrukturell führen Modernisierungsprozesse zu erheblichen ge-
sellschaftlichen Verschiebungen – pointiert in Becks (1986) Aufstiegs- oder 
Nachtweys (2016) Abstiegsgesellschaft beschrieben  – mit entsprechenden 
Gewinnerinnen und Verlierern. Als objektive Modernisierungsverlierer gel-
ten gering gebildete Menschen, die außerhalb des Arbeitsmarktes stehen 
oder in unteren Arbeitsmarktpositionen tätig sind und mit geringen Ein-
kommen leben müssen (vgl. Mills et al. 2008). So sind vor allem Arbeiterin-
nen im verarbeitenden Gewerbe sowie Dienstleister vom technologischen 
und berufsstrukturellen Wandel betroffen (vgl. Hertel 2017). Ebenso haben 
kleine Selbstständige dem Konkurrenzdruck, der mit der Globalisierung 
einhergeht, weniger entgegenzusetzen als kapitalstarke Unternehmen. Auf-
grund ihrer unterdurchschnittlichen Ausstattung mit ökonomischen, kul-
turellen und sozialen Ressourcen sind Menschen in diesen Klassenlagen mit 
höherer Wahrscheinlichkeit negativ von Modernisierungsschüben betroffen 
und bilden Einstellungen und Sorgen heraus, die rechte politische Positio-
nen begünstigen (vgl. Sommer 2010).
Andersherum kann Statusverlust auch subjektiv gefühlt sein, ohne mit 
einer objektiven Veränderung der sozioökonomischen Lage zu korrespon-
dieren. Der gefühlte Reputationsverlust »überkommener Weltbilder und 
Werteordnungen« (Rippl/Seipel 2018: 240) und die Infragestellung traditio-
neller Lebensweisen führen dann zu einem Auf begehren subjektiver Moder-
nisierungsverliererinnen gegen die mit den Modernisierungsschüben ein-
hergehende Pluralisierung von Lebensformen und Werten. Diese Positionen 
werden dann vorrangig von rechten Parteien bedient, die eine Rückkehr zu 
Altbekanntem oder eine Aufwertung der eigenen Existenz versprechen. Aus 
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dieser Perspektive sind rechtspopulistische Einstellungen zumindest zum 
Teil individuelle Gegenreaktionen auf Jahre soziokulturellen Wandels und 
gesellschaftlicher Liberalisierung, die individuelle Verunsicherung zur Fol-
ge haben (vgl. Inglehart/Norris 2016). Mit einer solchen Verschlechterung 
des subjektiven Wohlbefindens korrespondieren xenophobe Einstellungen 
und Abwertungen gegenüber Menschen, die als Bedrohung wahrgenommen 
werden. Deren Bekämpfung machen sich rechtspopulistische Bewegungen 
und Parteien zu eigen und stilisieren sich als Alleinvertreterinnen im Kampf 
um Sicherheit und gegen »Überfremdung« oder gar die »Flüchtlingskrise« 
(vgl. Bauman 2016).
Objektive Modernisierungsverlierer
Der oben beschriebene Zusammenhang zwischen objektiv niedriger sozialer 
Position und rechter politischer Positionierung wird klassisch über prekäre 
Sozialisationsbedingungen und ökonomische Verhältnisse begründet. So 
postulierte bereits Lipset (1959), dass Arbeiter aufgrund geringer Bildung 
und unsicherer Beschäftigungsverhältnisse stärkeren Einkommensf luktu-
ationen ausgesetzt sind. Ökonomisch prekäre Lebensumstände und tenden-
ziell instabilere Familienverhältnisse begünstigen wiederum die Entstehung 
dichotomer Weltbilder und autoritärer Einstellungen.
Für diesen Zusammenhang finden sich viele empirische Belege. So las-
sen sich die den autoritären Einstellungen zugrunde liegenden Dispositio-
nen, z. B. rigide und oberf lächliche Denkstrukturen, aber auch Zynismus 
und Misstrauen, vermehrt in Arbeiterklassenlagen finden (vgl. Scheureg-
ger/Spier 2007). Und selbst unter Kontrolle rechtsaffiner Einstellungen 
bleibt ein deutlicher Zusammenhang zwischen (Arbeiter-)Klassenlage und 
rechtspopulistischer Wahlentscheidung bestehen (vgl. Spier 2010). Studien 
aus den 1990er Jahren verweisen zudem auf eine (postindustrielle) ›Proleta-
risierung‹ rechter Elektorate hin (vgl. Betz 1994; Dülmer/Klein 2005), wäh-
rend aktuelle Forschung belegt, dass rechtspopulistische Parteien vor allem 
in Arbeiterklassen und unter sozial Marginalisierten Zuspruch finden (vgl. 
Oesch/Rennwald 2018; Spier 2010: 261 f f.). Ähnliche Ergebnisse wurden auch 
für potentielle AfD-Wählerinnen berichtet (vgl. Hambauer/Mays 2018; Kroh/
Fetz 2016).
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Subjektive Modernisierungsverlierer
Die angeführte Erklärung nimmt eine relativ unvermittelte Beziehung zwi-
schen niedriger objektiver Position, prekären Lebensumständen und rech-
ten politischen Einstellungen an. Der Erfolg der AfD setzt jedoch zu einer 
Zeit ein, in der makroökonomische Indizes für Arbeitsmarkt und Wirt-
schaft kaum besser sein könnten: in 2017 wuchs das Bruttoinlandsprodukt 
in Deutschland preisbereinigt um 2,2 Prozent, die Arbeitslosenquote sank 
um 0,4 Prozentpunkte auf 5,7 Prozent (Destatis 2018). Dieser augenschein-
liche Widerspruch basiert jedoch auf dem ökologischen Fehlschluss, indivi-
duelles Handeln (rechte Wahlentscheidung oder Parteiidentifikation) direkt 
aus gesellschaftlichen Aggregatzuständen (wirtschaftliche Lage) abzuleiten. 
Demgegenüber gibt es mindestens drei Ansätze, die den gefühlten Status-
verlust als zentrale Erklärung für rechte politische Einstellungen auf der In-
dividualebene identifizieren (vgl. Decker et al. 2016; Koppetsch 2017; Rippl/
Seipel 2018). Wir ordnen diese Ansätze danach, ob sie eher selbstbezogene, 
gesellschaftsbezogene oder emotionale Verunsicherung als individuelle 
Ursache rechter Einstellungen und politischer Positionierung vorschlagen.
Hochschilds (2017) Befunden zufolge werden in den USA Sympathien 
mit der rechtspopulistischen Tea-Party-Bewegung nicht durch tatsächliche 
Positionsverluste hervorgerufen. Vielmehr liegt diesen Sympathien selbst-
bezogene Verunsicherung zugrunde, die sich in der Sorge äußert, dass Min-
derheiten aufgrund staatlicher Protektion den im amerikanischen Traum 
angelegten Statuswettbewerb für sich entscheiden könnten. In den Ängsten 
um den potentiellen eigenen Abstieg sind dann unterschiedlichste Bevölke-
rungsgruppen geeint, wie Koppetsch vermutet: »[D]ie Anhängerschaft des 
Rechtspopulismus [bildet] gerade keine soziale Klasse […] sondern […] um-
fasst […] Arbeiter und kleine Gewerbetreibende genauso […] wie […] Mittel-
schichtseliten und Akademiker« (Koppetsch 2017: 15–16). Aus dieser Per-
spektive ist es demnach die selbstbezogene Sorge, die unabhängig von der 
objektiven Position Sympathien mit rechten Positionen befördert.
Basierend auf den Ergebnissen der Leipziger »Mitte«-Studie (vgl. Decker 
et al. 2015, 2016) weisen sozialpsychologische Überlegungen zum autori-
tären Charakter andererseits auf die Rolle von gesellschaf tsbezogener Verun-
sicherung als weiteren subjektiven Faktor hin. Wie die klassischen Studien 
zur Erklärung von Faschismus und Antisemitismus darlegen, ist die auto-
ritäre Persönlichkeit durch eine prekäre Identität gekennzeichnet, die aus 
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der absoluten Anpassung an die bestehende Ordnung und der Ablehnung 
der Schwachen und des Fremden ihre Stärke bezieht (vgl. Adorno et al. 1950: 
759 f f.). Vor dem Hintergrund der Bildungsexpansion und des gesellschaft-
lichen Wandels hin zu liberalen Werten und (Erziehungs-)Normen geht De-
cker (2015) davon aus, dass die aktuelle Ausformung eines sekundären auto-
ritären Charakters (bzw. autoritären Syndroms) weniger auf gewaltförmige 
Sozialisationserfahrungen im Elternhaus und direkter Identifikation mit 
einer Führerpersönlichkeit als vielmehr auf der Unterdrückung der eigenen 
Bedürfnisse zugunsten der Identifikation mit der abstrakten wirtschaft-
lichen Stärke der Nation beruht (vgl. Menz/Nies im Druck). Da die ökono-
mische Krise dem Kapitalismus inhärent ist, schlägt zyklisch jedoch »der 
sekundäre in primären Autoritarismus um [und es] erwacht die Sehnsucht 
nach dem primären Führer, der es gestattet, den Zwang zu Selbstkontrolle 
abzuschütteln, ohne das Versprechen der kapitalistischen Ökonomie auf-
geben zu müssen.« (Decker 2018: 49) Verschafften das Wirtschaftswunder 
und die deutsche Wirtschaftskraft dem Bedürfnis nach Anerkennung und 
positiver Gruppenidentität in der Nachkriegszeit noch Geltung, dann gipfel-
ten geringeres Wachstum und sich wiederholende Krisen in Fremdgruppen-
abwertung und Aggressionen einer »enthemmten Mitte« gerade gegenüber 
den Minderheiten, die als wirtschaftliche Belastung empfundenen werden 
(vgl. Decker et al. 2016).3
Aus psychologischer Sicht gesellt sich schließlich emotionale Verunsiche-
rung, die aus Frustration, Furcht und Ärger erwächst, zu den Faktoren, die 
durch den gefühlten Statusverlust ausgelöst werden und rechtsaffinen Ein-
stellungen und Weltbildern zugrunde liegen können (vgl. Bakker et al. 2016). 
So motiviert Furcht eine Neubewertung der Situation (vgl. Petersen 2010; 
Valentino et al. 2008), die nicht nur bestehende politische Präferenzen in-
frage stellen kann, sondern zudem Einstellungen begünstigt, die sich gegen 
Fremdgruppen und Immigrantinnen richten (vgl. Brader et al. 2008). Ärger 
hingegen ist eine emotionale Reaktion auf Regelverstöße (vgl. Petersen 2010), 
die irrationale Zuweisungsprozesse von Verantwortung verstärkt und nach 
Bestrafung für vermeintliche oder tatsächliche Regelverstöße, z. B. von nicht 
näher benannten »politischen Eliten«, verlangt. Ärger begünstigt verschie-
3  Der Mitte-Begrif f dient hier jedoch nicht nur zur vertikalen Lokalisierung des autoritären 
Syndroms innerhalb der Sozialstruktur. Vielmehr soll er darauf verweisen, dass autoritäre 
Einstellungen in einem breiten Teil der Bevölkerung zu finden seien (vgl. Decker 2018: 24 f.).
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dene Elemente rechter politischer Identitäten wie ethnozentristische Welt-
bilder (vgl. Banks 2016) und autoritäre Einstellungen (vgl. Vasilopoulos et al. 
2018).
Furcht und Ärger stehen jedoch auch in einer Verbindung zu gefühltem 
Statusverlust und können in einer Wirkungskette gemeinsam gedacht wer-
den (vgl. Salmela/von Scheve 2017). Die zunehmende Individualisierung von 
biografischen Erfolgen einerseits, persönlichem Versagen andererseits führt 
dazu, dass Angst vor Statusverlust individuell über Ressentiments in Wut 
und Zorn gegen Fremdgruppen umgewandelt wird. Emotionale Distanzie-
rungen von der Scham fördern zudem den Rückzug auf vermeintlich stabile 
traditionelle und partikularistische Identitäten.
Zusammenfassend können subjektive Modernisierungsverliererinnen 
dreidimensional gezeichnet werden. Bedroht von wahrgenommenen Sta-
tuskämpfen und Prestigeverlusten erleiden sie selbstbezogene Sorgen. Ihre 
prekären Identitäten sind von gesellschaftsbezogenen Sorgen um die Eigen-
gruppe gekennzeichnet und stabilisieren sich durch ablehnende Einstellun-
gen gegenüber Fremdgruppen. Der gefühlte Statusverlust geht auf emotio-
naler Ebene mit Ängsten und Scham einher, welche sich über Ressentiments 
in Wut und Zorn gegenüber Fremdem äußern.
Objektive und subjektive Modernisierungsverliererinnen
Die zuvor skizzierten objektiven und subjektiven Perspektiven können zwar 
analytisch unabhängig voneinander gedacht werden, verschwimmen aber 
in den meisten empirischen Untersuchungen (Lengfeld/Dilger 2018). Verlus-
te in symbolischen Auseinandersetzungen über gesellschaftliche Anerken-
nung, die der subjektiven Variante der MVT zugrunde liegen, werden häufig 
implizit oder explizit an objektive Statusverluste gekoppelt. Komplexe Ent-
scheidungen wie die Teilnahme an einem PEGIDA-Aufmarsch, eine AfD-
Wahlabsicht oder die Identifikation mit einer rechten Partei können somit 
gleichzeitig subjektive und objektive Ursachen haben.
So kann vermutet werden, dass Menschen in einer niedrigen sozioöko-
nomischen Position zu rechten Positionen tendieren, weil sie sich Sorgen um 
ihre sozioökonomische Lage machen. Und eventuell sind gerade die Men-
schen um das Gemeinwohl besorgt, die selber in ökonomisch prekären Situa-
tionen leben. Schließlich könnte der Zusammenhang niedriger Einkommen 
und rechter Positionierung durch emotionale Reaktionen vermittelt sein, 
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die mit relativer Deprivation einhergehen können. In all diesen Fällen wäre 
nicht allein der objektive Statusverlust, sondern erst sein subjektiver Nie-
derschlag in gefühlter Verunsicherung ausschlaggebend für das Entstehen 
und Verstärken rechter politischer Einstellungen und Identitäten. Dyna-
misch gedacht bedeutet dies, dass eine objektive Verschlechterung nur bei 
gleichzeitiger subjektiver Verunsicherung wirksam wird bzw. der Effekt 
einer objektiven Verschlechterung der eigenen Position sich in subjektiven 
Sorgen, Ängsten und anderen negativen Empfindungen materialisiert, die 
dann den Wechsel nach rechts erklären können.
Zusammenfassung der Hypothesen
Auf Basis der vorgestellten Erklärungsansätze lassen sich folgende Hypothe-
sen ableiten. Der Verständlichkeit halber unterscheiden wir nur zwischen 
subjektiver Verunsicherung und objektiver Positionierung. Die weitere Aus-
differenzierung wird im Untersuchungsdesign erneut aufgenommen. Wir 
präsentieren zunächst statische Hypothesen, die deskriptive Aussagen über 
Personen treffen, die sich mit rechten Parteien identifizieren.
H1: Je niedriger die soziale Position, desto höher ist die Wahrscheinlichkeit, sich 
mit rechten Parteien zu identifizieren.
H2: Je höher die subjektive Verunsicherung, desto wahrscheinlicher ist die Identi-
fikation mit einer Partei der extremen Rechten.
Zudem können wir dynamische Hypothesen formulieren, die anders als die 
zunächst rein beschreibenden eine zeitliche Wirkungsrichtung unterstellen.
H3: Auf sozioökonomische Positionsverluste folgt mit einer höheren Wahrschein-
lichkeit die Identifizierung mit einer extrem rechten Partei.
H4: Nimmt die subjektive Verunsicherung zu, folgt mit einer höheren Wahrschein-
lichkeit die Identifizierung mit einer extrem rechten Partei.
Des Weiteren sind aus statischer und dynamischer Perspektive zwei Media-
tionshypothesen formulierbar.
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H5: Der Zusammenhang zwischen objektiver Position und rechter Parteiidenti-
fikation erklärt sich über den Einf luss subjektiver Verunsicherung.
H6: Die positive Wirkung objektiver Positionsverluste für die Identifikation mit 
rechten Parteien erklärt sich über gesteigerte subjektive Verunsicherung.
Im Folgenden untersuchen wir diese sechs Hypothesen für die Bevölkerung 
der Bundesrepublik Deutschland seit 2007. Dazu stellen wir zunächst die 
Daten und die angewandten Methoden vor, bevor wir die empirischen Er-
gebnisse präsentieren.
3. Daten, Variablen und Methoden
Für die empirische Analyse werden die Daten des Sozio-oekonomischen Pa-
nels (SOEPv.33.1) genutzt (vgl. Goebel et al. 2018). Neben Indikatoren zur Ab-
bildung des sozioökonomischen Status sowie verschiedenen Indikatoren be-
züglich des subjektiven Wohlbefindens wird seit 1990 im jährlichen Turnus 
ebenfalls die (rechte) Parteiidentifikation erhoben. Dennoch basieren die 
empirischen Analysen lediglich auf den SOEP-Daten der Jahre 2007–2016, 
da die Messung der Emotionen erst seit 2007 erfolgt.
Operationalisierung der abhängigen und unabhängigen Variablen
Als abhängige Variable wird die Parteiidentifikation verwendet. Diese wird 
im SOEP mittels der Frage »Viele Leute in der Bundesrepublik neigen längere 
Zeit einer bestimmten Partei zu, obwohl sie auch ab und zu eine andere Partei 
wählen. Wie ist das bei Ihnen?« erfasst. Zu berücksichtigen ist, dass die Be-
fragten nur dann die entsprechende Partei angeben, wenn sie sich tatsächlich 
auch mit einer identifizieren. Für die Analysen wird eine dichotome Variable 
gebildet, wobei zwischen »rechte Partei« (1  – DVU, NPD, Republikaner, Die 
Rechte und AfD)4 und »keine rechte Partei« (0 – alle übrigen Parteien und kei-
ne Parteiidentifikation) unterschieden wird. Verglichen mit der Wahlabsicht 
4  Die rechten Parteien werden im SOEP in unterschiedlichen Kategorien erhoben. Von 
2007–2012 wird nach DVU/Republikaner/NPD gefragt und seit 2013 NPD/Republikaner/
Die Rechte kategorisiert. Seit 2015 wird zusätzlich auch die AfD abgefragt.
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bzw. Wahlentscheidung handelt es sich bei der Parteiidentifikation um ein ro-
busteres Instrument. Während bei ersterem auch (einmalige) Protestwähle-
rinnen eingeschlossen sind, verweist die Identifikation auf eine längerfristige 
Bindung zwischen Individuum und Partei (vgl. Falter et al. 2000; Mayer 2016).
Die objektiv beobachtbare sozioökonomische Position der Befragten 
wird in drei Dimensionen abgebildet. Das Bildungsniveau, also der höchste 
erreichte Schulabschluss, umfasst die vier Kategorien »maximal Haupt-
schule«, »Realschule«, »Fachhochschulreife/Abitur« sowie »Sonstiges«. Die 
Klassenlage wird mithilfe des Oesch-Klassenschemas ermittelt, wobei je-
doch eine kondensierte Kategorisierung verwendet und lediglich zwischen 
den folgenden acht Kategorien differenziert wird: »obere Klassenlagen« (d. h. 
Arbeitgeber, Freiberuf lerinnen, Technische Expertinnen, oberes Management 
und soziokulturelle Professionen), »Mittelklassenlagen« (d. h. Technikerinnen, 
mittleres Management sowie soziokulturelle Semi-Professionen), »kleine 
Selbstständige mit und ohne Mitarbeiter«, »(un)gelernte Industriearbeiterin-
nen«, »(un)gelernte Dienstleistende«, »(un)gelernte Büro- und Verwaltungs-
kräfte« sowie »nicht erwerbstätig« und »arbeitslos« (vgl. Oesch 2006, 2013). 
Gegenüber anderen Klassenschemata hat dieses den Vorteil, dass es zwi-
schen unterschiedlichen horizontalen Segmenten der Arbeiterklasse im Pro-
duktions-, Dienstleistungs- und Verwaltungsbereich differenziert und so 
die Proletarisierungsthese rechter Sympathisanten zu untersuchen erlaubt. 
Anstelle des Klassenschemas wird für die Überprüfung der dynamischen 
Hypothesen der Erwerbsstatus gebildet, der die Kategorien »erwerbstätig«, 
»arbeitslos« und »nicht erwerbstätig« beinhaltet. Berücksichtigt werden zu-
dem die relative Position des monatlichen Nettoäquivalenzeinkommens sowie 
des monatlichen individuellen Erwerbseinkommens zum Medianhaushaltsein-
kommen bzw. zum Medianerwerbseinkommen.
Auch bezüglich der subjektiven Verunsicherung unterscheiden wir drei 
Dimensionen. Die selbstbezogene Verunsicherung wird mittels der Lebenszu-
friedenheit und der Zufriedenheit mit dem Haushaltseinkommen, die beide auf 
einer 11-er Skala von 0 (»ganz und gar unzufrieden«) bis 10 (»ganz und gar 
zufrieden«) erhoben werden, gemessen. Während sich letztere ausschließlich 
auf die finanzielle Situation bezieht, evaluiert die Lebenszufriedenheit das 
Leben als Ganzes und berücksichtigt dabei unterschiedliche Lebensbereiche.5 
5  Im SOEP wird außerdem die Zufriedenheit mit dem persönlichen Einkommen erhoben. 
Allerdings wird diese aufgrund der starken Korrelation mit der Zufriedenheit mit dem 
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Dabei wird davon ausgegangen, dass die Bewertung der Zufriedenheit relativ 
zu einem Vergleichsstandard erfolgt, sei es im Vergleich zu den eigenen bis-
herigen Erfahrungen sowie den Erwartungen an das zukünftige Leben oder 
zu anderen Personen aus dem sozialen Umfeld (vgl. Schwarz/Strack 1999). Da 
die oben beschriebenen Modernisierungsschübe als ökonomische Bedrohung 
wahrgenommen werden sowie die gesamte tradierte Lebensweise infrage 
stellen können, behandeln wir diese beiden Indikatoren als zentrale Maße für 
selbstbezogene Verunsicherung. Die gesellschaftsbezogene Verunsicherung 
wird über die Sorgen bezüglich der wirtschaf tlichen Entwicklung sowie der Zu-
wanderung erfasst, wobei hier zwischen »keine Sorgen«, »einige Sorgen« und 
»große Sorgen« differenziert wird. Beide Indikatoren fokussieren makros-
trukturelle Entwicklungen. Sie beziehen sich einerseits auf die wirtschaftli-
che Stärke, andererseits auf Fremdgruppen, die eventuell als wirtschaftliche 
Belastung empfunden werden. Die emotionale Verunsicherung wird anhand 
der Emotionen Angst und Ärger gemessen, die angeben, wie oft die Befragten 
das entsprechende Gefühl in den letzten vier Wochen erlebt haben. Obgleich 
die spezifischen Gründe für das Erleben von Angst und Ärger unklar sind, 
dient Angst als direktes Maß zur Abbildung der emotionalen Verunsicherung. 
Ärger hingegen bildet z. B. den Unmut über als ungerecht empfundene aktu-
elle (Lebens-)Verhältnisse ab. Die ursprünglich auf einer 5-er Skala erfassten 
Emotionen werden für die empirische Analyse zu den drei Kategorien »(sehr) 
selten«, »manchmal« und »(sehr) oft« zusammengefasst.
Als Kontrollvariablen werden neben dem Geschlecht, Migrationsstatus und 
Alter der Familienstatus benutzt. Bezüglich des Familienstatus wird zwischen 
»verheiratet«, »geschieden/verwitwet« und »ledig« unterschieden. Zudem 
wird für Ost- und Westdeutschland sowie die Beobachtungsjahre kontrolliert.
Methodisches Vorgehen
Die empirische Überprüfung umfasst zwei Teile. Der erste Teil widmet sich 
zunächst der Frage, wer die Personen sind, die sich mit rechten Parteien iden-
tifizieren. Hierfür werden die gepoolten Querschnittsdatensätze anhand 
multipler logistischer Regressionen analysiert. Dabei gehen alle Befragten in 
Haushaltseinkommen (r = 0.80) nicht bei der empirischen Analyse berücksichtigt. Letztere 
wird bevorzugt, da das Haushaltseinkommen ein umfassenderes Bild der Einkommens-
situation des Haushaltes abbildet.
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die Analyse ein, die vollständige Information hinsichtlich der oben genann-
ten Prädiktoren aufweisen (N = 186.090). Die Verteilung der Ausprägungen 
der Variablen in der Stichprobe ist in Tabelle 1 dargestellt.
Die erklärenden Variablen werden schrittweise in das Modell eingeführt. 
Das Basismodell enthält neben den Kontrollvariablen die Indikatoren zur 
Messung der objektiven sozioökonomischen Position der Befragten. Um zu 
überprüfen, inwieweit die Effekte der objektiven Position letztendlich durch 
die subjektive Verunsicherung der Befragten vermittelt werden, werden an-
schließend die drei Dimensionen subjektiver Verunsicherung schrittwei-
se hinzugefügt. Es werden zunächst die Zufriedenheiten (selbstbezogene 
Verunsicherung), die Sorgen um die wirtschaftliche Entwicklung und Zu-
wanderung (gesellschaftsbezogene Verunsicherung) und abschließend die 
Emotionen Angst und Ärger (emotionale Verunsicherung) in das Modell auf-
genommen. Da Mediationsbeziehungen interpretiert werden und bei einer 
logistischen Regression die Effekte der erklärenden Variablen nicht über 
verschiedene Modelle hinweg verglichen werden können (vgl. Mood 2010), 
erfolgt die Analyse unter Anwendung der Karlson-Holm-Breen (KHB)-Me-
thode (vgl. Breen et al. 2013). Da es sich um gepoolte Querschnittsdaten han-
delt, werden geclusterte Standardfehler berechnet.
Tabelle 1: Beschreibung der abhängigen und unabhängigen Variablen
Querschnitt (N = 186.090) Längsschnitt (N = 5.690)
Anteile / Ø (Std�-Abw�) Anteile / Ø (Std�-Abw�)
rechte Parteiidentifikation 0,9 % 26,3 %
Beobachtungsjahre
2007-2013 63,9 % 59,7 %
2014-2016 36,1 % 40,4 %
Alter 51,0 (16,9) 46,5 (16,2)
weiblich 53,2 % 36,2 %a
Familienstatus
verheiratet 64,3 % 57,2 %
ledig 20,2 % 28,4 %
geschieden/verwitwet 15,5 % 14,4 %
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Querschnitt (N = 186.090) Längsschnitt (N = 5.690)
Anteile / Ø (Std�-Abw�) Anteile / Ø (Std�-Abw�)
Migrationshintergrund 21,6 % 14,5 %a
Ostdeutschland 23,7 % 40,6 %
Bildungsniveau
max� Hauptschule 32,3 % 35,9 %a
Realschule 30,3 % 40,5 %a
Fach-/Abitur 28,7 % 16,7 %a
sonstige 8,7 % 6,8 %a
Klassenschemab 
obere Klassen 14,8 %







(un)gelernte Büro- und  
Verwaltungskräfte
6,1 %
(un)gelernte Dienstleistende 9,7 %
arbeitslos 4,7 %




nicht erwerbstätig 27,6 %
relative HH-Einkommens-
position
1,2 (0,9) 1,1 (0,6)
relative individuelle Erwerbsein-
kommensposition
0,8 (1,3) 0,8 (1,0)
Zufriedenheit mit dem HH- 
Einkommen
6,6 (2,2) 5,9 (2,4)
Lebenszufriedenheit 7,1 (1,7) 6,7 (2,0)
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Hinweis: a Da es sich um zeitkonstante Variablen handelt, wurden die Anteile nur auf Basis 
einer Beobachtung pro Person berechnet (N = 939).  
b Anstelle des Klassenschemas werden die Anteile für die Stichprobe der Längsschnittanalyse 
für den Erwerbsstatus angegeben.
Der zweite Teil der empirischen Analyse widmet sich der längsschnittlichen 
Überprüfung der MVT und beschäftigt sich mit der Frage, inwieweit objek-
tiv beobachtbare Positionsverluste sowie zunehmende subjektive Verunsi-
cherung den Wechsel der Parteiidentifikation erklären. Es werden nun Ver-
änderungen betrachtet, sodass die Längsschnittdaten mittels logistischer 
Fixed-Effects-Regressionsmodelle analysiert werden. Analog zu der logisti-
schen Analyse der Querschnittsdaten erfolgt auch hier die Anwendung der 
KHB-Methode. Ebenfalls werden die erklärenden Variablen schrittweise in 
das Modell eingeführt. Da Fixed-Effects-Modelle ausschließlich auf Ver-
änderungen innerhalb von Personen abzielen und somit für unbeobachte-
Querschnitt (N = 186.090) Längsschnitt (N = 5.690)
Anteile / Ø (Std�-Abw�) Anteile / Ø (Std�-Abw�)
Ärger 
(sehr) selten 37,2 % 27,9 %
manchmal 40,9 % 36,9 %
(sehr) oft 21,9 % 35,2 %
Angst
(sehr) selten 75,0 % 72,6 %
manchmal 17,5 % 17,5 %
(sehr) oft 7,5 % 9,9 %
Sorgen um wirtschaftliche 
Entwicklung 
keine Sorgen 22,8 % 34,5 %
einige Sorgen 59,6 % 51,3 %
große Sorgen 17,6 % 14,3 %
Sorgen um Zuwanderung)
keine Sorgen 27,0 % 65,2 %
einige Sorgen 42,5 % 26,0 %
große Sorgen 30,5 % 8,8 %
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te Heterogenität kontrollieren, werden Befragungspersonen, die keinerlei 
Wechsel hinsichtlich der Parteiidentifikation aufweisen, von dieser Analyse 
ausgeschlossen (vgl. Allison 2009). Dies führt zu einer deutlichen Stichpro-
benreduzierung, sodass jetzt nur noch 936 Personen mit insgesamt 5.690 
Personen-Jahr-Beobachtungen zur Verfügung stehen. Die Verteilung der Va-
riablen für die entsprechende Stichprobe ist ebenfalls in Tabelle 1 dargestellt. 
Da per Definition keine zeitkonstanten Variablen in das Modell integriert 
werden können, werden Geschlecht, Bildungsniveau sowie Migrationsstatus 
in diesen Modellen nicht berücksichtigt. Ebenso ist auch die Klassenlage von 
der Analyse ausgeschlossen. Zwar ist diese strenggenommen zeitveränder-
lich, allerdings sind Wechsel über die Zeit äußerst selten (vgl. Groh-Sam-
berg/Hertel 2011). Anstelle der differenzierten Klassenlage wird daher der 
Erwerbsstatus in das Modell integriert.
4. Ergebnisse
In Abbildung 1 ist der Anteil der Personen mit einer rechten Parteiidentifi-
kation im Zeitverlauf von 2007 bis 2016 dargestellt. Während der Anteil bis 
2013 relativ stabil ist, steigt dieser mit der Gründung der AfD sprunghaft an.
Abbildung 1: Anteil der Personen mit rechter Parteiidentifikation in 
Prozent im Zeitverlauf
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In Tabelle 2 sind die Ergebnisse der logistischen Regression dargestellt. Das 
Ausgangsmodell beinhaltet neben den Kontrollvariablen die Indikatoren zur 
Abbildung der sozioökonomischen Position der Befragungspersonen (M 1). 
Bezogen auf die Kontrollvariablen zeigt sich, dass die Wahrscheinlichkeit 
einer rechten Parteiidentifikation seit 2014 deutlich angestiegen ist und 
in Ostdeutschland signifikant höher ausfällt als in Westdeutschland. Des 
Weiteren weisen Frauen und Migranten eine signifikant geringere Wahr-
scheinlichkeit für eine rechte Parteiidentifikation auf. Zudem sinkt die 
Wahrscheinlichkeit mit zunehmendem Alter. In Einklang mit Hypothese 1 
bestätigen die Ergebnisse die Annahme, dass die Wahrscheinlichkeit, sich 
mit rechten Parteien zu identifizieren, signifikant höher ist, je geringer die 
sozioökonomische Stellung der Befragten ausfällt. So weisen Personen mit 
(maximal) Hauptschulabschluss und Realschulabschluss eine signifikant 
höhere Wahrscheinlichkeit für eine rechte Parteiidentifikation auf als Per-
sonen mit Fach-/Abitur. Ebenso lässt sich ein Einkommenseffekt feststellen: 
Die Wahrscheinlichkeit ist umso größer, je schlechter die Einkommensposi-
tion des Haushaltes, relativ zum Median gesehen. Zudem beeinf lusst die 
Klassenlage die Parteiidentifikation. Während wir keine Unterschiede zwi-
schen unteren Verwaltungsangestellten, Erwerbstätigen in mittleren und in 
hohen Klassenlagen finden, neigen vor allem manuelle Arbeiterinnen und 
Dienstleister sowie Arbeitslose und Nichterwerbstätige eher zu einer rech-
ten Parteiidentifikation. Gleiches gilt für Solo-Selbstständige und kleine 
Arbeitgeberinnen. Diese Befunde weisen nicht nur deutlich in Richtung der 
objektiven MVT, sondern sie lassen eine sozialstrukturell genauere Diffe-
renzierung zu: Nicht alle Angehörigen der Arbeiterklassen neigen zu einer 
rechten Parteiidentifikation, sondern insbesondere Erwerbstätige in klassi-
schen Blue- und neueren Pink-collar-Positionen.
Analog zu den objektiven Faktoren und gemäß Hypothese 2 ist eine rech-
te Parteiidentifikation umso wahrscheinlicher, je höher die subjektive Ver-
unsicherung der Personen (M 2 – M 4). Dies gilt für alle drei betrachteten 
Dimensionen. So identifizieren sich Personen umso eher mit rechten Partei-
en, je höher deren selbstbezogene Verunsicherung, d. h. je unzufriedener die 
Befragten mit dem Haushaltseinkommen und dem Leben als Ganzes sind 
(M 2). Ein positiver Effekt ergibt sich ebenfalls für die gesellschaftsbezogene 
Verunsicherung (M 3). Je mehr sich die Befragten um die Zuwanderung und 
die wirtschaftliche Entwicklung sorgen, desto höher ist die Wahrschein-
lichkeit, dass sie zu rechten Parteien neigen. Bezogen auf die Sorgen um die 
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wirtschaftliche Entwicklung lässt sich ein signifikanter Effekt jedoch erst 
dann identifizieren, wenn sich die Befragten (sehr) große Sorgen machen. 
Eine Schwelle scheint ebenso bei emotionaler Verunsicherung zu existieren 
(M 4): Die Wahrscheinlichkeit, sich mit rechten Parteien zu identifizieren, 
erhöht sich erst dann signifikant, wenn sich die Personen in den letzten vier 
Wochen (sehr) oft geärgert haben oder (sehr) oft ängstlich waren.
Doch inwieweit sind objektive Lage und subjektive Verunsicherung als 
zwei voneinander getrennte Einf lussgrößen für eine rechte Parteiidentifi-
kation zu verstehen? Werden zunächst die Bildungs- und Klasseneffekte im 
Ausgangsmodell mit denen des Endmodells verglichen, ergeben sich bei allen 
Parametern signifikante Mediationseffekte durch die subjektiven Merkmale 
(vgl. Tabelle 2, rechte Spalte). Der Bildungseffekt sowie der Effekt der Dienst-
leistenden und Nichterwerbstätigen wird vollständig durch die subjektive 
Verunsicherung vermittelt, d. h. die genannten Parameter werden substan-
tiell reduziert und üben im finalen Modell keinen signifikanten eigenstän-
digen Einf luss auf die Parteiidentifikation aus. Bei den Solo-Selbstständi-
gen, den manuellen Arbeiterinnen und Arbeitslosen kann der ursprüngliche 
Effekt nur zum Teil durch die subjektive Verunsicherung erklärt werden, 
sodass auch im finalen Modell weiterhin, wenn auch teilweise nur auf dem 
10-Prozent-Niveau signifikante, vergleichsweise hohe Effekte bestehen blei-
ben. Zwar reduziert sich der Effekt der relativen Einkommensposition des 
Haushaltes unter Kontrolle der subjektiven Verunsicherung um insgesamt 
fast 60 Prozent, allerdings ist dies kein signifikanter Mediationseffekt.
Insgesamt betrachtet speisen sich die Mediationseffekte in erster Linie 
aus den Sorgen um die Zuwanderung (vgl. Lengfeld/Dilger 2018). Bezogen 
auf die Bildung sind 90 bzw. 93 Prozent der Mediation bei Personen mit ma-
ximal Hauptschulabschluss bzw. Realschulabschluss auf höhere Sorgen um 
Zuwanderung zurückzuführen. Gleiches trifft bei den Dienstleistenden zu. 
Bei den manuellen Arbeiterinnen, Verwaltungskräften sowie den Nicht-
erwerbstätigen sind es sogar 97 Prozent. Deutlich geringer fällt der Anteil bei 
Solo-Selbstständigen (76 Prozent) und Arbeitslosen (61 Prozent) aus. Neben 
den Sorgen um Zuwanderung trägt hier ebenfalls die Unzufriedenheit mit 
dem Haushaltseinkommen zur Erklärung bei (Solo-Selbstständige: 20 Pro-
zent, Arbeitslose: 17 Prozent). Insbesondere bezogen auf die Arbeitslosigkeit 
verwundert dies nicht sonderlich, da Einkommenseinbußen eine wesentli-
che Folge der Arbeitslosigkeit sind und sehr stark mit der Einkommenszu-
friedenheit korrelieren.
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Zusammenfassend bestätigen die Ergebnisse der Querschnittsanalyse 
die Annahmen, dass eine Identifikation mit rechten Parteien umso wahr-
scheinlicher ist, je niedriger die sozioökonomische Position (H 1) und je aus-
geprägter die subjektive Verunsicherung, d. h. je größer die selbstbezogene, 
gesellschaftsbezogene sowie emotionale Verunsicherung (H 2). Zudem zei-
gen die empirischen Analysen, dass der Einf luss der objektiven Lagepara-
meter durch die subjektive Verunsicherung vermittelt und teilweise sogar 
vollständig erklärt werden kann (H 5). Daran anknüpfend lassen sich zwei 
weitere zentrale Rückschlüsse hinsichtlich der Klassenlage ziehen. Zum 
einen verweisen die Ergebnisse auf vertikale Unterschiede zwischen unte-
ren, mittleren und oberen Positionen sowie auf horizontale Differenzierun-
gen innerhalb der Arbeiterklasse, die bei anderen Untersuchungen nicht be-
trachtet wurden. Zum anderen lässt sich im finalen Modell ausschließlich 
bei den manuellen Arbeiterinnen und den (kleinen) Selbstständigen sowie 
den Arbeitslosen – und somit den klassischen Modernisierungsverlierern – 
weiterhin ein signifikanter direkter Effekt auf die Parteiidentifikation fest-
stellen, der nicht durch die subjektiv wahrgenommene Verunsicherung er-
klärt werden kann.
Tabelle 2: Determinanten rechter Parteiidentifikation (logistische Regression)




2008 -0,163 -0,154 -0,034 -0,017
2009 -0,164 -0,148 0,045 0,070
2010 0,148 0,188 0,378** 0,407***
2011 -0,053 -0,016 0,151 0,166
2012 -0,170 -0,113 0,225+ 0,244+
2013 -0,545*** -0,469** -0,218 -0,204
2014 0,938*** 1,023*** 1,128*** 1,130***
2015 1,169*** 1,282*** 1,171*** 1,173***
2016 1,873*** 1,991*** 1,506*** 1,510***
Alter -0,025*** -0,025*** -0,026*** -0,024***
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M 1 M 2 M 3 M 4
Media-
tionseffekt
Frau -0,994*** -0,977*** -0,994*** -1,038***
Familienstatus  
(Ref.: verheiratet)
ledig 0,083 0,050 0,118 0,138
geschieden/verwitwet 0,197 0,118 0,149 0,161
Migrationshintergrund -0,907*** -0,915*** -0,782*** -0,785***
Ostdeutschland 0,610*** 0,528*** 0,452*** 0,473***
Bildungsniveau  
(Ref.: Fach-/Abitur)
max� Hauptschule 0,593*** 0,535*** -0,020 -0,015 0,609***
Realschule 0,547*** 0,513*** 0,093 0,097 0,450***
sonstige 0,059 0,024 -0,223 -0,202 0,261***
Klassenschema  
(Ref.: höhere Klassen)
Selbstständige mit  
und ohne Angestellte
0,684** 0,622** 0,552* 0,568* 0,116+
Mittelklasse 0,154 0,145 -0,009 -0,004 0,158*
(un)gelernte  
manuelle Arbeiter
0,595*** 0,561*** 0,244 0,264+ 0,331***
(un)gelernte Büro-  
und Verwaltungskräfte
0,219 0,198 -0,022 -0,014 0,233***
(un)gelernte Dienstleistende 0,464** 0,413* 0,126 0,134 0,330***
arbeitslos 0,792*** 0,494** 0,287+ 0,305+ 0,487***
nicht erwerbstätig 0,259+ 0,252+ 0,098 0,111 0,148*
relative HH-Einkommens-
position
-0,152* -0,060 -0,060 -0,063 -0,090
relative individuelle Erwerbs-
einkommensposition
-0,020 -0,015 -0,004 -0,010 -0,010
Zufriedenheit mit dem HH- 
Einkommen
-0,091*** -0,051** -0,043*
Die rechte Mitte? 275
Quelle: SOEPv.33.1, eigene Berechnungen; logistische Regression unter Anwendung der 
KHB-Methode; + p < .1, * p < .05, ** p < .01, *** p < .001
Anknüpfend an die Querschnittsanalysen soll nun der Frage nachgegan-
gen werden, inwieweit Veränderungen hinsichtlich der objektiven sozio-
ökonomischen Position sowie der subjektiv wahrgenommenen Verunsiche-
rung den Wechsel der Parteiidentifikation beeinf lussen. In Tabelle  3 sind 
die Ergebnisse der Längsschnittanalyse dargestellt. Analog zu den Quer-
schnittsanalysen enthält das Basismodell neben den Kontrollvariablen die 
objektiven Lageparameter (M 1). Auch hier zeigt sich eine signifikant höhere 
Wahrscheinlichkeit rechter Parteiidentifikation seit 2014. Ein signifikanter 
Ost-West-Unterschied weist auf Kontexteffekte hin: Ein Umzug nach West-
deutschland verringert signifikant die Wahrscheinlichkeit, eine rechte Par-
M 1 M 2 M 3 M 4
Media-
tionseffekt
Lebenszufriedenheit -0,114*** -0,072*** -0,026
Sorgen um wirtschaftliche 
Entwicklung (Ref.: keine)
einige Sorgen -0,089 -0,100
große Sorgen 0,281** 0,234*
Sorgen um Zuwanderung  
(Ref.: keine)
einige Sorgen 1,138*** 1,137***
große Sorgen 3,035*** 3,007***
Ärger (Ref.: [sehr] selten)
manchmal 0,111
(sehr) oft 0,528***
Angst (Ref.: [sehr] selten)
manchmal 0,053
(sehr) oft 0,383***
N 186�090 186�090 186�090 186�090
Pseudo R2 0,1079 0,1172 0,2046 0,2101
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teiidentifikation zu entwickeln.6 Der signifikante Alterseffekt verweist da-
rauf, dass ein Wechsel nach rechts mit wachsendem Alter wahrscheinlicher 
wird. Den Ergebnissen zufolge beeinf lussen Veränderungen des Erwerbs-
status nicht die Parteiidentifikation. Insbesondere bei der Arbeitslosigkeit 
wäre ein solcher Effekt zu erwarten gewesen. Allerdings ist in diesem Zu-
sammenhang darauf hinzuweisen, dass der Effekt von Arbeitslosigkeit auch 
durch den lokalen Kontext moderiert wird (vgl. Rippl/Baier 2005) und Er-
werbstätigkeit nicht automatisch rechte Parteiidentifikation verhindert (vgl. 
Sommer 2010). Des Weiteren weisen die vorangegangenen Querschnitts-
analysen auf deutliche Unterschiede zwischen Arbeitsmarktpositionen hin. 
Gleiches gilt für den Eintritt in die Arbeitslosigkeit (vgl. Esche 2017), sodass 
auch hier die Umstände des Arbeitsplatzverlustes Berücksichtigung finden 
sollten. Signifikante Abstiegseffekte zeigen sich jedoch beim Einkommen, 
sodass sich Hypothese 3 teilweise bestätigen lässt: Je stärker sich die relative 
Einkommensposition der Befragten verschlechtert, desto wahrscheinlicher 
ist ein Wechsel hin zu rechten Parteien. Dies gilt sowohl für das individuelle 
Erwerbseinkommen als auch das Haushaltseinkommen, wobei letzteres nur 
auf dem 10-Prozent-Niveau signifikant ist.
In Einklang mit Hypothese  4 befördert ebenfalls eine gestiegene sub-
jektive Verunsicherung eine rechte Parteiidentifikation. Dies gilt für alle 
drei Dimensionen. So ist ein Wechsel hin zu einer rechten Partei umso 
wahrscheinlicher, je stärker die Zufriedenheit mit dem Einkommen und 
dem Leben als Ganzes sinkt (M 2, selbstbezogene Verunsicherung) und je 
mehr sich die Befragten um die Zuwanderung und die wirtschaf tliche Ent-
wicklung sorgen (M 3, gesellschaf tsbezogene Verunsicherung). Bei Letzte-
rer scheint jedoch eine Schwelle zu existieren, sodass sich die Befragten 
nun mindestens große Sorgen machen müssen. Des Weiteren begünstigt 
auch eine gestiegene emotionale Verunsicherung den Wechsel hin zu einer 
rechten Parteiidentifikation (M 4). Allerdings trif ft dies lediglich für das Er-
leben von Ärger zu und auch nur dann, wenn sich die Befragten nun (sehr) 
oft ärgern.
6  Es handelt sich hier um einen Durchschnittsef fekt eines Wohnortwechsels zwischen Ost- 
und Westdeutschland. In dem Maße, in dem ein Umzug nach Westdeutschland die Wahr-
scheinlichkeit einer Identifikation mit rechten Parteien durchschnittlich reduziert, vergrö-
ßert der Umzug nach Ostdeutschland diese Wahrscheinlichkeit. Dies gilt analog auch für 
die folgenden Ef fekte.
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Einen relevanten und signifikanten Mediationseffekt lässt sich lediglich 
hinsichtlich der relativen Einkommensposition des Haushaltes feststellen. 
Der Mediationseffekt resultiert dabei zu 57 Prozent aus der Zufriedenheit 
mit dem Einkommen und zu 26 Prozent aus der Lebenszufriedenheit. Wei-
tere 12 Prozent speisen sich aus der Sorge um die Zuwanderung. Somit lässt 
sich die Annahme, dass der Zusammenhang zwischen objektiver Lage und 
rechter Parteiidentifikation durch die subjektiv wahrgenommene Verunsi-
cherung vermittelt wird, auch bei der dynamischen Betrachtung bestätigen 
(H 6).
Tabelle 3: Einf luss der objektiven und subjektiven Indikatoren auf den Wechsel der 
Parteiidentifikation (logistische FE-Regression)
M 1 M 2 M 3 M 4
Media-
tionseffekt
Jahre 2014–2016  
(Ref.: 2007–2013)
1,689*** 1,755*** 1,628*** 1,621***
Alter 0,078** 0,077** 0,079** 0,080**
Familienstatus  
(Ref.: verheiratet)
ledig 0,357 0,326 0,394 0,397
geschieden/verwitwet 0,281 0,178 0,208 0,215
Ostdeutschland -1,210* -1,250* -1,247* -1,236*
Erwerbsstatus  
(Ref.: erwerbstätig)
arbeitslos -0,023 -0,201 -0,205 -0,210 0,187*
nicht erwerbstätig 0,017 0,032 0,031 0,019 -0,002
relative HH-Einkommens-
position
-0,289+ -0,123 -0,147 -0,159 -0,130+
relative individuelle Erwerbs-
einkommensposition
-0,349** -0,344** -0,307** -0,312** -0,038
Zufriedenheit mit dem HH-
Einkommen
-0,073** -0,051* -0,049+
Lebenszufriedenheit -0,090** -0,077** -0,054+
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Quelle: SOEPv.33.1, eigene Berechnungen; logistische Fixed-Ef fects-Regression unter 
Anwendung der KHB-Methode; + p < .1, * p < .05, ** p < .01, *** p < .001
5. Zusammenfassung und Diskussion
Unser Beitrag verfolgte drei Ziele. Anknüpfend an die zum Teil widersprüch-
lichen Ergebnisse bisheriger Studien gingen wir zunächst der Frage nach, 
wo die Sympathisantinnen der politischen Rechten in der Sozialstruktur 
Deutschlands zu verorten sind. Mittels eines längsschnittlichen Designs über-
prüften wir zweitens, ob – entsprechend der MVT – objektive Positionsabstie-
ge oder steigende subjektive Verunsicherung die individuelle Identifizierung 
mit rechten Parteien befördert. Ausgehend von objektiven und subjektiven 
Varianten der MVT untersuchten wir drittens die relative Wichtigkeit objek-
M 1 M 2 M 3 M 4
Media-
tionseffekt
Sorgen um wirtschaftliche 
Entwicklung (Ref.: keine)
einige Sorgen 0,052 0,055
große Sorgen 0,451** 0,437**
Sorgen um Zuwanderung  
(Ref.: keine)
einige Sorgen 0,510* 0,509*
große Sorgen 1,358*** 1,332***
Ärger (Ref.: [sehr] selten)
manchmal 0,093
(sehr) oft 0,242*
Angst (Ref.: [sehr] selten)
manchmal -0,151
(sehr) oft 0,234
N Personenbeobachtungen 5�690 5�690 5�690 5�690
N Personen 939 939 939 939
Pseudo R2 0,1658 0,1700 0,2014 0,2043
Die rechte Mitte? 279
tiven und subjektiven Statusverlusts aufgrund von Modernisierung sowie 
die Mediationsvermutung, nach der die Effekte objektiven Statusverlusts 
über subjektive Verunsicherung erklärt werden können.
Im Gegensatz zu Studien, die Sympathisantinnen rechter Parteien über-
wiegend in der sozialstrukturellen Mitte Deutschlands identifizieren, deuten 
unsere Ergebnisse auf eine Konzentration von politisch Rechten am unteren 
sozialstrukturellen Rand hin. So weisen Personen aus niedrigeren sozioöko-
nomischen Positionen durchweg eine höhere Wahrscheinlichkeit für eine 
rechte Parteiidentifikation auf als Personen aus höheren Statuslagen. Dabei 
lassen sich eigenständige Bildungs-, Klassen- und Einkommenseffekte iden-
tifizieren. Das verwendete Oesch-Schema erlaubt darüber hinaus auch eine 
horizontale Bestimmung rechter Positionierung. Diese sind verstärkt unter 
Solo-Selbstständigen sowie Menschen in manuellen Produktions- und Dienst-
leisterberufen innerhalb der Arbeiterklasse anzutreffen und weniger bei Arbei-
tern in der Verwaltung. Des Weiteren begünstigen relative Einkommensver-
luste den Wechsel hin zu einer rechten Parteiidentifikation. Da vor allem die 
Einkommensentwicklung bei Niedrigeinkommensbezieherinnen zu relativen 
Verlusten geführt hat (vgl. Grabka/Goebel 2018), erscheint uns die von Lengfeld 
(2017) ausgesprochene Empfehlung, potentielle AfD-Wähler seien unempfäng-
lich für Umverteilungs- und Absicherungsversprechen, als gewagt.
Schließlich neigen Personen umso wahrscheinlicher zu rechten Parteien, 
je ausgeprägter ihre subjektiv wahrgenommene Verunsicherung ist (vgl. hier-
zu auch den Beitrag von Droste in diesem Band). Dies gilt für alle drei be-
trachteten Dimensionen, d. h. selbstbezogene, gesellschaftsbezogene sowie 
emotionale Verunsicherung. Werden die Entwicklungen der Sorgen parallel 
zu unseren eigenen Analysen betrachtet, gibt es jedoch auch hier wenig Grund 
anzunehmen, dass es vor allem Menschen in mittleren gesellschaftlichen 
Positionen sind, die zunehmend verunsichert sind. So zeigen Lengfeld und 
Ordemann (2017), dass die Sorgen um den eigenen Arbeitsplatz nicht nur in 
den Arbeiterklassen am höchsten sind, sondern in allen Klassenlagen seit der 
Mitte der 2000er Jahre substantiell abgenommen haben (vgl. auch die Beiträ-
ge von Lengfeld und von Delhey/Steckermeier in diesem Band). Tatsächlich 
weisen unsere Ergebnisse darauf hin, dass die höhere Wahrscheinlichkeit 
einer rechten Parteiidentifikation bei objektiv deprivierten Menschen teil-
weise durch deren größere subjektive Verunsicherung erklärt werden kann.
Der Befund, dass die gesellschaftsbezogene Verunsicherung einer der 
stärksten Prädiktoren für eine rechte Parteiidentifikation ist, verweist trotz 
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der keineswegs perfekten Operationalisierung auf den sekundären Autori-
tarismus als mögliche Erklärung für rechte Parteiidentifikation in den unte-
ren Klassenlagen. Vor dem Hintergrund der sozialstrukturellen Konzentra-
tion rechter Parteiidentifikation innerhalb weniger Klassenlagen erscheint 
es uns deshalb umso dringlicher, die soziale Anerkennung genau dieser 
Gruppen zu stärken. Während rechtspopulistische Parteien dies über natio-
nalistische Narrative der ökonomischen Konkurrenz und kulturellen Bedro-
hung versuchen, können bürgerliche, aber vor allem linke Parteien solida-
rische Anerkennungsnarrative entwickeln und problemorientierte Politiken 
anbieten, die Gemeinsamkeiten in der sozialen Position nicht nur betonen, 
sondern gezielt für Mobilisierungsprozesse ausnutzen.
Gerade weil Zugewanderte und Rechte aufgrund niedriger Qualifikation, 
unsicherer Arbeitsmarktposition sowie gesellschaftlicher Marginalisierung 
häufig ähnliche Problemlagen wie z. B. niedrige Löhne, schlechte Arbeitsbe-
dingungen und steigende Mieten zu bewältigen haben, liegt deren demokra-
tische – über politische Mehrheiten zu erreichende – Lösung paradoxerweise 
in einer gemeinsamen Solidarbewegung. Die Gegner eines solchen gemein-
samen politischen Projekts sind dann nicht Fremde, sondern Profiteure aku-
ter Wohnungsnot und unterbezahlter, schlecht abgesicherter Arbeitsplätze. 
In dieser Bewegung sind Zugewanderte und Nicht-Zugewanderte letzten 
Endes Schicksalsgenossinnen und keine Konkurrenten im Kampf gegen 
Prekarisierung und Verunsicherung. Solche interkulturellen Begegnungen 
bauen Ängste ab und ermöglichen nachhaltig Integration. Darüber hinaus 
ist die Integration von Zugewanderten zugleich auch eine Antwort auf Fach-
kräftemangel und demografischen Wandel und adressiert so auch wichtige 
objektive Ursachen gesellschaftsbezogener Verunsicherung. Obwohl diese 
Bewegungen wahrscheinlich eher von unten als von oben entstehen (erinnert 
sei hier an die »Willkommenskultur«), kann ein unterstützender Diskurs 
wohl nur über erhebliche Anstrengungen in der politischen Willensbildung 
auf Seiten der Parteien links von der AfD gelingen.
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